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101. Sitzung 

Bonn, den 15. November 1984 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich Ihnen 
folgende Mitteilungen machen: Heute feiert der 
Herr Abgeordnete Dr. Marx seinen 60. Geburtstag. 

(Beifall) 

Ich darf Ihnen, Herr Abgeordneter Dr. Marx, im 
Namen des ganzen Hauses zu diesem runden Ge-
burtstag die besten Wünsche für Ihre Gesundheit 
und für ein weiteres erfolgreiches Wirken in Ihren 
politischen Aufgaben aussprechen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat ihren Antrag „Befahren der Weser im 
Kernbereich Oberwasser" — Drucksache 10/907 — 
zurückgezogen. Damit entfällt Punkt 18 der Tages-
ordnung. 

Die verbundene Tagesordnung dieser Woche soll 
um den Zusatzpunkt „Eidesleistung des Bundesmi-
nisters für besondere Aufgaben" erweitert werden. 
Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Ich rufe sodann Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Eidesleistung des Bundesministers für be-
sondere Aufgaben 

Der Herr Bundespräsident hat mir mit Schreiben 
vom heutigen Tage mitgeteilt, daß er auf Vorschlag 
des Herrn Bundeskanzlers Herrn Dr. Wolfgang 
Schäuble zum Bundesminister für besondere Auf-
gaben ernannt hat. Nach Art. 64 des Grundgesetzes 
leisten die Bundesminister bei der Amtsübernahme 
den in Art. 56 des Grundgesetzes vorgesehenen 
Eid. 

Ich bitte Sie, Herr Bundesminister Dr. Schäuble, 
zur Eidesleistung heranzutreten. — 

(Die  Abgeordneten erheben sich) 

Ich lese Ihnen die Eidesformel vor und bitte, den 
Eid mit den Worten „Ich schwöre es, so wahr mir 
Gott helfe" oder „Ich schwöre es" zu bekräftigen. 
Der Eid lautet: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das Grund

-

gesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft er-
füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Sind Sie be-
reit, den Eid zu leisten? 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ja, Herr Präsident. — Ich schwöre es, so 
wahr mir Gott helfe. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, der neu ernannte Bundesminister für beson-
dere Aufgaben, Dr. Wolfgang Schäuble, hat den vom 
Grundgesetz vorgeschriebenen Eid bei der Amts-
übernahme vor dem Deutschen Bundestag gelei-
stet. 

Ich beglückwünsche Sie, Herr Bundesminister, 
zur Übernahme Ihres Amtes und wünsche Ihnen 
viel Glück, Erfolg und Gottes Segen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herzlichen Dank, Herr Präsident. 

Präsident Dr. Jenninger: Ich rufe die Punkte 2 a 
und 2 b der Tagesordnung auf: 

a) Beratung und Schlußabstimmung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Feststellung 
eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 1984 (Nachtragshaus-
haltsgesetz 1984) 
— Drucksachen 10/2080, 10/2232 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2287 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Carstens (Emstek) 
Austermann 
Hoppe 
Frau Simonis 
Kleinert (Marburg) 
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b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 

Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Geänderter Vorschlag für einen Beschluß des 
Rates über das System der eigenen Mittel 
der Gemeinschaften 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über ergänzende Maßnahmen zur Deckung 
des Ausgabenbedarfs des Haushaltsjahres 
1985 bei nicht rechtzeitigem Inkrafttreten 
des neuen Beschlusses über die Erhöhung 
der eigenen Mittel 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Der Haushaltsbedarf der Gemeinschaft in 
den Jahren 1984 und 1985 
— Drucksachen 10/1946 Nr. 34, 10/1946 Nr. 32, 
10/1946 Nr. 33, 10/2215 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Hoffmann (Saarbrücken) 
Borchert 

Zu Punkt 2 a der Tagesordnung liegt Ihnen ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 10/2357 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Tagesordnungspunkte 2 a und 2 b und eine 
Aussprache von zwei Stunden vorgesehen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Bundesminister der Finanzen. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte gerne meine Wortmeldung zurückziehen 
und zunächst die Argumente der Vertreter der 
Fraktionen hören. 

Schönen Dank. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, mir 
ist Ihre Wortmeldung mitgeteilt worden. Ich bitte 
um Nachsicht, daß ich Sie fälschlicherweise aufge-
rufen habe. 

Das Wort hat der Abgeordnete Echternach. 

Echternach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Nachtragshaushalt ist hier 
bereits vor einigen Wochen debattiert worden. Wir 
haben dabei eine maßlose Polemik zum Stand der 
Europapolitik von seiten der sozialdemokratischen 
Kollegen gehört, angesichts der man sich fragen  

muß, ob die Sozialdemokraten nicht erst 25 Monate, 
sondern schon 25 Jahre aus der Regierungsverant-
wortung heraus sind und ob sie überhaupt die Ab-
sicht haben, in diesem Jahrhundert noch einmal 
Regierungsverantwortung zu übernehmen. Denn 
statt von den Versäumnissen der alten Regierung 
zu sprechen, polemisierten sie ausschließlich gegen 
die Bundesregierung, als hätte es hier keine SPD-
Regierung gegeben. Wir machen mit diesem Nach-
tragshaushalt j a nichts anderes, als die Probleme, 
die uns die alte Regierung zurückgelassen hat, an-
zupacken und zu lösen. 

Ohne die von der alten Bundesregierung jahre-
lang betriebene Europa- und Agrarpolitik hätte es 
diesen Nachtragshaushalt überhaupt nicht gege-
ben. Dieser Nachtrag ist die Folge der Explosion der 
Ausgaben der EG, die uns die Sozialdemokraten 
hinterlassen haben. Die SPD-geführte Bundesregie-
rung hat es zugelassen, daß die EG-Ausgaben jähr-
lich mit horrenden Steigerungsraten nach oben ge-
klettert sind. Von 1973 bis 1982 stiegen die EG-
Gesamtausgaben Jahr für Jahr um durchschnittlich 
18 %: Das ist mehr als das Doppelte des ja auch 
nicht gerade geringen Anstiegs des Bundeshaus-
halts in der gleichen Zeit. 

Die deutschen Leistungen zum Haushalt der Eu-
ropäischen Gemeinschaft haben sich in dieser Zeit 
von 5,4 Milliarden DM auf rund 15 Milliarden DM 
fast verdreifacht. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die Grenze von 1 % des Mehrwertsteueraufkom-
mens, die 1975 erst zu 36 % ausgeschöpft war, reicht 
seit 1983 nicht mehr aus. 

Was haben Sie, meine Damen und Herren von 
der sozialdemokratischen Fraktion, was hat die 
SPD-geführte Bundesregierung unternommen, um 
diese vorhersehbare Entwicklung aufzuhalten? 
Nichts, aber auch gar nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jahrelang hat die SPD tatenlos zugesehen, wie die 
Produktion bei allen wichtigen Agrarprodukten 
weit schneller wuchs als der Verbrauch. Sie hat 
zugesehen, wie z. B. in den letzten zehn Jahren die 
Milchanlieferungen in der Bundesrepublik um 34 % 
stiegen, dagegen der Verbrauch nur um 2 % zu-
nahm, und das bei einem Selbstversorgungsgrad in 
der Europäischen Gemeinschaft von 120 %. 

Was haben Sie getan, um die Überschußproduk-
tion in der Europäischen Gemeinschaft zu stoppen? 
Sie haben draußen bei den Landwirten beruhigende 
Reden gehalten. Sie haben die Bauern über die 
wirkliche Lage der Europäischen Gemeinschaft, 
über den näherrückenden Zusammenbruch des EG-
Agrarmarktes im unklaren gelassen. Und in Brüs-
sel haben Sie die Überschußproduktion immer wei-
ter gefördert, nach dem Motto: Nach uns die  Sint-
flut! 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Ech-
ternach, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller? 

Echternach (CDU/CSU): Bitte. 
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Mü ller (Schweinfurt) (SPD): Herr Kollege Echter-
nach, könnten Sie uns hier einmal sagen, welche 
Vorschläge die CDU damals als Oppositionspartei 
gemacht hat, um diese Überschüsse eventuell ein-
zudämmen? 

Echternach (CDU/CSU): Herr Kollege Müller, wer 
hat denn damals regiert?! 

(Lachen bei der SPD) 

Verstecken Sie sich doch nicht hinter der Opposi

-

tion, sondern bekennen Sie sich zu Ihrer Verant

-

wortung, die Sie für diesen Scherbenhaufen haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn das Ergebnis seit 1977 ist gewesen: Steige-
rung der EG-Kosten für Milch um 99 %, Steigerung 
der Kosten für Tabak um 288 %, für Olivenöl um 
388 %, für Obst und Gemüse um 648 % und für Wein 
um 1 053 %. Das sind Steigerungen allein seit 1977. 

Dabei kamen die steigenden Agrarausgaben im-
mer weniger den Bauern selber zugute, sondern 
dienten vor allem dazu, die überquellenden Lager-
häuser zu finanzieren und diese Überschüsse auf 
dem Weltmarkt abzusetzen. Gleichzeitig sanken 
nämlich die Einkommen der deutschen Bauern in 
der EG von einem Mittelplatz auf das Ende der EG-
Rangfolge. Das war das Erbe, welches die neue Re-
gierung vor zwei Jahren vorfand. Diese Überschuß-
produktion war schon 1983 nicht mehr finanzierbar, 
sondern führte dazu, daß die EG-Kommission Aus-
gaben in Milliardenhöhe bereits 1983 ins nächste 
Haushaltsjahr verschieben mußte. 

Erst der neuen Bundesregierung ist es in mühse-
ligen Verhandlungen — vom Stuttgarter Paket des 
Bundeskanzlers bis zu den Beschlüssen von Fon-
tainebleau — gelungen, zum erstenmal mit den eu-
ropäischen Partnern eine Verständigung über eine 
deutliche Einschränkung der landwirtschaftlichen 
Überschußproduktion der Gemeinschaft zu errei-
chen. Das konnte in diesem Jahr die Deckungslücke 
im EG-Haushalt nicht mehr verhindern. Es wird 
jedoch in Zukunft erhebliche Mittel sparen, weil 
wachsende Überschüsse nicht mehr wie bisher 
automatisch mitfinanziert werden müssen. 

Natürlich waren die Beschlüsse, die jetzt gefaßt 
werden mußten, für viele Betroffene schmerzhaft. 
Aber daß ausgerechnet Sie sich jetzt draußen hin-
stellen und mit spitzen Fingern auf die neue Regie-
rung zeigen, die nur das nachholt, was Sie hätten 
tun müssen, wozu Ihnen aber der Mut fehlte, ist 
angesichts Ihrer Verantwortung für diese Entwick-
lung schon ein starkes Stück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Sozialdemokraten 
haben bei der Beratung des Nachtragshaushalts 
1984 vor allem über die Deckungslücke im Haushalt 
der EG für das nächste Jahr lamentiert. Eine solche 
Lücke gibt es. Darüber sind sich auch die Finanzmi-
nister selber bei der Verabschiedung des Entwurfs 
für das Haushaltsjahr 1985 im klaren gewesen. 
Aber angesichts der rechtlichen Verpflichtung zur 
Vorlage eines ausgeglichenen Haushalts, ange-
sichts der rechtlichen Verpflichtung im Bereich der 

Agrarausgaben, auch angesichts der rechtlichen 
Begrenzung der Einnahmen blieb dem Rat gar 
keine andere Wahl, als so zu entscheiden. Es ist 
richtig gewesen, daß der Rat auch bereits den Weg 
gewiesen hat, wie die Deckungslücke im Haus-
haltsentwurf 1985 geschlossen werden sollte, näm-
lich durch zusätzliche Mittel im Herbst 1985. Es ist 
gut, daß die Bundesregierung dafür auch im Einzel-
plan 1985 bereits ausreichende Vorsorge getroffen 
hat. 

Natürlich gäbe es einen Weg, die Deckungslücke 
sofort zu schließen, nämlich wenn die Bundesregie-
rung schon jetzt einer Erhöhung der Mehrwertsteu-
erbeiträge für die EG zustimmen würde, wie dies 
fast alle Partner fordern. Aber genau in diesem 
Punkt sind wir uns ja einig gewesen, auch im Haus-
haltsausschuß. Wir haben gemeinsam gesagt, daß 
wir dies nicht tun, sondern daß wir gemeinsam an 
der 1-%-Grenze festhalten. Wir sind unverändert der 
Auffassung, daß es einen engen politischen Zusam-
menhang zwischen dem Beitritt Spaniens und Por-
tugals und der Erhöhung der EG-Beiträge gibt. 

Lassen Sie mich dazu drei Dinge feststellen. 

Erstens. Der Beitritt Spaniens und Portugals und 
die Beitragserhöhung müssen zusammen am 1. Ja-
nuar wirksam und gemeinsam ratifiziert werden. 
Andernfalls, so fürchte ich, wird aus dem Beitritt 
Spaniens, den wir aus politischen Gründen wollen, 
auf lange Zeit nichts werden, denn die Erfahrung 
zeigt, daß eine Anhebung der EG-Beiträge ohne 
Junktim sofort die Gefahr heraufbeschwören wür-
de, daß die großzügige Ausgabenpolitik fortgesetzt 
würde und damit die Mittel anderweitig eingesetzt 
würden, die zur Finanzierung des Beitritts von Spa-
nien und Portugal notwendig sind. 

Außerdem sollte niemand in der Europäischen 
Gemeinschaft darauf spekulieren können, er werde 
ab 1986 höhere Mittel aus der EG-Kasse als bisher 
erhalten, wenn er Spanien den Weg in die EG ver-
baut. 

Zweitens. Die Beitragsprobleme liegen aber nicht 
nur bei den EG-Partnern. Auch Spanien sollte nicht 
im Vertrauen auf unser Junktim seine Position 
überziehen und sich detaillierten Regelungen vor 
dem Beitritt möglichst entziehen wollen, um später 
mit der Vetomöglichkeit im Ministerrat alle Ent-
scheidungen gegen seine Interessen blockieren zu 
können. 

Drittens. Was sich aber auf keinen Fall wiederho-
len darf, sind die Fehler beim Beitritt Griechen-
lands, nämlich unter dem Druck von Terminen For-
melkompromisse zu verabschieden, die die offenen 
Probleme nur kurzfristig kaschieren würden. Eine 
solche Scheineinigung zum Januar 1986 wäre 
schlechter als gar keine Einigung, denn sie würde 
die Lösung der Probleme nicht nur vertagen, son-
dern später nahezu unmöglich machen und die Ge-
meinschaft damit neuen unerträglichen Belastun-
gen aussetzen. 

Mit den jetzt gefaßten Beschlüssen ist aber die 
Sanierung der EG-Finanzen bei weitem noch nicht 
beendet. Sie können nur ein erster Schritt sein, dem 
weitere folgen müssen. Gerade wegen des geplan- 
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ten Beitritts von Spanien und Portugal ist es unum-
gänglich, daß auch bei anderen Landwirtschaftspro-
dukten, insbesondere bei Wein, Olivenöl und Zitrus-
früchten, Entscheidungen zur Einschränkung der 
Überproduktion getroffen werden. Vor allem aber 
geht es darum, daß die EG-Agrarausgaben nicht 
mehr stärker steigen als die Einnahmen der Ge-
meinschaft, sondern im Gegenteil hinter dem Stei-
gerungssatz der Einnahmen zurückbleiben. Das 
war ja das Ziel der Beschlüsse des Europäischen 
Rats zur Haushaltsdisziplin. Das ist aus guten 
Gründen auch von der Bundesregierung und von 
Großbritannien für die Verwirklichung des Nach-
tragshaushalts zur Voraussetzung gemacht wor-
den. 

Wie hilfreich dies gewesen ist, zeigte sich in den 
mühevollen Verhandlungen der letzten Wochen und 
Monate bei der Frage, wie dieser Beschluß von Fon-
tainebleau zur Haushaltsdisziplin konkretisiert 
werden kann und ein entsprechender Zwang ausge-
übt werden sollte. Diese Verhandlungen sind jetzt 
am Montag und Dienstag dieser Woche erfolgreich 
abgeschlossen worden. Sie sind zwar nicht so klar 
ausgefallen wie ursprünglich vorgeschlagen, aber 
sie sind insgesamt ein deutlicher Fortschritt, den 
wir begrüßen und der uns jetzt auch die Zustim-
mung zum Nachtragshaushalt ermöglicht. 

Wichtig ist dabei allerdings, daß diese Grundsätze 
in der Gemeinschaft auch voll angewandt werden 
und daß sie nicht nur bei der Aufstellung der Haus-
haltspläne gelten, 

(Zuruf des Abg. Hoffmann [Saarbrücken] 
[SPD]) 

sondern auch beim Haushaltsvollzug, Herr Kollege 
Hoffmann, wobei nach den neuesten Beschlüssen 
der Kommission eine besondere Verantwortung zu-
kommt. Denn nur dann, wenn die Agrarausgaben 
nicht immer mehr den EG-Haushalt erdrücken, be-
kommt die Gemeinschaft wieder den erforderlichen 
Spielraum, um den wirtschaftlichen und sozialen 
Ausgleich in der Gemeinschaft voranzutreiben, um 
den technologischen Fortschritt stärker zu fördern 
und um den eigenen Zielen, die sie sich gesetzt hat, 
auch Rechnung tragen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, um Haushaltsdiszi-
plin geht es aber nicht nur bei der Agrarpolitik, son-
dern sie ist auch für andere Bereiche unverzichtbar, 
z. B. in der Besoldung der EG-Bediensteten, die in 
den 70er Jahren völlig aus dem Ruder gelaufen ist. 
Dies ist kein neues Thema, aber wir dürfen hier 
nicht resignieren. Ich empfinde es als unerträglich, 
daß im europäischen Bereich Hunderte von Bedien-
steten eine gleichhohe oder eine höhere Besoldung 
bekommen als der Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Meine Damen und Herren, wir fordern die Bun-
desregierung auf, sich für ein Einfrieren der Bezüge 
der EG-Beamten einzusetzen, bis sie sich wieder in 
einem angemessenen Verhältnis zur Besoldung in  

den Mitgliedsländern befinden und auch die Perso-
nalausstattung in Brüssel wieder ein vertretbares 
Maß erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, der Nachtragshaus

-

halt 1984 markiert zwei Ziele der Koalition: erstens 
unseren Willen, die Grundsätze der Sparsamkeit 
und der finanziellen Vernunft auch in der Finanz-
wirtschaft der Europäischen Gemeinschaft durch-
zusetzen, und zweitens das erfolgreiche Bemühen 
der Koalition, nach den schlimmen Jahren des fi-
nanziellen Schlendrians die Politik der Konsolidie-
rung und der Stabilität unbeirrt fortzusetzen und 
die maßlos angewachsene Neuverschuldung Schritt 
für Schritt zurückzuführen. 

Gegenüber dem Regierungsentwurf haben wir 
im Haushaltsausschuß als einzige Veränderung 
den höher ausgefallenen Bundesbankgewinn von 
2,4 Milliarden DM in den Nachtragshaushalt einge-
stellt. Dadurch senken wir die Neuverschuldung im 
Haushalt 1984 auf 31,2 Milliarden DM ab. Wir hal-
ten uns damit an unsere Linie, den Bundesbankge-
winn nicht wie die alte Regierung zur Ausgaben-
ausweitung zu verwenden, sondern in voller Höhe 
zur Rückführung der Nettoneuverschuldung. 

Die Steuerschätzungen in dieser Woche haben 
zwar Steuermindereinnahmen ergeben. Auf der an-
deren Seite aber sind die IstAusgaben dieses Jah-
res bis Ende Oktober erheblich hinter dem Soll zu-
rückgeblieben. Bisher liegen sie nur etwa 1 % über 
dem Vorjahreszeitraum, während der Haushalts-
plan noch eine Steigerung von 4,2 % vorsieht. Das 
läßt erwarten, daß die IstAusgaben dieses Jahres 
so deutlich unter den Ansätzen des Haushaltspla-
nes bleiben werden, daß die nach der Steuerschät-
zung zu erwartenden Mindereinnahmen im Jahres-
ergebnis wieder ausgeglichen werden. 

Damit diese erfreuliche Entwicklung nicht noch 
am Ende des Jahres durch das berühmt-berüchtigte 
Dezember-Fieber, also die plötzliche Ausgabefreu-
digkeit der Behörden am Jahresende, unterlaufen 
wird, haben wir im Haushaltsausschuß die Bundes-
regierung aufgefordert, dem Ausschuß Anfang 
nächsten Jahres eine detaillierte Übersicht über 
alle Fälle zu geben, in denen die monatlichen Aus-
gaben im November und Dezember deutlich über 
den durchschnittlichen Monatsausgaben in den er-
sten zehn Monaten des Jahres liegen, und in jedem 
Fall eine solche Überschreitung auch zu begründen. 
Das soll dem Bundesfinanzminister helfen, das De-
zember-Fieber einzudämmen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dieser Nachtragshaushalt setzt die erfolgreiche 
Haushaltskonsolidierung konsequent fort. Nach ei-
ner drohenden Neuverschuldung am Ende Ihrer 
Regierungszeit von über 50 Milliarden DM haben 
wir über 37 Milliarden DM im letzten Jahr mit die-
sem Nachtragshaushalt noch eine Neuverschul-
dung von etwas über 31 Milliarden DM. Wir werden 
am Ende des Haushaltsjahres bei unter 30 Milliar-
den DM ankommen. 
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Für 1985 rechnen wir trotz der Steuerminderein-

nahmen — nach den Steuerschätzungen dieser Wo-
che — auf Grund des Ergebnisses der Beratungen 
des Haushaltsausschusses mit einer weiteren Sen-
kung der Nettoneuverschuldung auf rund 25 Milli-
arden DM. Aber wir sind dabei mit der Haushalts-
konsolidierung noch lange nicht über den Berg. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Die Neuverschuldung ist immer noch zu hoch, zu-
mal wenn wir berücksichtigen, wie sehr uns bei den 
Konsolidierungsfortschritten der hohe Bundes-
bankgewinn geholfen hat. 

Der unselige Streik in der Metallindustrie und 
seine Folgen für die Steuereinnahmen zeigen, wie 
schnell sich Haushaltsannahmen auch ohne Zutun 
der Bundesregierung plötzlich ändern können. Ich 
empfinde es auch als beunruhigend, wie überall die 
Ansprüche an den Haushalt immer stärker zuneh-
men; nicht nur bei den Verbänden, bei denen das ja 
noch verständlich ist, 

(Krizsan [GRÜNE]: Sie können den An-
sprüchen nicht standhalten!) 

sondern das fängt vielmehr bei den maßlosen Aus-
gabenprogrammen der Opposition an und geht bis 
zur Forderung nach dem Vorziehen der Termine 
der Steuerreform. 

Wir dürfen die erreichten Fortschritte bei der 
Haushaltskonsolidierung nicht gefährden. Der Bun-
deskanzler und die Mitglieder der Bundesregierung 
haben dafür in dieser Woche auch das richtige Zei-
chen gesetzt und mit ihrem Beschluß, auch 1985 auf 
5 % ihrer Bezüge freiwillig zu verzichten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn die Haushaltskonsolidierung ist ja nicht nur 
für die staatliche Finanzwirtschaft lebenswichtig, 
sondern sie kommt dem Bürger unmittelbar selbst 
zugute. Die Bürger spüren diese Auswirkungen be-
reits heute. 

(Krizsan [GRÜNE]: Ja, im Portemonnaie! 
Immer weniger!) 

Zum erstenmal seit 15 Jahren haben wir wieder 
Preisstabilität. Die Arbeitnehmer erhalten im Ge-
gensatz zum Ende Ihrer Regierungszeit, Herr Kol-
lege, wieder höhere Reallöhne. 

(Krizsan [GRÜNE]: Wir haben nicht 
regiert!) 

Wir sind in der Lage, den Familien zu helfen und 
gleichzeitig die Steuern spürbar zu senken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die sinkenden Zinsen und der zurückgehende 
Staatsanteil am Bruttosozialprodukt stärken die 
marktwirtschaftlichen Kräfte und unterstützen so 
wirtschaftliches Wachstum, machen zusätzliche In-
vestitionen möglich und schaffen damit neue Ar-
beitsplätze. Das darf nicht gefährdet, das muß gesi-
chert und weiter ausgebaut werden. 

(Krizsan [GRÜNE]: Sie sind noch im Ne-
bel!) 

Der Bundesfinanzminister hat kürzlich im Haus-
haltsausschuß gemeint, aus sportlichen Gründen 

hätte er gern auf einen Nachtragshaushalt verzich-
tet. Das ist verständlich; denn Nachtragshaushalte 
sind im vergangenen Jahrzehnt bei uns in Verruf 
geraten. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Zu 
Recht!) 

Mit diesem Nachtragshaushalt, dem ersten eige-
nen — denn der Nachtragshaushalt 1982 war ja 
noch Aufräumarbeit nach Ihrer Regierungszeit —, 
Herr Bundesfinanzminister, können Sie und die 
Koalition sich aber gut sehen lassen. Schon äußer-
lich unterscheidet er sich von den vielen Nachtrags-
haushalten unter Verantwortung sozialdemokrati-
scher Finanzminister in einem zentralen Punkt, 
nämlich dadurch, daß er keine Hiobsbotschaften 
verkündet, keine neuen Milliardenlöcher stopfen 
muß, 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: 4 Milliar

-

den!) 

keine zusätzlichen Kreditermächtigungen einholt, 
sondern die Neuverschuldung — Herr Kollege Hoff-
mann, wenn Sie einmal in  die Drucksache hinein-
gucken — sogar um über 2 Milliarden DM abbaut. 

Dabei ist das Wort Hiobsbotschaft, das Sie so 
erregt, ja noch fast geschmeichelt als Überschrift 
für Ihre Nachtragshaushalte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn Hiob wußte ja nicht vorher, welche Schläge in 
Zukunft noch auf ihn zukommen würden. Sie aber 
haben doch das Instrument Nachtragshaushalt be-
wußt eingesetzt, um den Weg in die Verschuldung 
immer weiter lautlos fortsetzen zu können und Al-
ternativen von vornherein auszuschalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ob die Finanzminister bei Ihnen nun Apel oder 
Matthöfer oder Lahnstein hießen, immer wurde 
nach dem gleichen Muster gestrickt: Zunächst wur-
den die Haushaltsansätze künstlich geschönt; aus 
optischen Gründen wurde die Nettoneuverschul-
dung heruntergerechnet; und am Ende des Haus-
haltsjahres mußten die Hosen heruntergelassen 
werden, mußte die Wahrheit bekannt werden, und 
dann blieb Ihnen und dem Parlament gar nichts 
anderes übrig, als die Neuverschuldung wieder um 
Milliardenbeträge heraufzusetzen. Das hat dazu 
beigetragen, daß die Nachtragshaushalte so in Ver-
ruf geraten sind. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: So ein

-

fach ist das!) 

Die Fundamente der Haushaltspläne des jetzigen 
Bundesfinanzministers Gerhard Stoltenberg aber 
sind so solide, daß sie auch unerwartete Mehraus-
gaben auffangen können, wie dieser Nachtrags-
haushalt erneut zeigt. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Luft!) 

Dieser Nachtragshaushalt ist damit von ganz an-
derer Qualität als seine Vorläufer. 

(Kriszan [GRÜNE]: Und die Rückzahlun

-

gen der Zwangsanleihe?) 



7258 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Echternach 
Er ist nicht Ausdruck ungehemmter Schuldenwirt-
schaft. Er muß keinen finanzpolitischen Scherben-
haufen beiseite räumen. Er ist vielmehr das, was 
Haushaltsvorlagen immer sein sollten: Er ist Aus-
druck stetiger und seriöser Finanzwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Dadurch wird er dazu beitragen, dem Instrument 
Nachtragshaushalt den unangenehmen Beige-
schmack zu nehmen, der ihm noch als Folge der 
unsoliden Haushaltspolitik der alten Bundesregie-
rung anhaftet. 

Wir werden deshalb dem Nachtragshaushalt zu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Walther. 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Über die Rede des Kol-
legen Echternach kann ich mich nur wundern. 
Denn, Herr Kollege Echternach, Sie haben, weil ich 
damals für meine Fraktion in der ersten Lesung 
gesprochen habe, behauptet, ich hätte hier mit maß-
loser Polemik geredet. Lieber Herr Kollege Echter-
nach, Sie waren damals ja nicht hier. Ich habe Sie 
in diesem Raum nicht gesehen, als ich hier gespro-
chen habe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber Ihr Kollege Dr. Weng von der FDP ist hier 
gewesen, und er hat mich für meine Rede gelobt, 
die Sie hier heute als maßlose Polemik qualifizie-
ren. Herr Kollege Echternach, da merkt man wirk-
lich: Sie haben von Dingen geredet, mit denen Sie 
sich bisher überhaupt nicht befaßt haben. 

Ich habe damals zu der Einbringungsrede des 
Herrn Voss zum Nachtragshaushalt für uns darauf 
hingewiesen, daß er sich eher durch das auszeich-
net, was er nicht enthält, als durch das, was er ent-
hält. Ich habe damals bemängelt, daß sich die Re-
gierung weigert, andere notwendige Korrekturen 
im Nachtragshaushalt zu berücksichtigen und statt 
dessen mit einer bedenklichen Flut von über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben arbeitet. Letztlich 
habe ich das rechtlich und politisch fragwürdige 
Instrumentarium kritisiert, mit dem der Nachtrags-
haushalt der EG aus nationalen Mitteln finanziert 
werden soll. 

Alle unsere Kritikpunkte müssen leider nach den 
Haushaltsberatungen im Haushaltsausschuß beste-
hen bleiben, j a sogar verstärkt werden. 

Wir sind außerordentlich dankbar dafür — übri-
gens, Herr Kollege Echternach, Sie haben an unse-
rem Beifall bemerkt: Was Sie zu den Personalaus-
gaben der EG gesagt haben, findet unsere Zustim-
mung — , daß die Regierungskoalition bereit ist, 
heute mit uns zusammen eine Entschließung zu 
verabschieden, die an den früheren Beschlüssen 
des Deutschen Bundestages festhält und eine 
strenge Ausgabendisziplin der EG fordert und zu-
gleich auch den Zusammenhang zwischen dem Bei

-

tritt Spaniens und Portugals zur EG und der Erhö-
hung der Mehrwertsteuereigenmittel-Grenze be-
kräftigt. Aber gerade deshalb, meine Damen und 
Herren, muß ich wie in der ersten Lesung den 
Herrn Bundesfinanzminister an seine Pressemittei-
lung vom 3. Oktober 1984 erinnern. Dort sagt er: 

Die Bundesregierung macht den weiteren Ver-
lauf des Gesetzgebungsverfahrens davon ab-
hängig, daß, es auch in Fragen der Haushalts-
disziplin in der EG unverzüglich zu einer Eini-
gung auf der Grundlage der Beratungen von 
Luxemburg kommt. 

Diese Einigung, meine Damen und Herren, ist er-
kennbar nicht zustande gekommen. Trotzdem ist 
die Mehrheit offenbar bereit, heute einen Nach-
tragshaushalt zu beschließen, der auf jedwede Ein-
flußnahme auf die Haushaltsdisziplin bei der EG 
verzichtet. Dies kann von uns nicht mitgetragen 
werden. 

Die Regierungsmehrheit hätte heute die Gelegen-
heit gehabt, den Nachtragshaushalt durch Anträge 
in der zweiten Lesung so zu aktualisieren, wie er 
sich aus wesentlichen Veränderungen durch zwi-
schenzeitliche Entwicklungen ergibt. Eine der we-
sentlichen Veränderungen wollen wir durch einen 
eigenen Antrag aufgreifen, nämlich die finanzielle 
Absicherung der Ergebnisse der letzten Tarifrunde 
für den öffentlichen Dienst im Haushalt 1984, wobei 
wir durch die Höhe des von uns beantragten Ansat-
zes sicherstellen wollen, daß die Ergebnisse der Ta-
rifrunde auch auf den Beamten- und Versorgungs-
bereich ohne Wenn und Aber übertragen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch das Abstimmungsverhalten zu unserem An-
trag wird die Regierungskoalition beweisen müs-
sen, ob sie bereit ist, die Null-Runde auch im Beam-
tenbereich zu durchbrechen. Herausreden damit, 
daß die notwendigen Ausgaben ja überplanmäßig 
bewilligt werden können, können wir nicht akzep-
tieren, weil Sie heute durch Etatisierung im Haus-
halt die Gelegenheit der Aktualisierung hätten und 
deshalb eine ansonsten notwendige überplanmä-
ßige Ausgabe entfiele. Wenn Sie heute an dieser 
Stelle nicht aktualisieren wollen, entfallen die Vor-
aussetzungen für eine überplanmäßige Ausgabe, 
nämlich vor allem — neben der Unabweisbarkeit — 
die  Unvorhersehbarkeit. Es ist heute vorhersehbar, 
und wenn das vorhersehbar ist, muß es heute etati-
siert werden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Haushaltswahrheit!) 

Nun, durch den Beschluß im Haushaltsausschuß 
stellen Sie — der Kollege Echternach hat das darge-
stellt — den höheren Bundesbankgewinn auf der 
Einnahmenseite ein. Dies wird von uns als ein Akt 
klarer Haushaltsführung nicht beanstandet. Wir 
können es jedoch, Herr Bundesfinanzminister, Ih-
nen und der Union nicht ersparen, erneut und im-
mer wieder darauf hinzuweisen, daß Sie in Ihrer 
Oppositionszeit die Einstellung des Bundesbankge- 
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winns in den Haushalt als noch gefährlicher einge-
stuft haben als eine Nettokreditaufnahme. 

(Zuruf von der SPD: Ja, ja!) 

Das werden wir Ihnen so lange vorhalten, Herr Dr. 
Stoltenberg, wie Sie sich so verhalten, wie Sie sich 
bei diesem Haushalt verhalten. Wir werden Ihnen 
immer wieder das vorhalten, was Sie früher gesagt 
haben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Er wird es ertra-
gen!) 

— Das mag j a sein, Herr Kollege. Wenn er die 
Unglaubwürdigkeit, die sich aus unterschiedlichen 
Äußerungen und Handlungen ergibt, ertragen 
kann, dann ist das Ihre Sache, nicht meine. — 
Durch die Einstellung des Bundesbankgewinns in 
voller Höhe, Herr Kollege Echternach, täuschen Sie 
doch einen Konsolidierungserfolg beim Haushalt 
1984 vor, den es so überhaupt nicht gibt. Die Netto-
kreditaufnahme und der Bundesbankgewinn zu-
sammen als reales Finanzierungsdefizit belaufen 
sich auf immer noch insgesamt 42,6 Milliarden DM. 
Meine Damen und Herren, das sind Beträge, die in 
der alten sozialliberalen Regierung zu einer schwe-
ren Regierungskrise geführt hätten; das muß ich 
den Kollegen von der FDP sagen. Zu dem, was der 
Kollege Echternach über den Haushalt 1983 gesagt 
hat — er hat von einem drohenden Defizit von über 
50 Milliarden DM gesprochen —, kann ich nur fest-
stellen: Herr Kollege Echternach, Sie sind noch 
nicht so sehr lange im Haushaltsausschuß, trotz-
dem können Sie die Geschichte einmal nachlesen. 
Dann werden Sie feststellen: Das sind die Märchen 
des Herrn Geißler, die aber mit der Wirklichkeit 
überhaupt nichts zu tun hatten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Mehrheit hätte 
heute auch Gelegenheit gehabt, durch Änderungs-
anträge die Verschiebungen zu etatisieren, die sich 
aus dem unterschiedlichen Verlauf der Arbeitslosig-
keit im Einzelplan des Bundesarbeitsministers er-
geben. Sie hätten z. B. durch die Erhöhung des An-
satzes für die Arbeitslosenhilfe dokumentieren kön-
nen, daß die Langzeitarbeitslosigkeit immer mehr 
zunimmt, ohne daß die Bundesregierung erkennbar 
gegensteuert. Sie hätten z. B. auch einräumen kön-
nen, daß die Bundesknappschaft mit den veran-
schlagten Mitteln nicht auskommt. 

Durch einen Änderungsantrag, meine Damen 
und Herren, hätten Sie auch das Ergebnis der Steu-
erschätzung dieser Woche im Nachtragshaushalt 
berücksichtigen können, ja müssen. Immerhin feh-
len ja im Jahre 1984 gegenüber den veranschlagten 
Ansätzen rund 3 Milliarden DM bei den Steuerein-
nahmen. 

(Echternach [CDU/CSU]: Die sparen wir 
bei den Ausgaben!) 

Dieses Ergebnis ist ein Schlag ins Kontor des 
Herrn Bundesfinanzministers, der sich angesichts 
der aktuellen Zahlen vor allem auch aus der Auto-
mobilindustrie nicht mehr damit herausreden kann, 
daß dieses Ergebnis streikbedingt sei. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Doch!) 

Dafür sind eine Reihe anderer Faktoren maßge-
bend, meine Damen und Herren, unter anderem 
auch die stagnierende Inlandsnachfrage, die sich 
als Folge der Sparbeschlüsse dieser Regierung er-
gibt. 

(Echternach [CDU/CSU]: Die Preisstabili

-

tät!) 

— „Unter anderem" habe ich gesagt, Herr Kollege 
Echternach. Ich will Ihren Zwischenruf gerne bestä-
tigen. 

Die Steuermindereinnahmen übersteigen erheb-
lich den zusätzlich in den Einnahmen veranschlag-
ten Bundesbankgewinn. Wenn Sie gleichwohl glau-
ben, mit der nach dem Nachtragshaushaltsgesetz 
verringerten Kreditaufnahme auskommen zu kön-
nen, spekulieren Sie darauf — Sie haben das auch 
dargestellt, Herr Echternach —, daß an anderen 
Stellen des Bundeshaushalts Minderausgaben zu 
verzeichnen sein werden. Wer aber die haushalts-
mäßige Abwicklung des Bundeshaushalts im Jahre 
1984 kritisch begleitet, muß feststellen, daß solche 
Minderausgaben insbesondere bei den investiven 
Ausgaben vorkommen. 

(Schlatter [SPD]: So ist es!) 

Angesichts der katastrophalen Lage auf dem Bau-
markt ist dies eine bedrohliche Entwicklung, die 
wir so nicht hinnehmen und mittragen können, 
meine Damen und Herren. 

Wir fragen Sie deshalb, Herr Bundesfinanzmini-
ster: Was haben Sie eigentlich getan, um den im 
Interesse vor allem der Baukonjunktur dringend 
notwendigen Abfluß der investiven Mittel zu be-
schleunigen? 

(Schlatter [SPD]: Nichts hat er getan, 
nichts!) 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, ändert 
sich offenbar auch nichts an der Haushaltskosme-
tik, durch die die vorschußweisen Zahlungen an die 
EG in täuschender Weise als investive Ausgaben 
ausgewiesen werden. Dies ist wirklich ein Ding aus 
dem Tollhaus. Daß diese Ausgaben an die EG als 
Investitionen ausgewiesen werden, meine Damen 
und Herren, darüber kann man schon gar nicht 
mehr lachen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das war 
schon immer so!) 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Minuten 
ist der neue Bundesminister im Bundeskanzleramt 
vereidigt worden. Dazu sprechen wir Herrn 
Schäuble — ich hoffe, er ist noch da und kann das 
hören — unsere herzlichen Glückwünsche aus. 
Glück wird er in diesem schreckenbergerlichen 
Amt wirklich brauchen. Auch die haushaltsmäßig 
saubere Abwicklung dieses Verfahrens hätten Sie 
durch einen Änderungsantrag sicherstellen können. 
Der dahinterstehende Vorgang, nämlich, daß an die 
Stelle eines Staatsministers jetzt ein Bundesmini-
ster treten muß und auf diese Art und Weise der 
bisherige Chef des Kanzleramtes dramatisch ent-
machtet wird, 

(Zuruf von der SPD: Arbeitslos!) 
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zeigt zwar die liebenswerte Art und Weise auf, wie 
der Herr Bundeskanzler mit Schulfreunden umzu-
gehen pflegt, deutet aber im Hinblick auf die deut-
lich zurückgeschnittenen Befugnisse des bisherigen 
Chefs des Bundeskanzleramtes nicht nur eine Ent-
machtung von Herrn Staatssekretär Schreckenber-
ger an, sondern beweist eigentlich auch die völlige 
Überflüssigkeit dieser Staatssekretärsstelle. 

(Beifall bei der SPD — Hoffmann [Saar

-

brücken] [SPD]: Eine AB-Maßnahme!) 

Meine Damen und Herren, darauf, daß es im Bun-
deskanzleramt noch zwei weitere völlig überflüs-
sige Parlamentarische Staatssekretäre gibt, die den 
Steuerzahler viel Geld kosten, aber herzlich wenig 
Sinnvolles bewirken, kann ich nur am Rande hin-
weisen. 

(Schlatter [SPD]: Die ganze Regierung be

-

wirkt nichts Sinnvolles!) 

Wenn der Bundeskanzler in seinem Kanzleramt für 
Klarheit auch in den Zuständigkeiten hätte sorgen 
wollen, hätte er auch bei diesen hochdotierten Stel-
len heute Streichungen vorschlagen müssen. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, ist das 
eigentliche Problem im Kanzleramt der Herr Bun-
deskanzler selbst. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Nächster Punkt. In der Finanzierungsübersicht 
des Nachtragshaushalts wird ziemlich lautlos die 
Tatsache dokumentiert, daß der Bundesfinanzmini-
ster erst vor wenigen Tagen im Hinblick auf die 
bürokratische Zwangsanleihe eine schallende Ohr-
feige erhalten hat. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Er hat 
jetzt noch ein rotes Gesicht!) 

Dieser Zwangsanleihe war von Anfang an der 
Stempel der Verfassungswidrigkeit so aufgedrückt, 
daß man den Versuch, trotzdem dem Parlament 
und der deutschen Öffentlichkeit diese Zwangsan-
leihe als eine Tat der sozialen Ausgewogenheit im 
Verhältnis zu den dramatischen Einschnitten im so-
zialen Netz hinstellen zu wollen, als einen Akt der 
bewußten und vorsätzlichen Täuschung sowohl des 
Parlaments als auch der deutschen Offentlichkeit 
anprangern muß, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Ich weiß, daß für viele — ich denke auch an Herrn 
Dr. Dregger, der sich damals so geäußert hat — vor 
allem in der Union diese Zwangsanleihe als eine 
soziale Rechtfertigung für die übrigen unbarmher-
zigen Einschnitte in das soziale Netz gegolten hat. 
Ich verstehe, daß gerade diese Kollegen aus der 
Union sich jetzt übertölpelt fühlen müssen. Deshalb 
wollen wir durch einen Entschließungsantrag heute 
nachmittag diesen Kolleginnen und Kollegen — 
Herr  Dr. Riedl, Sie sind herzlich eingeladen — Gele-
genheit geben, Ihren Teil dazu beizutragen, daß so-
ziale Ausgewogenheit ein ganz klein wenig wieder-
hergestellt wird. 

Meine Damen und Herren, die Kollegen Hajo 
Hoffmann und Helmut Esters werden einzelne mei-
ner Kritikpunkte noch vertiefen. Aber als Fazit mei-
ner Bemerkungen sage ich für die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion schon jetzt: Diesem dürfti-
gen, unzulänglichen, Wesentliches verschweigen-
den Nachtragshaushalt stellen wir ein klares Nein 
entgegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Weng. 

Dr. Weng (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Walther, 
zumindest menschlich muß die Frage erlaubt sein, 
ob das Lob, das man einem Kollegen für eine gehal-
tene Rede pauschal bei Gelegenheit einmal aus-
drückt, mit dem man im Ausschuß zusammenarbei-
tet, in der Weise, wie hier getan, politisch verwendet 
werden kann. 

(Beifall bei der FDP) 
Ich meine, eher nicht. Ich will mich hier nicht da-
hinter zurückziehen und sagen, das Lob habe sei-
nerzeit nur Gestik oder Engagement in der Art des 
Vortrags gegolten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sind Sie 
denn ein Heuchler?) 

Dieses war nicht so; es gab durchaus inhaltliche 
Punkte, die in dieser Rede auch lobenswert waren. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Steh doch zu 
Deinem Wort!) 

Das kann aber nicht heißen, daß ein solches pau-
schales Lob jedes Detail einer Rede umfaßt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Meine 
Güte!) 

Meine Damen und Herren, daß meine Fraktion 
dem Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 1984 zustimmen würde, haben wir 
schon in der ersten Lesung deutlich gemacht. Ich 
stelle hierbei erneut fest, daß es zur Notwendigkeit 
dieses Nachtragshaushaltes nicht durch Entwick-
lungen im eigenen Land kommt, sondern daß hier-
für die Europäische Gemeinschaft verantwortlich 
zeichnet. Dort hat man den einprozentigen Mehr-
wertsteueranteil ebenso wie die Eigenmittel bereits 
im November voll ausgeschöpft. Dort darf man sich 
— ich sage: Gott sei Dank — nicht verschulden, ein 
System, das bedeutet, daß die Kommission von den 
Regierungen und auch vom Europäischen Parla-
ment verhältnismäßig hart an die Kandare genom-
men werden kann. Daß das Parlament gerade in 
den letzten Tagen der Kommission die Entlastung 
verweigert hat, macht ja auch deutlich, wo die 
Schuld an der jetzigen Situation zu suchen ist. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das ist 
ein Irrtum!) 

Insofern wird man sich dort auch aus den nationa-
len Parlamenten und, wie ich hoffe, auch von den 
nationalen Regierungen deutliche Worte gefallen 
lassen müssen. Denn an sich ist es ja nicht in Ord- 
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nung, daß man den jetzt nötigen Vorgriff auf zu-
künftige Erhöhungen des Mehrwertsteueranteils 
auf 1,4 % tätigt. 

Meine Damen und Herren, natürlich muß es un-
sere Aufgabe sein, die Handlungsunfähigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft zu verhindern; denn 
dieses brächte eine Gefährdung des Bestandes an 
sich mit allen daraus resultierenden Problemen für 
unsere Volkswirtschaft mit sich. Der Nachtrags-
haushalt, der noch durch die Zuschüsse aus dem 
Bundesbankgewinn erweitert wird, sprengt, so un-
erfreulich er dem Grunde nach natürlich  ist,  den 
Rahmen unseres nationalen Haushaltsplanes nicht, 
obwohl wir durch das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Rückzahlung der Investitionshil-
feabgabe gezwungen sind. Lassen Sie mich hierzu 
ein kurzes Wort verlieren: 

Natürlich ist ein negatives Urteil des Verf as-
sungsgerichts über ein Steuergesetz etwas Uner-
freuliches, wenn ich hier auch in aller Deutlichkeit 
den Hinweis des Kollegen Walther zurückweisen 
muß, die Verfassungswidrigkeit sei von Anfang an 
klar gewesen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das ist 
aber so! — Krizsan [GRÜNE]: Das war sie 
doch! Was haben denn die Gutachter vor-

her gesagt?) 

Das würde j a bedeuten — das ist eine üble Unter-
stellung —, der Mehrheit dieses Hauses nachzusa-
gen, sie habe in Kenntnis und im festen Bewußtsein 
der nicht vorhandenen Verfassungsmäßigkeit hier 
ein Gesetz verabschiedet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Krizsan [GRÜNE]: Das war eine Blama-

ge!) 

Mit solchen Unterstellungen sollte man hier über-
haupt nicht gegeneinander agieren, Herr Kollege 
Walther; das ist eigentlich unter dem Niveau des-
sen, was ich Ihnen seither zugetraut hätte. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege Dr. Weng, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Walther? 

Dr. Weng (FDP): Nein, ich gestatte keine Zwi-
schenfrage. 

(Zurufe von der SPD: Feigling!) 

— Wenn der Zuruf vom Herrn Kollegen Wieczorek 
kam, dann weise ich diesen Zuruf zurück. — Jetzt 
erschrickt er. 

Meine Damen und Herren, dieses negative Urteil 
hat aber auch einen erfreulichen Aspekt, und das 
ist die Reaktion der Regierung, insbesondere des 
Finanzministers, der sofort bereit war, ohne hier 
lange herumzurechten, die schnellstmögliche Rück-
zahlung in Angriff zu nehmen. Ich bin überzeugt, 
daß es gelingt, die gesetzliche Grundlage durch eine 
Beifügung zum Steuerbereinigungsgesetz 1985 zu 
schaffen, soweit hierfür ein Gesetz erforderlich ist. 
Es ist mehr als selbstverständlich, daß es den Bür-
gern erlaubt wird, die Rückzahlung der für 1984 
vom Arbeitslohn einbehaltenen Investitionshilfeab

-

gabe ebenso unbürokratisch zu regeln, wie es den 
betroffenen Bürgern erlaubt werden sollte, die 
Rückzahlung der für 1983 bezahlten Gelder im Vor-
griff auf die gesetzliche Regelung sofort zu verrech-
nen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Da gibt es aber erhebli

-

che Schwierigkeiten, Herr Kollege!) 

— Schwierigkeiten sind dazu da, um überwunden 
zu werden. 

Meine Damen und Herren, wenn das Rollenspiel 
in diesem Hause nicht so wäre, daß die Opposition 
kraft Amtes nur kritisiert, weswegen man als Ange-
höriger einer Koalitionsfraktion fast genötigt ist, 
nur zu loben, würde mir meine heutige Rede etwas 
leichtergefallen sein. Aber ich fange einmal mit 
dem Loben an. Was ich gerne lobe, ist der von mir 
entworfene Entschließungsantrag der Arbeitsgrup-
pen Haushalt der Bundestagsfraktionen der CDU/ 
CSU und FDP, dem der Haushaltsausschuß in der 
Ausschußdrucksache 739 zugestimmt hat. Sie wis-
sen, daß wir hierin ein Einfrieren der Bezüge auf 
EG-Ebene fordern, die zum Teil im Verhältnis zu 
vergleichbaren Bezügen in den Mitgliedsländern 
völlig unangemessen sind. Wir wollen mehr Ehr-
lichkeit erreichen. Wir fordern, in gleicher Weise 
dafür Sorge zu tragen, daß bei der Europäischen 
Gemeinschaft eine realistischere Ausstattung der 
Behörden mit Personal erreicht wird, sowohl was 
die Zahl der Bediensteten wie was den Stellenkegel 
angeht, und wir fordern, daß hierbei die unter-
schiedlichen steuerlichen Gegebenheiten zwischen 
den einzelnen Ländern und dem steuerlichen 
Wohnort der Betroffenen berücksichtigt werden 
sollen. Ich meine, diese Forderungen sind mehr als 
begründet, und die Regierung wird berichten müs-
sen, welche konkreten Schritte auf dieses Ziel hin 
sie unternommen hat. 

Ich will nicht verhehlen — dies sage ich auch im 
Blick auf die abgeschlossenen Tarifverhandlungen 
im öffentlichen Dienst —, daß dieser Antrag auch 
einen Grund nach innen hatte: Der öffentliche 
Dienst und insbesondere das Berufsbeamtentum in 
unserem Lande sind von hoher Leistungsfähigkeit. 
Wegen der Haushaltslage konnte in den vergange-
nen Jahren die Anerkennung oft nicht mit dem 
wünschenswerten finanziellen Zuschlag garniert 
werden. Bei dieser Situation ist es um so weniger 
einzusehen, daß die europäische Mammutbürokra-
tie, deren Leistungsfähigkeit bei Gott nicht unbe-
stritten ist, sich in ihren finanziellen Gegebenhei-
ten so weiterentwickelt, als sei Geld in Hülle und 
Fülle da. Wenn Europa nicht noch verstärkt auf Un-
verständnis in unserer Bevölkerung stoßen soll, 
dann muß auch hier Ernst gemacht werden mit Ver-
nunft. Die Beteiligung an der Europawahl sollte uns 
Parlamentarier genügend erschreckt haben. 

Natürlich ist die europäische Einigung ein Wert 
an sich, wir wollen auch immer daran denken, daß 
Dinge, die gerade in der jüngeren Generation ganz 
selbstverständlich geworden sind, vor noch nicht 
allzu langer Zeit keine Selbstverständlichkeit wa-
ren: offene Grenzen, eine freundliche Nachbar-
schaft, der ehrlich gemeinte Versuch, auf vielen 
Ebenen menschlich aufeinander zuzugehen, wenn 
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ich hierbei nur an die zahlreichen Städtepartner-
schaften denke. Während die Generation unserer 
Väter und Vorväter sich in Schützengräben gegen-
überlag und so in gemeinsamer „Arbeit" vieles zer-
stört hat, was vorher mit Mühe aufgebaut worden 
war, haben wir jetzt die Chance, gemeinsam aufzu-
bauen. 

Gemeinsames Aufbauen beinhaltet im Moment 
auch eine sehr dringliche Forderung, die Forderung 
nach einer gemeinsamen Rettungsaktion. Es ist Ih-
nen sicher klar, daß ich hierbei auf die Situation 
unserer Wälder abheben will. Im eng besiedelten 
Westeuropa, das ebenso hochindustrialisiert wie 
hochmotorisiert ist, hat die Belastung der Umwelt 
— und dies gilt leider zuerst für uns in der Bundes-
republik — die Obergrenze überschritten, unter der 
noch natürliche Regeneration möglich war. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der GRÜ

-

NEN) 

Die Schäden in unseren Wäldern sind hierfür ein 
deutlicher Ausdruck. Wir haben uns — dies gilt für 
die Koalition — in der Bundesrepublik bemüht, ei-
nen schnellstmöglichen realistischen Weg zur Ver-
besserung unserer Atmosphäre durch Einführung 
umweltfreundlicher Automobile in Angriff zu neh-
men. Da die Verhältnisse in unseren Nachbarlän-
dern offensichtlich noch nicht so schlimm sind wie 
bei uns, fehlt es insbesondere in Frankreich und in 
Italien ein wenig an Verständnis für die von uns 
geforderten Maßnahmen. Für dieses Verständnis 
müssen wir werben; wir müssen aber bei diesem 
Werben auch deutlich machen, daß wir uns von dem 
als lebensnotwendig angesehenen Weg nicht wer-
den abbringen lassen und daß die Partner mitzie-
hen müssen. Hierfür wird allerdings Kooperation 
erforderlich sein. Zu solcher Kooperation sind wir 
bereit. 

Meine Damen und Herren, Konstruktionen in Eu-
ropa wie z. B. drei Hauptstädte der Europäischen 
Gemeinschaft, ein Parlament ohne eigentliche poli-
tische Kompetenzen — nur mit dem Recht, ein Bud-
get zu verabschieden — 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Nein, das 
ist gerade Ihr Irrtum!) 

und der Ministerrat mit Einstimmigkeitsforderung 
bei allen Abstimmungen dürfen nicht das Ende der 
Entwicklung sein. Insofern drängen wir darauf, daß 
die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portu-
gal zügig und mit dem wirklichen Willen zum Erfolg 
geführt werden. Wir drängen hier auch unsere Part-
ner, denn die Einigung muß erfolgen. Sie darf aller-
dings nicht unter Ausklammerung von Problemen 
erfolgen, denn wenn das geschieht, laufen wir Ge-
fahr, daß die Probleme der Gemeinschaft, die wir 
schon jetzt haben, auf die kommende Generation 
von Politikern in noch viel größerem Maße zukom-
men werden. 

Ein solcher Beitritt ist ein Wert an sich im Sinne 
der Gemeinschaft der westeuropäischen Völker mit 
ihren gleichen Wertvorstellungen. Diese Erweite-
rung muß aber gleichzeitig die Europäische Ge-
meinschaft so ausgestalten, daß sie künftig hand

-

lungsfähiger — und das heißt auch: ein Stück ehrli-
cher — ist. 

Meine Damen und Herren, wie eingangs erwähnt, 
stimmt meine Fraktion dem Nachtragshaushalt zu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zander  [SPD]: Die Rede war ein guter Pau

-

senfüller! — Weiterer Zuruf von der SPD: 
Unglaublich!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Verheyen. 

Verheyen (Bielefeld) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst 
erklären, warum von unserer Fraktion fast nie-
mand hier ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist doch immer 
so! — Zander [SPD]: Das ist uns noch gar 
nicht aufgefallen! Das ist doch wie im

-

mer!) 

Das liegt nicht daran, daß wir der Materie so wenig 
Bedeutung beimessen würden, sondern daran, daß 
wir als Abgeordnete unsere Verantwortung derzeit 
dadurch wahrnehmen, 

(Zuruf von der SPD: Daß Sie rotieren!) 

daß wir vor der US-Botschaft demonstrieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Gehen Sie doch auch hin! — 

Gehen Sie auch noch hin!) 

— Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist leider 
nicht so lustig, wie es scheint, 

(Zuruf von der SPD: Nein, das ist über

-

haupt nicht lustig!) 

weil zu befürchten ist, daß der Druck aus den USA 
auf Nicaragua — auch in Form von Invasion, auch 
in Form von Seeblockaden — derzeit so stark zu-
nimmt, 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Eine 
Schande!) 

daß jeder Demokrat 

(Rose [CDU/CSU]: Reden Sie zum Nach

-

tragshaushalt!) 

— auch Sie, Herr Rose — in dieser Frage gefordert 
ist. 

(Zustimmung des Abg. Krizsan [GRÜNE] 
— Zuruf von der CDU/CSU: Warum de

-

monstrieren Sie nicht vor der sowjetischen 
Botschaft?) 

Aber jetzt zum Nachtragshaushalt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Demonstrieren 
Sie gegen den Massenmord der Sowjet

-

union in Afghanistan!) 

Der hier vorgelegte Nachtragshaushalt hat bisher 
keine besonders große Öffentlichkeit gefunden, was 
auch — zumindest wenn man es oberflächlich be-
trachtet — nicht verwunderlich ist, weil dieser 
Nachtragshaushalt im Volumen erheblich unter den 
Nachtragshaushalten vergangener Zeiten bleibt 
und weil auch die zusätzlichen Ausgaben durch 
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Kürzungen an anderer Stelle kompensiert werden. 
Das alles sieht auf den ersten Blick nach solider 
Haushaltspolitik aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist es!) 

— Da irritiert es allerdings, Herr Kollege, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Daß Sie das irri-
tiert, glaube ich!) 

daß in der Haushaltsdiskussion des Europäischen 
Parlaments ganz andere Töne zu hören waren. Von 
Manipulation, ja von Betrug und von Mißachtung 
des Budgetrechts war die Rede. Dies ist nicht aus 
der Luft gegriffen. Ob nämlich dieser Nachtrags-
haushalt überhaupt ausreichen wird, auch nur den 
Jahreswechsel ohne Zahlungsunfähigkeitserklä-
rung zu erreichen, ist immer noch eine offene Fra-
ge. Doch selbst wenn dies gelingen sollte, mit dem 
Budget für 1985 ist es noch schlechter bestellt. Hier 
sind die Ausgaben nur für neun bis zehn Monate 
gedeckt. Es fehlen rund 3 Milliarden ECU, was eine 
klare Verletzung des Haushaltsrechts der EG be-
deutet; denn Art. 4 des Vertrages über die Eigenmit-
tel der Gemeinschaft schreibt ausdrücklich vor, daß 
die Ausgaben der Gemeinschaft aus eigenen Mit-
teln zu decken sind, also vor allem aus Mehrwert-
steuereinnahmen, Abschöpfungen und Zöllen. Vor-
schüsse der Mitgliedsländer, wie sie jetzt geplant 
sind, sind keine solchen eigenen Einnahmen. Dem-
nach ist diese hier gewählte Vorgehensweise 
rechtswidrig und äußerst unsolide. Für uns ist es 
nicht nachvollziehbar, daß jemand, der als so solide 
gilt wie unser Finanzminister 

(Beifall des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

— ich sage: als so solide gilt —, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Gelten 
möchte!) 

ein solches Verfahren mitmacht. 

Herr Minister, Sie unterlassen es, die heutigen 
Probleme zu lösen, und verschieben sie statt dessen 
auf eine unbestimmte Zukunft. 

Auch der Behauptung des Kollegen Weng und 
anderer Mitglieder der Koalitionsfraktionen, die 
Misere liege allein in Brüssel begründet und im 
nationalen Alleingang könne man gar nichts än-
dern, können wir nicht folgen. Wir halten dies in 
dieser Frage genauso für eine Ausrede wie beim 
Katalysator und beim IWF. 

(Beifall des Abg. Krizsan [GRÜNE]) 

Was die Bundesregierung erreichen kann, wenn 
sie nur will, das hat der Alleingang in der Agrarpo-
litik gezeigt, dessen Ziel wir nicht unterstützen, bei 
dem wir aber deutlich gesehen haben, daß ein Al-
leingang, wenn das Gewicht der Bundesrepublik 
voll in die Waagschale geworfen wird, in der EG 
durchaus Erfolg haben kann. 

Die 650 Millionen DM dieses Nachtragshaushal-
tes sind fällig geworden, weil die Bundesregierung 
weiterhin eine Agrarpolitik betreibt, die eine 

enorme Überschußproduktion und dadurch eben 
auch gewaltige Kosten verursacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie die 
Milchneuregelung nicht gelesen?) 

So sehr wir es begrüßen, daß im Personalbereich 
gekürzt wird, man muß dennoch sagen: Das eigent-
liche Problem liegt im Agrarbereich. Alles andere 
macht den Kohl nicht fett. 

Der dringend notwendige Wandel der Agrarpoli-
tik wird aber gerade nicht angepackt. Diese Regie-
rung ist nicht bereit, die überflüssigen Milliarden-
subventionen für Großbauern und Agarindustrie zu 
stoppen und diese Steuergelder statt dessen für die 
Stützung klein- und mittelbäuerlicher Betriebe so-
wie für den Ausbau der biologischen Landwirt-
schaft zu verwenden. Genau diese Haushaltspolitik 
ist unsolide und unseriös; denn die Kostenlawine in 
der EG ist nur zu stoppen, wenn die hochtechni-
sierte und chemisierte Massenproduktion in der 
Landwirtschaft — und das heißt: vor allem in den 
Großbetrieben — drastisch eingeschränkt wird. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wäre Ihnen 
ein Mangel lieber?) 

Ehrlich und seriös wäre es gewesen, wenn diese 
Regierung ein Konzept zumindest angedeutet hätte, 
wie sie die gigantische Vernichtung von z. B. rund 
zwei Millionen Tonnen Obst und Gemüse aus EG-
Beständen stoppen will. Allein diese Vernichtung 
kostet so viel Geld, nämlich ungefähr 600 Millionen 
DM, wie nach ihrer Meinung jetzt zusätzlich not-
wendig geworden sind. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Herr Verhey

-

en, wäre Ihnen ein Mangel lieber?) 

Zu den galoppierenden Kosten dieser von Ihnen, 
Herr Stoltenberg, mit zu verantwortenden EG-
Agrarpolitik kommen zusätzlich noch die sozialen 
Folgen für die kleinen und mittleren bäuerlichen 
Betriebe. Die rund 40 Milliarden DM für den Agrar-
haushalt der EG dienen der Rationalisierung und 
Chemisierung, dienen einem Modernisierungswett-
lauf, der alle zwei Minuten — alle zwei Minuten! — 
einen Bauern in der EG zur Aufgabe seines Betrie-
bes zwingt. Jedes Jahr entstehen in diesem Bereich 
250 000 bis 300 000 neue bäuerliche Arbeitslose. 

Weder die Milchkontingentierungsbeschlüsse 
noch die als Ausgleich für den Wegfall des Grenz-
ausgleichs gedachte Erhöhung des Mehrwertsteu-
eransatzes sind in der Lage, die Ruinierung klein-
bäuerlicher Betriebe zu stoppen, geschweige denn 
diesen Prozeß umzukehren. Die Milchquote nagelt 
die Kleinstbetriebe auch in Zukunft auf Umsatzzah-
len jenseits des Existenzminimums fest. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reden Sie doch 
einmal mit den Bauern!) 

Der sogenannte Härteausgleich verschärft die Un-
gleichheit zusätzlich zugunsten der Wachstumsbe-
triebe, die zwischen 1981 und 1983 aufstocken konn-
ten, und die Erhöhung der Umsatzsteuerpauschale 
bevorzugt erneut die großen gegenüber den kleinen 
Betrieben. Mit derartigen Maßnahmen schützt man 
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nicht die Kleinbauern — wie Sie es versprochen 
haben —, sondern man ruiniert sie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Ihren Maß

-

nahmen!) 

Die Alternative zu dieser hemmungslosen Moder-
nisierungspolitik heißt: Förderung der bäuerlichen 
Landwirtschaft durch gestaffelte Preise, durch flä-
chenabhängige Produktion, durch Hilfestellung für 
ökologische Produktionsweisen. Nur ein derartiges 
Konzept bietet die Chance, daß die bäuerlichen Pro-
duzenten nicht der agrarindustriellen Produktion 
zum Opfer fallen und daß die heutige Kostenlawine 
schließlich gestoppt werden kann. 

Meine Damen und Herren, wer die bisherige Poli-
tik weiter fortsetzt, der löst damit letztendlich nicht 
nur heute eine Kostenlawine, sondern mittelfristig 
eine noch viel gefährlichere zweite Kostenlawine 
aus; denn die zunehmende Arbeitslosigkeit im bäu-
erlichen Bereich und die zunehmende ökologische 
Zerstörung werden schon in naher Zukunft auch als 
Kostenfaktor auf den Bundeshaushalt zukommen. 
Erste Anzeichen dafür, daß z. B. die Fruchtbarkeit 
der Acker sinkt, sind schon absehbar. Wenn dies 
voll durchschlägt, werden uns die Milliarden, über 
die wir heute reden, als ein lächerlich kleines Pro-
blem erscheinen. 

Diese Regierung arbeitet mit ungedeckten Wech-
seln auf die Zukunft. Einer dieser Wechsel ist in die-
ser Woche geplatzt. Das Bundesverfassungsgericht 
erklärte die Investitionshilfeabgabe für verfas-
sungswidrig. Diese Maßnahme wurde von Ihnen, 
Herr Stoltenberg, kurz nach dem Wendemanöver 
durchgesetzt — gegen den Rat aller Fachleute. Sie, 
Herr Stoltenberg, wußten — und das ist Ihnen vor-
zuwerfen — von vornherein, daß diese Zwangsan-
leihe verfassungswidrig ist und eines Tages vom 
Verfassungsgericht gestoppt werden würde. Sie ha-
ben aber diese Zwangsanleihe durchgesetzt, weil 
Sie damit ein politisches Geschäft machen wollten, 
weil Sie der Offentlichkeit nämlich vortäuschen 
wollten, 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Wir sind keine 
Roßtäuscher!) 

daß auch die Besserverdienenden zur Sparpolitik 
herangezogen würden. Vor wenigen Tagen noch ha-
ben Sie im Deutschen Fernsehen erklärt, daß Sie 
die Heranziehung der Besserverdienenden auch 
weiterhin für richtig halten. Dennoch aber sind Sie 
nicht bereit, durch die Einführung einer einwand-
frei verfassungsgemäßen Ergänzungsabgabe die-
sem Lippenbekenntnis Taten folgen zu lassen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Richtig!) 

Hier bestätigt sich, Herr Stoltenberg, was gestern 
in der „Frankfurter Rundschau" zu lesen war: 

... bei keinem anderen Politiker in vorderster 
Front (in Bonn) fällt die Kluft zwischen An-
spruch und Wirklichkeit, zwischen Versproche-
nem und Gehaltenem so groß aus wie bei ihm, 

dem als seriös geltenden Herrn Bundesfinanzmini-
ster Dr. Gerhard Stoltenberg. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt hier 
„geltenden"?) 

Wir wissen, daß es sehr schwer ist, gegen ein sol-
ches Image, das in der Öffentlichkeit aufgebaut 
worden ist, zu argumentieren. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das hat sei

-

nen Grund! Das kommt ja irgendwoher!) 

— Es ist nur teilweise begründet. 

Herr Stoltenberg, wenn Sie nicht die Ergänzungs-
abgabe in Ihrer Fraktion durchsetzen, was zu er-
warten ist, dann wird von diesem Image ein weite-
rer Stein abbröckeln. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Genau wie Sie Ihr Image 

begründet haben! — Auf zur Botschaft!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das Bundesverfassungsgericht 
hat in seiner Entscheidung vom 6. November 1984 
das Investitionshilfegesetz für verfassungswidrig 
und damit für nichtig erklärt, Herr Kollege. Aber 
das Urteil ist anders auszulegen, als Sie es eben 
hier vorgetragen haben. 

Bei der Bewertung dieses Urteils sollte daher 
nicht zu falschen Vokabeln gegriffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist schlicht nicht richtig, daß das Urteil als politi-
sche Niederlage der Bundesregierung darzustellen 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Aber natürlich! — 
Krizsan [GRÜNE]: Was denn sonst?) 

Meine Damen und Herren, was ist denn eigent-
lich geschehen? Das Bundesverfassungsgericht hat 
nicht mehr und auch nicht weniger getan, als in 
einer verfassungsrechtlichen Auseinandersetzung 
die ihm zukommende Entscheidung zu treffen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist banal! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

So will es der Grundsatz der Gewaltenteilung. 

(Krizsan [GRÜNE]: Es hat Steuerpolitik 
gemacht!) 

Das Bundesverfassungsgericht, meine Damen und 
Herren, hat allen Fraktionen und allen Parteien 
jenseits von tagespolitischen Fragen ganz Grund-
sätzliches ins Stammbuch geschrieben. 

(Zander [SPD]: Das ist Gesellschafts

-

kunde I!) 
Die Karlsruher Richter wenden sich nämlich gegen 
neue Begehrlichkeiten des Staates und gegen den 
Einfallsreichtum, dem Steuerbürger immer aufs 
neue ins Portemonnaie zu greifen. 

(Zuruf von der SPD: Den Einfallsreichtum 
der Regierung!) 
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Es hat damit den Rahmen für die Abgabenpolitik 
des Staates neu abgesteckt. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat eine ordnungspolitische Trennung 
zwischen Steuern, Sonderabgaben und Anleihen 
vorgenommen und diese Trennung noch über den 
sehr sensiblen Verfassungsgrundsatz der Gleichbe-
handlung gestellt. Dies ist außerordentlich bemer-
kenswert. Damit hat es durchaus die investitions-
orientierte Zielsetzung dieses Gesetzes gesehen, 
nach der bewußt diejenigen ausgenommen wurden, 
die investieren sollten. Die zusätzlichen finanziellen 
Mittel sind zur Förderung des Wohnungsbaues ein-
gesetzt worden. 

Bei der Einbringung des Gesetzentwurfes der 
SPD 1982 hat der ehemalige Kollege Gobrecht sehr 
eindeutig gesagt, mit diesem Gesetzentwurf der 
SPD könne man genügend Mittel hereinbekommen, 
um beschäftigungswirksame Maßnahmen zu fi-
nanzieren. Wenn Sie sich den Bericht des Finanz-
ausschusses auf Seite 2 einmal ansehen, dann wer-
den Sie feststellen, daß der Gesetzentwurf der SPD 
auch eine Investitionsklausel enthält. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr! — Zurufe von der SPD) 

— Nun hören Sie doch einmal zu! — Dabei ist es 
interessant, daß sich auch einer der Beschwerde-
führer im Verfahren des Bundesverfassungsge-
richts in der Begründung seiner Klage auf diese 
Investitionsklausel beruft. Das Bundesverfassungs-
gericht hat zwar darauf hingewiesen, der Gesetzge-
ber habe keine Kompetenz für Abgaben, die der blo

-

ßen Mittelbeschaffung dienen, aber auf Grund der 
Hinweise der Beschwerdeführer — das sind doch 
alles Besserverdienende gewesen, denn das Investi-
tionshilfegesetz war doch nur auf Besserverdie-
nende anwendbar, auf Verheiratete ab einem Jah-
reseinkommen von 100 000 DM — entsteht der Ein-
druck, daß sie die Steuerlast als zu hoch ansehen, 
daß sie geltend machen, der Staat nehme zuviel von 
ihrer Leistung in Anspruch, ihre Leistung lohne 
sich nicht mehr. Die Karlsruher Richter haben ei-
gentlich nichts anderes gesagt, als daß — ich 
drücke das einmal sehr einfach aus — der besser

-

verdienende Unternehmer durch die Investitions-
hilfeabgabe beispielsweise gegenüber besserverdie-
nenden Vorstandsmitgliedern in großen Konzernen 
nicht bessergestellt werden dürfe. Da das Investi-
tionshilfegesetz mangels einer Kompetenzgrund-
lage im Grundgesetz insgesamt nichtig ist, sind die 
Karlsruher Richter auf weitere verfassungsrechtli-
che Bedenken, die die Beschwerdeführer gegen ein-
zelne Bestimmungen geltend gemacht haben, leider 
nicht eingegangen. 

(Zurufe von der SPD: Ein Grund reichte 
ja!) 

Meine Damen und Herren, das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts ist am 6. November 1984 ergan-
gen; bereits am 15. November 1984, also heute, hat 
die Bundesregierung in Art. 29 des Steuerbereini-
gungsgesetzes 1985 die gesetzlichen Voraussetzun-
gen für die Rückzahlung geschaffen. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die Bundesregierung hat schnell gehandelt. Sie hat 
ein einfaches Gesetz vorgelegt. Die Finanzämter 
haben die gezahlten Beträge unverzüglich zurück-
zuzahlen. Dies gilt auch bei nicht anfechtbaren Ver-
waltungsakten. Bei öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten in Angelegenheiten des Gesetzes ist der Fi-
nanzrechtsweg gegeben. Wir gehen davon aus, daß 
diese Regelungen rechtsstaatlichen Anforderungen 
entsprechen. Wir haben die Rechtsunsicherheit be-
seitigt, indem wir festgelegt haben, welcher Rechts-
weg gegeben ist, d. h. welches Gericht zuständig 
ist. 

(Schlatter [SPD]: Sie haben sich aus der 
Verantwortung gedrückt!) 

— Herr Kollege, das Urteil liegt den Fraktionen erst 
seit zwei Tagen vor. Es wird sehr sorgfältig zu lesen 
und zu analysieren sein. Selbstverständlich, Herr 
Kollege, ergeben sich noch Sachprobleme, 

(Schlatter [SPD]: Das will ich meinen!) 

ergeben sich noch Zweifelsfragen, die wegen der 
Kürze der Zeit sicher nicht alle erfaßt und geregelt 
werden konnten. Daher soll für diese Zweifelsfra-
gen der Grundsatz gelten: Die Rechtsprechung hat 
zu entscheiden. Es wurde unbürokratisch, es wurde 
einfach und es wurde schnell gehandelt. Die Fi-
nanzämter haben die Rückzahlungen bereits einge-
leitet. 

Ich darf mir abschließend noch einen Hinweis 
erlauben. Die Bundesregierung und das Parlament 
mußten 1982 wohl oder übel mit heißer Nadel strik-
ken. Es darf nicht übersehen werden: Die Zeit 
drängte, die Verschuldung nahm unaufhörlich zu, 
und die Wirtschaft bedurfte dringend eines Ansto-
ßes. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hoffmann (Saarbrücken). 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Verehrte Frau Will-Feld, 
ich weiß sehr zu schätzen, daß Sie eine qualifizierte 
Kollegin sind. Deshalb behaupte ich einmal, daß Sie 
hier absichtlich weit unterhalb des Standards Ihrer 
Kenntnisse vorgetragen haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Denn, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wenn das Verfassungsgerichtsurteil keine politi-
sche Niederlage der Regierung war, dann weiß ich 
überhaupt nicht, was noch politische Niederlagen 
sein sollen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Kern der Sache war dieser: Sie haben bei den 
Armen zugelangt wie verrückt und haben dazu ein 
politisches Gegengewicht gebraucht, von dem Sie 
genau wußten, daß es verfassungswidrig ist. Sie ha-
ben es dann aber mit dem Hintergedanken bean-
tragt, daß es das Verfassungsgericht schon zurück- 
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nehme, während die Belastung der Armen beste-
henbleibe. Genauso ist es jetzt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich verstehe, daß Sie sich darüber aufregen. Sie 
haben die einschneidenden Sparmaßnahmen bei 
den Ärmeren und den Einfachverdienenden durch-
gesetzt. Und Sie haben gesagt, Ihre soziale Symme-
trie bestehe darin, daß Sie ja auch von den Reichen 
etwas nähmen. Das haben wir jetzt über das Verfas-
sungsgericht korrigiert bekommen, und damit ist 
entlarvt, daß das bei Ihnen eine ganz bewußte Stra-
tegie gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt möchte ich mich ein bißchen über die euro-
päischen Finanzen auslassen. Dabei möchte ich zu-
nächst jeweils kurz etwas zu den Vorrednern sagen, 
die sich damit befaßt haben. 

Lieber Kollege Verheyen, leider Gottes ist es juri-
stisch völlig falsch, was Sie gesagt haben: daß der 
Nachtragshaushalt den rechtlichen Grundsätzen 
nicht entspreche. Auch mir wäre es lieb, wenn ich 
der Bundesregierung alles mögliche vorwerfen 
könnte, aber dies kann ich ihr leider nicht vorwer-
fen. Ich glaube, daß der Text des Nachtragshaus-
halts und die Durchführung der zweiten und der 
dritten Lesung juristisch korrekt sind, es sei denn, 
daß das, was mit den 650 Millionen DM Zusatzaus-
gaben finanziert wird, im Endeffekt nicht wieder 
über die 1,4 % Mehrwertsteuer zurückkommt und 
später nicht darüber hinausführt. Aber das ist ein 
sehr delikates Problem. 

Auch Herr Dr. Weng hat einen sehr bemerkens-
werten Satz gesagt. 

(Dr. Weng [FDP]: Nicht nur einen Satz, 
Herr Kollege!) 

— Aber der eine war besonders bemerkenswert. 
Hören Sie sich das einmal genau an. Sie haben hier 
erklärt, das Europäische Parlament habe nicht ge-
nug Kompetenzen, es habe nur die Haushaltsrech-
te. Wissen Sie, es ist genau umgekehrt. Das Euro-
päische Parlament hat nur rudimentäre Haushalts-
rechte. Das ist das eigentliche demokratische Legi-
timationsproblem: daß dieses Parlament zwar auf 
Grund freier politischer Wahlen zustande kommt, 
aber nicht die politischen Grundrechte hat, die zu 
einem vollwertigen, handlungsfähigen Parlament 
gehören. Sätze, wie Sie sie ausgesprochen haben, 
zeigen mir, daß Sie hier in eine Richtung laufen, die 
im Prinzip „l'art pour l'art" ist und nicht an das 
eigentliche Thema heranführt. 

Herr Echternach hat etwas Tolles gemacht. Er 
hat einen grandiosen Nebel geworfen. Dann hat er 
allerdings etwas gesagt, was stimmt, nämlich daß 
wir der Auffassung seien, daß die EG-Gehälter in 
einem vernünftigen Rahmen hineingebracht wer-
den müßten. Nur muß ich Ihnen, Herr Echternach, 
dazu eine kleine statistische Zahl nennen. Wenn Sie 
all die Gehälter der EG auf das zurückführen, was 
dem nationalen Niveau entspricht, haben Sie eine 
zwar nicht zu unterschätzende, aber eben nur eine 
Einsparung von 0,3 % des EG-Haushalts. Das müs-

sen Sie wissen. Das heißt, das ganze Bemühen, auf 
solchem Weg die europäischen Finanzen wieder in 
Ordnung zu bringen, ist natürlich dummes Zeug, 
hat nichts mit der Wirklichkeit zu tun. 

Jetzt versuche ich einmal für einen kurzen Mo-
ment, eine Analyse zu machen, vor welchem Pro-
blem wir wirklich stehen. Die Situation ist folgende. 
Wir müssen jetzt 650 Millionen DM nachfinanzie-
ren, weil die Finanzgrundlage der Europäischen Ge-
meinschaft nicht ausreicht. Nun kommen wir zu 
einem gefährlichen Präzedenzfall. Entweder wir 
wären politisch in der Lage gewesen, die Haushalts-
ausgaben gemeinsam so eng zu begrenzen, daß die 
jetzigen Grundlagen ausreichen würden, oder wir 
hätten die Eigeneinnahmen schnell erhöhen müs-
sen, was verfassungsmäßig so ohne weiteres nicht 
möglich ist, weil das nämlich ratifiziert werden 
muß, oder wir kommen jetzt in eine Regelung hin-
ein, wo vorfinanziert wird. Das ist zunächst einmal 
eine sachliche alternative Darstellung. Jetzt muß 
man aber nach den Ursachen fragen. Ursachen die-
ses Finanzengpasses sind — ich glaube, darüber 
gibt es keinen Streit — nicht irgendwelche allge-
meinen politischen Probleme, sondern die Ursa-
chen liegen kardinal in dem, was wir nicht gemein-
sam bewältigen können, nämlich in der Agrarpreis-
struktur. Das ist das eigentlich zentrale Problem 
der europäischen Haushalte. 

Jeder weiß — ich rede hier nicht von Schuldfra-
gen —, daß zwei Drittel des europäischen Haushalts 
über die Agrarpreisverhandlungen vorfixiert wer-
den. 

(Eigen [CDU/CSU]: Es gibt ja keine andere 
europäische Politik!) 

— Sie haben völlig recht. Ich nehme an, daß wir in 
dieser Frage ganz nahe beieinanderliegen. 

Welche Lösungen kann man denn vorschlagen, 
um aus diesem Dilemma herauszukommen? Lö-
sung Nummer eins: Wir machen das, was alle Haus-
hälter tun, nämlich eine Psychologie des strengen 
Haushalts zu betreiben und aus dem Haushalt her-
auszuziehen zu versuchen, was möglich ist. Haus-
haltskontrolle ist — auch bei der EG — immer 
nötig, dringend nötig. 

Nur: Es ist ein analytischer Blödsinn, zu glauben, 
man könnte über eine schärfere Ausgabenkontrolle 
dieses Problem lösen. Zwei Drittel dieser Ausgaben 
werden schon bei den Agrarministerverhandlungen 
festgelegt, nicht über die Kommission oder das Eu-
ropäische Parlament. Deshalb kann man auch mit 
strenger Haushaltsdisziplin dieses kardinale Pro-
blem nicht lösen. Das ist leider Gottes in allen Bei-
trägen völlig auf den Kopf gestellt worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, die Vorstellung, wir könnten über 
strenge buchhalterische Maßstäbe dieses Finanz-
problem in den Griff bekommen, ist schlichter poli-
tischer Unsinn. 

Die Lösung Nummer zwei ist die idealtypische 
Lösung: Wir alle machen eine Bestandsaufnahme, 
was uns am Agrarsystem gefällt oder nicht. Das will 
ich hier nicht im einzelnen vorführen. Da gibt es 
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einen Dissens, aber auch einige gemeinsame Punk-
te. Man könnte sich vorstellen, wie eine Verteilung 
zugunsten der benachteiligten Agrargruppen erfol-
gen könnte und wie gleichzeitig auch andere Pro-
blembereiche der EG endlich zu ihrem Recht kä-
men. 

Sie werden zu Recht sagen: Wenn ihr eine tolle 
Vision von Europa habt, warum habt ihr sie nicht 
realisiert? Das ist auch heute morgen wieder ge-
kommen. Ich habe darauf eine ganz einfache Ant-
wort: Vorausgesetzt, wir hätten im nationalen Rah-
men eine klare und deutliche gemeinsame Position 
gefunden, wie wir vorgehen könnten. Dann hängt es 
noch an einem kleinen Problem, nämlich an dem 
Problem, daß das Agrarpreissystem in anderen 
Staaten und anderen Regionen möglicherweise für 
mehrere Millionen Menschen ihre Existenzfrage 
bedeutet. Deshalb ist es einfach lächerlich, zu glau-
ben, wir könnten das entweder über eine markt-
wirtschaftliche Lösung durchsetzen — dann wür-
den nämlich die Kleinen arbeitslos —, noch können 
wir eigentlich eine protektionistische Regelung 
oder eine Quotenregelung haben wollen, weil wir 
damit auf der anderen Seite wieder völlige Verzer-
rungen hervorriefen. 

Wenn wir also wirklich eine europäische Lösung 
wollen, dann können wir sie nur erreichen, wenn 
wir den einzigen Hebel ausnutzen, den wir in der 
Hand haben. Der einzige Hebel, den wir in der 
Hand haben, war bisher die Grenze von 1% Mehr-
wertsteueranteil. Das bedeutet den Zwang, daß die 
Europäische Gemeinschaft ohne unsere Zustim-
mung nicht mehr Geld in die Überschußproduktion 
stecken kann als das, was wir zur Verfügung stel-
len. 

Ich sage Ihnen, wo der Zeitpunkt dieser Verhand-
lungen liegt. Das war nicht eine Frage, die in den 
späten 70er Jahren zu lösen war. Wir hatten näm-
lich den Finanzhebel deshalb noch nicht, weil noch 
Luft in den europäischen Vereinbarungen war. Wir 
hatten die Grenze noch nicht erreicht, den Anteil 
von 1% Mehrwertsteuer noch nicht ausgeschöpft. 
Seit 1982/83 ist diese Grenze effektiv erreicht. Das 
heißt, erstmals in den letzten zehn Jahren haben 
wir überhaupt den finanziellen Hebel in der Hand, 
um das durchzusetzen, was wir an Korrekturen 
brauchen. 

Deshalb ist es analytisch dummes Zeug, wenn 
gesagt wird, man hätte es früher erledigen können. 
Man kann nur über diesen Hebel etwas verändern. 

Deshalb lautet auch mein genereller Vorwurf an 
die Regierung — damit bin ich bei der dritten Lö-
sung, nämlich dem Weg der Bundesregierung —: 
Wenn Sie ohne entsprechenden Reformbeschluß 
den Deckel öffnen und die 1,4 % zusagen — das 
haben Sie gemacht —, wenn Sie ohne Not und ohne 
entsprechende politische Antwort von der anderen 
Seite 650 Millionen DM vorschießen, dann geben 
Sie den einzigen Hebel aus der Hand, den sie wirk-
lich haben, um eine Reform in der Europäischen 
Gemeinschaft herbeizuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, was Sie gemacht haben, Herr Stoltenberg, 
ist noch viel schlimmer. Sie sind nämlich hingegan-
gen und haben Teile, die europäisch finanziert wer-
den, nationalisiert. Ich erwähne in diesem Zusam-
menhang nur den Grenzausgleich und ähnliches. 
Sie haben das sozusagen auf privates nationales 
Konto genommen. Wir finanzieren jetzt also etwas, 
was früher eigentlich über die EG finanziert wurde. 
Wir haben also allein schon dort eine Menge Luft 
gelassen. 

Sie haben das so gemacht, daß erstens die fal-
schen Landwirte davon profitieren. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das stimmt doch nicht, 
Herr Hoffmann! Sie wissen das doch bes

-

ser!) 

— Ich kann das differenzieren, aber nicht in der 
kurzen Zeit. Ich will das bei nächster Gelegenheit 
gern einmal mit Ihnen durchexerzieren. Dann wer-
den Sie feststellen, daß Ihre Bauernverbände mit 
ihrer Kritik an Ihnen gar nicht so falsch liegen. 
Aber ich will das jetzt nicht durchexerzieren. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Eigen [CDU/ 
CSU]) 

Aber ich will das jetzt nicht exerzieren. 

Jetzt zeige ich Ihnen jedenfalls einmal an einem 
kleinen Detail, wie sich ein Finanzminister in die 
Nesseln setzt, weil er von Agrarwirtschaft nichts 
versteht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Jetzt lacht er noch; das ist ja schön. — Da wird 
der liebe Landwirtschaftsminister auf die europäi-
sche Ebene geschickt und soll dort über den Grenz-
ausgleich verhandeln. Natürlich weiß der Landwirt-
schaftsminister, daß ein solcher Grenzausgleich 
nur funktioniert, wenn das Eintrittsdatum, d. h. der 
Tag des Beginns, in etwa mit den Landwirtschafts-
jahren übereinstimmt. Also ist er hingegangen und 
hat gesagt, Mitte des Jahres müsse ein solches Da-
tum liegen. Daraufhin haben sich die anderen 
Landwirtschaftsminsiter gesträubt. Dann hat der 
Finanzminister — es könnte natürlich auch sein, 
der Bundeskanzler; das weiß ich ja nicht genau — 
ihm den Vorschlag gemacht, auf einen Kompro-
miß einzugehen. Der Kompromiß war dann der 
1. Januar. 

Das Dumme ist nur, daß sich das Landwirt-
schaftsjahr nicht nach dem Kalender richtet, nach 
dem 1. Januar, sondern es richtet sich nach den na-
türlichen Abläufen, es richtet sich nach den Jahres-
zeiten usw. Auf diese Art und Weise hat der großar-
tige Finanzminister, der von allem etwas versteht, 
einem Zeitpunkt zugestimmt, der agrarwirtschaft-
lich der schlichte Blödsinn ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit hat er sich in einen Zugzwang gebracht, weil 
er nämlich nicht mehr genug Zeit hatte, einen kon-
kreten Gesetzentwurf vorzulegen, der dieses Pro-
blem wirklich hätte ausschalten können. 

An diesem kleinen Beispiel zeige ich Ihnen nur, 
daß der Finanzminister von diesen komplizierten 
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Zusammenhängen offensichtlich keine Vorstellung 
hat. 

(Zander [SPD]: Nein, der Kanzler hat die 
Sache doch an sich gezogen!) 

— Das kann natürlich sein. Ich vermute, daß noch 
einiges im Kanzleramt zu klären sein wird. Ich 
habe darin leider keine Einsicht. 

Aber nun noch zu einer weiteren Sache. Auch die 
Zustimmung, die 1-%-Mehrwertsteuergrenze auf 
1,4 % anzuheben, ohne daß Sie wirklich eine Agrar-
preiskorrektur vollzogen hätten, ist nach meiner 
Auffassung ein politischer Kardinalfehler, der sich 
innerhalb der nächsten zwei, drei Jahre nicht wie-
der korrigieren läßt. Das ist das Dilemma. Dadurch 
nämlich, daß Sie zugestimmt haben, diesen Deckel 
aufzumachen, ist jetzt wieder der Zwang für die 
andere Seite entfallen, sich mit uns zu verständi-
gen. Jetzt wird vorfinanziert. Deshalb sage ich Ih-
nen nur: Wenn politische Strategie überhaupt einen 
Sinn macht, dann wäre das hier der Fall gewesen. 
Wir haben im Haushaltsausschuß, überall Ihnen 
immer wieder das Kreuz gestärkt und gesagt: Wir 
stehen zu Ihnen, gehen Sie nach Brüssel, seien Sie 
hart und akzeptieren Sie ein Durchbrechen der 
1-%-Grenze nur unter der Bedingung, daß auch 
wirklich beim Agrarpreissystem etwas passiert. 

Was haben Sie gemacht? Sie haben eine Milch-
quotenregelung festgelegt, die töricht ist. Sie haben 
ein System akzeptiert, das weiterhin Überschußpro-
duktion mit sich bringt: Wenn es auf der einen Seite 
nicht mehr so viel gibt, schlägt es auf der anderen 
Seite wieder durch. Es gibt weitere Beispiele; das 
könnte man alles nachvollziehen. 

Aber das Schlimmste, was Sie noch gemacht ha-
ben, ist: Sie gehen jetzt mit der Haushaltsdisziplin, 
die man zunächst begrüßen kann, an die Weichteile 
der übrigen, nicht obligatorischen Finanzteile der 
Europäischen Gemeinschaft und zerschlagen uns 
gleichzeitig die Möglichkeit, Regionalpolitik zu ma-
chen, Strukturpolitik zu machen, Umweltschutzpoli-
tik zu machen. Das bedeutet im Fazit: Die eigentlich 
zentralen Probleme der Europäischen Gemein-
schaft — 13 Millionen Arbeitslose, Spanien und Por-
tugal finit ihren großen Problemen vor der Tür, re-
gionale Ungleichgewichte innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft, die zunehmen, grenzüber-
schreitende Umweltschäden, Überschußproduktion, 
die anhält bzw. weiter steigt; das Ganze schließlich 
noch unter der Bedingung, daß das Europäische 
Parlament nicht einmal rudimentär die Rechte hat, 
die ihm zukommen — sind nach meiner Auffassung 
ein fatales Ergebnis Ihrer dilettantischen Europa-
politik, die Sie praktizieren. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Wo sind Sie denn 13 Jahre lang gewesen?) 

— Ich habe Ihnen erklärt, wie das ist. Sie wissen 
ganz genau, Herr Eigen, welche Zusammenhänge 
bestehen und daß man nichts mehr machen kann, 
wenn man den Hebel aus der Hand gibt. 

Deshalb sage ich Ihnen zum Schluß nur: Wenn 
der Herr Bundeskanzler Kontakte pflegt — ich be-
glückwünsche ihn dazu herzlich; daran habe ich  

nichts zu mäkeln — und glaubt, er könnte nach dem 
Motto leben, das ungefähr lautet: Bötchen fahren, 
Händchen halten, so kann man die Welt gestalten, 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Das hat Brandt gemacht!) 

wenn man so Politik betreibt oder wenn man Poli-
tik à la Stoltenberg betreibt — der denkt immer nur 
an den Rotstift und merkt gar nicht, daß die Spitze 
schon abgebrochen ist —, dann kann man auch 
keine europäische Politik mit Perspektive machen. 
Dann kommt man schließlich dazu, daß dieser 
Nachtragshaushalt nichts weiter ist als das Symbol 
einer kleinkarierten, bürokratischen, muffigen, 
buchhalterischen Vision von Politik, die den euro-
päischen Problemen in keiner Weise Rechnung 
trägt. Deshalb lehnen wir den Nachtragshaushalt 
ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Bundes-
minister der Finanzen. 

(Schlatter [SPD]: Jetzt kommt der Buch

-

halter!) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Dieser 
Nachtragshaushalt ist durch die drohende Zah-
lungsunfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
notwendig geworden. Deshalb ist es, glaube ich, 
sehr gut begründet, wenn Probleme der Europäi-
schen Gemeinschaft im Mittelpunkt dieser kurzen 
Diskussion standen und stehen. Ich kann nicht al-
len aktuellen Exkursionen folgen — auch mit dem 
Blick auf die Uhr und die begrenzte Redezeit —, die 
damit verbunden sind. Daß die Opposition das Be-
dürfnis hat, auch andere Themen der letzten Tage 
— bis zur Investitionshilfeabgabe — hier einzufüh-
ren, ist ja sehr wohl verständlich. 

(Schlatter [SPD]: Das war die Regierungs

-

koalition!) 

— Nein. Sie haben es begonnen. Sie haben alle die 
Debatte hier verfolgt. Sie haben es begonnen. — 
Aber  ich glaube, wir sollten das in der Tat heute 
sehr knapp machen. Wir haben ja in der übernäch-
sten Woche Gelegenheit, das mit breit angelegter 
Diskussion und viel Redezeit zu vertiefen. 

Herrn Kollegen Walther konnte ich in dem Sinn 
folgen, daß er klare Positionen vertreten hat, die ich 
für falsch halte, aber mit denen man sich auseinan-
dersetzen kann. Herrn Kollegen Hoffmann konnte 
ich kaum noch folgen, obwohl ich glaube, zu denen 
zu gehören, die sich in diesem Hohen Haus mit der 
Europäischen Gemeinschaft am intensivsten bef as-
sen müssen. 

(Zander [SPD]: Ein schlechtes Zeichen!) 

— Nein. Das ist kein schlechtes Zeichen. Ich be-
schreibe das ja sehr höflich, wenn ich es in der 
Form sage: Es war kaum verständlich, was er hier 
vorgetragen hat, und schon gar nicht logisch und 
konsistent. 

Dieser Nachtrag ist unvermeidbar geworden, weil 
die Europäische Gemeinschaft im Herbst dieses 
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Jahres zahlungsunfähig zu werden drohte, und 
zwar auch bei den rechtlich gebundenen Ausgaben. 
Natürlich ist uns die Entscheidung einer Zusatzfi-
nanzierung, die im Vertrag an sich nicht vorgese-
hen ist, schwergefallen. Aber die Tatsache, daß 
nach langen Beratungen schließlich alle zehn Mit-
gliedsregierungen ja zu dieser Zusatzfinanzierung 
gesagt haben — im ganzen politischen Spektrum 
von den PASOK-Leuten in Griechenland bis zu den 
Konservativen in Großbritannien, zeigt doch wohl, 
daß das letzten Endes in der Abwägung unvermeid-
bar war. Insofern können Sie sich einige schrille 
Töne hier ruhig sparen. 

Vor allem die Sozialdemokratische Partei sollte 
das vermeiden. Denn wir stehen ja erst am Anfang 
eines mühsamen Umsteuerungsprozesses der euro-
päischen Ausgabenpolitik, auch der europäischen 
Agrarpolitik, und damit der Voraussetzungen für 
Haushaltsdisziplin und Haushaltskontrolle und ge-
ringeres Wachstum der europäischen Ausgaben, als 
es in den vergangenen sieben, acht Jahren der Fall 
war. Und dieses Ausgabenwachstum ist eben seit 
der zweiten Hälfte der 70er Jahre durch die Finan-
zierung einer Überschußproduktion entstanden, die 
keine Märkte mehr fand und die von vielen, auch 
aus Ihren Reihen, kritisiert wurde. Aber Sie haben 
leider bis zum Jahre 1982 keine Initiativen in Eu-
ropa entfaltet oder durchgesetzt, um das rechtzeitig 
umzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Weil Sie — da hilft nun alle Polemik nichts mehr 

— das in den 70er Jahren als Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands in der führenden Regierungs-
verantwortung versäumt haben, mußte dies jetzt 
kurzfristig unter dem Vorzeichen der drohenden 
Zahlungsunfähigkeit geschehen. Denn dieser Nach-
tragshaushalt, von dem wir jetzt 650 Millionen DM 
übernehmen müssen — natürlich macht es keinem 
Freude, am wenigsten dem Finanzminister —, stellt 
ja nun gerade sicher, daß die EG das nächste Jahr 
erreicht. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, 
Entschuldigung, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Walther. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Wenn mir das nicht auf die Redezeit angerechnet 
wird, Herr Präsident, will ich das beim Vorsitzen-
den des Haushaltsausschusses natürlich tun. 

Walther (SPD): Herr Kollege Stoltenberg, es geht 
ganz schnell. Nachdem Sie auf angebliche sozialde-
mokratische Verantwortung auf dem Gebiet der 
Überschußproduktion usw. hingewiesen haben, darf 
ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß der damals 
zuständige Minister Josef Ertl hieß und daß dieser 
kein Sozialdemokrat ist. 

(Echternach [CDU/CSU]: Es war der Bun-
deskanzler!) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: Ja. 
Nur, die Grundsatzfragen der Europapolitik sind 
von so zentraler Bedeutung, daß hier die Richtli-
nienkompetenz und Verantwortung des Bundes-

kanzlers und nicht ein Fachminister gefordert ist. 
Ich muß das in aller Deutlichkeit sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie fordern mich doch heute, lieber Kollege Wal-
ther, mit kräftigen Strichen auf. Das hat j a der Herr 
Verheyen ganz klar gesagt: Man muß diesen Bun-
desfinanzminister, der leider — siehe „Frankfurter 
Rundschau" — in der Öffentlichkeit als Garant der 
Solidität gilt, mal ein bißchen ankratzen. Und da ist 
jedes Mittel recht. Das können Sie gerne versuchen, 
meine Damen und Herren. Das trifft mich nicht. 

Nur, Sie nehmen mich heute j a auch vom Ressort 
her in die Mitverantwortung für die gesamte EG-
Politik, und dann können Sie doch nicht sagen, das 
war alles nur Josef Ertl. Das ist ein Widerspruch in 
sich, wie Sie heute mit mir hier und der Bundesre-
gierung diskutieren; so kann es nicht sein. 

Nein, wir stehen am Anfang eines schmerzlichen 
Umstellungsprozesses der europäischen Ausgaben- 
und auch Agrarpolitik, weil man die Umstellung in 
einer Zeit, in der sie noch ohne Schmerzen möglich 
war, nicht durchgeführt hat. Das ist mit Schlagwor-
ten und Polemik nicht zu behandeln, wie es auch 
keinen Sinn macht. Ich möchte das einmal zu dem 
Sprachgebrauch hier in Bonn sagen; das fällt mir 
seit einiger Zeit auf als Vertreter eines Wahlkreises, 
den ich nun fast 30 Jahre parlamentarisch vertrete 
— im Deutschen Bundestag und zwischendurch elf 
Jahre im Landtag —, in dem auch die ländliche 
Bevölkerung, die Landwirtschaft eine Rolle spielt. 
Ich weiß schon, wovon ich rede, wenn wir hier über 
Landwirtschaft reden, mehr als die meisten hier in 
diesem Hohen Hause, meine Damen und Herren. 
Es macht keinen Sinn, wenn Sozialdemokraten und 
GRÜNE neurdings ständig von den Kleinen, den 
Mittleren und den Großen reden. Wer ist denn in 
der schleswig-holsteinischen Landwirtschaft, die 
nach der Struktur der Betriebsgröße sicher in der 
Spitze liegt, eigentlich ein Großer? Ist denn ein bäu-
erlicher Familienbetrieb mit 50 Hektar, der nicht 
einmal das Einkommen hat, um eine Arbeitskraft 
zu bezahlen, ein Großer, den man unter klassen-
kämpferischen Gesichtspunkten ansprechen muß? 
Absurd, kann ich hier nur sagen. Nur, diese Klassi-
fizierung geschieht ja ständig: die Kleinen, die Mitt-
leren und die Großen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das ist doch ein Po

-

panz!) 

In früheren Jahren war es von Herrn Schmidt 
(Gellersen) (SPD) über Herrn Struve (CDU) bis hin 
zu Herrn Ronneburger (FDP) — um bedeutende 
Agrarpolitiker zu nennen — üblich, vom bäuerli-
chen Familienbetrieb zu sprechen. Diesen Unfug, 
den auch die GRÜNEN hier machen, mit klassen-
kämpferischen Parolen zwischen Klein-, Mittel-
und Großbauern zu unterscheiden, kenne ich als 
Historiker zwar aus der sowjetischen Diskussion 
der 20er Jahre, als die Kulaken-Verfolgung unter 
Lenin losging, aber das sollten wir hier nicht in den 
Sprachgebrauch der Bundesrepublik Deutschland 
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einführen. Das will ich hier einmal in aller Deutlich-
keit sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Herr Kollege Walther, Haushaltsdisziplin: Wir ha-
ben nach unendlich schwierigen Verhandlungen am 
Montag dieser Woche in Brüssel Einvernehmen 
über die Grundsätze für Haushaltsdisziplin erzielt. 
Wir haben dabei einige Abstriche machen müssen. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Aber das 
Entscheidende haben Sie nicht erreicht! 

Sie haben doch ein Vetorecht!) 

— Aber lassen Sie mich das doch einmal erläutern, 
Herr Kollege Hoffmann.  — 

(Hoffmann  [Saarbrücken] [SPD]: Bitte 
schön!) 

Wie gesagt, wir haben dabei einige Abstriche ma-
chen müssen. Aber es ist nun einmal die Regel der 
Europäischen Gemeinschaft, daß die überwiegende 
Mehrzahl der Beschlüsse, vor allem derartige Be-
schlüsse, nur einstimmig erfolgen kann. Und be-
stimmte Mitgliedsländer — die ich jetzt als Mitglied 
der Bundesregierung hier nicht so offiziell nennen 
will — überhaupt für Haushaltsdisziplin zu gewin-
nen ist so ähnlich, wie die GRÜNEN von der Not-
wendigkeit eines Atomkraftwerkes zu überzeugen, 
meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das ist wirklich eine schwere Aufgabe. Ich be-
trachte es als eine große Leistung, daß wir es 
schließlich erreicht haben, am Montag zu einem ge-
meinsamen Ergebnis gekommen zu sein, das nun 
freilich mit dem Europäischen Parlament konzer-
tiert werden muß, ehe es offiziell in Kraft gesetzt 
werden kann. Aber wir sind hier einen großen 
Schritt vorangekommen. Ich glaube, daß wir damit 
erstmals ein wirksameres Instrument haben, auch 
eine vernünftige Ausgabenkontrolle im Verfahren 
und in der Sache herzustellen. 

Daß die Ausgaben an die EG, lieber Herr Walther, 
formal als investive Ausgaben verbucht werden, 
habe ich ebensowenig zu vertreten wie Sie. Das 
sind formale Kriterien, die die Vorgänger einmal 
entwickelt haben. Daß es in einer volkswirtschaftli-
chen Rechnung faktisch nicht investive Ausgaben 
sind, darin stimme ich Ihnen zu. Vielleicht haben 
wir auch einmal Zeit, das Haushaltsrecht in späte-
ren Jahren hier gemeinsam zu reformieren. Ich bin 
da für jeden Beitrag offen. 

Meine Damen und Herren, in diesem Jahr geht es 
um 650 Millionen DM für die EG, um ihre Zahlungs-
unfähigkeit zu vermeiden. Im Haushalt für 1985, der 
heute vom Haushaltsausschuß abschließend bera-
ten wird, haben wir vorsorglich 1,6 Milliarden DM 
einsetzen müssen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist wenig!) 

selbst bei strengster Ausgabendisziplin. Der Dis-
sens mit dem Europäischen Parlament oder der 
Mehrheit des Europäischen Parlaments beruht 
auch darin, daß viele von mir geschätzte Kollegen 
immer noch der Meinung sind, daß die dynamische 

Entwicklung in Europa im wesentlichen durch 
zweistellige Ausgabensteigerungsraten manife-
stiert werden muß. Dies halte ich für eine falsche 
Einschätzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es darf nicht immer nur um neue Fonds und Titel 
gehen, sondern es geht darum, daß die zugrundelie-
genden Organisations- und Rechtsfragen in Europa 
geklärt werden. Man kann nicht, wenn man in der 
Gemeinschaft leider noch nicht die Kraft hat — 
darin sind wir uns einig, auch im Bedauern —, ent-
scheidende Fragen wie den Binnenmarkt und an-
dere zu lösen, das kompensieren, indem man dar-
über spricht, ob die Ausgaben nicht doch lieber um 
17 % statt um 13 % wachsen können. Hier liegt ein 
Problem in der Diskussion mit dem Europäischen 
Parlament oder jedenfalls mit vielen Kollegen. Wir 
alle, alle Fraktionen dieses Hauses, sollten darüber 
mit den Kollegen im EG-Parlament reden, meine 
Damen und Herren. 

Wir müssen nächstes Jahr, wie Sie aus den Haus-
haltsberatungen wissen, vorsorglich 1,6 Milliarden 
DM einsetzen. Wir müssen uns nach der Entschei-
dung des Europäischen Rates 1986 in der Tat darauf 
einstellen, daß auf der Einnahmenseite unseres 
Haushalts bis zu 4,5 Milliarden DM, die jetzt natio-
nale Einnahmen sind, an die EG gehen. Dies ist 
natürlich ein sehr tiefgreifender Einschnitt, der mir 
in der innenpolitischen Diskussion immer noch zu 
wenig berücksichtigt wird. Ich verfolge die Diskus-
sion bedeutender Politiker, auch der Koalition, über 
Steuersenkungen in einer oder zwei Stufen mit In-
teresse. Ich verfolge sie mit Gelassenheit, weil ich 
weiß, daß die überwältigende Mehrzahl der Bundes-
länder, ob CDU-geführt oder SPD-geführt, mit dem 
Bundesfinanzminister und gemäß dem Kabinetts-
beschluß vom 3. Juli dieses Jahres fest davon über-
zeugt ist, daß wir überhaupt nicht den Spielraum 
haben, am 1. Januar 1986 die Steuern um 20,3 Milli-
arden DM zu senken. Das wäre zwar schön, aber es 
ist irreal, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Bei allem Meinungspluralismus in einer Koalition 
und zwischen Bund und Ländern — das kann man 
alles unter liberalen Gesichtspunkten interpretie-
ren — rate ich den Wortführern dieser populären 
Forderung, diese Diskussion allmählich einzustel-
len. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das ist 
der Bundeskanzler!) 

Es ist irreal, auch deshalb, weil wir am 1. Januar 
1986 nach den getroffenen Entscheidungen — ich 
sage: letzten Endes aus zwingenden Gründen — 

 4 1/2  Milliarden DM Einnahmen des Bundes an die 
EG übertragen müssen. 

Herr Kollege Walther, natürlich ist es die Absicht 
nicht nur des Bundesfinanzministers, sondern der 
Bundesregierung und der Koalition, den Konsoli-
dierungskurs fortzusetzen. Ich will das noch einmal 
klarmachen, weil dazu von Ihrer Seite einiges kri-
tisch gesagt wurde, auch ein bißchen polemisch. Wir 
haben 1982 eine Neuverschuldung von 37,5 Milliar- 
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den DM gehabt bei einem Bundesbankgewinn, den 
auch mein Vorgänger Matthöfer damals nutzen 
konnte, von 10,5 Milliarden DM, 1983 eine Neuver-
schuldung von 31,5 Milliarden DM. 

(Zuruf der Abg. Frau Matthäus-Maier 
[SPD]) 

— Ich komme noch auf den Bundesbankgewinn. — 
In  diesem Jahr wird es wahrscheinlich etwas lang-
samer gehen, weil wir auf der Einnahmenseite 
nicht die erwarteten Steuereinnahmen erzielen. 
1984 wird die Neuverschuldung rund 29 Milliarden 
DM betragen; plus minus, wir werden das sehen. 
1985 werden es in einer nach meiner Einschätzung 
realistischen Prognose für die volkswirtschaftli-
chen Daten rund 25 Milliarden DM sein. Ein Rück-
gang von 37,5 Milliarden DM auf — in der Erwar-
tung für 1985 — rund 25 Milliarden DM ist ein 
beachtlicher Erfolg: Dem steht, Frau Kollegin, eine 
Zunahme des Bundesbankgewinns von 10,5 Milliar-
den DM auf — nach dem Vorschlag der Berichter-
statter, so sage ich einmal zu der Geschäftslage im 
Haushaltsausschuß — 12,5 Milliarden DM gegen-
über. Das heißt, der ganz überwiegende Teil des 
Weges zur Konsolidierung ist natürlich das Ergeb-
nis strenger Ausgabendisziplin, die wir auch in den 
nächsten Jahren fortsetzen müssen. 

(Walther [SPD]: Und Verschiebung der La-
sten auf die Gemeinden!) 

— Nein, das bestreite ich. Aber darüber reden wir in 
der übernächsten Woche. Ich freue mich auf die 
Debatte. Ich merke das vor, Herr Kollege Walther. 

Lassen Sie mich — mit dem Blick auf die Uhr — 
noch ganz kurz etwas zu den heftigen Angriffen 
wegen der Investitionshilfeabgabe sagen, Herr Kol-
lege Walther. Ich nehme das nur auf. Daß Sie von 
vorsätzlicher Täuschung gesprochen haben, hat 
mich sehr überrascht bei einem im allgemeinen ob-
jektiv denkenden Politiker. 

Wir können das überhaupt nicht ernst nehmen, 
was uns anbetrifft. Sie können ja sagen, wir haben 
uns geirrt. 

(Walther [SPD]: Alles das haben wir Ihnen 
vorausgesagt!) 

— Nein, Sie sind falsch informiert. Ich bedaure, daß 
Sie der einen falschen Behauptung eine zweite 
durch Zwischenruf folgen lassen. Sie können z. B. 
feststellen, wenn Sie noch einmal die Unterlagen 
des Hearings vom 3. Dezember 1982 nachlesen, daß 
die Mehrheit der dort gehörten Staats- und Verfas-
sungrechtler eindeutig die Absicht der Regierungs-
koalition und der Bundesregierung als tragfähig, 
verfassungsrechtlich tragfähig, bezeichnet hat. Das 
ist das Ergebnis der damaligen Diskussion. 

Damit Sie nicht zu übermütig werden, will ich Sie 
daran erinnern, daß das Bundesverfassungsgericht 
in den Jahren 1970 bis 1983, in 13 Jahren, 86 Bestim-
mungen des Bundesrechtes außer Kraft gesetzt hat, 
in ihrer großen Mehrzahl Bestimmungen, die in der 
Verantwortung der sozialdemokratischen Partei 
und der alten Koalition beschlossen wurden. Es hat 
doch keinen Sinn, nach einer solchen Bilanz, die 
auch Sie verfassungspolitisch und verfassungs

-

rechtlich verzeichnen mußten, jede Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts gegen den jeweils 
verantwortlichen Gesetzgeber unter dem Vorzei-
chen der arglistigen oder vorsätzlichen Täuschung 
zu behandeln. Dazu sind Sie zu oft getroffen wor-
den, um solche Töne hier in die Diskussion einzu-
bringen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Es hat auch keinen Sinn — ich muß das offen 
sagen; Journalistenschelte liegt uns als Regierung 
natürlich fern —, wenn bedeutende Kommentato-
ren der öffentlich-rechtlichen Medien am Abend 
dieser Entscheidung erklären, eine der schweren 
Niederlagen dieser Regierung — so wird es dem 
deutschen Volk dann über die Monopolanstalten ge-
sagt — 

(Zuruf von der SPD: Zu Recht!) 

— Hören Sie doch erst mal, was ich ausführe, bevor 
Sie „Zu Recht" sagen! Sie geben automatisch recht, 
weil Sie sagen: Das sind unsere Genossen, und die 
haben recht, bevor ich überhaupt das Argument ge-
hört habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Es hat keinen Sinn, daß dort von Kommentatoren 
gesagt wird, eine schwere Niederlage dieser Regie-
rung sei auch die Entscheidung des Verfassungsge-
richts zum Volkszählungsgesetz gewesen. Meine 
Damen und Herren, ich habe noch einmal nachge-
schaut: Das Volkszählungsgesetz ist am 25. März 
1982, sechs Monate vor dem Amtsantritt dieser Re-
gierung, verkündet worden. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das steht 
jetzt im Nachtragshaushalt!) 

Man kann wohl den Ausdruck einer groben Täu-
schung verwenden, wenn Leute der sozialdemokra-
tischen Partei, ob in den Medien oder in der öffent-
lichen Diskussion, so tun, als ob die von Ihnen ein-
gebrachten und beschlossenen Gesetze jetzt der 
neuen Regierung angelastet werden müssen. Ich 
will das hier nur einmal am Rande sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Interessanter für die Würdigung des Sachverhal-
tes ist vielleicht der Hinweis auf ein Interview des 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts, Pro-
fessor Dr. Wolfgang Zeidler, vom 13. November 1984 
im „Handelsblatt", das ich, jedenfalls in einem 
Kernsatz, der Aufmerksamkeit des Hohen Hauses 
empfehle. Herr Präsident, Professor Zeidler hat in 
diesem Interview „die häufige Anrufung des Bun-
desverfassungsgerichts in so wichtigen Fragen, wie 
Familienbesteuerung, Volkszählungsgesetz, Hinter-
bliebenenrente, Steuergeheimnis und Investitions-
hilfeabgabe" auch damit erklärt, „daß das deutsche 
wie jedes Verfassungsrecht viele offene Klauseln 
enthalte, die jeweils nach den sich ändernden ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
anders ausgefüllt werden müßten, und zwar von 
den Verfassungsgerichten". 
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Wenn es so ist, wenn das die grundsätzliche Ein-

schätzung, hier von dem Präsidenten formuliert, ist, 
daß sich die Auslegung zentraler Vorschriften unse-
rer Verfassung im Zeitablauf durch gesellschaftli-
che Wandlungen verändert, dann wird der Gesetz-
geber in Zukunft, sozusagen in Grenzbereichen der 
Auslegung, die es immer gibt, mit einem bestimm-
ten Risiko arbeiten müssen. Denn wahr ist auch, 
meine Damen und Herren, daß das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner Entscheidung Band 4 Sei-
te 14 im Jahre 1953 zum Thema Investitionshilfe 
folgendes formuliert hat — ich zitiere —: 

Bedenken gegen die Gesetzgebungszuständig-
keit des Bundes würden sich auch dann nicht 
ergeben, wenn man die Investitionshilfe als 
Zwangsanleihe ansehen wollte; ... Entgegen 
der Auffassung einiger Beschwerdeführer ist 
die Auferlegung von Zwangsanleihen auch 
nicht durch Art. 115 GG verboten. 

Dieses nur in zwei Sätzen zitierte umfassendere 
Urteil hat, nachdem die Koalition dies beschlossen 
hatte und der Finanzminister selbstverständlich die 
Verantwortung für die Verwirklichung übernimmt 
und trägt, uns veranlaßt zu sagen, wir halten das für 
tragfähig. Mir scheint diese sachliche Erörterung 
wichtiger zu sein, als daß wir hier gegenseitig mit 
Polemik arbeiten. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, meine Re-
dezeit nähert sich dem Ende. Ich möchte in aller 
Kürze zum Abschluß, Herr Präsident, hier noch fol-
gendes aufnehmen: 

Ich will sagen, daß ich den Appell des Haushalts-
ausschusses des Parlaments, in den Fragen einer 
gewissen Begrenzung der Besoldung der Mitarbei-
ter der Europäischen Gemeinschaft in der Relation 
zu unseren Mitarbeitern in den nationalen Verwal-
tungen initiativ zu werden, verstehe und positiv be-
grüße. Ich weiß allerdings, daß auch dies ein schwie-
riges und mühsames Feld ist. 

Ich sage nun als letztes zu einem Antrag der So-
zialdemokratischen Partei: Der Mehrbedarf für die 
Einmalzahlung von 240 DM für alle öffentlichen 
Mitarbeiter einschließlich der Beamten ist bei uns 
rechnerisch 212 Millionen DM. Wir sind der Mei-
nung, daß eine neue parlamentarische Ausgabener-
mächtigung durch Aufstockung der Personalver-
stärkungsmittel nicht zwingend geboten ist. Sie 
wissen, daß erst am letzten Wochenende die Tarif-
verhandlungen zu einem Ergebnis geführt haben. 
Wir waren in den zwei, drei Tagen, die seit Montag 
gefolgt sind, nicht in der Lage, die Voraussetzung 
dafür zu schaffen, daß dies, was man bei einem 
anderen Zeitablauf hätte tun können, noch in den 
Nachtragshaushalt aufgenommen und dem Aus-
schuß empfohlen werden konnte. Wir sind auch 
jetzt erst in der Lage, ungefähr zu schätzen — nicht 
exakt, ich habe das nur gehört, ich habe keine Auf-
zeichnung —, ob wir mit den vorhandenen Mitteln 
auskommen oder ob wir, was möglich ist, was sich 
abzeichnet, mit einem geringen, eher einem zwei-
stelligen als einem dreistelligen Millionenbetrag im 
Haushaltsvollzug den Haushaltsansatz überschrei-
ten müssen. Da dies aber letzten Endes doch als 
rechtliche Verpflichtung des Bundes zu werten ist  

und da man auch in früheren Jahren in der Verant-
wortung Ihrer Regierung mit Vorweg- und Ab-
schlagzahlungen immer flexibel gewesen ist, glaube 
ich, daß wir das Verfahren so vertreten können, von 
einer grundsätzlichen rechtlichen Verpflichtung 
des Bundes auszugehen. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit und bitte Sie, dem Nachtrags-
haushalt zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Esters. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, diesen Antrag haben wir 
eingebracht auf Grund der Aussagen des Bundesfi-
nanzministeriums zum Peronalverstärkungstitel im 
Einzelplan 60 bei der Beratung des Haushaltes '84. 
Nach dem Protokoll hat das Finanzministerium ein-
deutig erklärt, da man politisch beabsichtige, eine 
Null-Runde fahren zu wollen, seien die dort veran-
schlagten Mittel ausschließlich für die Korrekturen 
struktureller Art, die aus dem '83er Bereich über-
nommen worden seien, vorgesehen. Für andere 
Maßnahmen seien dort überhaupt keine Mittel vor-
handen. Von daher bitte ich Sie, wenigstens zu ver-
stehen, daß wir jetzt diesen Antrag hier einbringen. 
Das Parlament kann die Korrektur ja aufnehmen, 
und bei Haushaltseinsparungen an anderer Stelle 
bedarf es hierzu natürlich auch keiner konkreten 
Deckung. Deshalb ist der Antrag aus unserer Sicht 
nach den Aussagen des Bundesfinanzministeriums 
mehr als berechtigt. 

Zweiter Punkt. Ich bin Ihnen außerordentlich 
dankbar für Ihre Haltung im Zusammenhang mit 
der Steuerentlastung. Soweit die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion Ihnen in Ihrer Haltung 
helfen kann, Herr Minister, sind wir dazu jederzeit 
gern bereit. 

Wir haben es hier mit dem Nachtragshaushalt zu 
tun. Über Europa ist bereits gesprochen worden. 
Herr Minister, wenn Sie frühere Regierungszeiten 
anführen, dann müssen wir allerdings auch sehen, 
daß wir erstmals in dieser Phase über den Finanz-
bereich den Hebel in Europa zum Einsatz bringen 
können, um effektiv stärker pressen zu können; 
denn in früheren Jahren sind wir an diese Grenze 
gar nicht herangekommen. 

Ein Wort noch zu dem, was Sie, Herr Minister, 
über die Korrekturen des Bundesverfassungsge-
richts in der Zeit der sozialliberalen Koalition ge-
sagt haben. Sie wissen besser als viele andere, daß 
es in den Zeiten der sozialliberalen Koalition ein 
wesentlich schwierigeres Gesetzgebungsverfahren 
gab, als es heute der Fall ist, und zwar auch durch 
andere Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: So ist es! 
Das will er heute nicht mehr hören!) 

Seit 1982 ist doch das Instrument des Vermittlungs-
ausschusses, der uns ja damals wer weiß was vorge-
setzt hat, 

(Zander [SPD]: Aufgesattelt hat!) 
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aus unserer Verfassungswirklichkeit vollkommen 
verschwunden. Den hat es nicht mehr gegeben! 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU]) 

— Das hängt, Herr Bötsch, natürlich mit anderen 
Dingen zusammen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Mit der Harmonie 
zwischen Bundestag und Bundesrat!) 

— Es hängt, Herr Bötsch, mit den politischen Mehr-
heitsverhältnissen zusammen! 

Wir möchten ganz gerne nicht nur über das spre-
chen, was nun in diesem Nachtrag steht — in der 
Hauptsache, was der Kollege Hoffmann deutlich ge-
macht hat, Europa betreffend —, sondern wir müs-
sen natürlich auch über das sprechen, was in die-
sem Haushalt nicht steht. Nicht darin enthalten ist 
z. B. die Absenkung des Zuschusses an die Bundes-
anstalt für Arbeit um 1,7 Milliarden; aber damit 
wäre ja sicherlich auch eine soziale Einseitigkeit 
der Haushaltspolitik zu deutlich aufgedeckt wor-
den. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: So ist 
es!) 

Es fehlt natürlich auch — ich weiß um das Ver-
fahren, das hier gewählt wird — die haushaltsmä-
ßige Darstellung dessen, was mit der Zwangsan-
leihe nach dem Karlsruher Urteil passieren muß. 
Ich verstehe dies sogar, denn damit will man auch 
peinlichen Diskussionen über die Ausgewogenheit 
entgehen. 

Unbestreitbar aber ist doch, daß die Verfassungs-
mäßigkeit schon frühzeitig von namhaften Verfas-
sungsrechtlern, Finanzwissenschaftlern, Fachleu-
ten aus Ministerien und Steuerverwaltung, Fach-
kommentatoren, Steuerberatern, Gewerkschaften 
und Spitzenverbänden der Wirtschaft bezweifelt 
worden ist. Unbestreitbar ist, daß Sie, Herr Dr. Stol-
tenberg, die Warnungen vor der Unrechtmäßigkeit 
der Investitionshilfeabgabe seinerzeit allesamt in 
den Wind geschlagen haben. 

Bei der ersten Lesung des Haushalts am 10. No-
vember 1982 hat Rudi Walther hier ausgeführt, es 
sei einmal nachzuprüfen, ob die Zwangsanleihe 
überhaupt rechtlichen Bedenken standhält. Am 
15. Dezember 1982 warnte Hans Matthöfer vor der 
— ich zitiere — „Bedenkenlosigkeit, mit der Sie sich 
über die rechtlichen Fragen hinwegsetzen". Am 
9. Dezember 1983 begründete Hans Apel erhebliche 
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zwangs-
anleihe und warnte Sie davor, Ihre finanzpolitische 
Seriosität für einen Koalitionskompromiß aufs 
Spiel zu setzen. 

(Zander [SPD]: Nun ist sie weg, die Seriosi-
tät!) 

Unbestreitbar ist, daß Herr Dr. Stoltenberg am 
8. Dezember 1982 durch seinen Parlamentarischen 

Staatssekretär hier erklären ließ: 

Die Bundesregierung hat die Investitionshilfe-
abgabe mit aller gebotenen Sorgfalt verfas-
sungsrechtlich geprüft. 

Weiter hieß es:  

Sie ist zu dem Schluß gekommen, daß diese 
Abgabe verfassungskonform ist. 

Sie selbst, Herr Minister, erklärten am 15. Dezem-
ber 1982: Jawohl, die Verfassungs- und Rechts-
grundlagen sind in Ordnung. 

Nun gibt es — das ist eben in anderem Zusam-
menhang schon angeklungen — viele, die Sie als 
einen fachlich versierten und gradlinigen Mann 
hinstellen. Noch vor einem Jahr war es Ihr hier vor 
dem Parlament im Zusammenhang mit der 
Zwangsanleihe erklärter Wille, die Zahl der für den 
Finanzminister und die Bundesregierung so negati-
ven Verfassungsgerichtsurteile ein ganzes Stück 
herunterzubringen. Wenn allerdings die Entwick-
lung so weitergeht wie in den zwei Jahren, in denen 
Sie da sind, werden Sie uns viel schneller eingeholt 
haben, als dies Ihnen und damit auch uns lieb sein 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Bild des deutschen Finanzministers ist je-
doch zu allen Zeiten von den strengen Maßstäben 
preußischer, hanseatischer oder bayerischer 
Pflichterfüllung geprägt worden. Seit dem jüngsten 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts wissen wir: 
Der Bundesminister der Finanzen hat sich beden-
kenlos an der Wende aller Grundsätze einer soliden 
und solidarischen Finanz- und Steuerpolitik betei-
ligt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Folgen der gesamten Operation Zwangsanleihe 
sind verheerend, auch in dem Punkt, wo es um 
Abbau von Bürokratie und ähnlichen Dingen geht, 
bei denen Sie uns hier immer gesagt haben, wir 
müßten da etwas tun; hierbei haben die Finanzver-
waltungen Erhebliches zu tun. 

Zunächst fehlen zwei Milliarden DM, die mit dem 
Bundesbankgewinn verrechnet werden können. Ein 
Finanzminister allerdings, dessen Beamte ange-
sichts drängender Staatsaufgaben ihre Zeit mit der 
Rückzahlung eines Weihnachtsgeldes für die Ober-
schicht verplempern müssen, wirkt in dieser Situa-
tion alles andere als souverän. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Viel bedeutsamer aber ist, daß sich draußen im 
Lande endgültig der Eindruck festsetzt, unter der 
Regierung Kohl sei unsere Republik zu einem 
Selbstbedienungsladen für Besserverdienende ge-
worden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Na, na!) 

Wenn eine sozialliberale Regierung alle Warnungen 
der Fachleute in den Wind geschlagen und eine der-
art eindeutige Niederlage vor dem Verfassungsge-
richt hätte einstecken müssen, hätte die Union 
darin sehr schnell den Beweis schlimmster soziali-
stischer Mißachtung der Verfassung gesehen. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

Heute versucht der Finanzminister, den Keulen-
schlag aus Karlsruhe mit Schauspielermine wegzu- 
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stecken. Ich habe jedoch den Eindruck, daß eine 
Mischung fröhlich-naiven Dahinwurschtelns nicht 
nur im Kanzleramt herrscht, sondern inzwischen 
auch den Stil im traditionsbewußten Bundesmini-
sterium der Finanzen bestimmt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sehen Sie sich einmal die Unterlagen an, die im 
Finanzausschuß zur gesetzlichen Regelung der 
Rückzahlung der Zwangsanleihe vorlagen, und das, 
was die Kollegen der Koalition daraus übernom-
men haben. Dann merken Sie, daß hier viel mehr 
drinsteckt als das, was Sie wahrhaben wollen. 

(Zuruf von der SPD: Das war ein Parade

-

beispiel der Inkompetenz!) 

Politisch sollte durch die Zwangsanleihe ein 
Hauch von Ausgewogenheit erzeugt werden, der es 
einer konservativen Mehrheit im Regierungslager 
erleichterte, den unzufriedenen Arbeitnehmerflügel 
der CDU zu beschwichtigen. Heute wissen wir, daß 
diese Rechnung aufgegangen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hören Sie doch 
mal mit diesen Unterstellungen auf!) 

Der Generalsekretär der FDP hat bereits am 17. Fe-
bruar 1984 in aller Offenheit erklärt: Die Investi-
tionshilfeabgabe hat ihren Zweck erfüllt. — Das 
wird von vielen heute auch so gesehen. Diejenigen, 
die damals Stoltenbergs Wort vom Solidarbeitrag 
der Besserverdienenden ernstgenommen haben, 
müssen sich heute betrogen fühlen. 

Herr Bundesfinanzminister, es hat sich noch nie 
ausgezahlt mit solchen Mitteln politische Ziele er-
reichen zu wollen. Das soziale Feigenblatt, mit dem 
Sie 1982 und im Wahlprogramm zur Bundestags-
wahl 1983 Ihre Wähler und Ihre eigenen Partei-
freunde täuschten, wird Sie sicherlich noch teuer zu 
stehen kommen. Sehr wohl ist es unsere Pflicht, 
auch den sozialen Frieden im Lande mit bewahren 
zu helfen, der durch die völlige Freistellung der 
Besserverdienenden von allen zusätzlichen Lasten 
ernsthaft bedroht ist. 

(Echternach [CDU/CSU]: Kindergeldkür

-

zer!) 

Und ein Kollege aus Ihrer Fraktion erklärte: „Durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Zwangsanleihe hat die Sparpolitik der Bundesre-
gierung Schlagseite bekommen. Allein auf dem 
Rücken der Arbeitnehmer, Rentner, Sozialhil-
feempfänger und Arbeitslosen wird die Sanierung 
des Staatshaushaltes ausgetragen. Der Politik der 
Bundesregierung mangelt es nunmehr an der sozia-
len Ausgewogenheit." Er zieht daraus die Schlußfol-
gerung, daß bereits in Kürze ein Ausgleich für den 
Wegfall der Zwangsanleihe gefunden werden müs-
se. Dies äußerte der Vorsitzende der Katholischen 
Arbeitnehmerbewegung, ein Kollege aus Ihrer Bun-
destagsfraktion. 

Er wird schon in wenigen Stunden Gelegenheit 
haben, bei unserem Antrag im Zusammenhang mit 
dem Steuerbereinigungsgesetz den entsprechenden 
Ausgleich zu finden, damit notwendige Konsolidie-
rungsmaßnahmen auch von einer möglichst breiten 
Schicht innerhalb der Bevölkerung getragen und  

möglichst alle belastet werden und nicht nur ein 
Teil, für immer, während andere einen Solidarbei-
trag in dieser Richtung nicht leisten. 

(Beifall bei der SPD — Zander [SPD]: Die 
kriegen noch eine Zulage!) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Nach-
tragshaushaltsgesetz 1984 — Drucksachen 10/2080 
und 10/2287 — und treten zunächst in die Einzelbe-
ratung ein. 

Ich rufe die Nachträge zum Bundeshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 1984 auf, und zwar zunächst 
den Nachtrag zum Einzelplan 32 in der Ausschuß-
fassung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen ? — 
Stimmenthaltungen? — Der Nachtrag zum Einzel-
plan 32 ist angenommen. 

Ich rufe nunmehr den Nachtrag zum Einzelplan 
60 auf. Hierzu liegt Ihnen ein Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/2357 vor. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — 

(Hoffmann  [Saarbrücken] [SPD]: Das ist 
die Mehrheit!) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungs-
antrag ist bei drei Enthaltungen abgelehnt. 

Wer dem Nachtrag zum Einzelplan 60 in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen ? — Der Nachtrag zum Einzelplan 60 
ist angenommen. 

Ich rufe jetzt den Nachtrag zum Gesamtplan in 
der Ausschußfassung auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Die ma

-

chen auch alles mit! Mit euch kann man 
alles machen!) 

Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Der  Nachtrag ist angenommen. 

Ich rufe den Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung eines Nachtrages zum Bundeshaus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 1984 (Nachtrags-
haushaltsgesetz 1984) — Drucksachen 10/2080, 
10/2287 — mit den Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Die Abstim-
mung hierüber wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 

(Hoffmann  [Saarbrücken] [SPD]: Da ste

-

hen sie jetzt!) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — Meine Damen 
und Herren, das Nachtragshaushaltsgesetz 1984 ist 
damit angenommen. 

Meine Damen und Herren, unter Punkt 2 a der 
Tagesordnung ist noch über eine Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses abzustimmen. Der 
Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/2287 unter 
Nr. 2 die Annahme einer Entschließung. Wer zuzu- 
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Präsident Dr. Jenninger 
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Entschließung ist angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Punkt 
2 b der Tagesordnung. Wer der Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses auf Drucksache 
10/2215 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung zum Schutz der Nordsee und des Kü-
stenmeeres 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Runde vereinbart worden. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister des In-
nern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hat von Beginn an deutlich ge-
macht, daß sie der Umweltpolitik hohe Priorität bei-
mißt, und sie glaubt, heute sagen zu können, daß 
Fortschritte in allen Umweltbereichen erzielt wer-
den konnten. Bereits in der Regierungserklärung 
vom September 1983 über „Unsere Verantwortung 
für die Umwelt" habe ich den Schutz der Nordsee 
als einen Schwerpunkt der umweltpolitischen Vor-
haben der Bundesregierung genannt. 

(Vorsitz : Vizepräsident Wurbs) 

Die Bundesregierung weiß sich auch einig mit dem 
Deutschen Bundestag, der zuletzt in seiner Ent-
schließung vom 4. Oktober die Notwendigkeit einer 
aktiven Politik zum Schutz der Nordsee bekräftigt 
hat. 

Entscheidend für einen erfolgreichen Gewässer-
schutz ist unsere Entschlossenheit, mit politischem 
Mut, mit Ausdauer, aber auch mit Augenmaß un-
sere Ziele konsequent zu verfolgen. National haben 
wir im Gewässerschutz durch eine Reihe von ge-
setzgeberischen Maßnahmen und Investitionen den 
richtigen Weg eingeschlagen. Maßgebende Richt-
schnur dieser Politik war dabei die Konkretisierung 
und Durchsetzung des Vorsorgeprinzips. Für die 
Bundesregierung ist dieser Grundsatz die tragende 
Säule unserer Bemühungen für eine saubere Um-
welt und damit gerade für eine saubere Nordsee. 

Wir dürfen nicht zulassen, daß die Schäden in der 
Nordsee irreparabel werden. Vorsorge tut hier not. 
Nur so können wir die natürlichen Lebensgrundla-
gen für Menschen, Tiere und Pflanzen sichern. Wir 
müssen unmittelbar an der Quelle der Verschmut-
zung ansetzen. Zaudern und Versäumnisse aus der 
Vergangenheit können von heute auf morgen nicht 
überwunden werden. 

Die Bundesregierung hat trotz bestehender wis-
senschaftlicher Lücken durch zielgerichtetes Han-
deln die Weichen für eine bessere Zukunft unserer 
Umwelt gestellt, nicht zuletzt durch unsere Initiati-

ven auf internationalem Gebiet. Wir haben rechtzei-
tig erkannt, daß unsere innerstaatlichen Mittel und 
Wege nicht ausreichen, um die Qualität der Luft im 
Herzen Europas und den Gütezustand der Nordsee 
durchschlagend zu verbessern. Nationale Allein-
gänge bieten kein Patentrezept. Wir sind auf die 
Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn angewie-
sen, wenn wir unsere ökologischen Probleme lösen 
wollen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Das vereinfacht allerdings unsere Arbeit nicht. Ka-
binetts oder Parlamentsbeschlüsse können in der 
internationalen Umweltpolitik nur begrenzt weiter-
helfen. Wir müssen mit unseren Partnern verhan-
deln und versuchen, sie von der Notwendigkeit ge-
meinsamen Vorgehens zu überzeugen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist nicht immer einfach: Die ökonomischen und 
ökologischen Bedingungen in unseren Nachbarlän-
dern müssen wir respektieren. Es wäre vermessen, 
wenn wir einen Anspruch auf den allein richtigen 
Weg zur Lösung der Umweltprobleme geltend ma-
chen würden. Nur mit Geduld und Beharrlichkeit 
werden wir weiterkommen. 

Die Bundesregierung hat erstmals mit der multi-
lateralen Umweltschutzkonferenz und der Interna-
tionalen Nordseeschutz-Konferenz diesen notwen-
digen, wenn auch beschwerlichen Weg beschritten. 
In München haben wir erste Erfolge einer gemein-
samen Luftreinhaltepolitik von Ost und West er-
zielt. Die dort gefaßten Beschlüsse sind bereits in 
der Wirtschaftskommission der Vereinten Natio-
nen, der ECE in Genf, umgesetzt worden. Heute 
kann die Bundesregierung bestätigen, daß Mün-
chen wichtige Impulse zum Schutz unserer Wälder 
und Binnengewässer gebracht hat. 

Ich bin überzeugt: Auch die Internationale Nord-
seeschutz-Konferenz bleibt nicht ohne Wirkung für 
die Wiederbelebung der Nordsee. Zweck dieser er-
sten Nordseeschutz-Konferenz war es — wie ich 
schon in meiner Rede am 9. Februar dieses Jahres 
vor dem Deutschen Bundestag ausgeführt habe —, 
„einen internationalen Konsens über die Grund-
sätze zur Umweltpolitik für die Nordsee" und über 
„konkrete Umweltschutzmaßnahmen" zu erzielen 
und „bestehenden internationalen Gremien neue 
Impulse zu geben". Diese Ziele haben wir im we-
sentlichen erreicht. 

Ich begrüße die Gelegenheit, dem Deutschen 
Bundestag über den Verlauf und die Ergebnisse 
dieser Ministerkonferenz Bericht zu erstatten. 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
hat im Juni 1980 in einem umfangreichen Nordsee

-

Gutachten auf die teilweise besorgniserregenden 
Umweltbelastungen der Nordsee hingewiesen. 1981 
und 1982 wurden von der damaligen Bundesregie-
rung keine internationalen Folgerungen gezogen. 
Sofort nach Übernahme der Regierungsverantwor-
tung haben wir die Konsequenzen gezogen und ge-
meinsam mit den Nordseeanrainerstaaten und der 
EG begonnen, ein Schutzkonzept für die Nordsee zu 
erarbeiten. 
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Wir werten es als Erfolg, daß erstmals alle Nord-

seeanrainerstaaten und die EG meiner Einladung 
zu dieser internationalen Konferenz auf Minister-
ebene gefolgt sind. Die Zusage zur Teilnahme 
macht die grundsätzliche Bereitschaft deutlich, an 
einer gemeinsamen Politik zur dauerhaften Sanie-
rung der Nordsee mitzuwirken und gemeinsame 
Konzeptionen und Maßnahmen zu erarbeiten, zu 
beschließen und auch durchzusetzen. Dieser ent-
schiedene Wille aller Konferenzteilnehmer, gemein-
sam zum Schutz der Nordsee vorzugehen, hat 
schließlich zu dem entscheidenden Erfolg der Kon-
ferenz geführt, der Zeichnung der von den Nordsee-
anrainern und der EG beschlossenen Nordsee -
schutzdeklaration. 

In dieser haben sich die Teilnehmer auf ein um-
fassendes und detailliertes Schutzkonzept verstän-
digt, eine Grundlage für Vorsorgemaßnahmen zur 
Reinhaltung der Nordsee geschaffen und Schwer-
punkte für gemeinsames Vorgehen gesetzt. Der 
Handlungsrahmen erstreckt sich über nahezu alle 
Problemfelder und Bereiche, die gemeinsamer Ent-
scheidungen bedürfen. 

Wir haben nunmehr übereinstimmende politische 
Leitlinien. Wir haben einen beachtlichen Katalog 
konkreter Maßnahmen, zum Teil bis in die im An-
hang mitbeschlossenen technischen Details hinein, 
und wir haben ein umfassendes Instrumentarium, 
das wir zielstrebig für weitere Umweltverbesserun-
gen in der Nordsee einsetzen können. 

Lassen Sie mich aus der umfangreichen Deklara-
tion die wichtigsten Ergebnisse hervorheben. 

Erstens. Der Schadstoffeintrag über Flüsse und 
Küstengewässer, der den größten Verschmutzungs-
faktor der Nordsee bildet, wird weiter verringert. 
Die bestehenden internationalen und supranationa-
len Regelungen für die gefährlichen Substanzen 
der sogenannten schwarzen und grauen Listen wer-
den verschärft, bzw. erweitert. Die neuen Regelun-
gen sollen auf Neuanlagen sofort und auf beste-
hende Anlagen so bald wie möglich angewandt wer-
den. Die hierzu notwendigen Entscheidungen wer-
den bereits im kommenden Jahr in den dafür zu-
ständigen internationalen Gremien eingeleitet. 

Darüber hinaus sollen potentiell gefährliche Sub-
stanzen, insbesondere neue synthetische Verbin-
dungen, laufend auf schädliche Wirkungen für die 
Nordsee untersucht werden. Da gerade vom Bun-
desgebiet aus mit Rhein, Ems, Weser und Elbe 
große Flüsse in die Nordsee münden, ist die Bun-
desrepublik Deutschland besonders gefordert, ihre 
Anstrengungen zur Reinhaltung der Flüsse zu ver-
stärken. 

Wir werden mit der fünften Novelle zum Wasser-
haushaltsgesetz die Anforderungen an die Reinhal-
tung und die Reinigung von Abwässern bei proble-
matischen Stoffen in Zukunft nicht wie bisher nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik, 
sondern nach dem strengeren und fortschrittliche-
ren Stand der Technik verschärfen. Damit werden 
wir die Gewässer spürbar von Schadstoffen entla-
sten. Wir werden den Artenreichtum in den Gewäs-
sern besser schützen als bisher, und wir werden die 

Nordsee auch vor weiteren schwer abbaubaren 
Stoffen bewahren. 

Zweitens. Der Schadstoffeintrag über die Atmo-
sphäre soll ebenfalls herabgesetzt werden. Die 
Nordseeanrainerstaaten und die EG werden auch 
hier 1985 in der dafür zuständigen Pariser Kommis-
sion über notwendige gemeinsame maßnahmen 
entscheiden. Dies entspricht auch voll unserer Poli-
tik der Luftreinhaltung. Insbesondere die von der 
Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur 
drastischen Verminderung der Stickstoffemissio-
nen aus Kraftwerken, Industrieanlagen und Kraft-
fahrzeugen sind weitere wichtige Beiträge zur Ge-
sundung der Nordsee. 

Drittens. Schädliche Abfälle und Klärschlamm 
sollen kontrolliert an Land und nicht in der Nordsee 
beseitigt werden. Das ist ein wichtiger Ansatz, um 
international langfristig zu einem vollständigen 
Stopp der Abfallbeseitigung auf See zu gelangen. 

Die Mehrzahl der Nordseeanrainerstaaten hat 
aber erheblichen Widerstand gegen einen so radi-
kalen Schritt geleistet, wie er bereits unserer der-
zeitigen Abfallbeseitigungspolitik entspricht. Des-
wegen konnte auf der Konferenz auch noch keine 
gemeinsame Aussage zur Einstellung der Verklap-
pung von Dünnsäure aus der Titandioxidproduk-
tion zustande kommen. Die Bundesregierung hält 
trotz dieses für uns enttäuschenden Teilergebnisses 
an ihrer Entscheidung fest, daß aus dem Bundesge-
biet auch weiterhin keine Klärschlämme in die 
Nordsee verbracht werden, die Einbringung von 
Grünsalz mit dem Ablauf dieses Jahres gänzlich 
eingestellt und die Verklappung von Dünnsäure 
nach einem Stufenplan ohne schuldhaftes Zögern 
beendet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir müssen vermeiden, daß durch ein sofortiges 
Verbot die Produktion einfach in ein Nachbarland 
verlegt wird, von dem aus die Dünnsäure weiterhin 
in die Nordsee verbracht werden kann. Da hätten 
wir zwar ein umweltpolitisches Alibi, aber der Nord-
see wäre nicht geholfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Technologische Neuerungen haben nahezu zu ei-
ner Halbierung des angefallenen Abfalls aus der 
Titandioxidproduktion geführt. Statt jährlich 
450 000 t fallen nur noch 250 000 t an. Hierfür sind 
bereits nicht weniger als 230 Millionen DM inve-
stiert worden. 

Viertens. Die Meeresverschmutzung durch Schif-
fe, insbesondere die Einleitung von Öl und Chemi-
kalien aus dem Schiffsbetrieb, soll spürbar gesenkt 
werden. Ein umfangreiches System von Auffangan-
lagen für Rückstände und Gemische von ölhaltigen 
und sonstigen schädlichen flüssigen Abfällen wird 
rund um die Nordsee bereitgestellt. 

Ich appelliere an die Küstenländer, für optimale 
Systeme von Auffanganlagen für ölhaltige Rück-
stände und Gemische in den Häfen schnellstmög-
lich Sorge zu tragen, damit kein Schiffsführer einen 
Anlaß erhält, seinen flüssigen Abfall in der Deut-
schen Bucht abzulassen. 
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Nächstes Jahr wollen wir bei der Internationalen 

Seeschiffahrtsorganisation der Vereinten Nationen 
gemeinsam erreichen, daß international verbindli-
che Regeln auch für schädliche Stoffe in verpackter 
Form und für Schiffsmüll in Kraft treten. 

Die Frage der Erklärung der Nordsee zum Son-
dergebiet haben wir nicht zu unserer Zufriedenheit 
lösen können. Ich hatte mich noch vor der Konfe-
renz in Verhandlungen in London und Paris persön-
lich für einen solchen Beschluß eingesetzt und auch 
den Umweltministern der anderen Nordseeanrai-
nerstaaten unseren Standpunkt ausführlich darge-
legt. 

Wir halten ein grundsätzliches Verbot der Einlei-
tung von Öl aus dem Schiffsbetrieb für erforderlich, 
um der schleichenden Ölpest besser Herr zu wer-
den. Aber die Mehrheit der Konferenzteilnehmer 
hat sich unserer Auffassung noch nicht angeschlos-
sen. Sie verweist auf das internationale Überein-
kommen betreffend die Verschmutzung von Schif-
fen aus — kurz „MARPOL" genannt —, das welt-
weite Bedeutung hat und in seinen Verpflichtungen 
für die Begrenzung der Öleinleitungen erst am 
2. Oktober 1983 in Kraft getreten ist. Ihrer Ansicht 
nach muß dieses Abkommen erst konsequent 
durchgesetzt und seine Einhaltung überwacht wer-
den, ehe verschärfte Regelungen angestrebt wer-
den. 

Nach zähen Verhandlungen ist es mir aber gelun-
gen, daß spätestens auf der zweiten Internationa-
lem Nordseeschutz-Konferenz, die bereits in zwei 
Jahren stattfindet, über diese Forderung entschie-
den wird. Das Thema Sondergebiet bleibt somit auf 
der Tagesordnung. Das ist ein tragfähiger Kompro-
miß, zumal alle Staaten die Einhaltung der gelten-
den Grenzwerte für Öleinleitungen streng und kon-
sequent überwachen wollen. 

Fünftens. Ein entscheidender Durchbruch ist uns 
beim Transport radioaktiver Stoffe gelungen. Für 
Schiffe, die gefährliche und auch radioaktive Stoffe 
befördern, wird ein Meldepflichtsystem eingeführt. 
Damit haben wir unverzüglich die Konsequenzen 
aus dem Untergang der „Mont Louis" vor der belgi-
schen Küste gezogen. 

Sechstens. Ebenfalls sind wir im Bereich der Öl-
verschmutzungen von Bohrplattformen aus erheb-
lich weitergekommen. Verbesserte technische Ein-
richtungen und die Bestellung hauptamtlicher Um-
weltschutzbeauftragter werden wirkungsvoll die Öl-
verschmutzung eindämmen. 

Siebtens. Die Zusammenarbeit bei der weiträumi-
gen Überwachung der Nordsee aus der Luft wollen 
wir verstärken, um von Verstößen abzuschrecken 
und gegebenenfalls schnell und wirksam einzugrei-
fen. Luftüberwachungsgeräte werden entwickelt 
und verbessert, damit Hubschrauber und Flugzeuge 
bei jeder Wetterlage eingesetzt werden können. Die 
Bundesrepublik verfügt bereits über ein gut einge

-

spieltes Überwachungssystem in dem Sicherheits-
verbund Nordsee. Wir müssen die Marine und den 
Bundesgrenzschutz technisch so ausrüsten, daß Öl-
sünder auch bei Nacht und Nebel überführt werden 
können. Die Verursacher müssen identifiziert und 
deren Verschulden muß dokumentiert werden. 

Diese Ergebnisse sind dann sofort an die zuständi-
gen Ermittlungsbehörden weiterzuleiten. 

Achtens. Für außerordentlich wichtig halte ich 
die Entscheidung, die bereits bestehenden gemein-
samen Meß- und Überwachungsprogramme inten-
siv fortzuentwickeln und auf die biologische Über-
wachung der Nordsee auszuweiten. Wir denken 
auch an die Errichtung einer gemeinsamen inter-
nationalen Umweltdatenbank. Diese Weiterent-
wicklung der wissenschaftlichen Meß- und Überwa-
chungsprogramme wird unsere Erkenntnisse über 
die Schadstoffeinträge, die Schadstoffkonzentratio-
nen im Meer und deren ökologische Auswirkungen 
verbessern. Damit können wir auf sichere Grundla-
gen für verschärfte Maßnahmen hoffen. 

Neuntens. Wir werden die Erforschung und Ent-
wicklung umweltfreundlicher Technologien und 
Produkte sowie von Ersatzstoffen weiter vorantrei-
ben, damit weniger Abfälle und Schadstoffe über 
Abwässer in die Nordsee gelangen. 

Zehntens. Ich begrüße sehr, daß auch die Nord-
seestaaten, die kein Wattenmeer kennen, die Not-
wendigkeit bestätigt haben, dieses lebenswichtige 
Ökosystem zu schützen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Unsere Bemühungen, die Erhaltung dieses einmali-
gen Naturreservats in den Mittelpunkt unserer Ar-
gumentation zu stellen, haben sich gelohnt. Es ist 
uns gelungen, unsere Sicht und Bewertung des Wat-
tenmeers den anderen Staaten verständlich zu ma-
chen. 

Die Bundesregierung hat am 7. November 1984 
einen weiteren wichtigen Schritt zum Schutz der 
deutschen Nordseeküste und des Wattenmeers ge-
tan. Ich spreche von der Erweiterung unseres Kü-
stenmeeres in einem besonders gefahrenträchtigen 
Bereich der Nordsee. Das Seegebiet südlich und 
westlich von Helgoland bis zu der Tiefwasserreede, 
die nördlich der Inseln Baltrum und Langeoog liegt, 
gehört zu den dichtest befahrenen Seegebieten der 
Welt. Auf engstem Raum verkehren hier Schiffe 
aller Größenklassen bis hin zu Supertankern. 

In der Vergangenheit ist es mehrfach zu Beinahe

-

Zusammenstößen gekommen. Diese schwierigen, 
gefährlichen und auf der Erde einmaligen Ver-
kehrsverhältnisse erfordern eine klare und eindeu-
tige Verkehrsregelung und Verkehrslenkung. Vor-
aussetzung dafür ist, daß dieses Seegebiet zum 
deutschen Hoheitsgebiet erklärt wird, in dem von 
deutschen Stellen erlassene, allgemein bindende 
Anordnungen gegenüber Schiffen auch unter frem-
der Flagge durchgesetzt werden können. 

Das ist ein weiterer Schritt zur konsequenten Be-
folgung der auf der Nordseeschutz-Konferenz ver-
kündeten Grundsätze. Die Bundesregierung hat 
diesen Schritt getan, um die Deutsche Bucht, die 
deutsche Nordseeküste und insbesondere das Wat-
tenmeer vor den Gefahren eines Tankerunfalls und 
damit einer Ölkatastrophe mit den verheerendsten 
ökologischen und wirtschaftlichen Folgen wirksam 
zu schützen. 
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Bundesminister Dr. Zimmermann 
Die internationale Nordseeschutz-Konferenz ist 

der Anfang einer umfassenden und gemeinsamen 
Politik für die Nordsee. Dieser Anfangserfolg kann 
sich sehen lassen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Anfang!) 

— Jeder muß einmal anfangen; Sie haben nicht ein-
mal angefangen. — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben jetzt den von mir angestrebten verbindli-
chen Orientierungsrahmen für alle Regierungen 
der Nordseeanrainerstaaten. Wir haben ein Pro-
gramm für gemeinsame Maßnahmen, und wir ha-
ben den von mir beabsichtigten neuen Impuls für 
die Arbeit in den internationalen Gremien. 

Ohne diese Konferenzerfolge wären wir heute im 
Bemühen um eine saubere Nordsee keinen einzigen 
Schritt weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sagt, die Konferenz wäre ein Fehlschlag, hat 
die Deklaration entweder nicht bis zum Ende gele-
sen oder er ist ein realitätsferner Utopist oder er 
will einfach den Erfolg nicht wahrhaben. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Durch die Dekla

-

ration wird die See nicht sauber!) 

Wir haben die bisherige Stagnation überwunden. 
Das wird eindrucksvoll bestätigt in der Bereitschaft 
aller Nordseeanrainerstaaten, die Umsetzung und 
den Vollzug der Beschlüsse der Deklaration zu 
überprüfen und gegebenenfalls über weitere Maß-
nahmen auf einer zweiten Ministerkonferenz in 
etwa zwei Jahren in Großbritannien zu beschließen. 
Ich freue mich, daß sich der schwierige Partner 
Großbritannien bereit erklärt hat, diese zweite 
Nordseeschutz-Konferenz zu veranstalten. Wenn 
das in Großbritannien veranstaltet werden wird, 
wird das auch für den Partner Großbritannien eine 
bestimmte Bindewirkung haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Den soeben eingeleiteten Prozeß zur Belebung 
des Nordseeschutzes werden wir zusammen mit 
den übrigen Regierungen der Nordseestaaten und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nachdrücklich und energisch fortsetzen. 

Meine Damen und Herren, die Nordsee ist kein 
totes Meer. Sie soll auch kein totes Meer werden. 
Hierzu hat die Konferenz entscheidende Signale ge-
setzt. Alle Nordseeanrainerstaaten sind gewillt — 
und das ist ein Novum —, das Vorsorgeprinzip an-
zuwenden und die Lebensbedingungen der Nordsee 
kontinuierlich zu verbessern. Die Nordsee wird ein 
Meer des Lebens bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Präsident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Auf den Tag genau vor 
sechs Wochen haben wir in diesem Haus unsere 
Erwartungen und Hoffnungen für die Nordsee-

schutz-Konferenz formuliert: gemeinsam und sehr 
konkret. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie an Weih

-

nachten!) 

Wir könnten es uns heute einfach machen und die 
Enttäuschung über den Schlag in das schmutzige 
Nordseewasser 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na, nun über

-

treibt mal nicht!) 

sozusagen der Bundesregierung allein anlasten. 
Dies tun wir nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Können Sie auch 
nicht! — Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Großzügig!) 

Denn es gibt mehr Hauptstädte in europäischen 
Staaten 

(Broll [CDU/CSU]: Länder!) 

und mehr Regierungen, die ihre Verantwortung für 
das tragen, was in Bremen nicht zustande kam. 

Bonn, Herr Minister, dürfte allerdings die einzige 
europäische Hauptstadt sein, in der der zuständige 
Ressortminister mit einer Inflation von Umwelt-
schutz-Absichtserklärungen 

(Broll [CDU/CSU]: Und Maßnahmen!) 

sich langsam, aber sicher lächerlich macht. Und das 
dient nicht der Sache. 

Sie haben zur Nordseekonferenz eingeladen. Sie 
haben diese Konferenz — und das muß ich sehr 
deutlich klarmachen — dilettantisch vorbereitet. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr! 
Wie alles, was er macht!) 

Wir müssen Sie fragen, ob es nicht endlich Zeit ist, 
daß in Ihrem Ministerium mindestens ein Staatsse-
kretär für Umweltschutz berufen wird, der von die-
sem Thema wirklich etwas versteht. Die Sache hat 
es dringend nötig. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Man muß, Herr Minister, System dahinter vermu-
ten, wenn Sie immer dann eine neue Großtat in 
Sachen Umweltschutz ankündigen, wenn sich die 
letzte Ankündigung als heiße Luft erwiesen hat. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Unerhört!) 

Zuerst sollte die Luftverschmutzung durch Ent-
schwefelung von Buschhaus verringert werden. 
Dann sollte der deutsche Wald 

(Zuruf von Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

durch das schnelle Einführen von Katalysatorautos 
gerettet werden. 

(Broll [CDU/CSU]: Wird er auch!) 

Dann wurde die Nordsee Ihr liebstes Kind. Und 
jetzt, wo auch das nicht geklappt hat, entdecken Sie 
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Jansen 
im Moment die Entgiftung der Böden und machen 
dazu große Fachkonferenzen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie wissen nicht, 
wovon Sie reden! Sie haben kein Thema 

mehr!) 

Herr Minister, bei allem Respekt vor Ihrem wahr-
scheinlich guten Willen kommen Sie mir dennoch 
wie ein Fußballprofi vor, der nach einem mißglück-
ten Probetraining bei Bayern München erklärt, er 
wolle nun das Deutsche Derby reiten 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Schlecht ausgele-
senes Beispiel!) 

und anschließend Deutscher Meister im Tennis 
werden. So springen Sie von Thema zu Thema. 

(Broll [CDU/CSU]: Er ist wenigstens Profi, 
während Sie Amateur sind! Das ist der Un-

terschied!) 

Tatsächlich wird aber die Eintragung im „Buch der 
Rekorde" hinter Ihrem Namen lauten: Weltrekord 
für nicht eingehaltene Versprechen in Sachen Um-
weltschutz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Broll [CDU/ 
CSU]: Die Rede ist zwei Jahre alt!) 

Dabei finden Sie, Herr Minister, in diesem Parla-
ment die besten Bedingungen dafür, auf breiter 
Mehrheit zu handeln, statt sich allein auf diese 
Wege zu begeben. 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Denn der SPD ist bewußt, daß wir alle, auch meine 
Partei, für Versäumnisse in der Vergangenheit Mit-
verantwortung tragen. 

(Zurufe der CDU/CSU: Seit wann ist Ihnen 
das bewußt? — Broll [CDU/CSU]: Aber Sie 

wollen nicht handeln!) 

Und für die jetzt erforderlichen Maßnahmen kann 
es keine politische Ideologie geben, sondern nur 
funktionierende Konzepte, die getragen werden 
müssen. 

Deshalb gibt es nach dieser Nordseeschutz-Kon-
ferenz keine Ausreden mit europäischen Nachbarn 
oder wirtschaftlichen Zwängen und schon gar kein 
Vertrösten, Herr Minister, auf die nächsten Konfe-
renzen oder die England-Konferenz. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Wir können sie ja 
zwingen!) 

Aber das verlangt von der Regierungsbank in die-
sem Haus von CDU, CSU und FDP eine neue Hand-
habung ihrer bisher vertretenen wirtschaftspoliti-
schen Ideologie der freien Marktwirtschaft. Im 
Klartext: Es verlangt staatliches Handeln bei der 
Gesetzgebung und im Investitions- und Subven-
tionsbereich, einmal nicht für die Gewinne, sondern 
für die Erhaltung der Umwelt Geld auszugeben, 

(Broll [CDU/CSU]: Eine törichte Alternati-
ve, Herr Jansen! Das wissen Sie selber!) 

wobei, wenn das konkret gemacht würde, tatsäch-
lich alle Bürgerinnen und Bürger davon profitieren 
würden und das, was Sie als Wende versprochen 
haben: den Menschen eine lebenswerte Umwelt zu 

schaffen, durch handfeste Politik, die auch über 
wirtschaftliche Interessen einmal hinweggeht und 
dann wirklich zu einem Erfolg in Sachen Umwelt 
führen könnte. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Nackte Sprüche! — 
Broll [CDU/CSU]: Wollen Sie Umwelt aus 

Verlusten finanzieren?) 

Umwelttechnologie ist nicht nur wichtig, um die 
Umwelt zu schonen und zu reparieren. Umwelttech-
nologie sichert auch Know-how und Exportchancen. 
Denn es ist doch wohl hoffentlich unumstritten, daß 
der Handlungszwang bei allen, auch bei den euro-
päischen Staaten, die noch so zurückhaltend sind, 
sehr schnell durch die tatsächliche Lage der Natur 
und — behaupte ich — durch den Druck deutlich 
wird, den die Menschen auf die Regierungen aus-
üben werden. 4,7 Millionen Tonnen Industrieabfälle, 
5,7 Millionen Tonnen Klärschlämme, 96,7 Millionen 
Tonnen Baggergut — all das wird in die Nordsee 
gepackt. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 300 
Milliarden DM Schulden! — Dr. Probst 

[CDU/CSU]: 400!) 

In diesen mehr als 100 Millionen Tonnen sind 20 000 
Tonnen Schadstoffe: Zink, Kupfer, Blei, Kadmium, 
Quecksilber. Es muß doch begriffen werden, daß 
dies nicht über Konferenzschöngeist lösbar ist. Viel-
mehr müssen wir, wenn es nicht zu klaren Hand-
lungskonzepten kommt, allein handeln. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wollen wir Ihnen konkrete Vorschläge machen, bei 
denen wir bereit sind, auch Schwierigkeiten mitzu-
tragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nun bin ich aber 
gespannt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Erstens. Alle Industrieanlagen, alle abwasserpro-
duzierenden Einrichtungen, die an Vorflutern lie-
gen oder direkt in das Meer einleiten, sind in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern in öffentliche 
Schadstoffkataster aufzunehmen und staatlich 
überwachten Meßprogrammen zu unterwerfen. Auf 
dieser Basis sind Branche für Branche Investitions-
programme zu entwickeln, bei denen wir mit staat-
lichen Subventionen bereit sind, das Verursacher-
prinzip plus Altlastenbereinigung zu einer wirklich 
funktionierenden Umweltschutzsystematik auszu-
bauen. Wir können das nicht mit globalen wirt-
schaftspolitischen oder steuerpolitischen Maßnah-
men schaffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Jede Branche braucht ihre Umwelttechnik, und dies 
muß jetzt angefaßt werden. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Grünbeck? 

Jansen (SPD): Ja. 
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Vizepräsident Wurbs: Bitte! 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, 
daß das, was Sie jetzt fordern, durch das Abwasser-
abgabengesetz schon geregelt ist? 

(Broll [CDU/CSU]: Nein, das weiß er nicht! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Jansen (SPD): Sie sollten sich einmal vor Ort um-
sehen, wie das heute aussieht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In Hamburg 
z. B.!) 

Wir haben keinen wirklichen Überblick über die 
Schadstoffeinleitung. 

(Broll [CDU/CSU]: Ihnen fehlt in der Tat 
der Überblick!) 

Worauf ich hinaus will, ist: Das, was in der Produk-
tion an Schadstoffen offengelegt wird, muß mit ei-
nem Investitionsprogramm begleitet werden, damit 
es dazu kommt, daß diese Firma umstellen kann. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie haben wirklich keinen Über

-

blick!) 

Wir wissen doch, daß Konkurrenzen und sonstige 
Dinge dabei zu beachten sind. 

Zweitens. Wir erwarten von Ihnen, Herr Innenmi-
nister, daß ab 1. Januar 1985 keine Verklappungsge-
nehmigungen für die Nordsee mehr erteilt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir erwarten von Ihnen, daß Sie ein Programm ent-
wickeln, mit dem den betroffenen Firmen, z. B. Kro-
nos Titan, bei der Umstellungstechnik geholfen 
wird 

(Beifall bei der SPD) 

und mit dem wir Zwischenwege finden, um durch 
Umweltschutzinvestitionen Arbeitsplätze nicht zu 
gefährden, sondern neue Arbeitsplätze auf den Weg 
zu bringen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Jetzt kommt die 
andere Platte! — Broll [CDU/CSU]: Wieviel 
wollen Sie für Hamburg haben? — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Drittens. Ausdehnung der Drei-Meilen-Zone auf 
eine Zwölf-Meilen-Zone: bitte sehr schnell. Wenn 
dies in der Deutschen Bucht geschieht, dann mit 
Kontroll- und Verfolgungsmöglichkeiten gegen Ver-
schmutzer. 

Deshalb erwarten wir von Ihnen — viertens —, 
daß im Haushalt 1985 die Mittel bereitgestellt wer-
den, die für die Flugüberwachung und für neue 
Schiffe benötigt werden, die der BGS-See braucht, 
um Überwachung wirklich durchführen zu können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
auch gefordert!) 

Aber nicht in vielen kleinen Stufen, Herr Minister, 
sondern sofort, in einem großen Paket. 

(Bundesminister Dr. Zimmermann: Wo 
sind denn die Anträge?) 

Sie haben unsere Unterstützung, daß Sie das auch 
dem Finanzminister gegenüber durchsetzen. 

(Broll [CDU/CSU]: Warum nicht schon 
1978? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Im übrigen glaube ich, daß Sie den Teil G der Nord-
seedeklaration hinsichtlich der Luftüberwachung 
und der Überwachung durch Schiffe als Verschiebe-
bahnhof eingerichtet haben; hier wird aus Ihrer 
Sicht nicht sehr schnell etwas gesehen. 

Fünftens. In den deutschen Häfen sind die Ent-
sorgungs- und Auffanganlagen für Schiffe nicht 
nur auf den Weg zu bringen, sondern schnell einzu-
richten. Das funktioniert nur, wenn wir die Kosten 
und die Gebühren, die dabei entstehen, so lange 
subventionieren, bis in allen europäischen Häfen 
ein gleiches Entsorgungsniveau vorhanden ist und 
die Schiffe auf gleiche Gegebenheiten stoßen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Dr. Probst [CDU/CSU]) 

Alle diese Maßnahmen sind national machbar. 
Sie kosten Geld, doch dieses Geld muß aufgebracht 
werden. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
wir haben heute das zurückzuzahlen, was wir der 
Natur über Jahrzehnte im industriellen Raubbau 
angetan haben. Davon haben alle wirtschaftlichen 
Vorteil gehabt. Aber diejenigen, die in diesen Jahr-
zehnten hohe Vermögen bilden konnten und hohe 
Einkommen entwickelt haben, müssen bei der Fi-
nanzierung solcher Bereiche auch verstärkt bela-
stet werden. 

Ich gehe davon aus, daß Sie, Herr Minister, wenn 
es um die Abgabenpolitik geht, bereit sind, auch das 
Instrument der Ergänzungsabgabe zu sehen, nicht 
nur als sozial gerechtes Instrument der Belastung 
höherer Einkommen, wenn die geringen Einkom-
men schon so belastet sind, sondern auch dafür, um 
Mittel aufzubringen, damit die Umweltschutzmaß-
nahmen finanziert werden können. 

Wir stellen an Sie zwei abschließende Forderun-
gen, auf die wir Sie bitten, sehr schnell einzuge-
hen. 

Erstens. Wir erwarten die unverzügliche Vorbe-
reitung eines europäischen Gipfeltreffens für ge-
meinsame Umweltschutzpolitik der Regierungen in 
der Europäischen Gemeinschaft. Das, was in der 
Agrarpolitik möglich ist, muß für den Umweltschutz 
schon längst funktionieren können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir brauchen einen EG-Gipfel. Ich sage Ihnen: 
Wenn Sie dafür nur halb soviel Regierungsintensi-
tät aufbringen würden wie für Agrarsubventionen, 
dann wird der Nordsee über diesen EG-Gipfel ge-
holfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Spitzen der Regierung sind gefordert, hier zu 
handeln. Eine Nordseekonferenz in ihrer Unver-
bindlichkeit reicht nicht aus. 

(Duve [SPD]: Die Bundesregierung hat 
ihre Präsidentschaft verspielt!) 
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Jansen 
Zweitens. Am 9. Dezember 1984 läuft die Zeich-

nungsfrist für die UN-Seerechtskonvention ab. Der 
maltesische UN-Botschafter Pado hat die Formel 
vom gemeinsamen Erbe der Menschheit geprägt 
und damit jene Meere und Schiffahrtsstraßen ge-
meint, die von uns allen genutzt werden und die 
sozusagen für jeden Staat von Bedeutung sind. Die 
Zeichnung der UN-Seerechtskonvention ist im In-
teresse der Bundesrepublik, ist im Interesse der 
norddeutschen Länder und ist im Interesse unserer 
Entwicklungschancen im Bereich Meerestechnolo-
gie und -forschung unabdingbar. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Denn, Herr Umweltminister Dr. Zimmermann, der 
Teil 12 der UNO-Seerechtskonvention umfaßt die 
Art. 192 bis 237, die in hervorragender Weise den 
Schutz und die Erhaltung der Meeresumwelt be-
stimmen. Der Teil 12 wird eröffnet: 

Die Staaten sind verpflichtet, die Meeresum-
welt zu schützen und zu erhalten. 

Ich sage Ihnen voraus: Dies wird die Magna Charta 
der UNO für Umweltschutz auf den Meeren. Wenn 
die Bundesregierung weiter dabei bleibt, dieser 
Seerechtskonvention nicht beizutreten, sollte sie 
nie mehr behaupten, daß Wirtschafts- und Umwelt-
interessen in dieser Regierung gleichrangig behan-
delt werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Am 9. Dezember 1984, Herr Minister, erfährt die 
Bevölkerung der Bundesrepublik im Falle der 
Nichtunterzeichnung der UN-Seerechtskonvention 
erneut die umweltpolitische Unglaubwürdigkeit die-
ser Regierung. Dabei kann ich Sie nicht einmal 
bedauern. Sie haben selbst Schuld daran, daß diese 
Situation eingetreten ist. Schlimm ist nur, daß die 
Umwelt dabei immer mehr unter die Räder kommt. 
Nehmen Sie unser Angebot an, Teilschritte und 
große Schritte national zu machen, diese Schritte 
als Beweis dafür auf den Tisch zu legen, daß es 
geht, und mit diesen Erkenntnissen in die Europäi-
sche Gemeinschaft zu gehen, um über eine Gipfel-
konferenz durchzusetzen, daß die Frage an Europa 
nicht nur heißt: Wie läuft die Wirtschaft?, sondern 
auch: Schafft Europa es, für die Menschen die Um-
welt lebenswert zu erhalten? Nur dann wird Europa 
selbst überleben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Dr. Probst [CDU/CSU]: Sprüche, Sprü-

che!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Jan-
sen, ich war an sich etwas erschrocken darüber, daß 
Ihre sonst immer so sehr schlüssige, wenn auch oft-
mals falsche, diesmal zwar auch falsche, aber nicht 
schlüssige Rede so enden mußte. 

(Lachen bei der SPD — Duve [SPD]: Das 
war sowohl falsch als auch unschlüssig!) 

Ich werde es Ihnen erklären. Wenn Sie auf der 
einen Seite erklären, daß Deklarationen nicht aus-
reichen, und dann zur Zeichnung der Seerechtskon-
vention dieses sagen, dann müssen Sie doch auch 
sehen, daß das nicht schlüssig ist. Sie haben, Herr 
Jansen, wieder hier gestanden und den verpaßten 
Gelegenheiten, die Sie oft gehabt hatten, nachge-
weint. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, an 
sich har ick vörhat, hier mol 'n Red op Plattdüütsch 
to holn, weil veele Lüüd de Menung sund, allens dat, 
wat mit de Nordsee to doon hett, und dat, wat mit de 
Reinhaltung von de Nordsee to doon hett, bloß de 
Lüüd angeiht, de an de Nordsee wohn'n doon. Aber 
ich will das nicht tun. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Bitte sehr, 
Herr Duve. 

Duve (SPD): Ick wull dat ok op Plattdüütsch ma-
ken, Herr Präsident, aber de annern, de versteiht 
dat nich, un dorüm mutt ick dat op Hochdüütsch 
maken. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 
Herr Kollege, ist Ihnen bei Ihrem Vorwurf an die 

frühere Regierung klar, daß das Öko-System Nord-
see als eine einheitliche Angelegenheit erst seit 
dem großen Umweltgutachten, das die frühere Bun-
desregierung in Auftrag gegeben hat, das im Som-
mer 1980 vorgelegen hat, überhaupt wahrgenom-
men wird und daß seit dieser Zeit jedenfalls die 
Vorgängerin dieser Regierung außerordentlich 
große Anstrengungen unternommen hat, um hier 
weiterzukommen? Das ist das, was Herr Jansen 
auch getadelt hat. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Duve, Sie haben ganz richtig gesagt, daß dieses 
Gutachten von 1980 ist. Ich werde nachher auch 
noch einmal darauf eingehen und Ihnen sagen, daß 
Sie zwei Jahre Zeit gehabt hätten, hier etwas zu 
machen, daß Sie jetzt nur polemisieren, nur reden, 
es werde hier nichts getan, und daß der Innenmini-
ster Zimmermann der erste gewesen ist, der in der 
Lage gewesen ist, eine solche Konferenz, wie sie 
jetzt in Bremen stattgefunden hat, überhaupt zu 
initiieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 

die Probleme der Nordsee von uns allen erkannt 
worden sind und daß ebenso erkannt worden ist, 
daß es internationale und nicht nur nationale Pro-
bleme sind und daß wir sie nicht nur durch bundes-
deutsche Maßnahmen und Beschränkungen lösen 
können, ist in diesem Haus sicherlich nicht erst seit 
kurzem und wenigen Wochen bewußt. Aber erst 
diese Bundesregierung und unser Bundesminister 
Dr. Zimmermann haben diese Erkenntnisse umge-
setzt und dafür gesorgt, daß diejenigen, die an der 
laufenden Belastung der Nordsee beteiligt sind und 
die sicher auch Interesse daran haben, diese lau- 
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fende Belastung einzuschränken, an einen Tisch ge-
holt wurden, um dem Ziel einer sauberen Nordsee 
wesentlich näherzukommen. Herr Bundesminister, 
hierfür sei Ihnen herzlich Dank gesagt ebenso wie 
für Ihren sachlichen Bericht, der nichts beschönigt, 
aber auch klar aufgezeigt hat, daß Erfolge erzielt 
worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Erfolge können hier nur erzielt werden, wenn die 
Anrainerstaaten gemeinsam für das Ziel einer sau-
beren Nordsee eintreten und auch so handeln. Er-
folge können auch nur dann erzielt werden, wenn 
das Ziel und der Weg dorthin klar abgesteckt und 
definiert worden sind. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Daran fehlt es 
leider!) 

— Das glaube ich nicht. — Zu den positiven Ergeb-
nissen der Konferenz hat insbesondere die klare 
Konzeption der Bundesregierung beigetragen, wie 
der Schutz der Nordsee verbessert werden kann. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Bundesregierung befand sich in dieser Konzep-
tion in Übereinstimmung mit den Empfehlungen 
des Bundestages vom 4. Oktober 1984 zum Nordsee

-

Gutachten des Rates von Sachverständigen. 

Die positiven Ergebnisse sind aber auch auf die 
konsequente und hartnäckige Verhandlungsfüh -
rung der deutschen Delegation auf dieser ersten 
internationalen Nordsee-Schutzkonferenz zurück-
zuführen. 

Die Ziele der Bundesregierung und der deutschen 
Delegation waren sehr hoch gesteckt. Trotz ungün-
stiger Aussichten auf einen optimalen Erfolg waren 
sie so hoch gesteckt, auch in Erkenntnis der Tatsa-
che, daß durch hoch gesteckte Ziele in der Offent-
lichkeit auch der Erwartungshorizont hochge-
schraubt wird und daß diejenigen, die jeden Grund 
zur Häme suchen, anschließend in ihrer besserwis-
senden, selbstgerechten Art Asche über das Haupt 
des Innenministers streuen wollen und den Mißer-
folg herbeireden. 

(Duve [SPD]: Nu segg dat mal op Platt

-
düütsch!) 

— Dat wär'n ganz schwor'n Satz, nich? 

(Duve [SPD]: Dat können de Protokollan

-

ten gor nich opschrieben!) 

Das Bundesministerium des Innern ist bei seinen 
hochgesteckten Zielen ein politisches Wagnis einge-
gangen. Für einen, der die zu erwartende Geschäfts-
lage der Konferenz nüchtern zu analysieren ver-
stand, war es vorauszusehen, daß nicht alle deut-
schen Forderungen durchzusetzen waren, schon 
gar nicht im allerersten Anlauf. Dennoch war es 
wohl richtig, die deutschen Forderungen nicht nur 
auf das derzeit Machbare zu beschränken, sondern 
ungeschmälert und mit vollem Einsatz in den Ver-
handlungen in die Vollen zu gehen, um den Versuch 
zu wagen, das Mögliche zu verwirklichen und das  

derzeit noch unmöglich Erscheinende sobald wie 
möglich möglich zu machen. 

(Duve [SPD]: Mit welcher Forderung sind 
wir denn durchgekommen?) 

Die Opposition hat natürlich recht, wenn sie den 
Zustand der Nordsee beklagt und bedauert, daß in 
Bremen nicht alle deutschen Ziele erreicht worden 
sind, daß nicht mehr herausgekommen ist. 

(Duve [SPD]: Welches ist denn erreicht 
worden?) 

— Herr Duve, ich habe den Eindruck, Sie haben die 
Rede des Bundesinnenministers nicht gehört. Ich 
habe sie bei mir auf dem Tisch liegen. Sie können 
sie nachher noch mal nachlesen; dann brauchen Sie 
nicht auf das Protokoll zu warten. 

(Duve [SPD]: Haben Sie sie nachgelesen?) 

Natürlich kann die Opposition das und natürlich 
darf es der Opposition schwerfallen, die Leistungen, 
die die jetzige Bundesregierung für die Gesundung 
der Nordsee erbracht hat, anzuerkennen. Aber ich 
glaube, alle Kritik der Opposition muß ergänzt und 
relativiert werden durch zwei Feststellungen. 

Erstens. Grundlage für alle Bemühungen und 
Überlegungen, die bis jetzt angestellt worden sind, 
ist das Gutachten des Rates von Sachverständigen 
für Umeltfragen. Dieses Gutachten — Herr Duve, 
Sie sagten es schon — stammt aus dem Jahre 
1980. 

(Duve [SPD]: Das hat die Regierung 
Schmidt in Auftrag gegeben!) 

— Sehr schön, das ist ja auch gut. — Zwar leben wir 
in einer sehr vergeßlichen Welt, aber jeder weiß, 
daß diese Regierung erst seit dem Oktober 1982 im 
Amt ist. Da muß es doch wohl erlaubt sein, zu fra-
gen, was die frühere Bundesregierung in ihren zwei 
letzten Jahren überhaupt getan hat, um entschei-
dende Konsequenzen aus diesem Umweltgutachten 
zu ziehen. 

(Broll [CDU/CSU]: Sie haben nur ihren Un

-

tergang vorbereitet!) 

Wie kommt es, Herr Duve, daß zwei Jahre — ich 
relativiere das — relativ nutzlos vergingen und 
nicht genutzt wurden? Hätten nicht die Aussagen 
der Sachverständigen auch schon die 1980 amtie-
rende Bundesregierung so alarmieren müssen, daß 
ihr die Lorbeeren einer solchen Konferenz, wie sie 
jetzt in Bremen stattgefunden hat, zugestanden 
hätten? 

(Duve [SPD]: Das können Sie Herrn Baum 
fragen!) 

Ich hätte der Regierung Schmidt diese Lorbeeren 
um der Nordsee willen gerne gegönnt. Herr Duve, 
wenn die Opposition nach eigener Untätigkeit in 
ihrer Regierungszeit jetzt mehr Erfolge und posi-
tive Ergebnisse für die Nordsee fordert, so kommt 
sie mir vor wie einer, der seine Hochzeitsnacht ver-
schläft, aber wenige Wochen danach schon nach 
Kindergeld schreit. 

(Heiterkeit) 
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Eine zweite Feststellung muß hier in diesem Zu-

sammenhang getroffen werden. Wer gehörte eigent-
lich der deutschen Delegation auf dieser ersten in-
ternationalen Nordseeschutzkonferenz an? Es wa-
ren doch wohl neben den Mitgliedern der Bundesre-
gierung auch Vertreter unserer Küstenländer, Mit-
glieder der Senate von Hamburg und Bremen, die 
voll in die Konferenzvorbereitung eingebunden 
worden waren. Diese hatten doch wohl vielfältige 
Gelegenheit, zum einen die Konferenzstrategie mit-
zubestimmen und sich zum anderen an der mühse-
ligen Überzeugungsarbeit zu beteiligen, die gegen-
über den anderen Nordseeanrainerstaaten geleistet 
werden mußte. 

Unter solchen Voraussetzungen sollte und kann 
das Ergebnis von allen mitgetragen werden. Es ist 
zwar typisch, zeugt aber von schlechtem Stil, wenn 
sich nachher jemand davonschleichen will. Ich fand 
eine Äußerung eines Kollegen von Ihnen — eines 
sozialdemokratischen Kollegen —, die er mir ge-
genüber gestern machte, sehr bemerkenswert. Er 
meinte, bei allem Mißbehagen, das Sie vielleicht 
nach dieser Konferenz fühlen, möge man doch so 
fair sein, die erzielten Ergebnisse nicht auch noch 
zu zerreden. Mir erscheint das sehr wichtig. Gewöh-
nen wir uns doch endlich gemeinsam an, Züge in 
Bewegung zu setzen, nachdem wir die Richtung be-
stimmt haben, und schminken wir uns doch endlich 
ab, Ziele im Bereich der Umweltpolitik zu bestim-
men und zu erwarten, daß wir gleich nach der Ziel-
bestimmung schon dort ankommen! 

(Duve [SPD]: Dann sollen wir die Hoch-
zeitsnacht im Zug verbringen?) 

— Das können Sie gerne machen. 

Das ist wohl etwas, was man besonders von de-
nen verlangen kann, die zwar behaupten, sie hätten 
genügend Dampf auf dem Kessel gehabt, aber den-
noch nicht in der Lage gewesen sind, diejenigen, die 
fahren wollten, auch mit grünem Licht auszustat-
ten. 

Mehr Publizität als der offiziellen Konferenz hat 
man — wie inzwischen schon gewohnt — den Um-
weltverbänden geschenkt, die parallel in Bremen 
eine sogenannte Aktionskonferenz durchgeführt 
haben. 

(Duve [SPD]: Da hätten Sie hinkommen 
sollen! Da hätten Sie etwas gelernt!) 

Ihre Aktivität hat letztlich enttäuscht. Sie haben die 
deutsche Delegation nicht unterstützt, was wün-
schenswert gewesen wäre. Sie haben im Gegenteil 
gegen die deutsche Position auf der Konferenz pole-
misiert, obwohl sich keine Regierung in Bremen so 
konsequent für den Schutz der Nordsee eingesetzt 
und engagiert hat wie die Bundesregierung. Die 
Umweltverbände sollten die Weihnachtsferien nut-
zen, um in Ruhe zu überlegen, ob es für die Sache 
gut ist, die Umweltschutzpolitik dieser Bundesre-
gierung ständig anzugreifen und zu diffamieren. 
Wäre es nicht besser gewesen, die Bundesregierung 
wenigstens prinzipiell zu unterstützen und dafür zu 
sorgen, daß sich auch in unseren Nachbarstaaten 
die Auffassung durchsetzt, daß der ökologische 
Schutz der Nordsee im Zweifel nicht hinter wirt

-

schaftlichen Interessen zurückstehen darf? In die-
ser Zielsetzung sollten wir doch wohl Verbündete 
sein. Hier haben die international organisierten 
Umweltverbände und die Bundesregierung noch 
eine große Aufgabe vor sich. 

Noch einige Bemerkungen zum derzeitigen Güte-
zustand der Nordsee. Wissenschaftliche Grundlage 
für die erfolgten Beratungen auf dieser ersten 
Nordseeschutz-Konferenz war ein Gutachten, er-
stellt von einer internationalen Expertengruppe un-
ter der Leitung des DHI. Hiernach ist die Nordsee 
— ich zitiere — „großräumig noch nicht geschädigt, 
aber in ihren südlichen Teilen, insbesondere in der 
Deutschen Bucht, im Wattenmeer und in den Fluß-
mündungen, ökologisch belastet". Mir klingt das zu 
harmlos. Auf der anderen Seite gibt es aber die 
bekannte und offensichtlich beliebte Panik-Presse, 
die nur übertreibt und nur von Katastrophen 
spricht. 

(Duve [SPD]: Die Was-Presse?) 

— Die Panik-Presse! Bedauerlich ist, wenn dazu 
noch Kollegen von Ihnen, Herr Duve, aus diesem 
Hohen Hause in dieselbe Kerbe schlagen und von 
der Nordsee als einer giftigen, übelriechenden und 
gesundheitsgefährdenden Kloake berichten, bei der 
man sich überlegen müsse, ein Badeverbot auszu-
sprechen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Eine gute Werbung 
für den Fremdenverkehr!) 

Ich bewerte Untersuchungen der Badestrände nicht 
zu hoch; aber jeder, der bei der Diskussion über die 
Probleme der Nordsee Panikmache auf den Lippen 
führt, muß sich auch der negativen Konsequenz be-
wußt sein, die diese Äußerungen im Blick auf die 
Erwerbsmöglichkeiten in den schwach strukturier-
ten Küstengebieten haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, „blanker Hans, 
kranker Hans" ist wohl richtig, aber ebenso richtig 
ist die Aussage des Bundesinnenministers: Die 
Nordsee ist kein totes Meer. 

(Duve [SPD]: Tote Hose!) 

Ich begrüße deshalb außerordentlich, daß die wis-
senschaftliche Beobachtung der Nordsee intensi-
viert und insbesondere um eine biologische Über-
wachung erweitert wird. Wir benötigen möglichst 
bald genaue und wirklich zuverlässige Erkennt-
nisse über den Zustand der Nordsee in ihren ver-
schiedenen Regionen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Prüfen Sie so lan

-

ge, bis alles kaputt ist!) 

Ich appelliere an die Bundesregierung, die hierfür 
notwendigen finanziellen Mittel im Haushalt be-
reitzustellen, und ich bin sicher, daß der Deutsche 
Bundestag der Regierung die Mittel, die zum 
Schutz der Nordsee benötigt werden, nicht verwei-
gert. 

Eine zentrale Forderung von unserer Seite, die 
nicht erfüllt wurde, ist die Erklärung der Nordsee 
zum Sondergebiet im Sinne des MARPOL-Überein-
kommens von 1973. Wir begrüßen aber, daß es ge- 
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Lungen ist, alle Nordseeanrainer auf eine strenge 
Überwachung der Nordsee gegen Ölverschmutzer 
zu verpflichten. Ich möchte die Bundesregierung 
bitten, Haushaltsmittel so einzuplanen, daß eine 
möglichst lückenlose, sicht- und wetterunabhängige 
Überwachung der Nordsee zu Wasser und aus der 
Luft aufgebaut werden kann. Die Forderung nach 
einer Erklärung der Nordsee zum Sondergebiet 
bleibt aber auf dem Tisch. 

Die Nordseeschutzdeklaration, die nunmehr im 
vollen Wortlaut vorliegt, ist ein beachtliches Doku-
ment. Sie enthält endlich das, was wir schon lange 
gebraucht hätten: einen politisch verbindlichen ge-
meinsamen Orientierungsrahmen für eine Politik 
zum Schutz der Nordsee. Die Fülle der Vorgaben 
für die weitere Arbeit in den zuständigen und inter-
essierten Gremien und die vielen Selbstverpflich-
tungen für den jeweiligen nationalen Beitrag zur 
gemeinsamen Schutzpolitik für die Nordsee sind 
durchaus eindrucksvoll. 

Die CDU/CSU begrüßt dieses Ergebnis. Sie er-
sucht zugleich die Bundesregierung, für eine unver-
zügliche Umsetzung der Beschlüsse zu sorgen und 
den Deutschen Bundestag über die weiteren Fort-
schritte auf dem laufenden zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Neben vielen anderen schönen 
Worten hat der Ankündigungsminister — oder bes-
ser, wie wir vorhin gehört haben, der Deklarations-
minister — Zimmermann in seiner Sonntagsrede 
zur Konferenzeröffnung am 31. Oktober in Bremen 
wörtlich folgendes gesagt: 

Ich bin überzeugt, daß wir auf dieser Minister-
konferenz durch die Verabschiedung eines kon-
kreten Schutzkonzepts den Grundstein langfri-
stig positiver Perspektiven für die Nordsee le-
gen können. 

Einen Grundstein wollte er legen, hat er angekün-
digt. Nichts weiter als eine Sprechblase ist dabei 
herausgekommen. Ich glaube, von Henry Ford 
stammt die Empfehlung: Tue Gutes und rede dar-
über. Sie, Herr Zimmermann, haben das ganz offen-
bar weiterentwickelt: Tue nichts, aber rede trotz-
dem darüber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haha!) 

Die Nordsee wurde in Bremen nicht zu einem 
Sondergebiet erklärt, was im übrigen auch nicht 
viel gebracht hätte. Ein Termin für die Beendigung 
der Abfallbeseitigung auf Hoher See wurde nicht 
festgelegt. Die dringend notwendige drastische Sen-
kung des Schadstoffeintrags durch die Flüsse und 
durch die Luft wurde nicht verbindlich beschlossen. 
Ein Abkommen zum besonderen Schutz des Wat-
tenmeers wurde nicht beschlossen. Was bleibt? De-
votionalien für die Industrie, Marginalien für den 
Umweltschutz. Wir wollen dagegen andere Dinge. 

Aber ich möchte zunächst einen verantwortungs-
bewußten Sachverständigen kurz sprechen lassen, 

Egon Degens, Professor am Geologisch-Paläontolo-
gischen Institut der Universität Hamburg — ich 
zitiere —: 

Die Nordsee ist in der gleichen tödlichen Ge-
fahr wie unsere Wälder. Das Waldsterben ist 
mit bloßem Auge zu erkennen, das Sterben der 
Nordsee können wir nur messen. 

Nun, wir haben schon viel gemessen. Es ist Zeit, ich 
meine: es ist höchste Zeit zum Handeln. 

Es wird gesagt, England und Norwegen hätten es 
verhindert, daß Konkretes beschlossen wurde. Ja, 
aber verdammt noch mal, dann muß man eben bei 
sich anfangen, d. h. bei uns den ersten Schritt tun. 
Aber das, Herr Zimmermann, wollen Sie offenbar 
nicht. Sie wollen die Probleme durch Internationali-
sierung auf die lange Bank schieben. 

Dabei gibt es genug nationalen Handlungsspiel-
raum. Einige Beispiele: Die Abfallbeseitigung auf 
der Hohen See — egal, ob Verbrennung oder Ver-
klappung — kann und muß durch Verschärfung der 
Abfallgesetzgebung verboten werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Weiter: Da ein hoher Prozentsatz aller Schadstoffe 
durch die Flüsse in die Nordsee gerät, ist folgendes 
vordringlich und möglich: Festschreibung des Stan-
des der Technik und Aufnahme neuer Schadpara-
meter vor allem für Organohalogene und Phosphate 
im Wasserhaushaltsgesetz und im Abwasserabga-
bengesetz. Weiter: Ausdehnung des § 7 a des Was-
serhaushaltsgesetzes auf Indirekteinleiter gemäß 
dem Antrag der GRÜNEN, Reduzierung des Phos-
phateintrages durch Novellierung des Waschmittel-
gesetzes — auch hierfür liegt ein Antrag der GRÜ-
NEN vor —, Ausdehnung der Tensidverordnung auf 
kationische Tenside — auch hierzu liegt ein Antrag 
von uns vor —, Schließung der Wasserkreisläufe 
von Einleitern. Weiter: Keine Ausgrenzung der Ab-
fallbeseitigung über das Wasser — wie in dem No-
vellierungsentwurf der Bundesregierung vorgese-
hen — aus dem Abfallgesetz. Selbst eine strenge 
Fassung des § 7 a des Wasserhaushaltsgesetzes 
auch für Indirekteinleiter kann das Problem nicht 
lösen. 

Auch zur Minderung von Schadstoffimmissionen 
über die Luft sind von den GRÜNEN eine Fülle von 
Anträgen gestellt worden, die Sie, vorwiegend im 
Interesse der Industrie, bisher abgeblockt haben. 
Für Schiffe unter deutscher oder ausländischer 
Flagge, wenn sie deutsche Häfen anlaufen, sind 
Stoffbücher zu fordern, außerdem die Pflicht zur 
Entsorgung über neu zu erstellende Entsorgungs-
anlagen für Öl, Chemikalien und Abfall in allen 
deutschen Häfen. Eine gut ausgestattete Küsten-
wacht könnte Umweltsünder ermitteln und damit 
die Verhängung hoher Strafen ermöglichen. 

Über eine sehr teure und gefährliche Altlast muß 
hier ebenfalls gesprochen werden, nämlich die In-
dustrieansiedlung in den Küstenregionen. Hier 
muß die Bundesregierung die projektbegleitende 
und fortzuschreibende Umweltverträglichkeitsprü-
fung als verbindliches Instrument einsetzen. Was 
die Ölförderung auf See betrifft: keine Ölförderung 
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und keine Pipelines in sensiblen Gebieten wie dem 
Wattenmeer und sofortiger Stopp der Einleitungen 
von Bohrspülungen in die See. 

Wenn Sie aus der Nordsee schon ein Sonderge-
biet machen wollen, so gehört meiner Ansicht nach 
auch noch folgendes dazu: sofortiges Inkrafttreten 
von MARPOL, Anlage 2, Anlagen 3, 4 und 5 ab 1986 
bindend, absolutes Verbot für das Einleiten von Öl, 
Chemikalien und Abfällen, desgleichen von unge-
klärten Abwässern, Nachrüstung von Kläranlagen 
mit chemischer Stufe, Einstellung des Dumping von 
Industrieabfällen und Flugasche bis 1990, Verbot 
der Verklappung von Abfällen aller Art, von Klär-
schlämmen, Baggergut und Hafenschlick. 

Herr Jansen hat vorhin auch schon davon gespro-
chen: Am 9. Dezember dieses Jahres läuft die Zeich-
nungsfrist für ein Abkommen ab, das für unser Ver-
hältnis zur Dritten Welt, aber auch für die Erhal-
tung der Meere und hier insbesondere der Nordsee 
als Rohstoff- und Nahrungsquelle für spätere Gene-
rationen viel bedeutet. Ich meine die UN-Seerechts-
konvention. Noch vor Jahresfrist waren wir nicht 
für die Unterzeichnung — das sei hier ruhig er-
wähnt —, weil wir gehofft hatten, schwere Mängel 
dieses Abkommens noch abstellen zu können. Vor 
allem die Ausweitung des Hoheitsgebiets auf 200 
Meilen, also eine weitere Scheibe vom Kuchen, und 
die weitere Benachteiligung der Binnenstaaten sind 
da zu nennen. Wenn wir Ihnen heute dennoch einen 
Entschließungsantrag zur Unterzeichnung vorle-
gen, dann deshalb, weil hier die Diskussion ganz 
nach dem Vorbild des großen Bruders in den USA 
dahin läuft, die wenigen Brosamen für die Dritte 
Welt, die das Abkommen serviert, schnell wieder 
vom Tisch zu fegen. Der große Bruder und die CDU, 
die Regierungen der großen Industrienationen wol-
len Arm in Arm auf die Erhaltung des vertragslosen 
Zustandes hinaus, mit dem Konzept: Die Dritte 
Welt wird durch Verschuldung gelähmt, derweil 
man sich selbst nach Goldgräberart die letzten 
freien Schätze des Meeres sichert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Der Claim wird nach Faustrecht abgesteckt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da wird j a die 
Milch sauer!) 

Man spricht vom gemeinsamen Erbe der Mensch-
heit. Das aber, meine Damen und Herren, ist zy-
nisch, wenn die Bundesregierung gleichzeitig auf 
kaltem Wege z. B. den Preussag-Claim absteckt. Da-
für hat die alte Bundesregierung vor drei Jahren 
ein Separatabkommen mit den anderen starken In-
dustrienationen geschlossen, um sich einen Garten 
Eden im Pazifik abzustecken. Damit hat sie den 
Verhandlungen nicht gedient. Sie hat sie vielmehr 
unterlaufen und die Dritte Welt letzten Endes damit 
außen vor gelassen. Es ist daher auch nicht verwun-
derlich, wenn die SPD mit ihrem Antrag noch ein 
bißchen die Interessen der Industrie fördern möch-
te. Da schweben sozusagen noch Reste des Koali-
tionsgeistes im Raum. 

(Duve [SPD]: Verehrter Herr Kollege, 
wenn Sie das einmal genauer sagen wol-

len! Was heißt: ein bißchen die Interessen 
der Industrie fördern?) 

Ein erheblicher Nachholbedarf besteht auch auf 
dem Gebiet des Rechts. Ganz kurz einige ausge-
wählte Gesichtspunkte: gesetzlich festgelegte 
strikte Anwendung des Vorsorgeprinzips, Offent-
lichkeit von Genehmigungsverfahren und Einlei-
tungsdaten, ein einheitliches Klagerecht für alle 
Bürger, die schnelle Umsetzung von internationa-
lem Recht in nationales Recht, sofortige Ratifizie-
rung des Pariser Abkommens durch Irland und Lu-
xemburg. 

Herr Minister Zimmermann, werden Sie doch 
einmal zum Entdeckungsminister, und entdecken 
Sie, daß es schon lange den Art. 6 Abs. 1 b in dem 
Pariser Abkommen mit der Forderung gibt, daß — 
ich zitiere — „jede neue Verschmutzung vom Lande 
aus einschließlich der Verschmutzung durch neue 
Stoffe zu verhüten ist". 

Mit den Problemen der Fischerei hatte Ihre Kon-
ferenz überhaupt nichts im Sinn. Der Schutz des 
Wattenmeers ist bei Ihnen ein bedauernswertes 
Stiefkind. — Was tut not? Keine Wattzerstörung 
durch sogenannten Küstenschutz, Deichverstär-
kungen nur in der zweiten Deichlinie. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
wohnen auch nicht an der Küste und hin- 

ter den Deichen!) 

Verbot wirtschaftlicher Nutzung und Explorationen, 
militärischer Übungen und Tourismus-Einrichtun-
gen, schließlich ein internationales Wattenmeer-
schutzabkommen. 

Ferner sei noch auf das Riesenpaket zum Thema 
Schadstoffvermeidung hingewiesen. Dazu haben 
die GRÜNEN inzwischen so viele Anträge einge-
reicht, so viele Vorschläge gemacht, daß sie schon 
Legion sind. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Sauermilch (GRÜNE): Nein. 

Die Annahme unserer hier vorliegenden Ent-
schließungsanträge wäre ein erster Schritt vom Re-
den zum Handeln. Hierzu fordere ich Sie auf! 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Duve [SPD]: 
Die sind dann j a Antrags-Legionäre!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Ge-
gensatz zu den Kollgen der SPD und der GRÜNEN 
finde ich, daß es doch ein bedeutendes Ereignis ist, 
wenn zum ersten Male Vertreter von acht Staaten, 
die Anrainer der Nordsee sind, und Vertreter der 
EG-Kommission zusammentreten und über die Pro-
bleme der Nordsee beraten. Sie beraten darüber, 
weil wir es gefordert haben, nicht weil von dort ein 
besonderes Interesse kam. Weder Schweden noch 
Dänemark noch die Niederlande noch England 
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noch Frankreich haben diese Nordseekonferenz ge-
fordert; wir haben sie gefordert. In diesem Zusam-
menhang darf ich mir die Anmerkung erlauben: Ich 
habe sie 1981 hier im Plenum gefordert. Der dama-
lige Bundesinnenminister Baum hat sie mit vorbe-
reitet, und ich danke Rudolf Baum und dem jetzi-
gen Bundesinnenminister Zimmermann, daß sie 
diese Konferenz zügig, intensiv und sorgfältig be-
trieben haben und daß sie durchgeführt werden 
konnte. 

(Duve [SPD]: Herr Wolfgramm, wir hatten 
sie auch gefordert, zur gleichen Zeit! Das 
Erstgeburtsrecht wollen wir uns da nicht 

streitig machen!) 

— Lieber Herr Kollege Duve, wir müssen es in den 
Protokollen noch einmal nachlesen. Ich habe das 
Gefühl, daß wir es bei der zweiten Beratung über 
Nordseeprobleme noch einmal gemeinsam gefor-
dert haben, 

(Duve [SPD]: Sie haben damals Theodor 
Storm zitiert!) 

bei der wir nämlich zum erstenmal über das Nord-
see-Gutachten beraten haben; da habe ich es wieder 
gefordert. Aber wir werden das sehen. Wer verloren 
hat, wird die Sache ausgleichen müssen, Herr Kol-
lege Duve. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte auf die gemeinsame Deklaration zu 
sprechen kommen. Es ist schon etwas, wenn sich 
Länder, die sich diesem Problem bisher überhaupt 
nicht gestellt haben und die die Nordsee als ein 
bequemes Abfallgebiet ansahen, das dem Verkehr 
und der Versenkung von Abfällen jeglicher Art die-
nen kann, hier zusammenfinden und erstmals eine 
Grundlage für eine gemeinsame Politik erörtern, 
beraten und beschließen. Dies möchte ich hier für 
meine Fraktion und meine Partei besonders unter-
streichen. Es ist ein Aberglaube anzunehmen, wir 
könnten ein solches Problem allein durch unsere 
Anstrengungen, die es in der Zukunft zu unterneh-
men gilt, in den Griff bekommen. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Wir dürfen uns nicht der Vorstellung hingeben, wir 
könnten diese Dinge allein isoliert betreiben. 

Meine Kollegen von den GRÜNEN, Sie haben ja 
so in etwa die Vorstellung, „an Ihrem Wesen solle 
alles genesen": 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Nicht alles, man

-

ches!) 

nicht nur die Bundesrepublik, sondern natürlich 
auch Europa, am besten die ganze Welt. Die ganze 
Welt habe sich auch danach zu richten, was Sie sich 
vorstellen, Sie haben soeben gesagt: Auch Luxem-
burg muß diesen Vertrag ratifizieren. Die Luxem-
burger werden das selber entscheiden müssen, ver-
ehrter Kollege Sauermilch. Wir können ihnen dazu 
nur raten, aber wir können das nicht ultimativ for-
dern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der FDP: Das weiß der auch!) 

Ich meine, wir sollten hier jetzt Bilanz ziehen, 
welche Positiva zu verzeichnen sind. Ich habe so-
eben schon deutlich gemacht, daß ich es außeror-
dentlich begrüße, daß ein Anfang gemacht worden 
ist. Wir wissen, daß in zwei Jahren eine Bewertung 
der ersten Maßnahmen stattfinden wird, denn es ist 
j a auch ein Zeitraum genannt worden. Ich hoffe, 
daß wir dann doch eine ganze Menge positiver Er-
gebnisse werden vorweisen können. 

Es ist in einer Fülle von Regelungen eine Verrin-
gerung der Verschmutzung vom Land aus vorgese-
hen. Weiterhin sind die Verhütung, Verringerung 
und Beseitigung von Schadstoffen, die über die At-
mosphäre einwirken, beschlossen worden. Den Un-
terlagen ist weiter zu entnehmen, daß auf eine Ver-
ringerung der Verschmutzung auf See hingewirkt 
werden soll. Weiterhin ist eine Fülle von zusätzli-
cher Zusammenarbeit im Rahmen der Überwa-
chung der Nordsee aus der Luft und im Transport-
bereich vorgesehen. Wir haben eine zusätzliche Er-
klärung, daß das Meß- und Überwachungspro-
gramm intensiviert werden soll und vieles mehr. 
Ich will das jetzt nicht im einzelnen aufzählen. Die 
Deklaration hat immerhin 15 Seiten. Herr Kollege 
Sauermilch, wenn Sie sie einmal betrachtet hätten, 
dann hätten Sie unter A im vierten Absatz das fol-
gende Zitat gefunden. Dort heißt es in einer der 
Europäischen Gemeinschaft eigenen Formulierung 
— sie hat bezüglich der verschiedenen Eingangs-
formulierungen j a ein abwechslungsreiches 
System —: 

In der Überzeugung, daß daher der Erhal-
tung der Nordsee als lebenswichtigem Ökosy-
stem einschließlich des zugehörigen Watten-
meeres 

— da taucht das Wattenmeer schon das erste Mal 
auf; Sie verlangen nun schon sofort eine Deklara-
tion darüber hinaus, einen Vertrag über diese 
Dinge — 

und anderer besonders empfindlicher Küsten-
gebiete, insbesondere für den Schutz von 
Laichstätten der Fische und für den Schutz 
wandernder wildlebender Vogelarten, beson-
dere Beachtung geschenkt werden soll; 

Das nenne ich eine positive Behandlung. Natürlich 
fehlt uns noch eine Menge daran, aber was erwar-
ten Sie von einer ersten Konferenz? Leisten Sie 
dazu vernünftige Beiträge. Was hier geleistet wor-
den ist, ist schon etwas. 

Sie handeln nach dem Märchen, das, wenn ich es 
recht sehe, an der Küste wohl verbreitet ist: „Der 
Fischer und sine Fru". Sie müssen einmal beden-
ken, wie da die Wünsche aufgezählt werden und 
was plötzlich zum Schluß geschieht. Wo sitzen die 
Leute schließlich wieder, lieber Kollege? 

(Duve [SPD]: Das sind alles andere als öko

-

logische Wünsche!) 

Sie sitzen, wie wir wissen, im Pißpott; im ganzen ist 
also gar nichts Bleibendes passiert. So darf es nicht 
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gehen. Nach diesem Märchen handeln wir nicht, 
weil es eben keine ökologische Grundlage bietet. 

(Heiterkeit. — Duve [SPD]: Ist das ein 
parlamentarischer Gegenstand, lieber Kol-

lege?) 

— Ich habe das Märchen zitiert, lieber Kollege 
Duve. Das wird in diesem Hause sicher noch er-
laubt sein. 

Was ist bei der Konferenz nicht erreicht worden? 
Es ist wie bei einem Bild. Da könnte man Nolde mit 
seinem Patriarchen heranziehen. Bei dem Patriar-
chen fehlt uns der Hintergrund, wenn wir das Bild 
betrachten. Auch hier fehlt uns natürlich einiges, 
nämlich z. B. das Sondergebiet nach dem MAR-
POL-Abkommen. Ich teile überhaupt nicht die Mei-
nung des Kollegen Sauermilch, der gesagt hat, das 
Sondergebiet hätte auch nichts gebracht. Das ha-
ben Sie in der Einleitung Ihrer Bemerkungen ge-
sagt. Das müssen Sie draußen nur richtig laut sa-
gen, damit die anderen Länder, die sowieso keine 
Motivation haben, diese Dinge zu betreiben, sagen: 
Ein Teil des Deutschen Bundestages will es ja gar 
nicht, es interessiert die nicht besonders, die halten 
es nicht für wirkungsvoll. — Sie müssen das drau-
ßen richtig laut sagen, damit die Erfolge der näch-
sten Konferenz von vornherein in Frage gestellt 
werden. 

(Horacek [GRÜNE]: So ist es doch nicht 
gemeint! Das wissen Sie! Sie versuchen, 

das hinzudrehen!) 

Ich meine, daß wir auf unserem Gebiet das Ei-
gene betreiben müssen. Wir müssen unsere natio-
nalen Anstrengungen auch bei der Bekämpfung der 
Verschmutzung durch die Flüsse vorantreiben. 
Dazu brauchen wir die Novellierung des Wasser-
haushaltsgesetzes und des Abwasserabgabengeset-
zes sowie die dritte Novelle zum Abfallbeseitigungs-
gesetz. Das wird uns auf diesem Gebiet weiterhel-
fen. 

Wir brauchen Verträge mit der DDR, damit die 
Verschmutzung der Elbe reduziert wird, und die 
Verträge über die Weser. 

Durch den Beschluß der Bundesregierung zur 
Boxenlösung haben wir eine zusätzliche Verbesse-
rung der Verkehrssituation. Zum erstenmal sind in 
diesem Bereich jetzt strenge Verkehrsregeln anzu-
wenden, die mögliche Tankerunfälle vermeiden hel-
fen. 

Die Konferenz ist ein Schritt auf der Umweltstra-
ße. Wir müssen national und bilateral weiterarbei-
ten — mit dem einen oder anderen Abkommen, 
auch beim Transport giftiger Abfälle. Wir müssen 
die Nordseekonferenzstaaten dazu bringen, daß wir 
zu einer Nordseeschutzkonvention kommen. Diese 
Regelung müssen wir so dicht machen, daß dieses 
Netz den Schutz der Nordsee auch auf Dauer ge-
währleistet. Dafür werden wir uns weiter einset-
zen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Zu Tagesordnungspunkt 3 hat die Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 10/2375 und 10/2376 
zwei Entschließungsanträge vorgelegt. Bei dem 
Entschließungsantrag Drucksache 10/2375 ist zwei-
felhaft, ob der notwendige Sachzusammenhang zwi-
schen diesem Antrag und dem Beratungsgegen-
stand besteht. Ich möchte diese Frage deshalb 
durch das Haus entscheiden lassen. 

Wird das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht? 
— Bitte schön. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Hier wird vermutet, unser Ent-
schließungsantrag zur Unterzeichnung des UN-See-
rechtsabkommens habe keinen Sachzusammen-
hang zum Tagesordnungspunkt „Erklärung der 
Bundesregierung zum Schutz der Nordsee und des 
Küstenmeeres". Hierzu möchte ich erstens darauf 
hinweisen, daß dieser Antrag eigentlich nur das 
nachholt, was auf der Bremer Konferenz von Herrn 
Minister Zimmermann versäumt wurde, nämlich 
die Problematik des UN-Abkommens zu behan-
deln. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Inhaltlich bestehen zudem wichtige Zusammen-

hänge zwischen dem Anliegen des Deklarationsmi-
nisters auf der Bremer Konferenz und dem Anlie-
gen der UN-Seerechtskonvention. Das betrifft ins-
besondere die Interessen am Schutz der Rand-
meere und die Eingrenzung der rücksichtslosen 
Ausbeutung durch die Industrie. Die formale Aus-
grenzung dieses Antrags durch eine übertrieben 
enge Auslegung der Bezugszusammenhänge würde 
Ihre Unwilligkeit oder Unfähigkeit, ökologisch zu 
denken, darlegen und kann dann nur noch als zu-
sätzlicher Beweis Ihrer Industriefreundlichkeit ge-
wertet werden. 

Ich fordere Sie deswegen auf: Beweisen Sie das 
Gegenteil. Beweisen Sie damit, daß Sie letzten En-
des Umweltschutz doch noch, wenn auch spät, rich-
tig, nämlich ökologisch und übergreifend, verste-
hen. Machen Sie nicht an irgendwelchen Grenzen 
irgendwelcher Formalien halt. 

Ich danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Broll [CDU/ 
CSU]: Kollege Magermilch!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Jansen, bitte. 

Jansen (SPD): Dieses allein sind in der Seerechts-
konvention die Bestimmungen, die sich mit dem 
Umweltschutz beschäftigen. Wir finden alle, aber 
auch alle Begriffe wieder, die in der Bremer Dekla-
ration enthalten sind: Verschmutzung vom Lande 
aus, die Problematik der Luftverschmutzung. Im 
Grunde ist jedes Thema sehr konkret abgehandelt. 
Wenn Sie im Zusammenhang mit diesem Tagesord-
nungspunkt nicht bereit sind, den wichtigen Um-
weltschutzteil der Seerechtskonvention zum Anlaß 
zu nehmen, über den vorliegenden Antrag abzu- 
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stimmen, so können Sie das meiner Meinung nach 
von einer Sachargumentation her nie begründen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Seiters. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Für die Koalitionsfraktionen wi-
derspreche ich dem Antrag der GRÜNEN. Ich halte 
die Aufsetzung dieses Entschließungsantrags nach 
unserer eigenen Geschäftsordnung nicht für zuläs-
sig. 

Ein Entschließungsantrag nach § 75 Abs. 2 unse-
rer Geschäftsordnung — hin und wieder ist es hilf-
reich, wenn man die Geschäftsordnung zur Hand 
nimmt — ist eine unselbständige Vorlage, die von 
einem Tagesordnungspunkt abhängig ist und mit 
diesem Tagesordnungspunkt im Zusammenhang 
steht. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Das ist nach unserer Auffassung nicht der Fall. 
Wir debattieren heute über den Schutz der Nordsee 
und des Küstenmeeres. In Ihrem Antrag auf Druck-
sache 10/2375 geht es um die Nutzung des Meeres 
und des Meeresbodens — ein wichtiges Thema, 
über das wir debattieren können und debattieren 
sollten. 

(Broll [CDU/CSU]: Über das wir debattiert 
haben!) 

Nur muß eines auch klar sein: Wir können nicht 
über Äpfel und gleichzeitig über Birnen diskutie-
ren. 

Eines hat im übrigen Ihre eigene Fraktionssit-
zung gezeigt, meine Damen und Herren von den 
GRÜNEN: 

(Erneuter Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Sie haben doch den richtigen Antrag auf Druck-
sache 10/2376 nachgeschoben, nachdem Sie offen-
sichtlich selbst erkannt haben, daß der erste Antrag 
nicht zu diesem Punkt in Beziehung stand. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Wie immer dies auch sei: Der Präsident des Deut-
schen Bundestages hat soeben erklärt, daß auch bei 
ihm Zweifel über die Zulässigkeit herrschen, also 
darüber, ob es zulässig ist, diesen Entschließungs-
antrag heute zu behandeln. Wir haben hier eine 
bestimmte Rechtsposition. Wir wollen uns streng an 
die Geschäftsordnung halten. Wir wollen über die-
ses Thema gern debattieren, aber nicht unter einem 
falschen Tagesordnungspunkt. Deswegen lehnen 
wir Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort wird weiter nicht 
gewünscht. Wir kommen nun zur Abstimmung. Wer 
für die Zulässigkeit des Entschließungsantrags auf 
Drucksache 10/2375 ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — 
Das zweite war die Mehrheit. 

Damit entfällt eine Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 10/2375. 

Wir stimmen nunmehr über den Entschließungs-
antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/2376 ab. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Herr Präsident, 
wir haben Überweisung beantragt!) 

— Das wurde mir schon mitgeteilt. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN hat Überweisung an den Innenaus-
schuß beantragt. Wer dem Überweisungsantrag 
seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Der Antrag ist damit an den Innenaus-
schuß überwiesen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
... Gesetzes zur Ä nderung besoldungsrecht-
licher Vorschriften 
— Drucksache 10/881 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2233 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Bernrath 
Broll 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 10/2371 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gerster (Mainz) 
Kühbacher 
Kleinert (Marburg) 

(Erste Beratung 53. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
diese Aussprache ein Beitrag bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. Sind Sie mit 
dieser Regelung einverstanden? — Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Regenspurger. 

Regenspurger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Im öffentli-
chen Dienst bewegt sich wieder etwas. Nachdem die 
Bundesregierung heute früh ein akzeptables Ange-
bot zur Besoldungsanpassung gemacht hat, steht 
heute ein weiteres Gesetz zur Schlußberatung an. 
Es regelt eine Reihe dringlicher Probleme der Be-
amtenbesoldung. 

Wichtigste Neuregelung ist die Einschränkung 
der zu Beginn des Jahres erfolgten Absenkung der 
Eingangsbesoldung. Bisher wurden auch solche Be- 
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amte des gehobenen und höheren Dienstes von der  

verminderten Eingangsbesoldung betroffen, die be-
reits in einem Angestelltenverhältnis des öffentli-
chen Dienstes gestanden haben und als Beamte 
übernommen werden. Das schaffte Ungerechtigkei-
ten und erschwert die von den öffentlichen Arbeit-
gebern gewünschten Verbeamtungen. Das neue Ge-
setz beseitigt diese Ungereimtheiten rückwirkend 
zum 1. Januar 1984. 

Die Neuregelung gilt auch für Richter und Solda-
ten sowie beim Eintritt von Kirchenbeamten, Geist-
lichen und hauptberuflichen Angestellten öffent-
lich-rechtlicher Religionsgesellschaften in den öf-
fentlichen Dienst. 

Zusätzlich wird in die Vorschriften über die Ab-
senkung der Eingangsbesoldung die Möglichkeit 
aufgenommen, Ausnahmen für den Bereich der 
Hochschulen und des Deutschen Patentamtes zu 
machen. Danach kann bei Beamten an Hoch-
schulen oder wissenschaftlichen Einrichtungen, die 
zuvor als Stipendiaten oder Mitarbeiter wissen-
schaftlicher Einrichtungen im Ausland tätig waren, 
von einer Absenkung der Eingangsbesoldung abge-
sehen werden. Beamte auf Zeit an Hochschulen 
oder wissenschaftlichen Einrichtungen sowie Mit-
glieder des Deutschen Patentamtes können eben-
falls von der Herabsetzung ausgenommen werden, 
wenn das zur Gewinnung qualifizierter Bewerber 
notwendig ist. 

Ausdrücklich erhalten bleibt die Ermächtigungs-
grundlage der Bundesregierung in § 19 a Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestim-
men, daß die Absenkung der Eingangsbesoldung 
für Laufbahnen mit erheblichem Bewerbermangel 
ganz oder teilweise ausgesetzt werden kann. Bund 
und Länder arbeiten bereits seit längerer Zeit an 
dieser Frage und klären, für welche Bereiche eine 
derartige Verordnung in Frage kommen könnte. 

Einen weiteren Schwerpunkt des neuen Gesetzes 
bilden die Bestimmungen über die Zuschüsse für 
Professoren. Künftig kann einem Professor ein Zu-
schuß auch dann gewährt werden, wenn damit 
seine Abwanderung in den Bereich der Wirtschaft 
oder an ausländische Hochschulen verhindert wird. 
Die öffentlichen Arbeitgeber erhalten mit dieser 
Regelung mehr Spielraum, besonders qualifizierte 
Wissenschaftler zu einem Bleiben an den inländi-
schen Hochschulen zu bewegen. 

Daneben sieht die Neuregelung die Möglichkeit 
vor, bestimmte Zuschüsse und Sonderzuschüsse 
nur noch als aufzehrbare Gehaltsbestandteile zu ge-
währen. 

Mit der Nachholung der Anpassung der Richter-
amtszulagen sowie der Korrektur der Übergangs-
vorschriften bei der Überleitung von Richtern in 
herausgehobener Funktion und Ersten Landesan-
wälten bzw. Staatsanwälten folgt das neue Gesetz 
zwei Urteilen des Bundesverfassungsgerichtes. Die 
Betroffenen werden damit entsprechend dem Vo-
tum des Bundesverfassungsgerichtes rückwirkend 
bessergestellt. 

Nicht in das Gesetz aufgenommen wurde dage-
gen die während des Gesetzgebungsverfahrens ge-
forderte Vorschaltstufe der Richterbesoldung, die 
eine Verringerung der Besoldung junger Richter 
zur Folge gehabt hätte. Mit den Stimmen von CDU/ 
CSU und FDP wurde im Innenausschuß auch die 
von der SPD verlangte Vorschaltung einer halben 
Besoldungsstufe abgelehnt. 

Mit diesen Beschlüssen im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages haben CDU und CSU ge-
zeigt, daß sie ihre an den Erfordernissen des öffent-
lichen Dienstrechts orientierte Politik auch in Zu-
kunft fortsetzen werden. Nach den notwendigen 
Konsolidierungsmaßnahmen sorgen wir jetzt dafür, 
daß der öffentliche Dienst kontinuierlich fortent-
wickelt und auch wieder angemessen an der allge-
meinen Einkommensverbesserung beteiligt wird. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Werte Kolleginnen und Kollegen, die im öffentli-
chen Dienst Beschäftigten sind oft ungerechtfertig-
ten Angriffen aus der Bevölkerung ausgesetzt. Die 
CDU/CSU stellt sich vor die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes und dankt ihnen für ihre zum 
Wohl der Allgemeinheit geleisteten treuen Dienste. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein gut funktionierender öffentlicher Dienst ist die 
Voraussetzung dafür, daß auch der Staat funktio-
niert. Wir erkennen auch ausdrücklich den Beitrag 
an, den der öffentliche Dienst zur Konsolidierung 
der Haushalte in Bund, Ländern und Gemeinden 
erbracht hat. 

Loyalität ist für uns keine Einbahnstraße. Die 
CDU/CSU erwartet von den im öffentlichen Dienst 
Beschäftigten jederzeit korrekte Diensterfüllung 
und das Eintreten für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung. Einzelne Bedienstete, die ihre 
Amtsstellung mißbrauchen, sind für den öffentli-
chen Dienst nicht symptomatisch. Zur Treuepflicht 
gehört auch die Amtsverschwiegenheit. Umgekehrt 
fühlen wir uns dem öffentlichen Dienst in seinen 
berechtigten Interessen verpflichtet. Die öffentliche 
Hand, der Gesetzgeber, wir alle sind aufgerufen, 
unserer Fürsorgepflicht nachzukommen. Wir von 
der CDU/CSU sind dazu bereit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Broll [CDU/CSU]: Und schweigen nicht!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem öffentlichen Dienst geht es 
aufwärts, sagt Herr Regenspurger. Die Flickschu-
sterei geht weiter, sage ich. 

(Beifall bei der SPD — Broll [CDU/CSU]: 
Aber, aber!) 

Es wird repariert, was voraussehbar war, und es 
wird weiter repariert werden, weil Sie sich ja hier 
nicht auf eine klare Lösung verständigen konnten. 

(Hornung [CDU/CSU]: Wir reparieren, was 
Sie kaputtgemacht haben!) 
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Bernrath 
Ich will gar nicht auf die Einzelheiten des Geset-

zes eingehen. Wir haben es im Innenausschuß be-
handelt, was die Amtszulagen und die Einzelrege-
lungen angeht. 

Im wesentlichen steht hier zur Debatte, das aus-
zugleichen, was bei der Eingangsbesoldung nicht 
sachgerecht gemacht worden ist. Intention war, 
jene, die mit ihrem Beruf beginnen und keine Be-
rufserfahrung haben, bei der Eingangsbesoldung 
mit den Anfangsbezügen etwas schlechterzustellen, 
um damit den öffentlichen Dienst insgesamt wirt-
schaftlicher zu machen, aber auch um Mittel für 
verstärkte Ausbildung in diesen schwierigen Jah-
ren freizubekommen. 

Es zeigt sich heute, daß davon auch Leute betrof-
fen sind, die schon mit Berufserfahrung in den öf-
fentlichen Dienst kommen, die in Bereichen der 
Wissenschaft, an Hochschulen also oder in anderen 
Bereichen Berufserfahrung haben sammeln kön-
nen, somit Berufserfahrung haben und nicht so wie 
Berufsanfänger behandelt werden sollen. Sie kom-
men jetzt in die dafür nach der Leistung vorgese-
hene Besoldungsgruppe. Das ist in Ordnung. Wir 
sind, auch bei den Beratungen im Innenausschuß, 
der Meinung gewesen, daß es vielleicht nicht nötig 
gewesen wäre, dafür ein Gesetz zu machen. Man 
hätte es pragmatisch über den Bundespersonalaus-
schuß regeln können; dann wäre man flexibler ge-
blieben. Man hätte auch eine Rechtsverordnung 
machen können. 

Insgesamt ist, meine ich, jedenfalls ein erster 
Schritt zum Ausgleich dieser Nachteile getan. 

Die Bundesregierung wird jetzt zu prüfen haben, 
ob diese Regelung nach § 19a des Bundesbesol-
dungsgesetzes weitere Ausnahmeregelungen erfor-
dert, sozusagen erzwingt, um in Bereichen mit Be-
werbermangel diesem durch eine wieder andere 
Eingangsbesoldung abzuhelfen. Wir werden auch 
prüfen müssen, ob es weitere Härten und Ungleich-
behandlungen gibt. Wir werden sicher bei Gelegen-
heit auf diese Fragen zurückkommen. 

Sie haben den Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gedankt. Ich glaube, hier im Haus gibt es 
niemand, der sich dem nicht anschließen möchte. 
Ich stelle darum ausdrücklich fest, daß der öffentli-
che Dienst seine Arbeit so wie jeder in unserem 
Wirtschaftsleben, wie jeder Beschäftigte in der ge-
werblichen Wirtschaft tut und daher Gleichbehand-
lung, aber eben auch nur Gleichbehandlung, erfor-
dert. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir, das Parlament, haben natürlich einen 
besonderen Anlaß, dem öffentlichen Dienst zu dan-
ken, denn wir arbeiten mit der Exekutive aufs engste 
zusammen. Diese Ergänzung zwischen der gesetz-
geberischen Körperschaft Bundestag und dem öf-
fentlichen Dienst ist wichtig. Ich glaube, es ist nicht 
nur eine Fürsorgepflicht der Regierung, sondern  

auch eine Fürsorgepflicht des Parlaments gegen-
über dem öffentlichen Dienst gegeben, ohne den 
wir viele Projekte ja überhaupt nicht durchführen 
können, die wir hier beraten und beschließen. Also 
auch von uns uneingeschränkter Dank. Bürokra-
tiekritik darf nicht mit Kritik an einzelnen Angehö

-

rigen des öffentlichen Dienstes zusammenfallen. 
Wir sind zuständig für die Rahmenbedingungen, 
nicht der einzelne Beschäftigte, der seine Pflicht 
erfüllt. 

Wir begrüßen den Gesetzentwurf. Der Inhalt ist 
hier ja schon dargestellt worden. Zwei Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts wird Rechnung 
getragen. Wir haben in der Koalition eine darüber 
hinausgehende Initiative ergriffen, die wichtig ist: 
Wir wollen denen helfen, die vor ihrer Verbeamtung 
als Angestellte im öffentlichen Dienst beschäftigt 
waren. Der Wechsel vom Angestelltenverhältnis in 
das Beamtenverhältnis wird also künftig keine Ver-
schlechterung zur Folge haben. 

Besonders zu begrüßen ist auch die Ausnahme, 
die bezüglich der Absenkung der Eingangsbesol-
dung für die wissenschaftlichen Mitarbeiter und 
Stipendiaten eingeführt worden ist, soweit dieser 
Personenkreis vor der Verbeamtung im Ausland tä-
tig war und jetzt an Hochschulen oder wissen-
schaftlichen Einrichtungen Beschäftigung findet. 
Wir hoffen, daß diese Regelung die Austauschbe-
reitschaft junger Akademiker fördert und eine Er-
mutigung darstellt, die Qualifikation im Ausland zu 
verbessern. Also die Mobilität, die Bereitschaft, im 
Ausland zusätzliche Kenntnisse und Erfahrungen 
zu sammeln, soll gestärkt werden. Die Ausnahmen 
für die Prüfer am Deutschen Patentamt sind eben-
falls wichtig. 

Dieses Gesetzesvorhaben ist ein Schritt auf dem 
Wege zur Fortentwicklung des öffentlichen Dienst-
rechts; wir werden weitere Schritte tun müssen. 

Wir begrüßen zunächst die Absicht der Bundesre-
gierung, die Ergebnisse der Tarifverhandlungen 
auch auf die Beamten, Soldaten und Richter anzu-
wenden. Der öffentliche Dienst hat in den letzten 
Jahren einen Beitrag zur Konsolidierung geleistet, 
er muß jetzt gleichbehandelt werden. Und wir sa-
gen, daß derjenige, der kein Streikrecht hat, nicht 
schlechter gestellt werden darf. Das ist ja immer 
eine mißliche Situation: Die einen können streiken, 
erstreiken sich Abschlüsse, die dann vom Gesetzge-
ber nicht oder nicht ganz übertragen werden. Jetzt 
soll dies geschehen. Wir halten dies für erforderlich 
und setzen uns nach wie vor für eine Gleichbehand-
lung aller Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
ein, soweit das irgend möglich ist. 

Die FDP wird auch künftig auf weitere Verbesse-
rungen im öffentlichen Dienstrecht drängen, wozu 
insbesondere auch eine Verbesserung der Renten-
anrechnungsvorschrift des § 55 des Beamtenversor-
gungsgesetzes gehört. 

Wir unterstützen das Vorhaben der Bundesregie-
rung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. Wir kommen zur Einzelbe-
ratung und Abstimmung. 

Ich rufe die Art. 1 bis 5, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften 
sind angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mit-
tagspause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit der 
Fragestunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 12.34 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die unterbro-
chene Sitzung. 

Wir kommen zum Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/2296 — 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen ist Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grü-
ner anwesend. 

Ich rufe die Frage 19 des Abgeordneten Dr. Czaja 
auf: 

Wird die Bundesregierung beim Einsatz der hohen staats-
verbürgten deutschen Kredite, mit deren Hilfe zahlreiche 
Kohlenbergwerke in Oberschlesien modernisiert werden sol-
len, auf der Minderung der katastrophalen Luftraumver-
schmutzung durch Vorkehrungen zur Rauchgasentschwefe-
lung bestehen, um den Menschen in Oberschlesien, Deut-
schen und Nicht-Deutschen, zu einem erträglicheren Leben 
zu helfen und die über Oberschlesien weit hinausreichenden 
Folgen des Ausstoßes großer Mengen schwefelhaltigen 
Rauchgases zu mindern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die Entscheidung der 
Bundesregierung über die Gewährung von Aus-
fuhrgewährleistungen für die Finanzierung von 
Kohlebergwerksausrüstungen nach Polen in den 
Jahren 1979 und 1980 ist nach sehr eingehender 
Beratung im Ressortkreis getroffen worden, und sie 
erfolgte nach Abwägung der risikopolitischen Ge-
sichtspunkte unter Berücksichtigung der Förderas-
pekte für die deutsche Ausfuhr. Beim hohen Stan-
dard der deutschen Bergwerks- und Ausrüstungs-
technologie gab es keinen Anlaß für über die Richt-
linien für Ausfuhrgewährleistungen hinausgehende 
Überlegungen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da 
diese Gewährleistungen aber nicht für deutsche 
Bergwerke, sondern für Bergwerke in Oberschle-
sien unter fremder Verwaltung getroffen wurden, 
möchte ich doch fragen, ob man nicht angesichts 
der verlustreichen staatsverbürgten Kredite wenig-
stens an den Ertrag für die Menschen gedacht, 
nämlich darauf hingewirkt hat, daß für Nicht-Deut-
sche und Deutsche Vorkehrungen zum Umwelt-
schutz und zur Beseitigung der eminenten Rauch-
gasentwicklung getroffen werden, nachdem das al-
les deutscherseits bezahlt wird. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
nicht richtig, daß das deutscherseits bezahlt wird, 
sondern das sind Kredite, die zurückzuzahlen sind. 
Aber ich mache doch darauf aufmerksam, daß ge-
rade das Thema Rauchgasentschwefelung, das Sie 
in Ihrer Frage angesprochen haben, mit Bergwerks-
ausrüstung nicht im Zusammenhang steht. Die 
Sache hätte sich vielleicht anders darstellen lassen, 
wenn es darum gegangen wäre, Kredite zur Finan-
zierung von Kohlekraftwerken zu geben. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ih-
rer Aufmerksamkeit entgangen, daß sowohl die ge-
samten Bergwerksanlagen wie die damit verbunde-
nen Anlagen in einer Zeit, wo bei uns die Kohleför-
derung abnehmen muß, mit deutschen Mitteln mo-
dernisiert werden? Können Sie wenigstens jetzt An-
strengungen machen, um die auch in der deutschen 
Presse breit angesprochene unerhörte Rauchgas-
entwicklung und völlige Verschmutzung einer 
Drehscheibe Mitteleuropas zum Wohle Nicht-Deut-
scher und Deutscher zu mindern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, darum 
bemüht sich die Bundesregierung. Wir sind in Ge-
sprächen mit allen benachbarten Regierungen in 
dieser Frage. Nur ist hier gar kein Zusammenhang 
mit einer deutschen Kreditgewährung zu sehen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, teilen Sie meine Auffassung, daß die Bezie-
hungen zwischen dem polnischen und dem deut-
schen Bergbau traditionell eng sind, daß der polni-
sche Bergbau für die deutsche Bergbauzulieferin-
dustrie und deren Exporte von größter Bedeutung 
ist, daß diese Art des bilateralen Handels selbstver-
ständlich begrüßenswert und unterstützenswert ist 
und daß völlig unabhängig davon die Problematik 
der weltweiten Luftverschmutzung zu sehen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, ich teile Ihre Auf-
fassung, Herr Kollege Wolfram. Ich hatte auch nicht 
den Eindruck, daß Herr Kollege Czaja eine andere 
Auffassung zum Ausdruck bringen wollte. Er hat 
nur gefragt, ob es möglich wäre, im Rahmen solcher 
Ausfuhrgewährleistungen, die nun sehr lange zu-
rückliegen, Umweltgesichtspunkte zusätzlich zu 
den üblichen Risikoprüfungen hinzuzufügen. Da ist 
meine Antwort klar: nein. Denn es hat sich um 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
Gewährleistungen aus den Jahren 1979 und 1980 
gehandelt. Es hat sich nicht um Ausfuhrgewährlei-
stungen für Produkte gehandelt, die heute unsere 
Diskussion beherrschen, nämlich für Kohlekraft-
werke und damit verbunden die Rauchgasent-
schwefelung. Insofern kann ich hier einen Zusam-
menhang nicht sehen. 

Aber ich glaube, wir sind uns einig, Herr Kollege 
Czaja, daß die Bedeutung dieser Ausfuhren von al-
len positiv gesehen wird. Der hohe technische Stan-
dard gerade unserer Ausrüstung in diesem Bereich 
gibt nach meinem Kenntnisstand auch die Gewähr 
dafür, daß alles, was auf dem Gebiete des Schutzes 
der menschlichen Gesundheit möglich ist, dabei 
auch Berücksichtigung findet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie die Ansicht des Fragestellers, der davon spricht, 
daß diese Bergwerke unter fremder Verwaltung ste-
hen, was impliziert, daß damit gegenwärtig ein 
Rechtsstatus gegeben ist, der mit der Stellung der 
Volksrepublik Polen insgesamt nicht zu vereinba-
ren ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe zu diesem Teil der Bemerkung des Herrn Kol-
legen Czaja nicht Stellung genommen, und ich 
möchte mich auch außerhalb meines Verantwor-
tungsbereiches nicht zu dieser Frage äußern. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn wir Fragen an die Bundesregierung richten, 
so meine ich, daß sicher die Frage beantwortet wer-
den kann, ob Oberschlesien zur Volksrepublik Po-
len gehört und dort Polen wohnen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte hier keine außenpolitische Diskussion füh-
ren, sondern mich darauf beschränken, die Fragen 
zu beantworten, die mir gestellt worden sind. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Stiegler 
hat um schriftliche Beantwortung seiner Frage 20 
gebeten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir sind am Ende des Geschäftsbereichs des 
Bundesministers für Wirtschaft. Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär, für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Staatsminister 
Vogel zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Abgeordneten Dr. Kübler 
auf: 

Bis wann wird der Bundeskanzler über die Nachfolge des 
bisherigen Staatsministers Dr. Jenninger im Bundeskanz-
leramt entscheiden, und welches sind die Gründe für die Ver-
zögerung der Entscheidung? 

Die Beantwortung dieser Frage wird nicht 
schwerfallen. 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Kübler, ich gehe davon aus, daß der hier 
einschlägige Sachverhalt auf Grund der Ereignisse 
der letzten Tage öffentlich bekannt ist und daß sich 
daraus unschwer ergibt, daß wir es hier mit dem 
klassischen Fall der Anwendbarkeit des Instituts 
der überholenden Kausalität zu tun haben und daß 
sich damit Ihre Frage aus dem öffentlich bekannten 
Sachverhalt von selbst beantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Trotzdem haben Sie eine 
Zusatzfrage, Herr Kollege Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Die Antwort ist sicher nicht für 
alle Teile meiner Frage zutreffend. Ich darf deshalb 
folgende Zusatzfrage stellen: Wird der Bundeskanz-
ler in Zukunft dafür Sorge tragen, daß wichtige Per-
sonalentscheidungen, die das Bundeskabinett und 
insbesondere das Bundeskanzleramt betreffen, von 
ihm der Öffentlichkeit bekanntgegeben werden? 
Die Öffentlichkeit hat einen Anspruch darauf, daß 
sie vom Bundeskanzler und nicht vom bayerischen 
Ministerpräsidenten bekanntgegeben werden. 

Vogel, Staatsminister: Ich habe keine Verantwor-
tung für den bayerischen Ministerpräsidenten zu 
tragen, sondern ich kann nur auf die Pressekonfe-
renz verweisen, die der Bundeskanzler selbst am 
Montag dieser Woche dazu abgehalten hat und auf 
der die offizielle Bekanntgabe stattgefunden hat. 
Der Text dieser Pressekonferenz steht Ihnen, wenn 
Sie es wünschen, Herr Kollege, gern zur Verfü-
gung. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. Bitte schön, Herr Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Ist die Bundesregierung der 
Meinung, daß die jetzige Aufgabenstellung des bis-
herigen Staatssekretärs Schreckenberger nach wie 
vor den Rang eines Staatssekretärs rechtfertigt, 
oder sieht sie darin nicht eine Überbewertung einer 
tatsächlichen Funktion, die letztlich auch dem Bun-
deskanzleramt nicht nützen kann? 

Vogel, Staatsminister: Sie können davon ausge-
hen, daß der Bundeskanzler in der Entscheidung, 
die er hinsichtlich des Staatssekretärs Schrecken

-

berger, der ihm persönlich zugeordnet ist, getroffen 
hat und in der Aufgabenübertragung eine angemes-
sene Lösung sieht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, teilen 
Sie meine Auffassung, daß der Bundeskanzler die 
Frage nach der Reorganisation des Kanzleramts 
mit einer beachtlichen Entscheidung beantwortet 
hat, und darf ich diese beachtliche Entscheidung so 
interpretieren, daß dies auf Grund des gegenwärti-
gen und in der Vergangenheit sich darbietenden 
Zustandes des Kanzleramts notwendig war? 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege, der Bundes-
kanzler hat sich auch dazu in seiner Pressekonfe-
renz ausführlich geäußert. Eine solche Entschei- 
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Staatsminister Vogel 
dung ist in der Tat immer eine beachtliche Ent-
scheidung. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
Im übrigen ergab sich die Notwendigkeit dieser 
Entscheidung daraus, daß der Staatsminister Jen-
ninger zum Bundestagspräsidenten gewählt wor-
den ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Nachdem der Nach-
folger von Herrn Jenninger als Reorganisator des 
Bundeskanzleramtes mit so vielen Vorschußlorbee-
ren bedacht worden ist, frage ich Sie, ob das nicht 
eine Deklassierung des vorher auch mit Vorschuß-
lorbeeren bedachten Staatssekretärs Schreckenber-
ger bedeutet. 

Vogel, Staatsminister: Ich kann das überhaupt 
nicht sehen, Herr Kollege. Aber nachdem Sie die 
Berufung des Kollegen Schäuble so etikettiert ha-
ben, bin ich sicher, daß es die Opposition demnächst 
noch schwerer haben wird. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende des Ge-
schäftsbereiches des Bundeskanzlers und des Bun-
deskanzleramtes. Ich bedanke mich für die Beant-
wortung der Fragen, Herr Staatsminister Vogel. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung der Fragen steht der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. von Geldern zur 
Verfügung. 

Ich rufe Frage 21 des Abgeordneten Immer (Al-
tenkirchen) auf: 

Inwieweit bestätigt die Bundesregierung die in früheren 
Jahren gemachte Erfahrung, daß die verbilligte „Weihnachts-
butter" aus Lagerbeständen in den privaten Haushalten 
nicht auf Vorrat eingefroren werden darf, da sie nach dem 
Wiederauftauen ungenießbar geworden ist? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Herr Kollege Immer, die Bundesregierung 
kann diese Auffassung nicht bestätigen. Es ist in 
der Milchwirtschaft seit jeher üblich, Butter in den 
Sommermonaten zum Saisonausgleich der produk-
tionsschwächeren Wintermonate in Großgebinden, 
meist 25-Kilo-Blocks, einzufrieren. An diese Butter 
werden wir auch bei der Übernahme in die Inter-
vention neben den normalen Qualitätsanforderun-
gen zusätzliche Anforderungen bezüglich ihrer La-
gerstabilität gestellt. Deshalb waren und sind in der 
Bundesrepublik Deutschland bei den vorgeschrie-
benen Lagertemperaturen von minus 18 bis minus 
20 Grad Celsius keine nennenswerten Qualitätsein-
bußen gegenüber Frischbutter festzustellen. Diese 
Qualität wird bis zum Verkauf an den Verbraucher 
gesichert. Die Butter gelangt nach dem Auftauen 
und Ausformen unter Einhaltung einer ununterbro-
chenen Kühlkette zum Einzelhandel und wird dort 
in Kühltheken angeboten. Unter diesen Vorausset-
zungen kann die Butter im privaten Haushalt wie-
der eingefroren werden. Dabei sollte es sich aller-

dings nur um einen beschränkten Zeitraum han-
deln, weil diese Butter für einen alsbaldigen Ver-
zehr bestimmt ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
so bestätigen Sie etwa eine Meldung einer Anzei-
genzeitung, nämlich der „Lahnpost", die den Ver-
brauchern empfiehlt, die Weihnachtsbutter nur un-
ter einer Frist von vier Wochen einzufrieren, und 
bedeutet das nicht, daß eine Deklaration notwendig 
wäre, damit diejenigen informiert werden, die mög-
licherweise über diese Zeit hinweg diese Butter in 
großen Mengen einfrieren? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Immer, Sie hatten in dieser Frage danach ge-
fragt, ob Butter aus der Weihnachtsbutteraktion 
wieder eingefroren werden darf. Ich habe dies be-
jaht. Wenn Sie jetzt nach der Deklaration fragen, 
würde ich gerne Ihre zweite Frage zu diesem The-
menbereich beantworten. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Einverstan

-

den!) 

Vizepräsident Westphal: Ich lasse die Zusatzfrage 
dann nachher zu. 

(Frau Weyel [SPD]: Ich habe noch eine Zu

-

satzfrage zu der ersten Frage!) 
— Gut, dann Frau Weyel, bitte schön. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß man ganz allgemein bei Tief-
kühlkost davon spricht, daß Ware, die eingefroren 
war und wieder aufgetaut worden ist, unter gar kei-
nen Umständen wieder eingefroren werden sollte? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, es ist mir bekannt, daß es eine Reihe von Le-
bensmitteln gibt, die, wenn sie einmal eingefroren 
waren und wieder aufgetaut worden sind, dann 
nicht mehr eingefroren werden sollten. Das hängt 
z. B. mit dem Problem der Verletzung der Zellhäute 
zusammen. Dies ist aber bei der Butter nicht der 
Fall. Darum habe ich ausdrücklich auf die Frage, ob 
bereits eingefroren gewesene und wieder aufge-
taute Butter erneut eingefroren werden kann, ge-
antwortet: Ja. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 22. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Zu der er

-

sten Frage habe ich noch eine zweite Zu

-

satzfrage!) 
— Gut, Herr Kollege Immer, noch eine Zusatz-
frage. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnte die Unsicherheit in dieser Frage nicht daher 
rühren, daß bei der normalen Markenbutter durch 
einen Datumsstempel genau bezeichnet wird, wann 
sie abgepackt worden ist, man also weiß, was man 
mit dieser Butter machen kann, daß aber bei der 
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Immer (Altenkirchen) 
Weihnachtsbutter durch keinen Stempel deutlich 
gemacht wird, welchen Weg sie von der Lagerhal-
tung zum Einzelhandel genommen hat, was dazu 
führen kann, daß diese Butter im einen Falle be-
reits nach 14 Tagen, wenn sie wieder eingefroren 
wird, nicht mehr verbraucht werden kann, im ande-
ren Falle unter Umständen aber fünf Wochen lang 
eingefroren werden kann? Ist darin nicht eine 
Schwierigkeit für den Verbraucher zu sehen, die 
aus der Art und Weise herrührt, wie diese Butter 
von der Lagerhaltung zum Verbraucher gelangt? 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Immer, das 
bezieht sich auch auf Frage 22. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Nein, nein! 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, be-
antworten Sie jetzt am besten Frage 22 des Abge-
ordneten Immer (Altenkirchen): 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, 
um die Verbraucher davor zu schützen, daß sie aus Unkennt-
nis „Weihnachtsbutter" in größerer Menge einfrieren, obwohl 
die Butter nach dem Auftauen ungenießbar geworden ist, 
und wird sie eine diesbezügliche Kennzeichnungspflicht ver-
anlassen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ja, ich 
komme zu Frage 22: Im Hinblick auf ihre Qualität 
weisen Frischbutter und tiefgefroren gelagerte But-
ter kaum Unterschiede auf. Eine besondere Kenn-
zeichnung ist daher nicht erforderlich. Dennoch 
wird dem Verbraucher durch die Einstufung in die 
Handelsklasse „Molkereibutter aus Interventions-
beständen" deutlich gemacht, daß es sich bei der 
Weihnachtsbutter um eine länger gelagerte Butter 
handelt, die gegenüber Markenbutter möglicher-
weise geringe Qualitätsunterschiede aufweist. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
meinen Sie nicht, daß es notwendig wäre, die Ein-
zelhandelsgeschäfte bei der Verteilung dieser Weih-
nachtsbutter darauf etwa mit dem Hinweis „Zum 
alsbaldigen Verbrauch bestimmt" aufmerksam zu 
machen, denn die Erfahrung lehrt doch, daß die 
Klassifizierung „Molkereibutter", nach der es sich 
um eine zweitrangige Butter handelt, den Verbrau-
chern mangels Wissen überhaupt nicht bekannt ist, 
zumal j a die Weihnachtsbutter mit großem propa-
gandistischen Aufwand als Segnung verkauft wer-
den soll? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Immer, ich möchte Ihrer Feststellung, es han-
dele sich um geringerwertige Butter, widerspre-
chen. Ich habe in den bisherigen Antworten darauf 
hingewiesen, daß es sich nur um kaum feststellbare 
Qualitätsunterschiede handeln kann und daß auch 
andere Butter saisonüblich eingefroren wird, bevor 
sie in den Handel kommt. Ich glaube, daß Ihre 
Schlußfolgerungen deshalb nicht zutreffend sind. 

Voraussetzung ist bei dem Gut Butter, um das es 
sich hier handelt, wie bei allen anderen Lebensmit-
teln auch, daß eine funktionierende Kühlkette da ist 

und daß — das darf ich jetzt ergänzend zur Weih-
nachtsbutteraktion sagen — bei der Auftauaktion 
genügend Zeit ist. Man braucht 18 Tage, um so auf-
zutauen, daß die Butter keinen Schaden nimmt; 
diese 18 Tage sind aber gegeben. 

Ein Aufdruck „Zum alsbaldigen Verzehr be-
stimmt" wäre irreführend, weil der Verbraucher 
dann annehmen müßte, er dürfte sie nicht erneut 
einfrieren, was er aber darf. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stockhausen. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wird nicht schon durch den Preis dem Verbraucher 
deutlich, daß es sich um Butter aus Lagerbeständen 
handelt, und ist daher eine zusätzliche Kenntlich-
machung nicht völlig überflüssig? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stockhausen, die zusätzliche Kenntlichma-
chung gibt es, wie ich eben ausgeführt habe. Diese 
Weihnachtsbutter wird den Aufdruck „Molkereibut-
ter aus Interventionsbeständen" tragen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
nicht so, daß es doch eine sehr gute Sache ist, daß 
die Bundesregierung in Brüssel die Weihnachtsbut-
teraktion durchgesetzt hat und damit den Verbrau-
cher auch einmal an den Lagerbeständen teilneh-
men läßt? Wenn schon jemand, dann sollte es auch 
einmal der Verbraucher sein, und dafür, daß das 
Gott sei Dank gelungen ist, sollten wir der Bundes-
regierung dankbar sein. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Da fehlte das Fragezei-
chen! 

Eigen (CDU/CSU): Die Frage ist gestellt: ob er 
meiner Meinung ist! 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, ich bedanke mich für Ihre Äußerung. 
Ich kann hinzufügen, daß der Verbraucher eine völ-
lig einwandfreie, qualitätsmäßig hochwertige But-
ter zu außerordentlich günstigen Preisen angeboten 
bekommt. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Gut!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, diese Ak-
tion soll ja nicht nur der Wohlfahrt dienen, sondern 
wohl auch dem Abbau des Butterberges. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Hauptsächlich!) 

Ist nicht zu befürchten, daß dann, wenn — wovon 
Sie ausgehen — diese Weihnachtsbutter qualitativ 
genauso hochwertig ist, auf der anderen Seite ein 
starker Rückgang des Absatzes von Frischbutter zu 
erwarten ist? 
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Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, nach den Erfahrungen mit bisherigen 
Aktionen dieser Art ist das nicht zu befürchten. Im 
Gegenteil, es ist zu erwarten, daß beide von Ihnen 
angesprochenen Ziele, nämlich etwas Gutes für den 
Verbraucher zu tun und gleichzeitig den Butterberg 
ein wenig abzubauen, erreicht werden können. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß der Verbraucher, dem diese Butter 
angeboten wird, diese Butter schon zweimal durch 
Subventionen bezahlt hat? 

(Zustimmung bei der SPD — Eigen [CDU/ 
CSU]: Das stimmt nicht!) 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kolle-
ge, ich kann Ihnen bestätigen, daß die Entstehung 
dieses Butterberges auf politische Versäumnisse 
zurückzuführen ist, und daß wir jetzt sehr viel da-
mit zu tun haben, den Butterberg allmählich wieder 
abzubauen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, so erfreu-
lich diese Aktion ist und so erfreulich der Preis für 
den Verbraucher auch aussieht: Wäre es nicht wirk-
lich eine nette Weihnachtsüberraschung, wenn auf 
jedem Butterpäckchen noch draufstünde, was es 
bisher schon gekostet hat? 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kolle-
ge, ich könnte mir andere Weihnachtsüberraschun-
gen als die von Ihnen vorgeschlagene vorstellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mit mir dahin gehend überein, daß es 
durchaus einen qualitativen Unterschied beispiels-
weise zwischen Holländischer Rahmbutter, Deut-
scher Markenbutter und Molkereibutter gibt? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Klejdzinski, wir können jetzt über unterschied-
liche Qualitäten bei Butter sprechen; ich habe 
nichts dagegen. Die gibt es selbstverständlich; es 
gibt unterschiedliche Butter. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich frage Sie, ob es sich bei dem Abbau des Butter-
berges auch um den Abbau eines SPD-Butterbergs 
handeln könnte? 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Schmidbauer, es handelt sich bei dem Butter-
berg wie auch bei den sonstigen Vorräten um die 

Folge einer nicht rechtzeitig angepaßten europäi-
schen Agrarpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Erst die jetzige Bundesregierung hat die Anpas-
sungsmaßnahmen gemeinsam mit den Partnern in 
der Gemeinschaft eingeleitet. 

Vizepräsident Westphal: Stimmen Sie mir zu, daß 
nach all diesen Fragen nicht alles in Butter ist? 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 
Ich rufe Frage 23 der Abgeordneten Frau Dr. 

Bard auf: 
Hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

ihre Voruntersuchung zur Überprüfung der Frage abge-
schlossen, ob gegen die Bundesrepublik Deutschland ein Ver-
tragsverletzungsverfahren wegen unzureichender Umset-
zung der Richtlinie 79/409/EWG über die Erhaltung der wild-
lebenden Vogelarten in das Recht des Bundes und der Län-
der beim Europäischen Gerichtshof eingeleitet werden 
muß? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Bard, Ihre Frage beantworte ich mit Ja. Die 
EG-Kommission hat der Bundesregierung mit 
Schreiben vom 6. November 1984 eine begründete 
Stellungnahme im Sinne des Art. 169 des EWG-
Vertrages zugeleitet. Diese Stellungnahme ist der 
zuständigen Arbeitseinheit im Bundesernährungs-
ministerium gestern nachmittag, am 14. November 
1984, zugegangen. Das Bundesernährungsministe-
rium hat darüber hinaus auf informellem Wege 
Kenntnis davon erhalten, daß allen übrigen EG-Mit-
gliedstaaten ebenfalls solche begründeten Stellung-
nahmen zugeleitet worden sind beziehungsweise in 
aller Kürze zugeleitet werden sollen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Herr Staatssekretär, diese 
Vogelschutzrichtlinie hätte bereits am 1. April 1984 
in geltendes deutsches Recht übertragen werden 
müssen. Wie beabsichtigt die Bundesregierung jetzt 
eigentlich auf dieses Defizit zu reagieren? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Bard, Sie hatten nach der Beanstandung 
durch die EG-Kommission gefragt; die habe ich so-
eben mitgeteilt. Wir teilen die Gründe dieser Bean-
standung nicht und sehen hier kein Defizit, welches 
Sie in Ihrer Frage unterstellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage von Frau Dr. 
Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Ich möchte Sie dann noch 
einmal fragen. Es gibt die Aufforderung, daß diese 
Richtlinie nach den geltenden EG-Übereinkommen 
bis zum 1. April dieses Jahres in deutsches Recht 
hätte umgesetzt werden müssen. Bis heute ist das 
nicht geschehen; dafür gibt es natürlich Gründe. Sie 
müssen aber doch darauf reagieren. Sie können 
doch nicht so tun, als ob das nicht notwendig wäre. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Bard, ich glaube, es wäre hilfreich, wenn ich 
jetzt auf Ihre zweite Frage, in der Sie nach der 
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Begründung der EG gefragt haben, antworten wür-
de, denn das macht deutlich, daß die EG keineswegs 
das beanstandet, was Sie hier vortragen. 

Vizepräsident Westphal: Nach unseren Regeln ist 
das jetzt sowieso notwendig, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe Frage 24 der Abgeordneten Frau Dr. 
Bard auf: 

Sind der Bundesregierung die Vorwürfe inhaltlich be-
kannt, die zu dieser Voruntersuchung bzw. bereits zur Einlei-
tung eines Vertragsverletzungsverfahrens Anlaß geben, und 
wie lauten diese? 

Bitte. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Der Bundes-
regierung sind seit gestern die Beanstandungen der 
EG-Kommission bekannt. Diese lauten kurz zu-
sammengefaßt: Die Ermächtigungsnorm des § 22 
Abs. 4 Nr. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes und 
mehrere hierauf gestützte Länderregelungen seien 
zu weit gefaßt, insbesondere soweit sie in allgemei-
ner Form die Möglichkeit eröffnen, das Halten von 
Vögeln zu privaten Zwecken oder den Handel in 
Fachgeschäften zuzulassen. Diese Ermächtigungs-
normen verstießen deshalb gegen Art. 5 Buchsta-
be e und Art. 6 der Richtlinie. Die EG-Kommission 
erklärt hierzu jedoch ausdrücklich, daß sie keinen 
Zweifel hegt, daß zur Zeit die Anwendung dieser 
Vorschrift mit der Richtlinie in Einklang steht. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Ist unter diesen Vorwür-
fen eventuell auch die Frage des Jagdrechtes tan-
giert, und zwar des artenschutzrelevanten Teils des 
Bundesjagdgesetzes? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage von 
Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Jetzt möchte ich aber 
trotzdem wissen, wie die Bundesregierung in Zu-
kunft damit umzugehen gedenkt — weil es da ja 
offensichtlich Widersprüche gibt —, und ich frage 
Sie, ob Möglichkeiten, eine Anpassung an EG-Recht 
vorzunehmen, z. B. darin bestehen könnten, die 
Tierarten, die durch die Vogelschutzrichtlinie tan-
giert sind, aus dem Bundesjagdgesetz herauszuneh-
men. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, Dr. Bard, die Bundesregierung hält die Rechts-
situation in der Bundesrepublik Deutschland für im 
Einklang mit der EG-Richtlinie, hat dies auch der 
Kommission vorgetragen und wird dies auch auf 
Grund dieser Beanstandung weiterhin vortragen. 

Vizepräsident Westphal: Auf seine Fragen 25 und 
26 hat der Abgeordnete Müller (Schweinfurt) 
schriftliche Antworten erbeten. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe dann Frage 27 der Frau Abgeordneten 
Weyel auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, durch Ein-
satz von EDV-Systemen in Verbindung mit Bodenuntersu-
chungen bzw. Schädlingszählungen eine genaue Dosierung 
und damit sparsameren Verbrauch von Dünge- und Pflan-

zenbehandlungsmitteln in Landwirtschaft und Gartenbau zu 
ermöglichen, und ist sie bereit, zum Schutz von Boden und 
Wasser diese Entwicklung zu fördern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, die Versuche, durch Einsatz von EDV-
Systemen mit Hilfe von Bodenuntersuchungsergeb-
nissen und im Bereich Pflanzenschutz genauere 
Dosierungen und damit einen sparsameren Ver-
brauch von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln in 
der Landwirtschaft zu ermöglichen, werden von der 
Bundesregierung sehr positiv beurteilt. Derartige 
Systeme sind geeignet, eine umweltschonende 
Landbewirtschaftung zu fördern und die Beratung 
weiter zu objektivieren und zu rationalisieren. Inso-
fern ist auch die Kompetenz der Länder berührt, 
was die Beratung betrifft. 

Die Bundesregierung hat den neueren Entwick-
lungen dadurch Rechnung getragen, daß in For-
schungsanstalten des Geschäftsbereichs des Bun-
desernährungsministeriums entsprechende Verfah-
ren zur Nutzung von EDV-Systemen entwickelt 
wurden und laufend dem Bedarf in der Landwirt-
schaft angepaßt werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Frau Ab-
geordneten Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie uns mitteilen, welche Versuche hierbei von Ih-
nen besonders gefördert wurden und wie weit diese 
Versuche gediehen sind, d. h. bis wann mit einer 
Anwendung auf breiterer Basis zu rechnen ist? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, ich könnte Ihnen jetzt einiges über die 
Ziele der Untersuchungen vortragen, auch aus dem 
Bereich der Biologischen Bundesanstalt. Ich 
fürchte aber, das würde den Rahmen ein bißchen 
sprengen. Vielleicht sind Sie damit einverstanden, 
daß ich Ihnen das schriftlich gebe? — 

Frau Weyel (SPD): Damit bin ich einverstanden. — 
Dann  erübrigen sich weitere Zusatzfragen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 28 des Ab-
geordneten Stockhausen auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über den Milch-
auszahlungspreis in den deutschen Molkereien vor, und zwar 
September 1984 im Verhältnis zum September 1983 und Ok-
tober 1984 im Verhältnis zum Oktober 1983, ohne Mehrwert-
steuer und mit Mehrwertsteuer? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stockhausen, aus abrechnungs- und melde-
technischen Gründen liegen für die Bundesrepublik 
Deutschland Informationen über die Milchauszah-
lungspreise der Molkereien erst für August 1984 
vor. Danach zahlten die deutschen Molkereien für 
Milch mit 3,7 % Fett- und 3,4 % Eiweißgehalt frei 
Molkerei im Durchschnitt im August 1984 gegen-
über August 1983 ohne Mehrwertsteuer 2,2 % weni-
ger, einschließlich der erhöhten Mehrwertsteuer 
2,2 % mehr. Nach den bisher verfügbaren Informa-
tionen dürfte das Vorjahresergebnis im September 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 	7297 

Parl. Staatssekretär Dr. von Geldern 
und Oktober 1984 etwa in gleicher Höhe, ohne 
Mehrwertsteuer also unter- und einschließlich er-
höhter Mehrwertsteuer überschritten werden. Die 
auf Grund der Garantiemengenregelung einset-
zende Verringerung der Anlieferungen wirkt sich 
dabei stützend auf die Milchpreise aus. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stockhausen. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
um wieviel Pfennige müßte sich der Auszahlungs-
preis je Kilogramm verbessern, um eine Verringe-
rung der Anlieferungen um etwa 4 % finanziell aus-
zugleichen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stockhausen, diese Frage kann ich nicht auf 
den Pfennig mit einer Zahl beantworten. Die land-
wirtschaftlichen Betriebe haben doch verschiedene 
Möglichkeiten, durch betriebliche Anpassungen auf 
die neue Situation, die durch die Garantiemengen-
regelung entstanden ist, zu reagieren, z. B. durch 
Senkung des Kraftfuttereinsatzes, alternative Pro-
duktion. Diese Einsparungen sind gegenzurechnen, 
so daß Erlöseinbußen nicht Einkommensrückgän-
gen gleichzusetzen sind. 

Darüber hinaus fließen im Wirtschaftsjahr 1984/ 
85 durch die Anhebung der Mehrwertsteuer um 5 
seit dem 1. Juli dieses Jahres den Landwirten Mehr-
einnahmen zu, die die Verluste durch den Abbau 
des Währungsausgleichs kompensieren. Da sich die 
Wirkungen der Anpassungsmaßnahmen und des 
Mehrwertsteuerausgleichs von Betrieb zu Betrieb 
unterschiedlich darstellen, sind gegebenenfalls ver-
bleibende Einkommenswirkungen der Garantie-
mengenregelung nicht allgemeingültig zu quantifi-
zieren. Deshalb kann auch die zum vollen Ausgleich 
erforderliche Preisanhebung nicht auf den Pfennig 
genau angegeben werden. Sie liegt auf jeden Fall 
erheblich niedriger als die betriebliche Mengenkür-
zung. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete Weyel 
möchte eine Zusatzfrage stellen. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie 
bei den in der Beantwortung der Frage angegebe-
nen Zahlen bereits die Abschläge berücksichtigt, 
die einzelne Anlieferer jetzt bei der Abrechnung 
hinnehmen müssen, weil sie im letzten Vierteljahr 
zuviel angeliefert haben? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, Herr Kollege Stockhausen hat mich 
nach dem Milchpreis gefragt. Darauf habe ich ge-
antwortet. Die Zusatzfrage betreffend das Verhält-
nis der durch die Garantiemengenregelung entstan-
denen Einbußen einerseits zur Milchpreisanhebung 
andererseits habe ich in der differenzierenden 
Weise beantwortet, das sei von Betrieb zu Betrieb 
verschieden. Ihre Frage nach den Auswirkungen 
dieser Maßnahmen ist natürlich mit eingeschlos-
sen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 29 des Ab-
geordneten Dr. Schwenk (Stade) auf. — Er ist  

nicht im Saal. Die Frage wird entsprechend der Ge-
schäftsordnung behandelt. 

Ich rufe Frage 30 des Abgeordneten Eigen auf: 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf Grund 

der bekannten „Cassis"-Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) und der Neuausrichtung der EG-Har-
monisierungspolitik das in der Bundesrepublik Deutschland 
im nichtharmonisierten Bereich bestehende System zur Ord-
nung der Agrarmärkte und des Lebensmittelsektors — wie 
z. B. die tragenden Prinzipien des nationalen Milchrechts wie 
Standardisierung, Reinheitsgebot, Nachahmungsverbot und 
Mischungsverbot — in hohem Maße gefährdet ist, weil dem 
grenzüberschreitenden Warenverkehr ohne Rücksicht auf 
die Verwirklichung von dringend benötigten Gemeinschafts-
regelungen Vorrang eingeräumt wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, Sie haben zwei Fragen zu demselben 
Themenbereich gestellt. Sind Sie damit einverstan-
den, daß ich beide Fragen im Zusammenhang be-
antworte? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ja!) 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch Fra-
ge 31 des Herrn Abgeordneten Eigen auf: 

Ist auch die Bundesregierung der Auffassung, daß Land-
und Milchwirtschaft angesichts der schwierigen Lage auf 
dem Milchmarkt und der zu einer Produktionseinschrän-
kung ergriffenen Maßnahmen einerseits und der berechtig-
ten Verbrauchererwartung mit einem hohen Qualitätsan-
spruch andererseits auf einen besonderen Schutz angewie-
sen sind? 

Bitte. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung teilt die Auffassung, daß nach der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes, die 
durch das Urteil in der Rechtssache „Cassis de Di-
jon" begründet worden ist, nationale Regelungen, 
die außerhalb des EG-rechtlich harmonisierten Be-
reiches stehen, gefährdet sind, soweit sie Rückwir-
kungen auf den freien Warenverkehr haben. Dies 
trifft insbesondere auch für bestimmte Regelungen 
des nationalen Milchrechts zu. Es ist einzuräumen, 
daß sich die milchproduzierenden landwirtschaftli-
chen Betriebe wegen der zur Produktionsein-
schränkung ergriffenen Maßnahmen in einer 
schwierigen Lage befinden. Auch mit Rücksicht auf 
diesen Umstand wird sich die Bundesregierung im 
Rahmen der Verhandlungen über den Vorschlag 
der Kommission für eine Verordnung des Rates 
über die Bezeichnung von Milch und Milcherzeug-
nissen bei ihrer Vermarktung, der auf eine weitere 
Harmonisierung des Milchrechts abzielt, dafür ein-
setzen, daß den berechtigten Interessen der Land-
wirtschaft Rechnung getragen wird. 

Vizepräsident Westphal: Erste Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß man den Landwirten 
Produktionsbeschränkungen wirklich nicht zumu-
ten kann, wenn verfälschte Produkte den Absatz 
der reinen Milchprodukte erschweren? 
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Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, ich stimme Ihnen in Ihrer Beurteilung 
zu. Sie haben, meine ich, zu Recht auf die Gefahren 
für alle Regelungen, die zum Schutz der Landwirt-
schaft, zum Gesundheitsschutz, zum Verbraucher-
schutz getroffen werden, hingewiesen, die von dem 
Urteil betreffend „Cassis de Dijon" und damit von 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtsho-
fes ausgehen. Wir haben uns innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft mit den Gegebenheiten aus-
einanderzusetzen. Die Absicht der Bundesregie-
rung habe ich deutlich gemacht. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage, Herr 
Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird sich 
der Ministerrat angesichts der großen Bedeutung, 
die dieses Urteil auch für das Bierreinheitsgebot 
und für das Wurstreinheitsgebot in der Europäi-
schen Gemeinschaft hat, mit diesem Urteil befassen 
und dann möglicherweise Recht setzen, damit die-
ses Urteil nicht zu solchen Verfälschungen inner-
halb der Europäischen Gemeinschaft führt, denn es 
liegt ja auch ganz besonders im Interesse des Ver-
brauchers, daß saubere Ware angeboten wird? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, es besteht ein Spannungsverhältnis zwi-
schen der Vorstellung der EG-Partner, daß der Han-
del über die Grenzen möglichst ungehindert statt-
finden soll, einerseits und nationalen Vorstellungen 
im Bereich des Verbraucherschutzes, des Schutzes 
der Landwirtschaft und des Gesundheitsschutzes — 
z. B. Nachahmungsverbote, Standardisierungsre-
geln — andererseits. Dieses Spannungsverhältnis 
aufzulösen wird nach meiner Überzeugung nur von 
Fall zu Fall und in der konkreten Entscheidungssi-
tuation natürlich auch unter Beteiligung des Mini-
sterrats, möglich sein. 

Vizepräsident Westphal: Dritte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß es bestimmte Dinge gibt, 
hinsichtlich deren wir als Bundesrepublik Deutsch-
land verlangen müssen, daß sich die Europäische 
Gemeinschaft dem Recht zuneigt, das für das besse-
re, für das wertvollere, weitergehendere gehalten 
wird? Ich denke z. B. an Naturschutz, an Umwelt-
schutz, eben auch an Lebensmittelrecht, das dem 
Schutze der Verbraucher dient. Irgendwo muß es 
hier eine Priorität geben. Sind Sie nicht mit mir der 
Meinung, daß dies wirklich absolute Priorität haben 
müßte und daß sich die Gemeinschaft darauf ein-
stellen müßte und nicht umgekehrt? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, ich teile Ihre Meinung, es scheitert aber 
nicht an der Absicht und an dem entsprechenden 
Eintreten der Bundesregierung, sondern es schei-
tert, soweit es überhaupt scheitert, gelegentlich an 
Problemen des Einigungsprozesses in der Gemein-
schaft. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra-
ge. 

Ich rufe Frage 32 der Abgeordneten Frau Dr. Voll-
mer auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen, gegen 
eine Entwicklung der sinkenden Preise und Einkommen der 
Bauern zu ergreifen, die gleich in doppelter Hinsicht eine 
Verschärfung der wirtschaftlichen Lage der Bauern bedeu-
ten, zuerst durch die Mengenreduzierung und zusätzlich 
durch Preisreduzierungen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Vollmer, wenn die Bundesregierung im Früh-
jahr 1984 in Brüssel nicht die Neuausrichtung der 
EG-Agrarpolitik betrieben hätte, wäre die Gemein-
schaft innerhalb kurzer Zeit von drastischen Preis-
zusammenbrüchen und einem Auseinanderbrechen 
des gesamten EG-Agrarmarktes bedroht gewesen. 
Sowohl der Einstieg in die Garantiemengenbegren-
zung bei Milch wie auch die Beschlüsse zum Abbau 
des deutschen Währungsausgleichs verfolgen das 
Ziel, den Landwirten in der Bundesrepublik 
Deutschland längerfristig wieder Perspektiven zu 
öffnen. 

Die einzelbetriebliche Ausgestaltung der Garan-
tiemengenregelung und das Programm der Bundes-
regierung zur Einkommensverbesserung sowie die 
Mittelaufstockung im Bereich der Unfallversiche-
rung lassen erkennen, daß die Bundesregierung 
den bäuerlichen Familienbetrieben wirkungsvoll 
hilft, um die gegenwärtig angespannte Periode zu 
überbrücken. Darüber hinaus bereitet die Bundes-
regierung eine Erhöhung und Ausweitung der Aus-
gleichszulage für benachteiligte Gebiete im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe vor. 

Ohne jetzt schon genaue Zahlen nennen zu kön-
nen, geht die Bundesregierung davon aus, daß auf 
Grund ihrer Maßnahmen und der derzeitigen Preis-
und Kostenentwicklung die Landwirtschaft 1984/85 
wieder einen Einkommensanstieg erzielen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
da in breitesten Kreisen der Bauern die vermeintli-
che Existenzsicherung durch dieses Programm 
nicht gesehen wird, frage ich: Sieht sich die Bundes-
regierung denn nicht wenigstens genötigt, ihre Aus-
legung des Begriffs „Härtefall" zu ändern, die im 
Augenblick so aussieht, daß als ein Härtefall ein 
mit staatlichen Geldern geförderter Wachstumsbe-
trieb bezeichnet wird, der seine Produktion dann ja 
häufig um das Doppelte erhöhen kann, während ein 
Kleinbetrieb, der sie aus eigener Kraft nur gering-
fügig erhöhen kann und daher auf das Geld ange-
wiesen ist, nicht als Härtefall angesehen wird? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Vollmer, ich glaube, Ihre Feststellung triftt 
nicht zu, daß breiteste Kreise der Landwirtschaft 
die Bemühungen der Bundesregierung um Exi-
stenzsicherung nicht anerkennen. Im Gegenteil, ich 
glaube, in weiten Kreisen der Landwirtschaft wird 
gesehen, daß es die Alternative zu dem Handeln der 
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Parl. Staatssekretär Dr. von Geldern 
Agrarminister der Gemeinschaft gewesen wäre, 
daß es zu einem Verdrängungswettbewerb und zu 
Preiseinbrüchen gerade zuungunsten der kleineren 
und mittleren Betriebe gekommen wäre. 

Bezüglich dessen, was Sie zur Härteregelung be-
merkt haben, glaube ich, es war nicht nur richtig, 
sondern auch unverzichtbar — schon aus rechtli-
chen Gründen —, daß die Bundesregierung nicht 
nur den Betrieben, die gefördert worden sind, son-
dern auch allen anderen Betrieben, die investiert 
haben, eine Ausnahmeregelung bei der Milchquote 
zugestanden hat. Darüber hinausgehende Härte-
fälle sollen durch die jetzt eingeleiteten Maßnah-
men in einem begrenzten Umfang in ihrer Situation 
ebenfalls berücksichtigt werden. Weitergehende 
Maßnahmen können zur Zeit wegen der Schwierig-
keiten, über mehr Milch zu verfügen, als wir im 
Rahmen der EG-Einigung verfügen können, noch 
nicht auf den Weg gebracht werden. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Frau Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
ist es Ihnen denn wenigstens gelungen, das Haupt-
ziel der Quotenregelung, die Überproduktion zu be-
grenzen, so zu verwirklichen, daß man von den 
121 % auf 100% herunterkommt? Ich frage das ange-
sichts der Tatsache, daß es bei den Härtefällen ja 
eine Produktionssteigerung gibt. Wie ist das Ergeb-
nis des Versuchs, eine Reduzierung zu erreichen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Vollmer, der Selbstversorgungsgrad der Eu-
ropäischen Gemeinschaft lag nicht bei 121, sondern 
nahe bei 130%. Was jetzt durch die Beschlüsse auf 
den Weg gebracht worden ist, bedeutet keine Re-
duktion auf 100 % — das war weder beabsichtigt, 
noch wäre es notwendig —, sondern eine Reduktion 
auf etwa 115%. 

Die Zahlen in allen Ländern der Gemeinschaft 
zeigen, daß die Maßnahmen gewirkt haben. Überall 
ist die Milchanlieferung für den Markt deutlich zu-
rückgegangen, in der Bundesrepublik Deutschland 
vom 2. April bis zum 11. November um 5,04 %. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, worauf 
gründet sich konkret Ihre Hoffnung, daß die land-
wirtschaftlichen Einkommen im nächsten Wirt-
schaftsjahr wieder steigen, nachdem der Grenzab-
bau erst ab 1. Januar 1985 überhaupt greift, wäh-
rend die Ausgleichszahlungen bereits laufen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, im Wirtschaftsjahr 1983/84 haben wir die 
Einkommenseinbußen insbesondere auf Grund 
schlechter Ernteergebnisse und sinkender Fleisch-
preise gehabt. Wir stellen jetzt fest, daß die Ernte 
besser ist und daß sich auch die Fleischpreise 
durchaus positiv entwickelt haben. Wenn wir die 
verschiedenen Faktoren zu diesem sehr frühen 
Zeitpunkt zusammen betrachten, kommen wir zu  

der vorsichtig positiven Prognose, die ich vorhin, 
ohne Zahlen zu nennen, vorgetragen habe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kleinert (Marburg) (GRÜNE). 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, wann gedenkt die Bundesregierung das System 
von der einzelbetrieblichen Quote auf ein System 
von Molkereiquoten oder Regionalquoten umzustel-
len? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Kleinert, dazu kann ich im Augenblick keine 
Meinung, vor allen Dingen was den Zeitpunkt be-
trifft, äußern, weil wir zunächst einmal die eingelei-
teten Maßnahmen im ersten Milchwirtschaftsjahr 
zu Ende führen müssen. Ich möchte auch weder 
zustimmend noch ablehnend zu der Frage Stellung 
nehmen, ob es überhaupt zu einer solchen Ände-
rung kommt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Präsident, wir diskutie-
ren doch noch die Frage 32? Mir schien es so, als 
werde immer schon zur Frage 33 gefragt. Ich 
möchte eine Zusatzfrage zur Frage 32 stellen. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind noch bei der 
Frage 32. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
nicht so, daß die Kombination von Mengenreduzie-
rung und Preisreduzierung, die hier angesprochen 
ist, nicht zuletzt dadurch auftrat, daß die Kommis-
sion eigene selbstherrliche Maßnahmen durchge-
führt hat, die zu zusätzlichen Preissenkungen führ-
ten? Die Bundesregierung will ja in einem eklatan-
ten Fall, und zwar beim Getreide, dagegen klagen. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, auf den Milchsektor bezogen habe ich 
vorhin die Zahlen im Vorjahresvergleich genannt. 
Trotz dieser von Ihnen zu Recht hier erwähnten 
Maßnahmen der Kommission haben wir inzwi-
schen eine positive Entwicklung. Dies gibt mir Ge-
legenheit, auch noch einmal auf die Frage der Frau 
Kollegin Dr. Vollmer zurückzukommen. Eine gleich-
zeitige Mengen- und Preisreduzierung ist weder be-
absichtigt noch eingetreten. Im Gegenteil, die Men-
genreduzierung ist Voraussetzung für künftige 
Preisanhebungen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage von Frau Dr. 
Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich 
möchte Sie gern noch einmal mit Aussagen des im 
bayerischen Landwirtschaftsministeriums zustän-
digen Referenten Alfred Schuh konfrontieren, der 
sagt: Genau diese Garantiemengenregelungen wer-
den dazu führen, daß bäuerliche Betriebe weiter 
aufgeben müssen. Ich verstehe nicht, wie Sie das 
mit den vorhin von Ihnen gemachten Aussagen, daß 
das nicht zutreffe, in Einklang bringen können. 
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Vizepräsident Westphal: Irgendwo muß das Frage-
zeichen vorkommen, Frau Dr. Bard. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Bard, wir haben in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten ständig einen Strukturwandel gehabt. 
Zum Beispiel haben im vergangenen Jahr 2,5 % der 
Betriebe — das sind einige tausend — aufgegeben. 
Das wird sicher auch in Zukunft nicht anders sein. 

Nur ist diese Bundesregierung nicht angetreten, 
den Strukturwandel zu forcieren — entsprechend 
sind die Förderungspolitik und die Sozialpolitik ge-
staltet worden — und z. B. auch durch die Maß-
nahme der Mehrwertsteuer mitzuhelfen, daß die 
notwendigen Mengenanpassungen in der Gemein-
schaft keinen zusätzlichen Druck auf die Betriebe 
ausüben, auch nicht auf kleine oder mittlere Betrie-
be. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Ich möchte Sie, Herr Staats-
sekretär, konfrontieren mit der Lage der Milchvieh-
haltung im Hochschwarzwald. Welche Maßnahmen 
zum Ausgleich von Härtefällen in Gebieten wie 
dem Hochschwarzwald, in denen es keine Alterna-
tive zur Milchviehhaltung gibt, hält die Bundesre-
gierung über das Bergbauernprogramm hinaus für 
möglich und notwendig, ganz besonders unter Be-
rücksichtigung von kleineren und mittleren Betrie-
ben, die, obwohl sie ihren Bestand praktisch nicht 
aufgestockt haben, durch die Quotenregelung in 
existenzgefährdender Weise betroffen sind? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich glaube, daß über das von Ihnen zu Recht 
erwähnte Bergbauernprogramm hinaus auch bei 
der Durchführung der Garantiemengenregelung 
Milch auf die besondere Situation der von Ihnen 
angesprochenen Betriebe durchaus Bezug genom-
men worden ist. Hier gibt es eine Reihe von Sonder-
regelungen, die die schwierige Lage dieser Betriebe 
berücksichtigen, z. B. bei der Höhe des Abzugs und 
bei der Art des Abzugs, so daß man sagen kann: Es 
ist mit berücksichtigt worden, was in Ihrem Peti-
tum zum Ausdruck gekommen ist. 

Vizepräsident Westphal: Wir müssen bei der Fra-
ge, nämlich den sinkenden Preisen, bleiben. Herr 
Abgeordneter Michels hat eine Zusatzfrage. 

Michels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nach-
dem Frau Vollmer nach der Lage der Bauern in der 
Bundesrepublik nach den Brüsseler Beschlüssen 
gefragt hat, darf ich Sie fragen: Können Sie uns 
sagen, wie es nach diesen Beschlüssen in der Land-
wirtschaft in den EG-Partnerländern aussieht? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Michels, im Rahmen dieser Fragestunde würde 
es sicher zu weit führen, einen Überblick über die 
Situation der Landwirtschaft in den neun Partner-
ländern zu geben. Ich kann aber folgendes sagen: 
Die Garantiemengenregelung Milch hat in allen 
Ländern dazu geführt, daß die Milchproduktion re-
duziert worden ist. Es war das erste und wichtigste 

Ziel der Gemeinschaft, aus dieser fatalen Über-
schußproduktion herauszukommen. 

Darüber hinaus kann ich auch sagen, daß in allen 
Ländern Probleme der Anpassung in der Landwirt-
schaft aufgetreten sind, wie wir sie auch bei uns dis-
kutieren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, was auch 
immer bei den Preisen und Mengen eingetreten ist: 
Können Sie bestätigen, daß durch die Mehrwert-
steuerregelung eine Subventionsvermehrung einge-
treten ist, die auf jeden Fall dazu führt, daß Groß-
bauern noch weniger als vorher daran denken, ihre 
Betriebe aufgeben zu müssen, während sich für die 
Kleinbauern gar nichts geändert hat? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Das kann 
ich durchaus nicht bestätigen, Herr Kollege Sper-
ling. Diese Maßnahme dient dem Ziel, ein Sonder-
opfer zugunsten Europas von der deutschen Land-
wirtschaft abzuwenden. Das gilt ohne Unterschied 
für alle Betriebsgrößen und alle Betriebszweige. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stockhausen. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
um noch einmal den Begriff Klein- und Großbauer 
zu definieren: Stimmen Sie mir zu, daß ein 20-ha-
Betrieb, gefördert nach den Richtlinien bis zum ver-
gangenen Jahr, mit 60 Milchkühen einen höheren 
Umsatz hatte und damit auch mehr von der Mehr-
wertsteuer bekam als ein 70-ha, 80-ha-Betrieb auf 
Getreidebaubasis? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stockhausen, die Mehrwertsteuerregelung ist 
umsatzbezogen, so wie auch die Wirkung des Ab-
baus des deutschen Währungsausgleichs umsatzbe-
zogen ist. Das heißt also, hier ist die Ausgleichsmaß-
nahme an denselben Größenordnungen und Werten 
orientiert wie der eingetretene Verlust durch die 
Maßnahmen der europäischen Agrarpolitik. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, wenn alles so 
ist, wie Sie es darstellen, wie erklären Sie sich denn, 
daß sich die Kleinbauern gegenüber den Großbau-
ern durch diese Regelung benachteiligt fühlen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kolle-
ge, Ihre Feststellung ist so, wie Sie sie getroffen 
haben, nicht richtig. Ich habe reichlich Gelegenheit, 
in vielen Versammlungen aufzutreten und so durch 
unser Land von Nord bis Süd zu kommen und mit 
sogenannten großen, kleinen und mittleren Bauern 
zu sprechen, so fragwürdig diese Differenzierung 
als solche schon ist. Ich kann deswegen das, was Sie 
eben vorgetragen haben, nicht bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 33 der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer: 
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Ist die Bundesregierung bereit, andere Systeme zur Lö-

sung der sozialen, wirtschaftlichen und Mengen-Problema-
tik des Milchmarkts zu prüfen und gegebenenfalls auch ein-
zusetzen, und hat sie sich schon mit dem System der nach 
Liefermenge gestaffelten Auszahlungspreise für Milch, wie 
es von der Fraktion DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag 
vorgeschlagen wurde, auseinandergesetzt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Vollmer, mengenbegrenzende Maßnahmen 
auf dem EG-Milchmarkt können nur einheitlich in 
der Gemeinschaft beschlossen und durchgesetzt 
werden. Der nationale Spielraum ist hier äußerst 
eingeschränkt. 

Die Gemeinschaft hat die Garantiemengenrege-
lung Milch beschlossen. Der Beschluß wird in fünf 
Jahren überprüft. 

Die Bundesregierung hat vor Inkrafttreten der 
Garantiemengenregelung Milch die alternativen 
Lösungsmöglichkeiten, insbesondere die in Abhän-
gigkeit von der Anlieferungsmenge gestaffelte Mit-
verantwortungsabgabe, geprüft und ist zu dem Er-
gebnis gekommen, daß die gestaffelte Mitverant-
wortungsabgabe nicht in der Lage ist, kurzfristig 
den Produktionszuwachs zu stoppen. 

Auf Grund der bei uns vorhandenen ungünstigen 
Betriebsgrößenstruktur hätten auch die kleineren 
Betriebe von der Abgabe nicht freigestellt werden 
können mit der Folge, daß die einkommensmäßigen 
Auswirkungen für diese Betriebsgruppe minde-
stens so nachteilig ausgefallen wären wie bei der 
Garantiemengenregelung. 

Darüber hinaus war die gestaffelte Mitverant-
wortungsabgabe in Brüssel nicht konsensfähig. 
Über die Ausgestaltung der Staffelung konnten sich 
auf Grund der strukturellen Unterschiede nicht ein-
mal die Bundesländer einigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
sehen Sie sich denn nicht genötigt, in Brüssel mit 
dem ja nicht geringen Gewicht der Bundesrepublik 
eindringlich auf eine andere Lösung zu drängen, 
nachdem sich in der Kritik an der jetzigen Rege-
lung so unterschiedliche Kräfte zusammenfinden 
wie einerseits der bayerische Bauernverband, ande-
rerseits die Landesregierung von Nordrhein-West-
falen sowie eine wachsende bäuerliche Opposition, 
wo in der bäuerlichen „Schutzgemeinschaft gegen 
die Milchkontingentierung" — die, wie Sie ja wis-
sen, eine Verfassungsklage anstrebt — inzwischen 
über 1 000 Bauern organisiert sind? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Vollmer, ich habe eben in meiner Antwort 
darauf hingewiesen, daß die Alternativen vor der 
Beschlußfassung sorgfältig geprüft worden sind. Ich 
sehe auch heute bei den ernst zu nehmenden politi-
schen Vertretungen, insbesondere auch der Land-
wirte, im Zusammenhang mit den unterschiedli-
chen kritischen Anmerkungen, die vor allem zur 
Durchführung dieser Garantiemengenregelung ge-

macht werden, keine grundsätzliche Opposition ge-
gen das Garantiemengenmodell. Vielmehr wird 
durchaus akzeptiert, daß der Ansatz der Garantie-
mengenregelung richtig war. Es werden Einzelhei-
ten der Ausgestaltung kritisiert. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage von Frau Dr. 
Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
wenn Sie nun schon meinen, daß es für die kleine-
ren Bauern keine zusätzlichen Maßnahmen geben 
muß, um ihre Einkommensverluste aufzufangen, 
sehen Sie nicht wenigstens für die kleineren Molke-
reien die Gefahr, daß sie in einer erneuten Konzen-
trationswelle geschluckt werden, und finden Sie 
nicht, daß man zumindest aus Gründen der Arbeits-
plätze im ländlichen Raum besondere Maßnah-
men zur Stützung kleinerer Molkereien angehen 
müßte? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Vollmer, ich will ganz offen auf Ihre Frage 
sagen, ich habe den Eindruck, daß Sie jetzt auch ein 
bißchen absichtlich Gefahren heraufbeschwören, 
die in der wirtschaftlichen Realität unseres Landes 
nicht vorhanden sind. Weder hat die Garantiemen-
genregelung Milch speziell nachteilig auf kleinere 
Betriebe gewirkt — im Gegenteil, durch die sehr 
differenzierte Handhabung von 2 bis 12 1 /2 % ist ja 
auf die Struktur Rücksicht genommen —, noch 
kann ich das beobachten, was Sie über die Molke-
reistruktur sagen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kleinert (Marburg). 

Kleinert ( Marburg) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, ich möchte ganz konkret wissen, welche Maß-
nahmen die Bundesregierung denn zu ergreifen ge-
denkt, um die Abwanderung von Kontingenten aus 
Regionen zu stoppen, die auf die Milchviehhaltung 
angewiesen sind und in denen die regionale Struk-
tur und die Existenz vieler Betriebe durch die ein-
zelbetriebliche Quote gefährdet sind. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Kleinert, Sie sprechen von einer Abwanderung, 
die es so nicht gibt. 

Vizepräsident Westphal: Frau Reetz noch zu einer 
Zusatzfrage. 

Frau Reetz (GRÜNE): Meine Frage, Herr Staats-
sekretär: Wie sehen Sie denn die wirtschaftlichen 
Folgen der EG-Agrarpolitik, wenn nach der Milch-
kontingentierung die weiteren Quotierungen, z. B. 
bei Wein und Getreide, folgen? 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich bin überzeugt davon, daß der Mengendruck 
auf die Preise in den Bereichen, in denen wir garan-
tierte Preise haben und weit über den möglichen 
Absatz hinaus produzieren, durch Mengenbegren-
zung abgefangen werden muß. Das ist bei der Milch 
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jetzt geschehen. Die Alternative wäre ein Zusam-
menbruch des Milchpreises gewesen. 

(Frau Reetz [GRÜNE]: Das ist freie Markt

-

wirtschaft!) 

In anderen Bereichen werden wir uns und wird die 
Europäische Gemeinschaft sich andere Lösungen 
einfallen lassen müssen, weil eine ständige Über-
schußsituation mit diesen Ausmaßen weder unter 
Finanzierungsgesichtspunkten der Gemeinschaft 
noch aus der Sicht des Steuerzahlers zu rechtferti-
gen wäre. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß nach Ihren Auskünf-
ten die Erregung bayerischer Bauern auf CSU-Ver-
sammlungen nur auf Grund von Irrtümern und 
Mißverständnissen entstehen konnte? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sperling, ich habe nicht von Irrtümern und 
Mißverständnissen, sondern davon gesprochen, daß 
sich die Kritik an Einzelheiten der Durchführung 
der Maßnahme entzündet, nicht aber die Maß-
nahme der Garantiemengenregelung Milch als sol-
che in Frage gestellt wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß die Bundesregierung gerade die 
Einzelhofquote statt der Meiereiquote — es gab ja 
diese beiden Möglichkeiten in der EG — gewählt 
hat, damit diese Quotierung sozial durchgeführt 
werden konnte — dennoch gab es Landwirte, die 
sich über Gebühr betroffen gefühlt haben —, daß 
daraus diese Entwicklung z. B. in Bayern entstan-
den ist und daß die Bundesregierung jetzt daran 
denkt, über eine weitere Förderung der Landwirte 
in benachteiligten Gebieten auch hier wieder abfe-
dernd hilfreich tätig zu sein? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Eigen, ich kann das bestätigen. Es war der 
Wunsch des Bauernverbandes und der Molkereien, 
die einzelbetriebliche Quote, keine Molkereiquote, 
einzuführen. Es gibt nach meiner Kenntnis in der 
Europäischen Gemeinschaft kein anderes Land, in 
dem bei der Abzugsregelung so differenziert wie in 
der Bundesrepublik Deutschland vorgegangen 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage von Frau Dr. 
Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß gerade in Bayern die kleineren 
Molkereien sehr große Sorgen haben, weil es auf 
alle Fälle über die bestehenden Härtefallregelun-
gen dazu kommen wird, daß' in bestimmten Gebie-
ten die Milch ganz oder fast ganz weggeht und sich  

die Milchproduktion in bestimmten Zentren unse-
rer Landwirtschaft konzentriert? 

(Eigen [CDU/CSU]: Ach was!) 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Dr. Bard, durch die Härtefallregelung geht 
keine Milch weg, sondern kommen zusätzliche 
Milchquoten in die Region. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, sind Ih-
nen Beobachtungen bekannt, wonach gerade auf 
Grund der Härtefallregelung und der Milchrenten-
regelung eine gewisse Wanderbewegung der Milch-
mengen von Süden nach Norden eingesetzt hat? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich kann, 
Frau Kollegin Weyel, das, was Sie sagen, nicht be-
stätigen. Die Milchrente ist keineswegs nur im Sü-
den in Anspruch genommen, und die Härtefallrege-
lungen sind keineswegs nur im Norden in Anspruch 
genommen worden. Ganz im Gegenteil: Wir finden, 
daß sowohl Härtefälle als auch Milchrentenfälle 
über das ganze Bundesgebiet verteilt sind. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 34 und 35 des 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 

(Eigen [CDU/CSU]: Schade!) 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 36 des Abgeordneten 
Schmidbauer: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhin-
dern, daß einzelne Molkereien zu Lasten ihrer Milcherzeuger 
eine Abgabe an die Europäische Gemeinschaft zahlen müs-
sen, obwohl absehbar ist, daß die Milcherzeuger ihres Ein-
zugsgebietes insgesamt die Referenzmenge nicht erreichen 
werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Schmidbauer, Sie haben zwei Fragen zum sel-
ben Themenbereich gestellt. Sind Sie einverstan-
den, wenn ich beide im Zusammenhang beant-
worte? 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Danke 
schön. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe dann auch die 
Frage 37 des Abgeordneten Schmidbauer auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, nicht 
ausgeschöpfte Referenzmengen einzelner milcherzeugender 
Betriebe zur Unterstützung von Betrieben, die in ihrer Ein-
kommenssituation von der Abzugsregelung besonders hart 
betroffen sind, verfügbar zu machen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Auf Wunsch 
der berufsständischen Vertretung und der Milch-
wirtschaft hat die Bundesregierung das Modell A, 
d. h. die einzelbetriebliche Referenzmenge, ge-
wählt. Nach diesem Modell ist eine er 
nicht ausgenutzten Referenzmengen mit den Über- 
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Lieferungen nicht möglich. Zum Ausgleich dieses 
Nachteils beträgt die Abgabe im Modell A nur 75 % 
des Richtpreises gegenüber 100% im Fall der Über-
lieferung beim Modell B, dem Molkereimodell. 

Nach dem zur Zeit geltenden Gemeinschaftsrecht 
dürfen die nicht ausgenutzten Referenzmengen 
nicht auf andere Betriebe übertragen werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich hatte in meiner zweiten Frage danach gefragt, 
was die Bundesregierung zu tun gedenkt, wenn sie 
einmal davon ausgeht, daß in einer bestimmten Re-
gion Unterlieferungen mit 59 % und Überlieferun-
gen mit 41 % stattfinden und aus diesem Grunde in 
einer Region rund 18 Millionen DM Ausfall entste-
hen bzw. 5,4 Millionen DM pro Halbjahr nach Brüs-
sel gezahlt werden, obwohl die Unterlieferung we-
sentlich größer ist als die Überlieferung. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Schmidbauer, wir haben einzelbetriebliche Ga-
rantiemengen. Jeder einzelne Betrieb — unabhän-
gig von der Region und dem Molkereieinzugsgebiet, 
in dem er sich befindet — hat bei einer Lieferung, 
die über seine Referenzmenge hinausgeht, mit Ab-
zügen zu rechnen und hat bei einer Lieferung, die 
unterhalb seiner Referenzmenge bleibt, keinen 
Ausgleich zu erwarten, andererseits aber auch kei-
nen Verlust im nächsten Milchwirtschaftsjahr. 
Seine Garantiemenge bleibt davon unberührt, wenn 
er weniger liefert, als ihm zugestanden ist. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wenn andere Länder, z. B. Frankreich, diese Quo-
tenregelung nicht kennen, dann wird das dazu füh-
ren, daß dort eben Ausgleichszahlungen an Brüssel 
unterbleiben, weil Kompensationsregelungen mög-
lich sind, während bei uns natürlich Zahlungen 
nach Brüssel erfolgen müssen, obwohl, wie ich so-
eben an einem Beispiel erwähnt habe, bestimmte 
Dinge damit nicht zu berücksichtigen sind. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Schmidbauer, ich habe im Verlauf der Frage-
stunde schon darauf hingewiesen, daß die Bundes-
regierung sowohl vom Bauernverband als auch von 
den Molkereien, von der gesamten Molkereiwirt-
schaft gebeten worden ist, bei Einführung der Ga-
rantiemengenregelung zunächst auf die einzelbe-
triebliche Garantiemenge und nicht auf das andere 
Modell, das sogenannte Molkereimodell, zu gehen. 
Dies müssen wir in dem nun laufenden Milchwirt-
schaftsjahr erst einmal durchführen. Ob Änderun-
gen später sinnvoll sind, muß geprüft werden. Ich 
kann zusagen, daß diese Prüfung auf jeden Fall 
stattfindet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stockhausen. 

Stockhausen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
das System bei uns nicht gerade deshalb gewählt  

worden, damit wir die Abstufung von Klein- zu 
Großbetrieben durchführen können, und ist es nicht 
so, daß im Ausland eine lineare Abzugshöhe für alle 
Betriebe deshalb gewählt worden ist, weil das mol-
kereimäßig festgelegt worden ist? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Stockhausen, es hat eine ganze Reihe von 
Gründen für diese einzelbetriebliche Quote gege-
ben. Hierbei war u. a. auch die Schwierigkeit zu 
berücksichtigen, diese neue Regelung, die ja sehr 
kurzfristig gekommen ist und die eine erhebliche 
Reduktion mit sich gebracht hat, administrativ um-
zusetzen. Diejenigen, die das an Stelle des Staates 
sonst hätten tun müssen, nämlich die Molkereien, 
hätten, auch angesichts ihrer genossenschaftlichen 
Struktur, große Schwierigkeiten gesehen, hier die 
Entscheidungen zu treffen. Man kann diese Frage 
nicht beantworten, ohne die Molkereistrukturen in 
den einzelnen EG-Mitgliedsländern miteinander zu 
vergleichen, die j a sehr unterschiedlich sind. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die letzten vier Fragen dieses Geschäftsbe-
reichs, die Fragen 38 und 39 des Abgeordneten Aus-
termann sowie die Fragen 40 und 41 des Abgeord-
neten Milz, werden schriftlich beantwortet. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbe-
reichs. Vielen Dank, Herr Staatssekretär von Gel-
dern, für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Herr 
Staatssekretär Vogt steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Urbaniak 
auf: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
daß Betriebsräte durch das Aushandeln von Sozialplänen 
nach den §§ 112 und 113 des Betriebsverfassungsgesetzes den 
endgültigen wirtschaftlichen Ruin von Unternehmen ver-
schuldet haben? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, der 
Bundesregierung liegen keine derartigen Erkennt-
nisse vor. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
also davon ausgehen — weil von dritter Seite hier 
im Hause behauptet worden ist, es gebe Firmen die-
ser Art —, daß die Bundesregierung so etwas nicht 
registriert hat? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur wieder-
holen: Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse 
dergestalt, wie sie nachgefragt werden, nicht vor. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Ist die Bundesregierung ebenso 
wie die sozialdemokratische Opposition der Mei-
nung, daß sich die §§ 112 und 113 des Betriebsver- 
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fassungsgesetzes im Arbeitsleben und in den zu-
treffenden Fällen hervorragend bewährt haben? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
sieht im Sozialplan und in den Sozialplanregelun-
gen ein Instrument zur sozialen Befriedigung, ein 
Instrument, um Prozesse der wirtschaftlichen und 
betrieblichen Anpassung für die Belegschaften so-
zial erträglich zu machen. Die Bundesregierung ist 
aber darüber hinaus der Auffassung, daß die Begrif-
fe, die derzeit im Betriebsverfassungsgesetz ver-
wendet werden, nämlich daß auf die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit und auf die sozialen Belange Rück-
sicht zu nehmen ist, konkretisiert werden müssen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihrer Antwort schließen, daß die Bundesregie-
rung wenigstens im Zusammenhang mit dem soge-
nannten Beschäftigungsförderungsgesetz, wo j a die 
Sozialplanpflichtigkeit für neu gegründete Betriebe 
praktisch außer Kraft gesetzt wird, neue Überle-
gungen anstellt? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das kön-
nen Sie daraus nicht schließen. Ich habe gerade in 
der Antwort auf die Zusatzfrage des Kollegen Urba-
niak darauf hingewiesen, daß es aus der Sicht der 
Bundesregierung notwendig ist, die Begriffe „wirt-
schaftliche Vertretbarkeit" und „Berücksichtigung 
der sozialen Belange der Belegschaft" zu konkreti-
sieren. Dies wird im Beschäftigungsförderungsge-
setz getan. Im übrigen kommt es darauf an, daß 
gerade auch neu gegründete Unternehmen alle 
Möglichkeiten der Neueinstellung ausschöpfen und 
nicht deshalb vor Neueinstellungen zurückschrek-
ken, weil sie möglicherweise befürchten müssen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
doch falsch!) 

einmal mit untragbaren wirtschaftlichen Belastun-
gen aus Sozialplänen konfrontiert zu werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Ihnen keine Erkenntnisse über die wirtschaftliche 
Schädlichkeit auf Grund der Sozialplanregelungen 
der jetzigen Art vorliegen: Ist denn die Bundesre-
gierung bereit, Ermittlungen anzustellen, in wel-
cher Form diese Schädlichkeiten bisher eingetreten 
sind, und daraus gegebenenfalls Schlußfolgerungen 
für ihre Absichten zu ziehen, die jetzigen Verände-
rungen im Gesetz vorzusehen? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, der Kol-
lege Urbaniak hatte gefragt: 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar-
über vor, daß Betriebsräte durch Aushandeln 
von Sozialplänen nach den §§ 112 und 113 des 
Betriebsverfassungsgesetzes den endgültigen 
wirtschaftlichen Ruin von Unternehmen ver-
schuldet haben? 

Derartige Erkenntnisse liegen nicht vor. Dies 
schließt aber nicht aus, daß sich die Notwendigkeit 
ergibt, die jetzt im Betriebsverfassungsgesetz ver-
wendeten Begriffe derart zu konkretisieren, wie das 
im Beschäftigungsförderungsgesetz vorgesehen ist. 
Im übrigen schließt sich die Bundesregierung bei 
dieser Konkretisierung an Urteile an, die das Bun-
desarbeitsgericht in Streitfragen zum Sozialplan, 
der von einer Einigungsstelle erzwungen worden 
ist, gegeben hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, wenn, wie Sie 
überzeugend dargelegt haben, keine nachteiligen 
Folgen von Sozialplänen für die Betriebe ausgehen: 
Warum strebt denn dann die Bundesregierung eine 
Änderung dieser Bestimmungen für die Arbeitneh-
mer in neu gegründeten Betrieben an? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in der 
Frage des Kollegen Urbaniak steht nichts von nach-
teiligen Folgen, sondern er hat gefragt, ob Erkennt-
nisse darüber vorliegen, daß der endgültige wirt-
schaftliche Ruin von Unternehmen durch den Sozi-
alplan verschuldet worden ist. Auf diese Frage habe 
ich geantwortet; ich habe nicht auf schwammige 
Nachfragen geantwortet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hirsch. 

Dr. HIrsch (FDP): Herr Staatssekretär, die Frage 
bezieht sich in der Tat auf das Aushandeln von 
Sozialplänen, wobei klar ist, daß das Aushandeln 
selber keinen Ruin herbeiführen kann. Ich möchte 
die Frage präzisieren, ob der Bundesregierung 
Fälle bekannt sind, in denen Sozialpläne bei Insol-
venzen das Zustandekommen eines Vergleichs mit 
der Folge verhindert haben, daß ein Anschlußkon-
kurs stattgefunden hat. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte nicht Sozialpläne bewerten, die durch die 
Betriebspartner einvernehmlich geschlossen wor-
den sind. Hier geht es um Sozialpläne, die über eine 
Einigungsstelle erzwungen werden können, und bei 
solchen Sozialplänen soll der Gesetzgeber der Eini-
gungsstelle Orientierungspunkte geben. Die sozia-
len Belange der Belegschaft müssen berücksichtigt 
werden, der Sozialplan muß wirtschaftlich vertret-
bar sein. Diese beiden Begriffe werden im Beschäf-
tigungsförderungsgesetz konkretisiert. Es handelt 
sich um den Sozialplan, der vor einer Einigungs-
stelle erzwungen werden kann. 

Im übrigen kann ich bestätigen, daß es aus Krei-
sen der Wirtschaft Bedenken gibt, ob es nicht auch 
freiwillige Sozialplanvereinbarungen gegeben hat, 
die diese Konsequenzen gehabt haben, von denen 
Sie gesprochen haben. Aber solche Sozialpläne wa-
ren freiwillig vereinbart; das haben die Partner 
dann selbst zu verantworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 	7305 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, erweist 
sich das sogenannte Beschäftigungsförderungsge-
setz im Zusammenhang mit Sozialplänen der Tatsa-
che nach nicht als ein Entlassungserleichterungsge-
setz? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Sper-
ling, dadurch, daß Sie und die Sozialdemokratische 
Partei dies ständig behaupten, wird die Behauptung 
nicht richtiger. Das Beschäftigungsförderungsge-
setz hat die Aufgabe, in einer Phase wirtschaftli-
cher Erholung das Einfädeln von Arbeitslosen in 
ein Beschäftigungsverhältnis zu fördern. Das Kün-
digungsschutzgesetz für denjenigen, der vom Kün-
digungsschutz erfaßt wird, wird nicht verändert. Es 
bleibt beim vollen Kündigungsschutz für den Ar-
beitnehmer, der ein festes Arbeitsverhältnis hat. 
Deshalb ist die Behauptung, die Sie hier aufgestellt 
haben, trotz ständigen Wiederholens nicht richtiger 
geworden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, darf ich Sie herzlich bitten, Ihre einseitigen 
ideologischen Bewertungen abzulegen und anzuer-
kennen, daß Sozialpläne eines der wichtigsten In-
strumente zur Sicherung der Gerechtigkeit und 
auch des sozialen Friedens sind, daß sie, ob im Be-
trieb ausgehandelt oder vor der Einigungsstelle ge-
schlossen, im Grunde einen Kompromiß, einen In-
teressenausgleich darstellen und daß sie in der Re-
gel oder oft nur in Fällen wirksam werden, wo dieje-
nigen, die die eigentlichen Verursacher der Notwen-
digkeit des Abschlusses von Sozialplänen sind, ihr 
Schäfchen, z. B. bei Konkursfällen, oft schon im 
trockenen haben? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, darf ich 
die Ideologie an Sie zurückgeben? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Nein, dürfen Sie 
nicht!) 

— Doch. 
Die Ideologie hat Sie inzwischen so gefangen, daß 

Sie nicht mehr in der Lage sind, Antworten zur 
Kenntnis zu nehmen, die ich etwa auf die Zusatz-
frage des Kollegen Urbaniak gegeben habe. Natür-
lich — ich will es wiederholen, damit es sich auch 
bei Ihnen verfestigt — ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Sozialpläne ein Instrument zur 
sozialen Befriedung sind, daß sie ein Instrument 
des sozialen Interessenausgleichs sind, daß sie 
Strukturanpassungen erleichtern. Das kann uns 
aber nicht daran hindern, dieses Instrument dann, 
wenn es von einer Einigungsstelle angewendet 
wird, zu verbessern. 

Wir schlagen hier vor: Konkretisierung der ge-
nannten Begriffe an Hand von Bundesarbeitsge-
richtsurteilen. Ich nehme nicht an, daß Sie dem 
Bundesarbeitsgericht ideologische Verklemmtheit 
nachsagen möchten. Wenn Sie das dem Bundesar-
beitsgericht nicht nachsagen möchten, dann haben 
Sie auch keinen Grund, der Bundesregierung einen  

entsprechenden Vorwurf zu machen, denn die Bun-
desregierung nimmt in das Gesetz auf, was das 
Bundesarbeitsgericht als Urteil gesprochen hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir sagen, ab welcher Betriebsgröße im 
Durchschnitt Sozialpläne aufgestellt werden, wie 
die Kosten der Sozialpläne sind und ob die Bundes-
regierung entsprechend diesen Zahlen einen Sozial-
plan nicht als hemmend ansieht für eine eventuelle 
Weiterführung des Betriebs unter der Maßgabe ei-
ner größeren Rationalisierung oder, wie Sie eben 
sagten, Strukturverbesserung? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, schät-
zungsweise werden 90 % der Sozialpläne von den 
Betriebspartnern, Arbeitgeber und Betriebsrat, ab-
geschlossen. Nur 10 % etwa werden von einer Eini-
gungsstelle erlassen. Wir haben in der Bundesrepu-
blik kein Sozialplanregister. Sozialpläne, die abge-
schlossen werden, brauchen keiner staatlichen Stel-
le, auch nicht zum Zwecke der Registrierung, vorge-
legt zu werden. Deshalb kann ich Ihre Frage nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben auf die Frage des Kollegen Urbaniak geant-
wortet, daß Ihnen, der Bundesregierung, kein Un-
ternehmen bekannt sei, das den Konkurs auf den 
Sozialplan zurückgeführt hat. Darf ich Sie deshalb 
fragen, ob dies für die beiden Firmen Neef und Dual 
auch zutrifft, da der Herr Kollege Kolb von der CDU 
dies in der 91. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 18. Oktober, also hier vor dem Plenum, behaup-
tet hat. 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
im Augenblick nicht in der Lage, den Text der Rede 
des Kollegen Kolb nachzulesen. Ich kann aber nicht 
davon ausgehen, daß er behauptet hat, daß Sozial-
pläne so, wie das der Kollege Urbaniak erfragt hat, 
am wirtschaftlichen Ruin von Unternehmen die 
Schuld tragen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie fragen, nachdem Sie meinem Kollegen eine 
ideologische Vororientierung oder Festlegung vor-
geworfen haben, ob ich bei Ihnen voraussetzen 
kann, daß Sie auf Grund Ihrer ideologischen Vor-
orientierung oder Festlegung möglicherweise die 
Fragen meiner Kollegen nicht sachgerecht beant-
worten können. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich ha-
ben einen Ball, der mir zugeworfen worden ist, wie 
das hier üblich ist, wieder zurückgegeben an denje-
nigen, der den Ball geworfen hat. Ich glaube, dies ist 
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nach der Aktion, die stattgefunden hat, in der Reak-
tion angemessen gewesen. 

Vizepräsident Westphal: Offengeblieben ist, ob da-
bei ein Tor erzielt wurde. 

Jetzt kommen wir zur Frage 43 des Abgeordneten 
Kirschner: 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Arbeitnehmer 
in wie vielen Betrieben der Bundesrepublik Deutschland an 
Arbeitsplätzen arbeiten, an denen sie mit krebserzeugenden 
Stoffen in Berührung kommen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im Jahre 
1981 ist von den gewerblichen Berufsgenossen-
schaften eine Statistik über die Anzahl der in der 
Bundesrepublik Deutschland tätigen Arbeitnehmer, 
die mit krebserzeugenden Stoffen umgehen, aufge-
stellt worden. Die Zahlenangaben sind infolge der 
technischen und wirtschaftlichen Fortentwicklung 
inzwischen überholt. Es ist vorgesehen, im Jahre 
1985 erneut eine entsprechende statistische Erhe-
bung durchzuführen. 

Für einige Industriezweige liegen der Bundesre-
gierung Angaben für das Jahr 1984 vor: Im Bereich 
der chemischen Industrie gehen nach Mitteilung 
der zuständigen Berufsgenossenschaft etwa 25 000 
Arbeitnehmer in 650 Betrieben mit krebserzeugen-
den Stoffen um, davon die meisten nicht ständig. 

Aus einer Umfrage der Maschinenbau- und 
Kleineisenindustrie-Berufsgenossenschaft in 13 000 
Betrieben — das sind 51 % aller Betriebe, die zu die-
ser Berufsgenossenschaft zählen — ergibt , sich, daß 
etwa 25 000 Arbeitnehmer in 4 300 Betrieben mit 
krebserzeugenden Stoffen umgehen, davon etwa 
20 000 nicht ständig. Die genannten 25 000 Personen 
stellen etwa 6 % der in den erfaßten 13 000 Betrie-
ben beschäftigten Arbeitnehmer dar. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele 
Arbeitnehmer krebserzeugenden Stoffen ausge-
setzt sind. Die vorerwähnten statistischen Angaben 
beziehen sich auf Betriebe, in denen die Arbeitneh-
mer zwar mit krebserzeugenden Stoffen umgehen, 
aber nur ein Teil der Arbeitnehmer mit solchen 
Stoffen in Berührung kommt. 

Herr Kollege, ich darf auf eine Schwierigkeit hin-
weisen, die sich bei der Beantwortung dieser Frage 
ergibt. Sie fragen nämlich: Ist der Bundesregierung 
bekannt, wie viele Arbeitnehmer in wie vielen Be-
trieben der Bundesrepublik Deutschland an Ar-
beitsplätzen arbeiten, an denen sie mit krebserzeu-
genden Stoffen in Berührung kommen? Dieses „in 
Berührung kommen" kommt in der Arbeitsstoffver-
ordnung als Unterscheidungsmerkmal nicht vor. 
Wir unterscheiden vielmehr in der Arbeitsstoffver-
ordnung die Begriffe „Umgang" — deshalb habe ich 
auch vom Umgang gesprochen —, „Exposition" und 
„Einwirkung". „Umgang" bedeutet jegliches Her-
stellen oder Verwenden eines Stoffes, unabhängig 
davon, ob die Arbeitnehmer mit ihrer Haut mit den 
Stoffen in Berührung kommen oder die Stoffe ein-
atmen. Auch der Transport eines geschlossenen Be-
hälters mit einem Lösungsmittel ist also „Umgang", 
ohne daß der Arbeitnehmer mit dem Stoff in Berüh-
rung kommt. 

Die Zahlen, die ich genannt habe, bezogen sich — 
Sie werden es zur Kenntnis genommen haben — 
auf Arbeitnehmer, die Umgang mit gefährlichen 
Stoffen haben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, wie viele Arbeitnehmer, die 
Umgang mit krebserzeugenden Stoffen haben oder 
hatten, in den letzten Jahren an Krebs erkrankt 
sind? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Nein, der Bundesregie-
rung sind Erkenntnisse, nach denen Sie jetzt fra-
gen, nicht bekannt. Ich verweise noch einmal dar-
auf: Es ist vorgesehen, daß die gewerblichen Berufs-
genossenschaften 1985 erneut eine statistische Er-
hebung durchführen. Ich hoffe, daß wir aus dieser 
Untersuchung Erkenntnisse gewinnen können, die 
eine Beantwortung der jetzt gestellten Frage erlau-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich an 
meine Zusatzfrage anknüpfen und Sie fragen: Gibt 
es bei der Bundesregierung Überlegungen, daß von 
seiten der Wissenschaft auch darauf hingewirkt 
wird, bei Krebserkrankungen die Ursachen zurück-
zuverfolgen und dabei auch auf die Erfahrungen 
der Berufsgenossenschaften, die solche Arbeits-
plätze betreffen, zurückzugreifen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben selbstverständlich das Interesse, daß die Ar-
beitnehmer nicht wegen des Umgangs mit gefährli-
chen Arbeitsstoffen erkranken, daß sie entspre-
chend geschützt werden und daß die Verwendung 
solcher gefährlichen Stoffe eingeschränkt wird. 
Deshalb wird auch eine neue Gefahrenstoffverord-
nung vorbereitet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
würden sich denn die Zahlen, die Sie dem Kollegen 
Kirschner genannt haben, verändern, wenn die von 
Ihnen intendierte Änderung der Arbeitsstoffverord-
nung, die in den letzten Tagen durch die Presse 
gegangen ist, durchgesetzt werden könnte? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
eine so hypothetische Frage, daß ich sie nicht be-
antworten kann. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, ich beziehe mich mit meiner Frage auf eine 
Meldung vom 20. Juni: CDU fordert Verbot von Pen-
tachlorphenol. Welche Möglichkeit hat die Bundes-
regierung, dieser Forderung der CDU-Fraktion des 
Landtages von Baden-Württemberg nachzukom- 
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Dr. Ehmke (Ettlingen) 
men und eine erwiesenermaßen krebserzeugende 
Substanz, die viele Arbeitnehmer bei der Produk-
tion — z. B. in der Firma Dynamit Nobel — bedroht, 
zu verbieten? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, diese Zu-
satzfrage liegt so weit von der Ausgangsfrage des 
Kollegen Kirschner entfernt, daß ich sie jetzt nicht 
beantworten kann. Ich bin gern bereit, Ihnen Ihre 
Frage schriftlich zu beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Hansen (Hamburg). 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
was tut die Wissenschaft, um bei krebserkrankten 
Arbeitnehmern auch Umfelduntersuchungen, z. B. 
an den früheren Arbeitsplätzen, zu machen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
auch bei dieser Zusatzfrage nun wirklich nicht den 
Zusammenhang mit der gestellten Frage sehen. Ich 
bin gern bereit, auch diese Frage schriftlich zu be-
antworten. Nur kann eine Ausgangsfrage wie die 
des Kollegen Kirschner jetzt kaum Anlaß sein, 
sachgerecht auf das gesamte Umfeld zu antworten, 
das Sie hier jetzt ansprechen. 

Vizepräsident Westphal: Ich stimme Ihnen zu, 
Herr Staatssekretär; manchmal kann man das 
nicht. 

Ich habe noch eine Zusatzfrage des Abgeordne-
ten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie denn die hypothetische Frage des Kollegen Pe-
ter wenigstens in der Art beantworten, daß Sie er-
klären, ob nach Änderung der Arbeitsstoffverord-
nung die Zahlen der mit krebserzeugenden Stoffen 
umgehenden Arbeitnehmer nach oben oder nach 
unten gehen würden? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir ha-
ben zuerst einmal die feste Absicht, gewissen Irrita-
tionen entgegenzuwirken, die dadurch entstanden 
sind, daß der Umgang mit Formaldehyd sofort als 
krebserzeugend charakterisiert wird, während wir 
ja sorgfältig unterscheiden zwischen krebserzeu-
gend und krebsverdächtig. Wenn ein Stoff als 
krebsverdächtig eingestuft ist, wird er jedes Jahr 
durch die entsprechende Kommission der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft neu überprüft. Wir 
haben die Absicht, die Anwendung und die Verar-
beitung solcher Stoffe, die krebsverdächtig sind, 
dort einzuschränken, wo dies machbar ist. Die in 
Vorbereitung befindliche Gefahrenstoffverordnung 
hat genau den Sinn, weitere Einschränkungen, die 
vertretbar sind, vorzunehmen, damit Befürchtun-
gen, die hier und dort, zumeist nicht begründet, ge-
äußert werden, weiter ausgeschlossen werden kön-
nen. 

Vizepräsdent Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilt die Bundesregierung denn die bekannte 

Lage in den USA, in denen eine asbesterzeugende, 
wirtschaftlich gut dastehende Firma einen Sozial-
plan aufstellen ließ, um, schon bevor Ansprüche ge-
stellt waren, Regreßansprüchen ihrer Arbeitneh-
mer zu entgehen? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
nehme an, daß Sie von Bekundungen der asbester-
zeugenden und asbestverarbeitenden deutschen 
Betriebe Kenntnis genommen haben, schon in den 
nächsten Jahren über das gesetzlich vorgeschrie-
bene Maß an Eindämmung der Verwendung von 
solchen Stoffen hinauszugehen. Es gibt eine Verein-
barung, die von den entsprechenden Betrieben, die 
Asbeststoffe erzeugen und verarbeiten, freiwillig 
getroffen worden ist, so daß also hier auch durch 
Eigeninitiative der Industrie alles unternommen 
wird, um die Zahl der Gefahrenherde für Arbeitneh-
mer oder für diejenigen, die mit solchen Stoffen in 
Berührung kommen, zu vermindern. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 44 des Ab-
geordneten Kirschner auf: 

Wie ist die durchschnittliche Wartezeit zur Berufsberatung 
bei den Arbeitsämtern? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Nach Mitteilung des 
Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit betrug 
die Wartezeit zur Berufsberatung im September 
1984 im Bundesdurchschnitt viereinhalb Wochen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es bei 
den Arbeitsämtern regionale Unterschiede, was die 
Dauer der Wartezeit betrifft? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Ja, es gibt regionale 
Unterschiede. Im September 1984 bestand etwa im 
Landesarbeitsamtbezirk Südbayern mit einer 
durchschnittlichen Wartezeit von 2,9 Wochen die 
günstigste, in Nordrhein-Westfalen mit 5,5 Wochen 
die ungünstigste Situation. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
dann der Auffassung, daß die vom Vorstand der 
Bundesanstalt für Arbeit erhobene Forderung nach 
rund 1 100 zusätzlichen Stellen ausreicht, um die 
Wartezeit entsprechend abzubauen? Denn es muß 
ja wohl eine vorrangige Aufgabe der Arbeitsver-
mittlung und Berufsberatung sein, schnellstmöglich 
und auch mit möglichst viel Zeit auf den einzelnen 
eingehen zu können. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, ich muß Ihre Zahlenangabe korrigieren. Sie 
wissen aus den Beratungen auch des zuständigen 
Fachausschusses, daß die Selbstverwaltung für das 
Jahr 1985 Stellenmehranforderungen von etwas 
über 1 700 abgegeben hat und keineswegs Stellen- 
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mehranforderungen in der Größenordnung, wie Sie 
sie hier genannt haben. 

(Kirschner [SPD]: Ich habe 1 100 gesagt!) 

— Entschuldigung, Herr Kollege. Wenn Sie „1 100" 
gesagt haben, dann habe ich dies akustisch mißver-
standen. Ich bitte Sie deshalb noch einmal, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Selbstverwaltung 
Stellenmehranforderungen in einer Größenord-
nung von etwas über 1 700 angemeldet hat. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Wie hoch ist die Differenz 
zwischen der Zahl der angeforderten und der jetzt 
vom Vorstand gebilligten neuen Stellen, und wie 
wird sich das auf die Dauer der Wartezeiten auswir-
ken? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ein sach-
licher Kern liegt in Ihrer Frage nicht; denn der Vor-
stand hat keine Stellenmehranforderungen geneh-
migt. Die Selbstverwaltung hat einen Stellenplan 
für 1985 vorgelegt. Über diesen Stellenplan wie den 
Gesamthaushalt der Bundesanstalt für Arbeit ist 
noch nicht durch die Bundesregierung entschieden 
worden. Sie wissen, daß der Haushalt der Bundes-
anstalt von der Bundesregierung genehmigt wer-
den muß. Die Entscheidung über die Genehmigung 
ist noch nicht getroffen und damit auch nicht die 
Entscheidung über die Stellenmehranforderungen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, steht 
denn wenigstens in Aussicht, daß die Stellenmehr-
bewilligungen seitens der Bundesregierung, j eden-
falls  des Haushaltsausschusses, in entsprechender 
Höhe erfolgen werden? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
nicht üblich, daß in der Fragestunde den Entschei-
dungen der Bundesregierung vorgegriffen wird. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Vielen Dank, Herr Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 

Wir haben noch drei Minuten Zeit für Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung. Zur Beantwortung der Fragen ist 
Herr Staatssekretär Würzbach gekommen. 

Die Frage 45 des Abgeordneten Würtz soll schrift-
lich beantwortet werden. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 46 des Abgeordneten Pauli 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Dienstzeitausgleich 
für geleistete Wochenenddienste der Wehrpflichtigen und 
Zeitsoldaten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kolle-
ge, zur Aufrechterhaltung bzw. Herstellung einer 
schnellen Einsatzbereitschaft der Truppe im Rah-
men des Auftrags, den unsere Bundeswehr hat, ist 
es erforderlich, daß die Streitkräfte auch an Wo-
chenenden sowie an Feiertagen Dienste leisten. 
Dies gilt gleichermaßen für Berufssoldaten wie für 
Wehrpflichtige und Zeitsoldaten. In bestimmten Be-
reichen werden derartige Dienste als Schichtdien-
ste geleistet. Ich nenne solche der Marine auf hoher 
See, Stellungsdienste bei den Flugabwehrverbän-
den, bei der Luftwaffe oder bei der Nachschubtrup-
pe, auch beim Heer oder Pflegedienste in den Bun-
deswehrkrankenhäusern. Eine Vielzahl mehr 
müßte noch genannt werden. Diese werden auch an 
Feiertagen sowie an Wochenenden neben dem nor-
malen Dienst in der Regel als zusätzliche Dienste 
geleistet. 

Die Disziplinarvorgesetzten möglichst weit unten 
bemühen sich, wo immer möglich — sie sind ange-
wiesen, dies zu tun —, die Dienstzeit so gering zu 
halten, wie irgend möglich. Aber die unbedingt not-
wendigen Dienste müssen geleistet werden. Zusätz-
lich wird versucht, den Soldaten eine Freistellung 
vom Dienst nach solchen besonderen Diensten zu 
geben, wann immer zu vertreten. Außerdem bekom-
men sie für Spitzendienstzeiten eine Vergütung, die 
aber nur eine Anerkennung und kein vollständiger 
Ausgleich sein kann. 

Eine Vorschrift, nach der Sie fragen, in der diese 
Freizeitgewährung schematisch gleich geregelt 
wäre, gibt es nicht. Wir halten sie auch für unmög-
lich und bewegliche Entscheidungen dann für aus-
schließend. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wo liegen die 
Grenzen der dienstlichen Inanspruchnahme, und 
wer überwacht dies? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, hier 
kann es keine schematische Antwort geben, wie er-
kennbar wird, wenn ich Ihnen beispielsweise mit-
teile, daß 44 % unserer Soldaten bis zu 56 Stunden 
Dienst tun, daß 41 % der Soldaten bis zu 68 Stunden 
Dienst tun und daß es noch 7 % sind, die über 68 
Stunden Dienst tun, während auch nur 7 % unter 44 
Stunden Dienst tun. Ich habe Ihnen vorhin Bei-
spiele genannt. Hier können Sie keine schemati-
sche Festlegung geben. Der jeweilige Vorgesetzte 
muß entscheiden — dafür trägt er die Verantwor-
tung —, wo die Grenze erreicht ist, die nicht über-
schritten werden darf. 

Vizepräsident Westphal: In der Hoffnung, daß 
Frage und Antwort kurz sind, lasse ich noch die 
zweite Zusatzfrage des Abgeordneten Pauli zu. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung bereit — falls ihr nicht entsprechende 
Erkenntnisse vorliegen —, untersuchen zu lassen, 
in welchem Umfang notwendige Dienste durchzu-
führen sind und ob auf überflüssige Dienste ver-
zichtet werden kann? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in 
der Bundeswehr wird kein überflüssiger Dienst ge-
leistet. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Mit diesem Statement ist 
die Fragestunde beendet. 

Frage 47 des Herrn Abgeordneten Pauli wird 
schriftlich beantwortet, weil wir leider am Ende der 
uns zur Verfügung stehenden Zeit sind. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. *) 

Ich danke Herrn Staatssekretär Würzbach für die 
Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe Punkt 5 und 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Braun, Seehofer, Schulze (Berlin), Dr. 
Daniels, Magin, Dr. Jobst, Dr. Kunz (Weiden), 
Biehle, Austermann, Kroll-Schlüter, Dr. Möl-
ler, Herkenrath, Dr. Schroeder (Freiburg), Dr. 
Blank, Milz, Müller (Wesseling), Eylmann, 
Pesch, Dörflinger, Dr. Hoffacker, Rode (Wiet

-

zen), Louven, Seesing, Schwarz, Dr. Riedl 
(München), Dr.-Ing. Kansy, Frau Roitzsch 
(Quickborn), Ruf, Landré, Weiskirch (Olpe), 
Hornung, Deres, Dr. Bugl, Weiß, Sauer (Stutt-
gart), Tillmann, Marschewski, Doss, Sauer 
(Salzgitter), Maaß, Regenspurger, Rossma-
nith, Clemens, Scheu, Hinsken, Dr. Olderog, 
Hanz (Dahlen), Jagoda, Linsmeier, Gerstein, 
Dr. Götz, Schmitz (Baesweiler), Frau Geiger, 
Dr. Hackel, Frau Männle, Hederich, Dr. 
Hüsch, Echternach, Susset, Link (Diepholz), 
Pohlmann, Dr. Müller, Lenzer, Pfeffermann, 
Sauter (Epfendorf), Dr. Unland, Frau Ver-
hülsdonk, Dr. Göhner, Roth (Gießen), Lintner, 
Dr. Faltlhauser, Dr. Hornhues, Dr. Rose, Höp-
finger, Lowack, Keller, Bayha, Dr. Hirsch, 
Baum, Beckmann, Kleinert (Hannover), 
Hoffie, Bredehorn, Dr. Feldmann, Gatter-
mann, Dr. . Haussmann, Dr. Solms, Wolf-
gramm (Göttingen) und der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksachen 10/680, 10/1506 — 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Gemeindefinanzre-
formgesetzes 
— Drucksache 10/2230 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 
Innenauschuß 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera- 

*) Die Fragen 72 des Abg. Dr. Rose, 88 und 89 des Abg. Dr. 
Ehmke (Ettlingen) sind von den Fragestellern zurückgezo-
gen worden. Die übrigen nicht behandelten Fragen wer-
den schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen im Plenarprotokoll 10/102 abgedruckt. 

tung der Tagesordnungspunkte 5 und 6 und eine 
Aussprache von vier Stunden vorgesehen. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Braun. 

Braun (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Mit der Großen 
Anfrage zur Lage der Städte, Gemeinden und Krei-
se, mit der Antwort der Bundesregierung und die-
ser Debatte wollen die Koalitionsfraktionen eine 
Bilanz und Standortbestimmung der Lage der kom-
munalen Selbstverwaltung erreichen und neue Im-
pulse zur Stärkung der Demokratie vor Ort auslö-
sen. Verfassungsrechtlich gehören die Kommunen 
in den Bereich der Länder, und dennoch greift die 
Ebene des Bundes mit Gesetzgebung, Verordnun-
gen und anderen Maßnahmen gestaltend in zahlrei-
che Tätigkeitsfelder der Kommunen ein. Hieraus 
erwächst dem Deutschen Bundestag Verantwor-
tung für die kommunale Selbstverwaltung. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die CDU/CSU-Fraktion bekennt sich eindeutig zu 
dieser Verantwortung. Wir begrüßen auch, daß sich 
die Bundesregierung in der Antwort auf unsere 
Große Anfrage ausdrücklich zu dieser Mitverant-
wortung bekennt. Wir danken der Bundesregierung 
für die umfassende und informative Antwort. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Damit erhalten die kommunalen Mandatsträger 
und Verwaltungen eine wertvolle Orientierungs-
hilfe für ihre Arbeit. 

In diesem Zusammenhang möchte ich von dieser 
Stelle aus all den Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
ein herzliches Wort des Dankes sagen, die in ehren-
amtlicher Aufgabenerfüllung, aber auch im Haupt-
beruf in unseren Städten, Gemeinden und Kreisen 
im Dienst für die Mitbürger in ihrem örtlichen Le-
bensbereich einen entscheidenden Beitrag für den 
Ausbau unseres freiheitlichen und sozialen Bundes-
staates leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach unserer Überzeugung soll die Politik des 
Bundes, soweit sie auf die Kommunen einwirkt, ei-
nen Rahmen setzen, der von den Verantwortlichen 
vor Ort ausgefüllt wird. In der Gesetzgebung des 
Bundes muß der Handlungsspielraum der Gemein-
den geachtet und bewahrt werden. Die Politik des 
Bundes muß darauf gerichtet sein, daß Städte, Ge-
meinden und Kreise ihre Individualität erhalten 
und entwickeln können. 

Die zweite Maxime der Politik des Bundes muß 
sein, daß den Gemeinden im Rahmen der Gesamt-
heit der finanziellen Mittel ein angemessener An-
teil zur Verfügung steht. Wir wissen, daß die Ver-
antwortung für die Kommunen in erster Linie An-
gelegenheit der Länder ist. Durch die Fachgesetzge-
bung, die sich bei den Kommunen in den Ausgaben 



7310 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Braun 
niederschlägt, und durch seine Steuerkompetenz 
trägt der Bund Mitverantwortung für die Finanz-
lage der Städte, Gemeinden und Kreise. 

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt, daß sich die jet-
zige Bundesregierung mehrfach, auch in der Ant-
wort auf unsere Große Anfrage, zu dieser Mitver-
antwortung bekannt hat. Dies steht in positivem 
Gegensatz zu der Politik der Vorgängerregierung. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
doch Quatsch, was Sie jetzt sagen!) 

Die Folge der kommunalfeindlichen SPD-Politik 
war die zweifellos größte Finanzkrise der kommu-
nalen Haushalte in der Geschichte der Bundesrepu-
blik zu Beginn der 80er Jahre. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: So ein Schwach

-

sinn!) 

Nach zwei Jahren Arbeit der neuen Bundesregie-
rung können wir feststellen: Die Finanzkrise der 
Städte, Gemeinden und Kreise ist überwunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben sogar die paradoxe Situation, daß sich 
die kommunalen Spitzenverbände — meines Erach-
tens zu Recht — gegen ein „Reichrechnen" der 
Kommunen zur Wehr setzen. Dies kennzeichnet die 
völlige Änderung der Lage. 

An diesem Erfolg haben die Kommunen selber 
einen großen Anteil. Das zeigt die immer noch 
große Vitalität der kommunalen Selbstverwaltung, 
zu der wir die Kommunalpolitiker beglückwün-
schen. Dieser Erfolg, meine Damen und Herren, 
war andererseits aber nur möglich auf dem Hinter-
grund einer soliden und kommunalfreundlichen Po-
litik der Bundesregierung. 

Wie sieht die Lage heute aus? Der Rückgang der 
kommunalen Investitionen ist gestoppt. Nach dem 
gewaltigen Einbruch der kommunalen Investitio-
nen als Folge der Finanzkrise zeichnet sich in die-
sem Jahre eine Trendumkehr ab. Einem zunächst 
weiteren Rückgang in der ersten Jahreshälfte steht 
in der zweiten Jahreshälfte ein leichter Anstieg ge-
genüber, so daß wir im Jahresdurchschnitt etwa mit 
Stagnation zu rechnen haben. Für die nächsten 
Jahre rechnen sowohl die kommunalen Spitzenver-
bände wie die Bundesregierung mit einem überpro-
portionalen Anstieg der Investitionen. Beide Pro-
gnosen sind in diesem Bereich nahezu identisch. 

Ein Blick auf die Haushaltsentwürfe, die zur Zeit 
in den kommunalen Parlamenten beraten werden, 
zeigt einen zum Teil kräftigen Anstieg der Investi-
tionen. 

(Abg. Dr. Klejdzinski [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Braun, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Braun (CDU/CSU): Ich möchte im Zusammen-
hang vortragen und auch im Hinblick auf meine  

nachfolgenden Kollegen keine Zwischenfrage zu-
lassen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Er kann ja gleich 
reden!) 

Die Defizitentwicklung und die Kreditaufnahme 
sind eindeutig rückläufig. Im Gegensatz zu Bund 
und Ländern nimmt die Zinsbelastung der kommu-
nalen Haushalte ab. Die Ausgabendynamik vor al-
lem im Verwaltungshaushalt wurde gebremst. Dies 
gilt praktisch für alle Ausgabearten, vor allem für 
die großen Blöcke Personalausgaben, Verwaltungs-
aufwand und Soziales. Auch hier werden die Er-
folge der Politik der Bundesregierung sichtbar. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Insbesondere bei 
der Sozialhilfe! Völlig richtig!) 

Dies gilt für die maßvolle Tarifpolitik im öffentli-
chen Dienst, vor allem aber für die Stabilitätspolitik 
der Bundesregierung. 

Keine Ebene der öffentlichen Haushalte hat sol-
che Vorteile aus der Stabilitätspolitik wie die Kom-
munen. Der Rückgang der Inflationsrate ist der 
wichtigste Grund dafür, daß die Einnahmen der Ge-
meinden seit zwei Jahren schneller wachsen als die 
Ausgaben. Daraus ergeben sich die raschen Konso-
lidierungserfolge der kommunalen Haushalte. 

Meine Damen und Herren, was ist in den kom-
menden Jahren auf Bundesebene zur weiteren 
Konsolidierung der Kommunalfinanzen und damit 
auch zur Sicherung eines überproportionalen Inve-
stitionswachstums zu tun? 

Erstens. Die Kommunen müssen weiterhin Si-
cherheit über ihre Einnahmesituation haben. Dabei 
ist die von Bundeskanzler Helmut Kohl ausgespro-
chene Gewerbesteuergarantie von herausragender 
Bedeutung. Die CDU/CSU begrüßt daher ausdrück-
lich, daß diese Gewerbesteuergarantie in der Ant-
wort auf die Große Anfrage konkretisiert und über 
die laufende Legislaturperiode hinaus erweitert 
worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Gewerbesteuer hat für die Gemeinden nicht 
nur quantitative Aspekte; sie ist durch das gemeind-
liche Hebesatzrecht Garant und Markenzeichen fi-
nanzieller Autonomie. 

Zweitens. Die Dynamik der Sozialausgaben 
macht den Städten, Gemeinden und Kreisen beson-
dere Sorgen. 

(Bernrath [SPD]: So ist es!) 

Die Steigerungsraten haben sich zwar in den letz-
ten zweieinhalb Jahren beträchtlich abgeschwächt. 
Sie liegen aber noch immer über dem Durchschnitt 
der übrigen Ausgabenentwicklung. 

Die Ursachen sind differenziert und müssen da-
her auch differenziert angegangen werden. Eine 
wesentliche Ursache ist die Arbeitslosigkeit. Wegen 
der Dauerarbeitslosigkeit steigt die Inanspruch-
nahme der Sozialhilfe durch Arbeitslose. Die Ge-
meinden haben an der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit ein vitales Interesse. Arbeitslosigkeit, die 
durch eine jahrelange falsche Politik entstanden 
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ist, läßt sich nicht von heute auf morgen beseiti-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Zunahme der Arbeitslosigkeit ist gestoppt. 

Die Bundesregierung hat inzwischen auch erste 
Schritte unternommen, die zu einer Verringerung 
der Sozialhilfebelastung der Kommunen führen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Sehr gut! — Zuruf 
des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

So wird die deutliche Verlängerung der Bezugszei-
ten von Arbeitslosengeld für ältere Arbeitslose zu 
einer Entlastung in der Sozialhilfe von mehr als 100 
Millionen DM führen. 

(Zuruf des Abg. Bernrath [SPD]) 

In die gleiche Richtung zielt die Entscheidung, 
die Kindergeldzahlungen bei arbeitslosen Jugendli-
chen wieder einzuführen. Auch dies führt zu einer 
Entlastung der Kommunen in der Sozialhilfe. Hier 
wird ein Teil des Verschiebebahnhofs der SPD-
geführten Bundesregierung rückgängig gemacht. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ein weiterer Schritt bei der Entlastung der So-
zialhilfe wird die Neuordnung des Familienlasten-
ausgleichs sein. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

Vor allem die Anhebung des Kindergelds für die 
Einkommensschwachen wird die Ausgaben der So-
zialhilfe verringern. 

Diese Beispiele zeigen: Während die SPD bei ih-
ren Leistungskürzungen einen Verschiebebahnhof 
zu Lasten der Kommunen praktizierte, nimmt die 
Regierung Kohl mit fortschreitender Konsolidie-
rung Schritt für Schritt diese Belastung von der 
Sozialhilfe weg. 

(Bernrath [SPD]: Mit fortschreitender Auf-
lösung!) 

Die Bundesregierung hat auch ein Thema aufge-
griffen, das die SPD bisher lediglich diskutiert hat. 
Ich meine die Pflegekostenproblematik. Der vorge-
legte Pflegekostenbericht bleibt sicher weit hinter 
dem zurück, was aus kommunaler Sicht gewünscht 
wurde. Eine große Lösung würde aber entweder 
den Beitragszahler oder den Steuerzahler, in jedem 
Fall den Bürger in Milliardenhöhe zusätzlich bela-
sten. Deshalb ist eine umfassende Lösung zur Zeit 
finanziell nicht durchsetzbar. 

(Bernrath [SPD]: Versicherung!) 

Meine Damen und Herren, die Gemeinden verfü-
gen über eine stabile Haushaltslage. Die Einnahme-
seite ist sicher und wird sich stetig weiterentwik-
keln. Auf der Ausgabenseite können die Gemeinden 
davon ausgehen, daß die Ausgabenentwicklung un-
ter Kontrolle bleibt. Dies ist eine gute und solide 
Grundlage für eine verstärkte kommunale Investi-
tionstätigkeit. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Blank [CDU/ 
CSU]) 

Soweit es den Bund angeht, erscheint in absehbarer 
Zeit die finanzielle Absicherung der kommunalen 
Selbstverwaltung gesichert. Aber auch die Stär-
kung des Handlungs-, Gestaltungs- und Entschei-
dungsspielraums ist notwendig, wenn die kommu-
nale Selbstverwaltung nicht in eine Sinnkrise gera-
ten soll. Die verringerte Beteiligung an Kommunal-
wahlen ist ein zu beachtendes Warnzeichen. Zwar 
wirken viele Faktoren auf die Höhe der Wahlbeteili-
gung ein, aber zweifellos ist es richtig, daß die Wahl-
beteiligung dann tendenziell abnehmen wird, wenn 
nach Auffassung der Bürger in der Kommunalpoli-
tik nur noch verwaltet, aber nicht mehr gestaltet 
wird. Dies verringert auch die Bereitschaft von Bür-
gern, die Mühen eines ehrenamtlichen Mandats in 
den Städten, Gemeinden und Kreisen auf sich zu 
nehmen. 

Die CDU/CSU begrüßt daher die erklärte Absicht 
der Bundesregierung, in der Rechts- und Verwal-
tungsvereinfachung einen politischen Schwerpunkt 
ihrer Arbeit zu sehen. Die Bundesregierung hat da-
bei einen pragmatischen und erfolgversprechenden 
Weg eingeschlagen. 

Ich appelliere an dieser Stelle aber auch an die 
Länder, darauf zu verzichten, die Aufgabenbereiche 
der Kommunen landesgesetzlich immer umfassen-
der zu regeln. Auch könnten manche im letzten 
Jahrzehnt erlassenen Landesgesetze daraufhin 
überprüft werden — ich sage das mit der notwendi-
gen Zurückhaltung gegenüber unseren Kollegen in 
den Landtagen —, ob sie dem Gedanken der kom-
munalen Selbstverwaltung hinreichend gerecht 
werden. 

Mit der inhaltlichen Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung wollen wir die Vielfalt in den 
Kommunen unterstützen und der Tendenz zur Zen-
tralisierung, Reglementierung und Vereinheitli-
chung entgegenwirken. Auch in den Kommunen 
wollen wir einen Wettbewerb der besseren Lösun-
gen, um so die Leistungsfähigkeit der kommunalen 
Selbstverwaltung im Interesse der Bürger zu stär-
ken. Mehr bürgerschaftliche Selbstverwaltung 
macht Politik und Verwaltung durchschaubarer 
und baut Staatsverdrossenheit ab. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Selbstverwaltung sichert Freiheitsräume für den 
Bürger und stärkt die Leistungsfähigkeit des Ge-
meinwesens. 

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt, daß sich die Po-
litik der Bundesregierung an diesen Zielen und 
Grundsätzen orientiert. Die Politik der Bundesre-
gierung hat dazu beigetragen, die Finanzkrise der 
Städte, Gemeinden und Kreise zu überwinden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie sind 
doch ein Märchenerzähler!) 

Die Bundesregierung hat erste Schritte unternom-
men, durch Abbau von Bürokratie den Entschei-
dungs- und Gestaltungsspielraum der Kommunen 
zu stärken. Die CDU/CSU-Fraktion wird bei dieser 
Politik auch weiterhin ein kritischer und fördernder 
Partner sein. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Große Anfrage — kleine Antwort. 
Ganz offensichtlich — das ergibt sich aus Ihren 
Ausführungen — hatte die Anfrage der Koalitions-
fraktionen einzig den Zweck, der Bundesregierung 
eine Plattform zu schaffen, ihre angeblich so kom-
munalfreundliche Einstellung zu beweisen. Anders 
ausgedrückt: Die Regierung sollte Gelegenheit be-
kommen, ihr auch in dieser Hinsicht arg angekratz-
tes Bild aufzupolieren. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Versuch ist mißlungen, und er mußte mißlin-
gen; denn aus der Antwort sind nichts als geschönte 
Zahlen herausgekommen. Unbequeme Daten und 
Fakten wurden weggelassen, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

platte Selbstverständlichkeiten eingestreut. 
Schließlich wurde, wie üblich, Unverbindliches un-
verbindlich angekündigt. Eine Standortbestim-
mung, wie Sie meinen, Herr Braun, war das doch 
wohl sicherlich nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Sie müssen wohl eine alte Antwort 

gelesen haben!) 

Die Wende besteht auch im Verhältnis des Bun-
des zu den Gemeinden im Vorgaukeln einer heilen 
Welt. Tatsächlich werden die Gemeinden vertröstet 
und hingehalten. Es geht ihnen wie dem kleinen 
Mann im Sozialbereich. Auch veranschlagt die Bun-
desregierung die Stellung der Gemeinden innerhalb 
unseres Aufbaus von Staat und Verwaltung offen-
sichtlich nicht sonderlich hoch. Jedenfalls redet die 
Bundesregierung in ihrer Antwort zwar ständig von 
ihren Grundsätzen, aber sie handelt ausschließlich 
nach ihren Interessen. 

Gemessen wird die Bundesregierung aber nicht 
an Ankündigungen, Sympathieerklärungen oder 
Prüfungsaufträgen, sondern an wirksamen, ihrer 
Mitverantwortung entsprechenden Regelungen, an 
von ihr tatsächlich durchgesetzten Verbesserungen. 
Wie sieht es damit nun aus, und worum geht es im 
Kern? 

Die Bundesregierung hat mit ihren bisherigen 
Beschlüssen die Probleme der Gemeinden und 
Städte, auch der Kreise, nicht gemindert, eher ver-
schärft. Der Erfolg der Gemeindefinanzreform von 
1969, nämlich das ausgeglichenere Einnahmesy-
stem, wurde vollends zunichte gemacht. Eingriffe in 
die Gemeindesteuern und das Abwälzen eines Teils 
der Kosten der Arbeitslosigkeit auf die von den 
Kommunen zu finanzierende Sozialhilfe bedrohen 
den finanziellen Ausgleich der Gemeindehaus-
halte. 

(Dr. Daniels [CDU/CSU]: Das habt ihr doch 
gemacht!) 

Den Gemeinden blieb zum Ausgleich der dadurch 
unvermeidbar gewordenen Finanzierungsdefizite 
nur übrig, die Investitionen drastisch zu mindern, 
den Personalbestand in unverantwortlicher Weise 
zu senken, Leistungen zu kürzen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Was haben Sie ge

-

gen die Senkung des Personaletats?) 

Die eigenen Einnahmen mußten zwangsläufig und 
entgegen konjunkturellen Erfordernissen durch 
Heben der Realsteuern, sozialpolitisch bedenkli-
ches Heraufsetzen von Gebühren und Beiträgen 
und langfristig gefährliche Veräußerung von kom-
munalen Vermögen verbessert werden. Die Zinsen 
für die immer noch wachsenden Schulden engen 
die Etatbeweglichkeit ein. 

Entscheidend und mit schlimmen Folgen für die 
Beschäftigungspolitik verbunden ist der Verfall der 
kommunalen Investitionen. Rund zwei Drittel der 
öffentlichen Investitionen werden von den Gemein-
den verausgabt. Real sind die Kommunalinvestitio-
nen von 1980 bis 1984 um 30% gesunken. In diesem 
Jahr werden von den Kommunen nur noch 32 Milli-
arden DM investiert, während es 1980 noch unge-
fähr 42 Milliarden waren. 1984 fehlen also rund 10 
Milliarden im Vergleich zu 1980. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Wie sah es 1983 
aus?) 

— Seit 1982 geht es schneller. — Eine riesige Inve-
stitionslücke tut sich auf. Wir sind in den Städten 
und Gemeinden in diesem Jahr auf einem absolu-
ten Tiefpunkt des Investitionsniveaus. Das stellen 
etwa der Städtetag und das Deutsche Institut für 
Urbanistik fest. 

Der Investitionsbedarf der Gemeinden ist entge-
gen allen Behauptungen nicht gesunken. Von einer 
Bedarfssättigung kann überhaupt keine Rede sein. 
Wohl verschieben sich die Investitionsziele. Erhöh-
ter Ersatzbedarf, intensiverer Umweltschutz, Stadt-
erneuerung beispielsweise bestimmen den Investi-
tionszweck heute. Wenn auch nicht ebenso bestim-
mend, dennoch bedeutsam entwickelt sich der Be-
darf in der sozialen Infrastruktur aus der qualitati-
ven Bevölkerungsentwicklung. Stichworte wie Pfle-
gefallversicherung, Ersatz- und Ergänzungsfinan-
zierungen im Krankenhausbereich kennzeichnen 
diese Entwicklung. 

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spit-
zenverbände schätzt den gewandelten kommunalen 
Investitionsbedarf vor 1976 bis 1990 auf 820 Milliar-
den DM in Preisen von 1976. Inzwischen ist abseh-
bar, daß die Sachinvestitionen der Gemeinden 1984 
weiter rückläufig sind, und zwar in der ersten Jah-
reshälfte um rund 5%. 

Es muß darum bedauert werden, daß 1984 nur 
noch knapp 67 % des Investitionsbedarfs der Kom-
munen überhaupt finanziert werden  können. Hätte 
es das Programm der Zukunftsinvestitionen der so-
zialliberalen Koalition aus 1977 mit seiner Wirkung 
bis in die 80er Jahre hinein nicht gegeben, sähe die 
Lage noch düsterer aus. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 
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Im jahresdurchschnittlichen Bedarf beträgt die 
kommunale Investitionslücke bis 1990 in heutigen 
Preisen rund 15 Milliarden DM. Das nennt die Bun-
desregierung Konsolidierung. Das ist aber nichts 
anderes als ein drastischer Verfall der Investitions-
tätigkeit der Städte, Gemeinden und Kreise. 

Diese Politik wird zum Anstieg der Arbeitslosig-
keit beitragen, kleine und mittlere Betriebe, beson-
ders die von kommunalen Aufträgen abhängigen 
Handwerksbetriebe, in ihrer Existenz gefährden. 
Qualitatives Wachstum kann auf diese Weise nicht 
gefördert werden. Wie die einstimmig zustande ge-
kommenen und im Tenor gleichgerichteten mah-
nenden Entschließungen der kommunalen Spitzen-
verbände zeigen, sind sich die Kommunalpolitiker 
aller Parteien in dieser Bewertung einig. 

Konkret fordern wir darum auch von der Bundes-
regierung den schnellen Ausgleich der finanziellen 
Lasten, die den Gemeinden dadurch zugewachsen 
sind, daß sie über die Sozialhilfe die zunehmende 
Arbeitslosigkeit mitfinanzieren müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bund muß insbesondere die Arbeitslosenhilfe 
so anheben, daß sie die Regelsätze der Sozialhilfe 
erreicht. Nur so läßt sich vermeiden, daß die Ge-
meinden ergänzend Sozialhilfe zur Finanzierung 
der Arbeitslosigkeit, insbesondere der Dauerar-
beitslosigkeit, zu zahlen haben. Sonst wird — wenn 
auch regional unterschiedlich — die Finanzkraft 
der Gemeinden immer weiter ausgehöhlt. Die Aus-
gaben der Städte sind dann auch nicht mehr kalku-
lierbar; denn die durch die Arbeitslosigkeit verur-
sachten Soziallasten können gemeindlich nicht 
oder kaum beeinflußt werden. 

(Zuruf des Abg. Braun [CDU/CSU]) 

Mit einer Rückverlagerung dieser Kosten auf den 
Bund, wo sie hingehören, würden Belastungen zu-
nächst zwar nur verschoben, aber eben hin zum 
Verursacher. Die Gemeinden, die innerhalb des Be-
reichs der öffentlichen Hand finanziell am schlech-
testen gestellt sind, dürfen mit diesen Belastungen, 
die ihnen — übrigens systemwidrig — zugewach-
sen sind, nicht alleingelassen werden. Sie können 
damit auf Dauer auch nicht allein fertigwerden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Ankündigung schneller Entlastung wird seit 
der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 immer 
nur wiederholt; es geschieht tatsächlich nichts. In-
zwischen zahlen die Gemeinden um 20 Milliarden 
DM für soziale Aufgaben, davon 15 Milliarden nach 
dem Bundessozialhilfegesetz, und davon wiederum 
machen Ergänzungsfinanzierungen der Arbeitslo-
sigkeit einen wesentlichen Anteil aus. 

Wie die Bundesregierung es mit der Selbstver-
waltung, der Stärkung des gemeindlichen Lebens 
hält, beweist ein anderes Beispiel, nämlich die Be-
handlung der kommunalen Sparkassen in der ge-
planten Novellierung des Kreditwesengesetzes. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: So ist es!)  

Der geforderte und zugesicherte Haftungszuschlag 
für die Sparkassen ist aus dem ursprünglichen Ent-
wurf herausgekippt worden. Die öffentlich-rechtli-
chen Kreditinstitute sollen geprellt werden. Die dro-
hende Folge wird sein: Von einer mehr als 150jähri-
gen bewährten Tradition bleibt nichts übrig, weil 
die Wettbewerbsfähigkeit dieser Kassen zu Lasten 
der kleinen Kreditnehmer, der Handwerker beson-
ders, mit der Verweigerung des Haftungszuschlags 
zerstört wird. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Privatisie

-

rung!) 

Meine Fraktion stimmt darum auch mit den For-
derungen der kommunalen Spitzenverbände vom 
23. Oktober dieses Jahres voll überein: Wenn die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Städte und Ge-
meinden nicht verfallen soll, müssen die Gemeinde-
finanzen schnell reformiert, muß das Arbeitsförde-
rungsgesetz in den die Kommunen betreffenden 
Teilen novelliert, die von der Bundesregierung ge-
plante Krankenhausfinanzierung abgelehnt, eine 
die Städte entlastende Regelung gefunden, aber 
auch die Benachteiligung kommunaler Sparkassen 
verhindert werden. 

Die Verunsicherung durch die regelmäßig wie-
derkehrende Forderung nach Beseitigung der Ge-
werbesteuer aus den Reihen der Koalition muß auf-
hören. 

(Beifall bei der SPD) 

In welchem Maß der vernünftig begründete Finanz-
bedarf der Kommunen gedeckt werden kann, hängt 
— wie auch in der Vergangenheit — entscheidend 
vom Finanzanteil der Kommunen an den gesamten 
Steuereinnahmen ab, also von der Einsicht des 
Bundes und der Länder. Insoweit ist allerdings 
Skepsis geboten. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

Neue Aufgaben stehen den Gemeinden ins Haus. 
Für Städte und Gemeinden zeigen sich beispiels-
weise wichtige Besonderheiten in der langfristigen 
Entwicklung des Arbeitsmarktes und der zuneh-
menden Freizeit ihrer Bürger und Einwohner. Die 
Menschen werden bei geringerer Arbeitszeit — ob 
nun Wochen-, Jahres- oder Lebensarbeitszeit — und 
bei schwindendem Angebot an Arbeitsplätzen als 
Folge des technischen Wandels ihre Lebenserfül-
lung, ihre Lebensbindungen und auch ihre Reputa-
tion immer weniger in den Berufen finden. Dage-
gen werden sie wichtige Lebensvoraussetzungen in 
ihren Gemeinden suchen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Die Freizeitindu

-

strie stimmt dem zu!) 

Das wird dazu führen, daß kommunale Verwaltung 
noch weniger und immer weniger Ordnungsverwal-
tung sein wird. Dagegen wird von den Gemeinden 
immer mehr Beratung der Bürger, Hilfe für be-
stimmte Bürgergruppen, Anregung und Hilfe bei 
der Verwendung der Freizeit und immer mehr 
dienstleistende Verwaltung erwartet. Darauf sind 
die Gemeinden zwar eingestellt, sie können aber 
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darauf nicht vorbereitet sein, weil sie sozusagen 
von der Hand in den Mund leben müssen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig!) 

Für eine personelle und technische Anpassung an 
diese neuen Aufgaben fehlen den Gemeinden die 
Mittel. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Beratung, Lebenshilfe, Dienste leisten erfordert an-
dere personelle Qualifikationen, zumal sich die so-
eben angedeuteten Aufgabenveränderungen auf 
dem Hintergrund auch eines Wandels im gesell-
schaftlichen Wertesystem vollziehen. 

Diese Entwicklung ist durch die eindrucksvolle 
und steigende Anzahl der Besucher kultureller Ver-
anstaltungen der Großstädte, Städte und Gemein-
den bereits belegt. Der große Aufschwung etwa der 
Musik- oder überhaupt der Kreativitätsschulen, die 
zahlreichen kulturellen Initiativen in kleinen Ge-
meinden oder Stadtteilen beweisen, daß unsere Mit-
bürger immer mehr kulturelle Angebote verlangen 
und diese auch nutzen. Die Gemeinden sind auch 
verpflichtet, durch ein breites kulturelles Angebot 
Bürgern aus allen Bevölkerungskreisen die Teil-
habe am kulturellen Geschehen zu ermöglichen. 
Dafür fehlen aber die finanziellen Mittel. Die ge-
rade dafür verantwortlichen und sich verantwort-
lich fühlenden Kommunalpolitiker, oft etwas ab-
schätzig Freizeitpolitiker genannt, hätten statt ver-
balem Dank lieber bessere Voraussetzungen für ihr 
schwieriges und zeitraubendes und am Bürger un-
mittelbar zu leistendes Tun. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Blank [CDU/CSU] — Zuruf des Abg. Dr. 

Blank [CDU/CSU]) 

— Sie sind Freizeitbeauftragter oder so etwas, habe 
ich gehört. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Präsident sogar!) 

— Präsident sogar! Dann sehen Sie einmal zu, daß 
Sie damit etwas anfangen! Bis jetzt nutzen Sie 
diese Aufgabe völlig unzureichend. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Machen wir, Herr 
Kollege! Zusammen!) 

— Aber dafür müssen Sie Geld haben. Das gibt 
Ihnen niemand. Es gibt ein spanisches Sprichwort: 
Wenn das Mehl zu Ende geht, kommt die schlechte 
Laune. Und die werden Sie bald haben, weil Ihnen 
keiner Geld gibt. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Der Mehltau sitzt 
da noch nicht drauf!) 

Nun hat die Bundesregierung auch dafür ein Re-
zept zur Hand. Sie will entbürokratisieren. Damit 
ist sozusagen der Stein der Weisen entdeckt. Denn 
auf diese Weise soll wohl Geld lockergemacht wer-
den. Bisher gibt es aber auch dazu nichts als An-
kündigungen, Herr Möller, oder Fehlmeldungen. Es 
wird intensiv beraten, liest und hört man. Wie lange 
schon und wie lange noch? Offensichtlich handelt es 
sich dabei um nichts anderes als um einen kostspie-
ligen Versuch, alles beim alten zu belassen. Gesetz-
gebung und Verwaltungsregelungen laufen nach  

wie vor darauf hinaus, daß auf allen Ebenen Ver-
waltungen konkurrierend tätig sind, untereinander 
emsig verhandeln, prüfen und genehmigen —

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hat alles Ihre 
Regierung geschaffen!) 

ein unsinniger Aufwand, eben Bürokratie im üblen 
Sinne. Den Gemeinden bleibt für die notwendige 
Anpassung in eigener Verantwortung — das wollen 
die Kommunalpolitiker ja — kein Raum. Schließ-
lich ist dann der Bürger der Benachteiligte. 

Kommunale Aufgaben können nicht erfüllt wer-
den. Verfassungsrechtliche Voraussetzungen der 
kommunalen Selbstverwaltung werden ausgehöhlt. 
Stetiger Aufgabenzuwachs bei zunehmendem Per-
fektionismus in den Gesetzesvorschriften und feh-
lenden Finanzierungsquellen behindern bürger-
nahe Politik in den Gemeinden. Die Folgerungen — 
insbesondere wegen der Minderung der finanziel-
len Leistungskraft der Gemeinden durch die Bun-
desregierung — müssen darum heißen — ich wie-
derhole —: schnelles Vorbereiten der Finanzreform, 
Garantie der Gewerbesteuer usw. Die Untersuchun-
gen des Bundes und der Länder dazu dürfen sich 
auch nicht allein auf die Aufgabenseite beziehen. 
Sie müssen auch die Einnahmen umfassen. 

Daran, verehrte Damen und Herren, sollten wir 
gemeinsam arbeiten. So wie unsere Erkenntnisse 
aus unserer Praxis als Kommunalpolitiker überein-
stimmen und sich diese Übereinstimmung in ge-
meinsamen Forderungen und Entschließungen der 
kommunalen Verbände niederschlägt, so sollten wir 
auch hier im Deutschen Bundestag gemeinsam auf 
das Ziel der Verbesserung der kommunalen Lei-
stungskraft hinwirken. Das möchten wir im fairen 
Wettbewerb mit Ihnen hier tun. Die Antwort der 
Bundesregierung auf Ihre Große Anfrage zur Lage 
der Städte, Gemeinden und Kreise ist dafür aber 
leider keine geeignete Grundlage. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die FDP-Fraktion begrüßt, daß die Bun-
desregierung mit der Beantwortung der Großen An-
frage der Koalitionsfraktionen eine umfassende Be-
standsaufnahme der Lage der Städte, Gemeinden 
und Kreise vorgenommen hat. Die Antwort der 
Bundesregierung zeigt, daß die finanzielle Lage der 
Kommunen bei weitem nicht so dramatisch ist, wie 
sie von manchen Schwarzmalern auch in diesem 
Hause dargestellt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Wo seid ihr denn ver

-

treten? — Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ihr 
seid doch gar nicht vertreten!) 

— Herr Kollege Bernrath, es wäre ein Akt der Red-
lichkeit gewesen, wenn Sie beklagen, daß die Ge-
meinden z. B. bei der Sozialhilfe immer höhere La-
sten zu übernehmen haben, auch zu sagen, daß die 
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Entscheidungen, die dazu geführt haben, zum Teil 
in einer Koalition herbeigeführt worden sind, der 
Sie selbst angehört haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Die FDP war im-
mer dabei! — Weitere Zurufe von der SPD: 
Lambsdorff! — Wer hat denn das durchge-

setzt?) 

— Es ist ziemlich billig, die schlechten Sachen auf 
die anderen zu schieben und die guten für sich 
selbst in Anspruch zu nehmen. Das lassen wir nicht 
mit uns machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Im übrigen können einem geradezu die Tränen 
kommen, wenn man Ihre Behauptungen zur Nicht-
einführung des Haftungszuschlags im Kreditwe-
sengesetz hört. Alle Sachverständigen, die Deutsche 
Bundesbank, das Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen, der Sachverständigenrat, alle haben dar-
auf hingewiesen, daß dies nicht nur dem Ziel der 
Novelle des Kreditwesengesetzes genau entgegen-
wirken würde, die darauf ausgerichtet ist, die Ei-
genkapitalbasis der Kreditwirtschaft zu stärken, 
sondern daß es auch zu Wettbewerbsverzerrungen 
führen würde. Genau dies wollen wir nicht. Wir sind 
froh, daß wir eine gewisse Wettbewerbsneutralität 
bei den verschiedenen Bankengruppen erreicht ha-
ben, und daß muß für die Zukunft festgeschrieben 
werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Finanzreform von 1969 hat die Gemeinden in 
ihrer Gesamtheit begünstigt. Die Finanzreform 
wirkt heute noch dynamisch fort. 1970 entfielen bei-
spielsweise auf die Gemeinden 11,3% des gesamten 
Steueraufkommens, 1983 waren es 12,5%. Die Kre-
ditfinanzierungsquote — das ist der Anteil der Kre-
dite an den Gesamtausgaben — ist heute mit 1,8 
niedriger als im Jahre 1970; damals betrug sie 5,3%. 
Das heißt, die Gemeinden haben ihre Finanzie-
rungssituation in den Jahren dazwischen erheblich 
verbessern können. 

(Zurufe von der SPD) 

Das Steueränderungsgesetz 1979, an dem Sie 
ebenfalls beteiligt waren, hat im übrigen eine 
starke Verbesserung der Gemeindefinanzen mit be-
wirkt. Dort ist nämlich bei der Abschaffung der 
arbeitsplatzfeindlichen Lohnsummensteuer der An-
teil der Gemeinden an der Einkommensteuer von 
14 auf 15% angehoben und die Gewerbesteuerum-
lage um ein Drittel gesenkt worden. Das sind Fak-
ten, die Sie selber mit beschlossen haben; davon 
werden Sie sich heute nicht mehr lossagen wollen. 

(Zuruf von der FDP: Die waren auch sehr 
gut!) 

Das hat mit dazu beigetragen, daß die Finanzsitua-
tion der Gemeinden heute besser ist. 

Meine Damen und Herren, natürlich ist zu bedau-
ern, daß die Gemeinden bei ihrem Ausgabeverhal-
ten in den letzten Jahren insbesondere die investi-
ven Ausgaben eingeschränkt haben — darin stim-
men wir überein —, sich aber bei der Einschrän-
kung ihrer konsumtiven Ausgaben sehr stark zu-

rückgehalten haben. Sie müssen sich nur die Perso-
nalhaushalte in den Gemeinden anschauen. Was 
früher ein Inspektor als Aufgabenbereich zu ver-
walten hatte, ist heute mindestens Aufgabe eines 
Amtsrats. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Wie ist es in 
der Bundesregierung?) 

Von dieser Entwicklung sind die Gemeinden im 
Durchschnitt und über das ganze Land gesehen 
nicht abgegangen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie wis

-

sen doch gar nicht, wovon Sie reden!) 

Sie hätten auch einen größeren Teil ihrer wirt-
schaftlichen Tätigkeiten privaten Anbietern über-
lassen können, die dieses besser und billiger ge-
macht hätten. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Keine Ah

-

nung hat der Mann! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Der Bundesregierung ist zuzustimmen, wenn sie 
sagt, daß eine Notwendigkeit zur quantitativen Ver-
besserung der Finanzausstattung der Gemeinden 
im gegenwärtigen Zeitpunkt und unter Berücksich-
tigung der Finanzsituation der anderen Gebietskör-
perschaften nicht besteht. Die FDP-Fraktion hält 
jedoch eine qualitative Verbesserung für dringend 
geboten. Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat 
in seinem Sondergutachten 1982 folgendes festge-
stellt. Ich zitiere: 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Finanzpolitik 
der kommenden Jahre gehört die Neuordnung 
des Gemeindesteuersystems ... Der Stein des 
Anstoßes ist die Gewerbesteuer. 

Ich betone das hier ganz deutlich. 

Eine von der FDP durchgeführte Anhörung zum 
Gemeindesteuersystem hat die Reformbedürftig-
keit des kommunalen Steuersystems voll und ganz 
bestätigt. Es ist vor allem die Gewerbesteuer, die 
gegen nahezu alle Anforderungen verstößt, die an 
eine Gemeindesteuer zu stellen sind. 

Die Gewerbesteuer führt beispielsweise zu erheb-
lichen Steuerkraftunterschieden der Gemeinden. 
Ich weise das an einer Statistik nach: Beispielweise 
betrug im Jahre 1980 die Gewerbesteuer nach Er-
trag und Kapital je Einwohner in Hamburg 637 DM 
und in Dortmund 259 DM. Das zeigt, wie unter-
schiedlich das Steueraufkommen ist. Es ist um so 
erstaunlicher, daß der Präsident des Deutschen 
Städtetages, Herr Samtlebe, Oberbürgermeister 
von Dortmund, hartnäckig die Gewerbesteuer ver-
teidigt, obwohl gerade die Gemeinde, für die er die 
Verantwortung trägt, mit am stärksten unter dieser 
Steuer zu leiden hat. 

Ein zweiter Punkt ist die Abhängigkeit der Ge-
werbesteuer von den Konjukturzyklen, von den 
Konjunkturausschlägen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich kann das ebenfalls beweisen. — Durch Laut

-

stärke werden Ihre Argumente nicht besser! — 1972 
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ist beispielsweise das reale Sozialprodukt in der 
Bundesrepublik Deutschland um 4,1 % gestiegen, 
das Gewerbesteueraufkommen der Gemeinden 
aber um 25,7 %. Das zeigt im positiven Verlauf den 
Ausschlag nach oben. Im Jahre 1981 — das Gegen-
beispiel — ist das reale Bruttosozialprodukt um 
0,2 % gefallen, das Gewerbesteueraufkommen hin-
gegen um 4%, d. h. um das 20fache. Die Gemeiden 
unterliegen also im Konjunkturverlauf diesen Zyk-
len und müssen sich mit ihren Finanzierungsge-
wohnheiten dem anpassen. 

Darüber hinaus benachteiligt die Gewerbesteuer 
die deutsche gewerbliche Wirtschaft einseitig ge-
genüber unseren ausländischen Konkurrenten. Sie 
führt dazu, daß der Gewerbebetrieb eine Besteue-
rung auf den Ertrag von über 70% hat, so daß nur 
die verbleibenden maximal 30 % für Investitionen 
verfügbar bleiben. 

(Zuruf von der SPD: Wenn Sie denen glau

-

ben wollen, müssen Sie alle Steuern ab

-

schaffen!) 

Das ist ein Grund, warum die Gewerbesteuer auch 
in unserer wirtschaftsstrukturellen Situation aus-
gesprochen schädlich ist. 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie ersatzlos 
streichen? — Zuruf von der SPD: Was soll 
als Ersatz kommen? — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Die FDP ist daher der Auffassung, daß die Ab-
schaffung der Gewerbesteuer überfällig ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie hält sich allerdings an die Vereinbarung in der 
Koalition, daß die Gewerbesteuer in dieser Legisla-
turperiode nicht mehr angetastet werden soll. 

(Zuruf von der SPD) 

— Es gibt keine Koalitionsabsprache über diese Le-
gislaturperiode hinaus, verehrter Herr Kollege. 
Deswegen muß ich auch dem Kollegen Braun wi-
dersprechen, der zuvor gesprochen hat. Es gibt 
zwangsläufig Koalitionsabsprachen nur für eine Le-
gislaturperiode und nicht darüber hinaus. Für die 
nächste Legislaturperiode halten wir dieses Thema 
als Diskussionsthema offen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
jetzt komme ich dran mit der Frage, ob Sie eine 
Zwischenfrage gestatten. — Frau Abgeordnete 
Reetz, bitte. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Kollege, würden Sie 
mit zugestehen, daß die Gemeinden, die hohes Ge-
werbesteueraufkommen haben, dadurch zwar über 
mehr Geld verfügen, daß aber für die Bürger in die-
sen Gemeinden dieses hohe Gewerbesteueraufkom-
men meistens mit einer Abnahme der Lebensquali-
tät zusammengeht? Sagen Sie jetzt nicht, das seien 
Arbeitsplätze; die Lebensqualität nimmt mit den 
Betrieben ab. Das ist bei der heutigen Lage überall 
so. 

Dr. Solms (FDP): Sehr geehrte Frau Kollegin, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe, kritisieren 
Sie, daß Gewerbebetriebe existieren. 

(Zurufe von der SPD) 

— Im Endeffekt. — Wenn wir keine Gewerbebe-
triebe mehr in der Bundesrepublik haben, möchte 
ich wissen, wovon wir unser Sozialprodukt erwirt-
schaften sollen, was schließlich Voraussetzung für 
das Wohlstandsniveau ist, das wir hier in der Bun-
desrepublik haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die FDP legt Wert auf die Feststellung, daß die 
Neuregelung der Gemeindefinanzen zu den vor-
dringlichen Aufgaben der nächsten Legislaturpe-
riode gehört. Ziel einer Fortführung der Finanzre-
form muß es sein, erstens die Finanzautonomie der 
Gemeinden und den stetigen Fluß der Gemeindefi-
nanzen sicherzustellen, zweitens die Steuerkraftun-
terschiede zwischen den Gemeinden zu mildern, 
drittens die Interessenverbindung zwischen Betrie-
ben, Gemeinden und Bürgern zu gewährleisten und 
viertens schließlich unbestreitbare internationale 
Wettbewerbsnachteile der deutschen Wirtschaft ab-
zubauen. Immerhin zahlen von den 1,6 Millionen 
Gewerbebetrieben in Deutschland 600 000 Gewer-
beertragsteuer und 250 000 Gewerbekapitalsteuer. 

(Abg. Dr. Klejdzinski [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Solms (FDP): Nein, ich will es bei der einen 
Zwischenfrage belassen. 

Die Neuordnung der Gemeindefinanzen kann al-
lerdings nicht ohne ein schlüssiges Gesamtkonzept 
durchgeführt werden. Wir schlagen deshalb vor, daß 
für eine Neuordnung des Gemeindesteuersystems 
eine unabhängige Sachverständigenkommission 
einberufen wird, die den Gesamtbereich der 
Aspekte der Gewerbesteuer und der Gemeindesteu-
ern diskutiert und ein Konzept vorschlägt. 

Eines ist für uns jedenfalls klar: Die Wertschöp-
fungssteuer, die ja von einigen Mitgliedern der 
SPD-Fraktion unterstützt wird, kann keine Lösung 
sein. Die Wertschöpfungssteuer ist ein extremes 
Beispiel für eine Arbeitsplatzstrafsteuer; sie ist so-
zusagen ein Jobkiller ersten Ranges. Diesen Weg 
wollen wir nicht mitmachen. 

Auch die Forderung nach einer Erhöhung des 
Einkommensteueranteils der Gemeinden von 15 auf 
16 % zu Lasten des Bundes oder der Länder ist im 
Moment nicht zu verantworten, da die Finanzsitua-
tion von Bund und Ländern zur Zeit schlechter ist 
als die der Gemeinden im Durchschnitt. 

Die Ausdehnung der Gewerbesteuer auf Freibe-
rufler, wie sie in dem SPD-Antrag festgeschrieben 
ist, lehnen wir grundsätzlich und entschieden ab. 
Ein Wiederaufleben der sogenannten Vervielfälti-
gungstheorie wäre geradezu paradox. Das würde 
bedeuten: Wenn ein freiberuflicher Akademiker 
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mehr als einen Akademiker beschäftigt, würde er 
dadurch gewerbesteuerpflichtig. 

(Bernrath [SPD]: Eben nicht!) 

Das ist eine geradezu widersinnige Forderung. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Quatsch! — 
Bernrath [SPD]: Sechs Ärzte in einer Pra-

xis, das ist doch ein Gewerbebetrieb!) 

Auch das Anknüpfen der Gewerbesteuerpflicht 
an ein Betriebsvermögen von 80 000 DM ist absolut 
lächerlich. Jeder freiberuflich tätige Techniker, je-
der Arzt oder wer auch immer hat mindestens ein 
Betriebsvermögen von 80 000 DM. 

(Bernrath [SPD]: Das ist richtig!) 

Das würde fast alle Freiberufler mit einbeziehen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Richtig! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Das ist ja 

auch gut so!) 

Das kann nicht der richtige Weg zu einer Reform 
des Gemeindesteuersystems sein. 

Abschließend noch ein Wort zu der Änderung des 
Gemeindefinanzreformgesetzes, die hier vorge-
schlagen wird. Es ist eine Änderung, die sicher viele 
nicht so sehr beschäftigt; dennoch ist die heute zu 
beratende Gesetzesänderung nicht unwichtig. Im-
merhin geht es um die Frage, wie der Lohn- und 
Einkommensteueranteil der Gemeinden, der 1985 
immerhin 26 Milliarden DM erreichen wird, zwi-
schen den Kommunen untereinander aufgeteilt 
wird. Die Beteiligung der Gemeinden an der Lohn-
und Einkommensteuer wurde mit Wirkung ab 1970 
im Zuge der Gemeindefinanzreform eingeführt. Es 
geht darum, übermäßige Steuerkraftunterschiede 
zwischen den einzelnen Gemeinden abzubauen; 
gleichzeitig aber das Steuerkraftgefälle zwischen 
großen und kleinen Gemeinden zu wahren. Die An-
hebung der Sockelbeträge von 25 000 DM für Le-
dige und 50 000 DM für verheiratete auf 32 000 bzw. 
64 000 DM ist sinnvoll und statistisch untermauert. 
Wir werden diesen Antrag unterstützen. Die FDP-
Fraktion wird bei den Ausschußberatungen prüfen, 
wie sich die Änderungen auf die einzelnen Gemein-
detypen auswirken. 

Abschließend meine ich: Die Frage, wie die Ge-
werbesteuer und das heutige Gemeindesteuersy-
stem tatsächlich auf die verschiedenen Betroffenen, 
aber auch auf die Finanzmöglichkeiten der Gemein-
den wirken, sollte sachlich und unvoreingenommen 
diskutiert werden, und man sollte nicht mit dem 
einfachen Schlagwort „Man darf nicht an die Ge-
werbesteuer rühren" die Sachdiskussion von vorn-
herein verbauen wollen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Krizsan. 

Krizsan (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Der grüne Gemein-
deexperte!) 

— Sie können ja nachher von der Seite der Freizeit 
her selbst noch etwas dazu sagen. 

Herr Solms, zunächst ein Wort zu Ihnen: Ich finde 
es schon erstaunlich, wie Sie gegen jede Belastung 
kämpfen, die die deutsche Wirtschaft nur irgendwie 
behindern könnte. 

(Dr. Solms [FDP]: Halten Sie 70 % für zu 
wenig?) 

Am liebsten möchten Sie wohl, daß die deutsche 
Wirtschaft überhaupt keine Steuern zahlt und gar 
nicht mehr belastet wird. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPD 
— Bernrath [SPD]: Damit sie Spenden zah

-

len kann!) 

Ich würde Sie gerne für einen Orden vorschlagen, 
falls es den gibt, für den Orden des Oberlobbyisten. 
Ich glaube, den haben Sie wirklich voll verdient. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei den GRÜ

-

NEN und der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU und der FDP — Abg. Dr. Solms [FDP] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte keine Zwischenfragen zulassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie möchten keine 
Zwischenfragen beantworten? 

(Beckmann [FDP]: Das haben wir uns ge

-

dacht: Dummheit und Frechheit!) 

KrIzsan (GRÜNE): Ich habe leider nicht so viel 
Zeit wie Sie, Herr Beckmann. 

Meine Damen und Herren, ein Großteil der Aus-
sagen der Bundesregierung zur Lage der Städte, 
Gemeinden und Kreise sind ignorant, manche sind 
der blanke Zynismus. Dazu würde ich auch die Aus-
sage von Ihnen, Herr Braun, rechnen, der Sie ge-
sagt haben: 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie sollten erst ein

-

mal in die Schule der Kommunalpolitik ge

-

hen!) 

Die Krise der Gemeindefinanzen ist überwunden. 
— Ich weiß nicht, wo Sie das festgestellt haben. Bei 
mir zu Hause sieht es anders aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
denn festgestellt?) 

— Ich würde sagen, bauen Sie sich doch erst einmal 
einen Katalysator für Ihre Zwischenrufe ein; dann 
kommt das besser an. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Sehen Sie sich einmal die Haushalts

-

pläne der Gemeinden an!) 

So spricht die Bundesregierung davon, daß es 
möglich sei, daß sich aus den Sparoperationen des 
Bundes in den letzten Jahren geringfügige Bela-
stungserhöhungen in einzelnen kommunalen Berei-
chen ergeben hätten, insgesamt aber der Bund mit 
seiner Politik eine Konsolidierung der kommunalen 
Haushalte bewirkt habe. 

Nebenbei wird dann angefügt, daß der Rückgang 
der Kreditfinanzierungsquote auf der gemeindli-
chen Ebene auch auf beachtlichen eigenen Anstren- 
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gungen der kommunalen Gebietskörperschaften 
beruhe. Das ist doch eine Verdrehung der Tatsa-
chen! Das stellt doch die Verhältnisse völlig auf den 
Kopf. 

Zum einen ist die Kreditfinanzierungsquote 
kaum ein geeigneter Indikator, um etwas über die 
finanzielle Lage der Kommunen auszusagen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Und ob!) 

Es wurde in dieser Anfrage wohl bewußt jeglicher 
Hinweis darauf unterlassen, daß die Verschul-
dungsmöglichkeiten der Kommunen rechtlich äu-
ßerst eingeschränkt sind. Sie haben gar nicht die 
Möglichkeit, Defizite, die durch die Politik des Bun-
des aufgerissen werden, durch Kredite zu stopfen. 
Sie müssen also, wenn die Gebühren nicht weiter 
hochgeschraubt werden können und auch die Län-
der eine Konsolidierungspolitik auf dem Rücken 
der Kommunen betreiben, ihre Ausgaben zusam-
menstreichen. Ich welchen Bereichen und mit wel-
chen Folgen Sie das machen, davon steht in dieser 
Antwort der Bundesregierung auch wieder kein 
Wort. Vielleicht hat es die Fragesteller aber auch 
gar nicht interessiert. 

Ich möchte hier nur einmal ein paar Antworten 
der Kreis- und Bezirksverbände auf Anfragen nach 
Sparmaßnahmen zitieren. Im Kindergartenbereich 
z. B.: Schließung von Gruppen, Erhöhung der Grup-
penstärken, Einstellung von Vorschulprogrammen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Das ist doch Lan

-

despolitik!) 

— Seit wann machen die Länder die Kindergär-
ten? 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Nein, aber Kinder

-

gartengesetze sind Ländergesetze!) 

Aber Herr Kollege, hören Sie einmal! — Im Jugend-
pflegebereich: Einschränkung der Beratungsdien-
ste, z. B. der Drogenberatung, Schließung der Treff-
punkte für arbeitslose Jugendliche. Im Personalbe-
reich insgesamt: z. B. Durchführung von Fortbil-
dungsveranstaltungen in der Freizeit, Nichtgewäh-
rung von zinslosen Darlehen. 

Eine kleine Bemerkung am Rande nach rechts: 
Herr Lambsdorff hätte Schwierigkeiten gehabt, 
seine Anwaltskosten vorfinanzieren zu lassen, 
wenn er auf der kommunalen Ebene tätig gewesen 
wäre. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Bereich Justizvollzug heißt es: Ein weiterer 
Stellenabbau führt bei der herrschenden Personal-
knappheit zu Handlungsunfähigkeit und letztlich 
zu höheren Kosten. — Es trifft also genau die  — 
Kinder,  Arbeitslose, Gefangene —, die hier keine 
große Lobby haben und sich gegen die Streichung 
nicht wehren können. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Das ist immer so 
bei dieser Regierung!) 

Meine Damen und Herren, eine solche Kontra-
produktivität der Maßnahmen liegt doch bereits 
auch in anderen Bereichen vor. Wenn die Bundesre-
gierung als eine Maßnahme zur Stärkung der kom-

munalen Selbstverwaltung angibt, daß sie — so 
wird es in dieser Antwort geschrieben — bei den 
Statistiken der öffentlichen Abfallbeseitigung die 
Meldepflichten drastisch herabsetzen will, so wird 
auch dies eine kontraproduktive Maßnahme sein, 
die hinterher zu erheblichen Kosten führen wird, 
dann nämlich, wenn kostspielige Untersuchungen 
der Mülldeponien, deren Abtragung oder sogar die 
Evakuierung von Anwohnern erfolgen müssen; den-
ken wir dabei doch nur einmal an Hamburg und an 
andere Vorfälle in unserer Bundesrepublik! 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Solingen 
zum Beispiel!) 

— Solingen zum Beispiel. 

Die Bundesregierung ist nicht gewillt — das wird 
aus der Antwort sehr deutlich —, in dieser Legisla-
turperiode Maßnahmen zur Verbesserung der Ge-
meindefinanzen zu ergreifen. Vielmehr müssen die 
Kommunen auf der Hut sein, daß nicht weitere Ver-
schlechterungen erfolgen. So beteuert die Bundes-
regierung in dieser Antwort vom 25. Mai dieses Jah-
res, daß Eingriffe in die Gewerbesteuer nicht zur 
Diskussion stünden. Mit dem Steuerbereinigungs-
gesetz, das wir heute abend noch diskutieren wer-
den, wurde aber bereits im Herbst wieder ein Vor-
schlag eingebracht, der für einige Kommunen er-
hebliche Ausfälle gebracht hätte und nur durch den 
scharfen Protest der Betroffenen zurückgestellt 
wurde, aber noch keineswegs vom Tisch ist. Ich ver-
mute, daß sich Herr Solms da noch sehr engagieren 
wird. 

In der Antwort wird weiter ausgeführt, daß der 
Ausgleich — ich zitiere — „des Steuerkraftgefälles 
zwischen finanzstarken und finanzschwachen Ge-
meinden nicht zu den Aufgaben des Bundes ge-
hört". Es ist aber genau dieser Ausgleich, der durch 
die Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes, 
d. h. durch die Anhebung der Höchstbeträge, beein-
flußt wird. Hierdurch werden nämlich finanzschwa-
che Gemeinden relativ benachteiligt, weil sich in 
diesen das Einkommen der Einwohner weniger 
nach oben entwickelt hat. 

Natürlich läßt sich die Auffassung vertreten, daß 
eine Aktualisierung der statistischen Grundlagen, 
eine Heraufsetzung der Höchstbeträge, von Zeit zu 
Zeit sein muß, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na also!) 

Dem ist aber nur dann ganz zu folgen, wenn der 
Verteilungsschlüssel für den Einkommensteueran-
teil akzeptiert wird. Das ist der Knackpunkt, Herr 
Kollege. 

Dieser Verteilungsschlüssel bestimmt sich durch 
die Einkommensteuerleistungen der Einwohner, 
also das örtliche Aufkommen. Wir GRÜNEN halten 
diesen Schlüssel für dringend reformbedürftig. 
Nimmt in einer Kommune nämlich die Arbeitslosig-
keit überproportional zu, so hat die Gemeinde nicht 
nur eventuelle Mehrausgaben hierdurch zu tragen, 
sondern auch noch Mindereinnahmen hinzuneh-
men, weil ihr örtliches Einkommensteueraufkom-
men sinkt. 
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Im Gemeindefinanzbericht wurde deshalb der 

Vorschlag unterbreitet, daß die örtlichen Transfer-
einkommen, also z. B. Arbeitslosengeld und Ar-
beitslosenhilfe, in den Verteilungsschlüssel einbezo-
gen werden. Wir GRÜNEN haben bereits den Vor-
schlag gemacht, die örtliche Arbeitslosenquote für 
einen zweiten Verteilungsschlüssel heranzuziehen. 
Hier sollte die Regierung endlich einmal handeln 
und Modellrechnungen durchführen lassen, anstatt 
nur Sprüche zu klopfen, wie z. B. den, daß sie sich 
für die Lage der Kommunen verantwortlich fühle. 

(Lachen bei der SPD) 

Was von solchen Sprüchen zu halten ist, haben 
die Sparoperationen 1982, 1983 und 1984 gezeigt. 
Durch diese Operationen hat der Bund im Bereich 
der Arbeitslosenhilfe und der Arbeitslosenversiche-
rung insgesamt in drei Jahren 52 Milliarden DM 
eingespart. Dies hat eine Reprivatisierung des Risi-
kos Arbeitslosigkeit zur Folge und gleichzeitig eine 
Dezentralisierung der Folgekosten. Meine Damen 
und Herren, eine solche Auslegung des föderalisti-
schen Prinzips lehnen wir ab. Finanzielle Hilfe bei 
Arbeitslosigkeit zu leisten ist keine Aufgabe des 
örtlichen Wirkungskreises, das kann auch keine 
Aufgabe der Kommunen sein, sondern muß durch 
eine zentrale Institution geschehen. 

Statt dessen werden die Menschen zunehmend 
von der Sozialhilfe abhängig. Nach den Berechnun-
gen des DGB ist für 1984 zu erwarten, daß von den 
männlichen Arbeitslosenhilfeempfängern die Hälf-
te, 50%, von den weiblichen sogar 85% Leistungen 
unterhalb des Sozialhilfeniveaus beziehen. Dies er-
gab für einzelne Städte eine Steigerung der Sozial-
hilfeausgaben um bis zu 40 %. Dagegen wehren sich 
die Kommunen verständlicherweise. 

Dadurch kommt es dann dazu, daß die öffentliche 
Diskussion um die Sozialhilfe in keinem Verhältnis 
mehr zu der Höhe dieser Ausgabe steht. 1984 sind 
das für die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt ca. 
9 Milliarden DM. 9 Milliarden DM für die existen-
zielle Absicherung einer großen Anzahl von Men-
schen, das ist gerade nur so viel, wie der Bund in 
diesem Jahr für Fernstraßenneubau, den Airbus 
und die Verkabelung ausgibt. 

Die Kommunen wehren sich mit Recht gegen die 
Ausgaben, indem sie die Hilfen in besonderen Le-
benslagen verkürzen, indem sie verstärkt auch Ver-
wandte zweiten Grades heranziehen und — dies 
finden wir besonders schlimm — indem sie Sozial-
hilfeempfänger zur Zwangsarbeit verpflichten. 
Zirka 24 000 Sozialhilfeempfänger müssen schon 
Zwangsarbeit leisten. Die Kommunen lassen einen 
Teil ihrer Arbeiten durch diese Menschen erledi-
gen, für die es offiziell keine Arbeit gibt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Wo sind Sie? In 
Sibirien?) 

Ein solches Verhalten der Gemeinden ist für uns 
nicht zu entschuldigen. 

Von all dem aber kein Wort in der Anfrage und 
auch kein Wort in den Antworten. Wir haben bereits 
am Dienstag ein Sofortprogramm zur Bekämpfung 
der Armut vorgelegt. Hiernach sollen durch ein 
Bundesgeldleistungsgesetz die Sozialhilfeleistun-

gen um 100 DM im Monat aufgestockt werden, und 
es soll eine Mindestzahlung bei der Arbeitslosen-
hilfe eingeführt werden. 

Zum Schluß noch ganz kurz ein Wort zu dem in 
der Anfrage zuletzt aufgeführten Bereich, der Si-
tuation der Ausländer. Hier ist nur von Rückkehr-
förderung und vom Mißbrauch des Asylrechts die 
Rede. Die für die Integration von ausländischen 
Mitbürgern und für die Demokratisierung unseres 
Staates dringend notwendige Einführung des kom-
munalen Wahlrechts für ausländische Einwohner 
war weder den fragenden Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der FDP noch der antwortenden Regie-
rung eine Überlegung wert. 

Ich danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Waffen-
schmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Bundesregierung begrüßt die 
heutige Debatte, weil sie die Möglichkeit zu einer 
umfassenden Bilanz der Bundespolitik gegenüber 
den Städten, Gemeinden und Kreisen gibt. Ehe ich 
mich einigen Schwerpunkten zuwende, möchte ich 
gern an die Adresse der Kollegen der Opposition 
gerichtet sagen: Manches, was hier sehr polemisch 
vorgetragen wurde, muß mit aller Energie zurück-
gewiesen werden, denn es entspricht gar nicht dem, 
was wir an ehrlicher, realistischer Bilanz in unserer 
Antwort gezogen haben. Hinsichtlich dessen, was 
manche Kollegen der Opposition vortrugen, muß 
ich wirklich sagen: Gewisse parteipolitische 
Scheuklappen haben den Blick auf die Realitäten 
verstellt. Das ist eigentlich etwas schade für die 
heutige Debatte, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Möller [CDU/CSU]: Es lohnt sich nicht, 
darauf einzugehen, Herr Staatssekretär! — 
Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 

sagen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Wissen Sie, Herr Kollege Wolfram, das Schöne 
ist, daß wir all die Reden, die ich — in welcher 
Eigenschaft auch immer — in diesem Hause zu die-
ser Thematik gehalten habe, gut miteinander ver-
gleichen können. Es sind immer die gleichen Anlie-
gen verfolgt worden, nämlich eine Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung. Auf diesem Gebiet 
hat die gegenwärtige Bundesregierung auch mit 
meinem Zutun schon etliches erreicht. Davon wol-
len wir jetzt reden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bernrath [SPD]: Beispiele!) 

Wir haben in mehreren Regierungserklärungen, 
in etlichen grundlegenden Erklärungen, die Bun-
deskanzler Helmut Kohl z. B. auch vor der Haupt-
versammlung des Deutschen Städtetages — abge-
geben hat, deutlich gesagt: Städte, Gemeinden und 
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Kreise sollen wieder mehr zu ihrem Recht kommen. 
Ich sage hier heute sehr nachdrücklich: Zwei Jahre 
Bilanz beweisen, daß diese Bundesregierung in 
wichtigen Bereichen der kommunalen Selbstver-
waltung eine entscheidende Wende zum Besseren 
hat herbeiführen können. Der Kollege Voss wird 
aus der Sicht der Finanzen gleich einmal vortragen, 
was hier alles erreicht wurde. Ich nenne nur einmal 
zwei Zahlen, Kollege Bernrath, die wir uns doch 
ehrlich vor Augen halten müssen: Zu Ihrer Regie-
rungszeit — 1981 — bestand ein kommunales Fi-
nanzierungsdefizit in der Rekordhöhe von 10 Milli-
arden DM; heute besteht nahezu kein Defizit 
mehr. 

(Zurufe von der SPD) 

Das war die Politik der Städte und Gemeinden und 
die Politik der Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Das ha

-

ben Sie doch nicht bewirkt!) 

— Herr Kollege Bernrath und Herr Kollege Wolf-
ram, an Ihrer Stelle würde ich wirklich Zurückhal-
tung üben, denn das letzte gigantische Stück zu 
Lasten der kommunalen Selbstverwaltung war 
doch Ihre „Operation '82", mit der Sie Hunderte Mil-
lionen von DM in die kommunalen Haushalte ge-
schoben haben. Das ist doch die Wahrheit, das ist 
doch Tatsache. Wir haben damals — alle zusam-
men, auch die SPD-Kommunalpolitiker — vom gi-
gantischen Verschiebebahnhof der SPD-geführten 
Bundesregierung zu Lasten der Gemeinden gespro-
chen. Darunter, was Sie damals angerichtet haben, 
leiden die Gemeinden noch heute, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber nun einmal zur Gegenwart. Ich nenne als 
wichtige Entscheidung — erstens — die Gewerbe-
steuergarantie. Hier wurde j a mehrfach von der 
Gewerbesteuer gesprochen. Damit ganz klar ist, 
was die Bundesregierung hier aussagt, will ich noch 
einmal den Antworttext vorlesen: 

Sie 

— die Bundesregierung — 

wiederholt ihre Aussage, daß weitere Eingriffe 
in die Gewerbesteuer in dieser Legislaturpe-
riode nicht zur Diskussion stehen und ohne ein 
Konzept für die Neuordnung des Gemeindefi-
nanzsystems, dem die Betroffenen zustimmen 
können, auch später nicht in Betracht kom-
men. 

Meine Damen und Herren, dies ist eine klare, ein-
deutige Erklärung, die Sie von der SPD in 13 Jahren 
Führung der Bundesregierung nicht zuwege ge-
bracht haben; das wollen wir doch einmal deutlich 
sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun wollen wir feststellen, daß jeder Bürgermei-
ster, jeder Gemeindevertreter, jeder Kämmerer in 
Deutschland von Nord bis Süd Klarheit über den 
Weg hat, den die Bundesregierung in dieser Frage 
gehen will. Sie hält so lange an der Gewerbesteuer  

fest, bis ein anderes Finanzierungs- bzw. Steuersy-
stem für die Gemeinden gefunden ist, das gleich-
wertig oder besser ist. Damit weiß jeder, woran er 
ist, und wir haben endlich Klarheit und Stabilität; 
das ist sehr viel wert, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun möchte ich gern darauf verweisen, daß Kol-
lege Voss den Finanzbereich im einzelnen an-
spricht. Dazu sage ich nur eines: Die gesamte kom-
munalpolitische Aufgabenstellung wird für uns 
darin bestehen — in allen Bereichen: vom Umwelt-
schutz bis zur Sozialpolitik —, daß wir eine erfolg-
reiche Wirtschafts- und Finanzpolitik unterstützen 
müssen; denn — das habe ich hier immer gesagt, 
auch aus der Sicht der Opposition — die beste In-
itiative für die Kommunalfinanzen ist eine erfolg-
reiche Wirtschafts- und Finanzpolitik des Bundes; 
sie füllt auch die Gemeindekassen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Die kommunale Finanzlage, Herr Kollege Im-
mer, ist so gut, daß wir heute — auch auf der Grund-
lage entsprechender Berechnungen der kommuna-
len Spitzenverbände — sagen können: Es zeichnen 
sich Trends ab, wonach die Einnahmen die Ausga-
ben schon wieder übersteigen und die Gemeinden 
in die Lage kommen, mehr für die Investitionen zu 
tun. Das ist ganz wichtig. 

Gerade den Kollegen aus Nordrhein-Westfalen, 
die hier so viele Zwischenrufe machen, möchte ich 
die Empfehlung geben, einmal mit ihrer Landesre-
gierung zu sprechen. Der Deutsche Städtetag hat 
neulich eine Bilanz herausgegeben, nach der allein 
von 1980 bis 1983 die Zuweisungen des Landes an 
die Gemeinden um 1,4 Milliarden DM zusammenge-
strichen worden sind. Sprechen Sie einmal mit Ih-
rer Landesregierung. Das ist doch eine kommunal-
feindliche Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Denken Sie 
auch an Rheinland-Pfalz! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Ich kann Ihnen auch andere Bilanzen nennen. 
Die Bayern haben z. B. erheblich zugelegt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: In Rhein-
land-Pfalz ist es viel weniger!) 

Nun will ich mich den Initiativen der Bundesre-
gierung für die Rechts- und Verwaltungsvereinfa-
chung zuwenden. Herr Kollege Bernrath hat hier 
vorgetragen, er habe davon noch nicht viel gehört. 
Herr Kollege Bernrath, ich kann Ihnen gern — viel-
leicht ist das ihrer Aufmerksamkeit entgangen — 
die  bisherigen Zwischenberichte und auch Erfolgs-
meldungen über unsere Arbeit in diesem Bereich 
zur Verfügung stellen. Ich verweise nur auf die ganz 
ausgezeichnete Wirkung der Statistikbereinigungs-
verordnung, durch die Hunderttausende von Erhe-
bungen, die die Gemeinden, die Bürger und auch 
die Gewerbebetriebe belastet haben, ersatzlos ge-
strichen wurden. Ich nenne die Entscheidungen für 
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ein neues Baugesetzbuch. Wir werden 1985 ein 
neues Baugesetzbuch vorlegen, 

(Zurufe von der SPD) 

das rund ein Drittel der Bauvorschriften erübrigt 
und abschafft. Das wird das Bauwesen erleichtern. 

Meine Damen und Herren, wenn sie hier hämi-
sche Zwischenrufe machen, dann sprechen Sie ein-
mal mit Ihren Bürgermeistern, Ihren Gemeindever-
tretern. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nein, mit 
der Bauwirtschaft!) 

Es ist ein ganz wichtiger Erfolg, daß diese Bundes-
regierung im nächsten Jahr ein solches neues Bau-
gesetzbuch vorlegt und wir alle Beteiligten ermun-
tern, daran mitzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen will ich an dieser Stelle den kommu-
nalen Spitzenverbänden sehr herzlich danken, die 
in der Kommission für Rechts- und Verwaltungs-
vereinfachung ganz intensiv mitarbeiten, ebenso 
wie dies Vertreter aus den Bundesländern. Wir ge-
hen diesen Aufgabenbereich ganz bewußt an, mit 
der Zielvorstellung: Es muß nicht alles geregelt wer-
den. Wir bekämpfen — das sage ich ganz besonders 
in Ihre Richtung — den sozialistischen Aberglau-
ben, alles würde schöner, besser und gerechter, 
wenn es die öffentliche Hand regelt, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Das ist doch das Motto, unter dem Sie hier jahre-
lang Politik gemacht haben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sprechen Sie mal 
zur Sache!) 

— Das ist alles sehr zur Sache. Denn die Gemeinde-
vertreter leiden darunter, daß Sie sie mit einer Flut 
von Vorschriften erstickt haben, meine Damen und 
Herren. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Wer denn?) 

Nun wollen wir uns den Fragen des Umwelt-
schutzes, der Sozialbereiche und den wichtigen 
Fragen zuwenden, die die Bundesgesetzgebung im 
Hinblick auf die Gemeinden weiter beeinflussen. 

Ich möchte an dieser Stelle gern einmal, weil 
auch viele Kommunalpolitiker dies ansprechen, den 
Bereich der Ausländer, der Asylanten kurz erwäh-
nen. Wir haben hier eine wichtige Weichenstellung 
vollzogen, indem wir ganz deutlich gemacht haben: 
Wir werden die Geltung der Asylverfahrensvor-
schriften, die Sie von der SPD j a nicht verlängern 
wollten, verlängern. Dies ist geschehen. Damit hel-
fen wir den Gemeinden, die auf diesem Gebiet mit 
einer Flut von Problemen und Aufgaben beschwert 
wurden. Ich sage Ihnen: Diese Sache ist wieder ak-
tuell, denn die Zahlen dieses Jahres steigen gegen-
über den Zahlen des Vorjahres. 

Wir werden auch eine ganz klare Politik im Be-
reich des wichtigen Aufgabengebiets „Ausländer-
wesen" betreiben. In diesem Zusammenhang wird  

die Bundesregierung in den nächsten Wochen die 
Novellierung des Ausländerrechts vorlegen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wann?) 

Ich will Ihnen sagen: Sie ist ganz klar ausgerich-
tet an drei Zielvorstellungen. Wir wollen zum einen 
die freiwillige Rückkehrbereitschaft unterstützen. 
Das ist in bezug auf die freiwillige Rückkehr schon 
mit etlichen guten Erfolgen geschehen. Wir werden 
zum anderen die Integration der schon lange bei 
uns lebenden Ausländer fördern. Wir werden 
schließlich deutlich machen, daß der Zuzug be-
grenzt sein muß. Wir sagen gerade auch aus der 
Erfahrung der kommunalen Ebene heraus: Unser 
Land kann kein Einwandererland sein. Das sagen 
Ihnen gerade auch die Städte und Gemeinden zu 
diesem Bereich. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will die wichtigen Aufgabenbereiche anspre-
chen, die vor uns liegen. Wenn wir heute mit den 
Bürgern reden, stellen wir fest, daß sie bestimmte 
Erwartungen an die Kommunalpolitik haben. Die 
Erwartungen gehen dahin, daß sie Geborgenheit im 
örtlichen Bereich wollen. Ich finde, wir sollten von 
der Bundesebene her helfen, daß die Geborgenheit 
für die Bürger und das gewünschte Heimatgefühl 
gestärkt und ermöglicht werden. 

Ich will zwei Bereiche nennen, die ich als ganz 
wichtig ansehe. Das ist zum einen der Bereich der 
Sozialpolitik, insbesondere der Bereich der Aufga-
ben für die älteren Menschen. Hierzu haben wir, 
nachdem sich jahrelang auf diesem Gebiet nichts 
getan hat, den Bericht und die Empfehlungen der 
Bundesregierung, für die pflegebedürftigen Mitbür-
ger etwas zu tun. 

Ich will hier sehr eindeutig sagen: Die Bundesre-
gierung wird sich in den zuständigen Ressorts 
darum bemühen, daß gerade für diese Menschen, 
denen wir auch unsere Liebe und Betreuung zuzu-
wenden haben, etwas geschieht. Der Leitsatz heißt: 
Die häusliche Pflege, die Hilfe für die Menschen in 
der gewohnten Lebensumgebung haben Vorrang 
vor der teuren Unterbringung in Heimen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber wer be

-

zahlt das?) 

— Die große Frage, wer in diesem Bereich die 
finanziellen Kosten zu übernehmen hat, ist leider 
jahrelang, obwohl sie schon aktuell war, von der 
Vorgängerregierung nicht bearbeitet worden. Der 
Kollege Geißler hat jetzt Möglichkeiten aufgezeigt, 
wie wir Schritt für Schritt auch diesen wichtigen 
Aufgabenbereich angehen können. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Er hat doch 
gekürzt!) 

Sie sind in einer ganzen Reihe von Darlegungen 
der Bundesregierung auch in der Antwort auf die 
Große Anfrage, beschrieben worden. 

Ich will zum Stichwort Geborgenheit mit Blick 
auf die Städte und Gemeinden in der Zukunft einen 
weiteren Bereich ansprechen, nämlich den Denk-
malschutz. Herr Kollege Bernrath, ich stimme Ih- 
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nen zu: Kulturelle Initiativen sind vor Ort ganz 
wichtig. Darum ist es auch wichtig, daß wir uns 
darum kümmern, wie das Gesicht unserer Städte 
und Gemeinden aussieht. 

Ich sage hier ganz offen: Es sind in der Vergan-
genheit — da sollte jeder seine Verantwortlichkeit 
sehen — zu oft Räumer und Bagger bestellt worden. 
Wir sollten erhaltenswerte Bausubstanz fördern 
und pflegen. Der Bund — gerade auch das Bundes-
innenministerium — will sich in diesem Bereich 
nachdrücklich engagieren. Dies ist eine Tat, dies ist 
eine Initiative für die Städte und Gemeinden, die 
wir wichtig nehmen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einen 
Punkt ansprechen, der den weiten Bereich des Um-
weltschutzes erfaßt. Die Gemeinden haben hier ja 
eine ganze Fülle getan. Ich nenne nur einmal die 
vielen Initiativen für die Gewässerreinhaltung, für 
den Gewässerschutz. Die Bundesregierung wird die 
Gemeinden in diesem wichtigen Bereich weiter un-
terstützen: mit den Hilfen aus dem ERP-Programm, 
mit den Hilfen über die Gemeinschaftsaufgabe. 

Aber, meine Damen und Herren, wir richten 
heute auch den Appell an Städte, Gemeinden und 
Kreise, die Politik der Bundesregierung in diesem 
Bereich zu unterstützen. Stichwort: umweltfreund-
liches Auto. 

Ich will ganz praktisch folgendes sagen. Die Städ-
te, Gemeinden und Kreise haben auch viele Fahr-
zeuge. Sie sollten mit beispielhaft sein für den Ein-
satz des umweltfreundlichen Fahrzeugs. Die kom-
munalen Fahrzeuge, überhaupt die Fahrzeuge der 
öffentlichen Hände sollten Beispiele für das um-
weltfreundliche Auto sein. Dann haben wir viele 
Beispiele in diesem Bereich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Reetz? 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Bitte schön. 

Frau Reetz (GRÜNE): Wie stehen Sie denn dazu, 
daß z. B. der Bau von vierspurigen Eisenbahnen nir-
gends eingeschränkt wird? 

(Zurufe von der SPD: Autobahnen!) 

Ich kann Ihnen von einem Beispiel berichten: Im 
Kinzigtal wird ein solcher Bau fortgeführt, obwohl 
große Bürgerinitiativen dagegen sind. 

Dr. Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich möchte sagen, Frau 
Kollegin, daß doch gerade der Eisenbahnbau — — 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 
Autobahnbau!) 

— Entschuldigung, dann habe ich das akustisch 
falsch verstanden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie hat aber „Ei

-

senbahnen" gesagt!) 

Der Eisenbahnbau ist ja nun gerade eine Sache, 
die gefördert wird, um der Umwelt zu dienen. Hin-
sichtlich des Autobahnbaus muß ich Ihnen sagen: 
In jedem Bereich muß geprüft werden — dafür ha-
ben wir in unserem Land ja ein vortreffliches Ver-
fahren unter dem Stichwort Raumordnung, Plan-
feststellung —, wie ein Bauwerk mit der Umwelt 
verträglich ist. Aber auch die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung eines Raumes muß berücksich-
tigt werden. Insofern ist nicht jeder Raum gleich. 
Meine Kollegen werden gleich noch zu den Fragen 
der Kommunalpolitik und Raumordnung zusam-
menfassend sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Da bin ich gespannt!) 

Ich möchte an dieser Stelle gerne auch ein Wort 
des Dankes allen denjenigen sagen, die sich im 
kommunalen Bereich bemühen. Wir haben wirklich 
viele positive Bürgerinitiativen. Da sind die Verei-
ne, da sind die Selbsthilfegruppen. Da sind die vie-
len Tausend in den Kommunalparlamenten ehren-
amtlich Tätigen, die Leute in den Verwaltungen, die 
Leute in den Sportvereinen, in den Kirchen, Sozial-
verbänden und viele, viele, die sich vor Ort um das 
Wohl der Bürger kümmern. Ich möchte Ihnen heute 
namens der Bundesregierung sehr herzlich danken 
und sagen: Gerade das ehrenamtliche Element ist 
Lebenselixier der kommunalen Selbstverwaltung. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sie dürfen 
sie aber nicht aushöhlen!) 

Dafür wollen wir ein Wort des Dankes sagen. 

Ich darf zusammenfassend feststellen: Die Bun-
desregierung wird sich weiter nachdrücklich für die 
kommunale Selbstverwaltung einsetzen, weil sie 
eine wesentliche Grundlage für Freiheit, soziale Ge-
rechtigkeit und Humanität in unserem Lande ist. 
Ich rufe alle Fraktionen des Hauses von dieser 
Stelle aus auf, dabei mitzutun, die kommunale 
Selbstverwaltung unserer Städte und Gemeinden 
zu stärken und insbesondere die dort ehrenamtlich 
Tätigen zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: An den 
Früchten sollt ihr sie erkennen, steht 

schon in der Bibel!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Verehrter Herr Kollege 
Waffenschmidt, Sie haben gesagt, das Wichtigste 
für die Gemeinden sei eine erfolgreiche Wirt-
schaftspolitik. Richtig. Der Herr Bundeskanzler hat 
in seiner Regierungserklärung zu Beginn seiner 
Regierungstätigkeit im Oktober 1982 gesagt, es sei 
ein sehr beklagenswerter Zustand, daß in unserem 
Land jeder vierzehnte Erwerbstätige arbeitslos sei, 
und die Bundesregierung werde alles tun, um die-
sen Zustand zu überwinden. Nur, verehrter Herr 
Kollege Waffenschmidt, zum Thema erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik muß ich sagen: Heute ist nicht 
jeder vierzehnte Erwerbstätige arbeitslos, sondern 
mittlerweile ist jeder zehnte Erwerbstätige arbeits- 
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los. Und das trifft die Gemeinden und Städte sehr 
hart. Ich werde darauf noch zurückkommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Deutsche Städtetag hat mit Recht davor ge-
warnt — früher, als Sie noch nicht in Amt und Wür-
den waren, haben Sie das, was dort gesagt wurde, 
selbst auch ein bißchen objektiver gesehen —, die 
Gemeinden unsinnigerweise reichzurechnen. Diese 
Warnung trifft in der Tat den Kern der Antwort der 
Bundesregierung, die wir heute debattieren. Die 
Antwort steht unter dem Motto, das der Bundes-
kanzler geprägt hat: Die Welt hat gefälligst in Ord-
nung zu sein, und im übrigen lassen wir uns unsere 
Lebenslust nicht vermiesen. 

Nach diesem Motto werden die Gemeinden ge-
sundgebetet, reichgerechnet. Die Probleme der 
Städte und Gemeinden werden unter den Teppich 
gekehrt. Aber das wird nicht helfen; denn auch der 
andere Satz gilt: Entscheidend ist, was hinten her-
auskommt. — Und hinten kommt für die Gemein-
den nicht soviel heraus. Das sieht gar nicht gut aus. 
Die Daten und Fakten muß man gelegentlich ein-
mal zur Kenntnis nehmen. 

Der Investitionsrückgang bei den Gemeinden — 
das ist ja ein wichtiges Anzeichen dafür, was dort 
tatsächlich passiert — hat ein dramatisches Aus-
maß erreicht. Seit 1980 haben die Kommunen ein 
Viertel ihres Investitionsvolumens verloren. Diese 
Entwicklung ist das verhängnisvolle Ergebnis der 
Politik der Bundesregierung. Der Bund hat sich auf 
Kosten der Städte und Gemeinden saniert. Das ist 
die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Der Gemeindefinanzbericht des Deutschen Städ-
tetages verweist mit Recht auf die Abwälzung von 
Ausgabebelastungen — so wörtlich — durch den 
Bund. 

(Austermann [CDU/CSU]: 1980!) 

Die Bundesregierung ist für die prekäre Finanzsi-
tuation vieler Städte mitverantwortlich. Sowohl die 
Kürzungen bei den Sozialleistungen 

(Zurufe der CDU/CSU 

— jetzt reden wir über Tatsachen und Fakten —, 
bei der Arbeitslosenversicherung, beim Wohngeld, 

(Austermann [CDU/CSU]: Was haben Sie 
denn da gekürzt!) 

— da haben Sie alle kräftig zugelangt! —, bei der 
Ausbildungsförderung als auch die wachsende Zahl 
der Langzeitarbeitslosen haben natürlich dazu ge-
führt, daß mehr Menschen als bisher Sozialhilfe in 
Anspruch nehmen mußten. Sie müssen die Gemein-
den bezahlen. Was hier passiert, ist auf eine ganz 
einfache und klare Formel zu bringen: Bonn spart, 
und die Gemeinden müssen bezahlen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ach, ach!) 

Selbst in einer wirtschaftlich so kraftvollen Stadt 
wie Frankfurt  hat das verheerende Folgen. Dazu 
die Daten und Fakten: 1981 wurden dort 62 Millio-
nen für Hilfe zum Lebensunterhalt — wie der Ter-

minus des Gesetzes heißt — aufgewendet. 1985, also 
nach ganz wenigen Jahren, wird es doppelt so viel 
sein — und das selbst in einer Stadt mit einer sol-
chen Leistungskraft. Für arbeitslose Sozialhil-
feempfänger wurden 1981 rund 10 Millionen DM ge-
zahlt. 1984 werden es rund 30 Millionen DM sein. 
Dort liegen die Ursachen für das Schwinden der 
Finanzkraft der Gemeinden für ihren Investitions-
spielraum. 

(Beifall bei der SPD) 

Darüber muß geredet werden. Das ist die Wirklich-
keit. Vor dieser Wirklichkeit verschließt die Bun-
desregierung die Augen. 

(Zuruf des Abg. Austermann [CDU/CSU]) 

Die Situation der Kommunen in den struktur-
schwachen Gebieten ist um ein Vielfaches verhee-
render. Dort trifft das, was ich gesagt habe, in noch 
viel stärkerem Maß zu. Aber kein einziges Wort in 
der Antwort der Bundesregierung und kein einziges 
Wort von Ihnen, Herr Waffenschmidt, gab es zu die-
sem Problem heute, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht so aufre

-

gen!) 

auch kein Wort davon, daß die wachsenden Sozial-
hilfekosten und die Wirtschaftsschwäche der Ge-
meinden und Städte sich in einem sich selbst ver-
stärkenden Prozeß fortsetzen. Je tiefgreifender die 
Wirtschaftsschwäche, um so höher die Sozialhilfe-
leistungen; um so weniger Mittel stehen der Ge-
meinde dann zur Verfügung, um die Wirtschafts-
schwäche selber zu überwinden. 

Alle wirklichen Finanzprobleme werden in dieser 
Antwort verschwiegen. Die Bundesregierung bietet 
den Kommunen schöne Worte statt konkreter 
Hilfe. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Waffenschmidt, Sie stellen sich hierher und 
sagen beim Thema Umweltschutz, die Gemeinden 
sollten doch bitte einmal ihren Fahrzeugpark um-
stellen. Verdammt noch mal, warum macht die Bun-
desregierung eigentlich nicht bei Bundesbahn und 
Bundespost den Vorreiter, sondern schiebt auch 
dort den Schwarzen Peter von sich? 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 
CSU]: Ihr hättet es machen können!) 

Auch die These der Bundesregierung, es gebe kei-
nen Grund mehr zu investieren, es gebe ein Abfla-
chen des Investitionsbedarfs, ist schlicht falsch. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Deutsche Städtetag hat mehrfach — so wört-
lich — darauf hingewiesen: Der kommunale Inve-
stitionsbedarf ist nach wie vor groß. — Dabei ist der 
Bereich des Umweltschutzes einer der bedeutend-
sten der kommunalen Investitionsbereiche für die 
Zukunft. Die Kommunen und ihre Unternehmen 
waren und sind zentrale Investitionsträger für 
Maßnahmen der Luftreinhaltung, der Abwasserrei-
nigung, der Abfallbeseitigung und des Lärm-
schutzes. 
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Daß die Bundesregierung dies nicht anerkennen 

will, kennzeichnet ihre fehlende Seriosität in der 
Umweltpolitik. 

Das Deutsche Institut für Urbanistik hat eine 
Schätzung des Investitionsbedarfs auf diesem Ge-
biet vorgenommen. Dazu einige Zahlenangaben: 
Für Ortsentwässerung und Kläranlagen wird der 
kommunale Investitionsbedarf auf jährlich meh-
rere Milliarden DM geschätzt. Zur Sicherung der 
Trinkwasserversorgung sind zusätzliche Anstren-
gungen notwendig, um den rationellen Umgang mit 
Trinkwasser zu forcieren und den Wasserbedarf in 
einer schwierigen Zeit zu befriedigen. 

Kaum etwas zeigt die Notwendigkeit kommuna-
ler Investitionen plastischer als die alarmierenden 
Meldungen über die nicht ausreichende Vorsorge 
bei Mülldeponien. Gerade für die Umstellung von 
der Abfallbeseitigung zur Abfallwirtschaft brau-
chen die Gemeinden Geld. Es muß investiert wer-
den, um das erfolgreich zu bewerkstelligen. Hieß es 
früher einmal „Stadtluft macht frei", so wissen wir 
heute, daß die Menschen an Gestank, an Lärm und 
an Abgasen auch ersticken können, wenn nichts 
unternommen wird. Und dazu braucht man Investi-
tionen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der kommunale Umweltschutz ist ein Paradebei-
spiel für gesamtwirtschaftlich sinnvolle Investitio-
nen. 

Meine Fraktion hat im Deutschen Bundestag ein 
neues Finanzierungsinstrument für diesen Umwelt-
bereich vorgeschlagen. Ich spreche von unserem 
Antrag, ein Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" 
einzurichten. Wie wir nach dem Zweiten Weltkrieg 
eine Wohnungsnot hatten, so haben wir heute eine 
Umweltnot. Sie könnte unseres Erachtens über ein 
solches Sondervermögen beseitigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Instrument wird in erster Linie den Gemein-
den helfen, die beiden wichtigen politischen Ziele 
unserer Zeit zu erreichen, nämlich Arbeitsplätze zu 
schaffen und die Umwelt zu retten, zu sichern. Das 
Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" stellt auch 
den Städten und Gemeinden zinsgünstige Kredite 
für Umweltschutzinvestitionen zur Verfügung. In 
besonderen Fällen können es auch verlorene Zu-
schüsse sein. Das Sondervermögen „Arbeit und Um-
welt" bietet für die Kommunen gerade dort eine 
Perspektive, wo die Antwort der Bundesregierung 
zur Lage der Städte und Gemeinden, so wie sie uns 
vorliegt, besonders kümmerlich und, so füge ich 
hinzu, auch besonders nebulös ist. 

Ich nenne drei Beispiele dafür. Erstens. Die Lö-
sung der Probleme der Trinkwasseraufbereitung, 
die zunehmend durch Nitratbelastungen und durch 
Kohlenwasserstoffe entstehen, könnte vorange-
bracht werden. Das gleiche gilt für Maßnahmen zur 
Wassereinsparung, besonders im gewerblich-indu-
striellen Bereich. Diese Maßnahmen helfen der 
Umwelt und schaffen Arbeitsplätze. Die Antwort 
der Bundesregierung beschränkt sich dagegen auf 
die lapidare Anmerkung, es gebe schwierige Ab-
stimmungsgespräche über das Abwasserabgaben-

gesetz — und das seit fast einem Jahr. Ziehen Sie 
doch endlich einmal Konsequenzen aus dem Erfah-
rungsbericht, wie er vorliegt, und legen Sie eine 
gesetzliche Änderung vor, so wie das dringend ge-
boten ist. Man kann nicht dauernd nur Gespräche 
führen; irgendwann muß man auch einmal ent-
scheiden. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Abfallbeseitigung: Die Städte und Ge-
meinden stehen vor einem wachsenden Müllberg, 
der — die Schwierigkeiten werden immer größer — 
auch beseitigt werden muß. Mit Hilfe des von mei-
ner Fraktion vorgeschlagenen Sondervermögens 
könnten den Kommunen für den Einsatz neuer 
Technologien, für Getrenntsammlungen, für Aufbe-
reitung und Wiederverwertung von Abfällen sowie 
für die Erfassung und Sanierung von Altlasten Hil-
festellungen gegeben werden. Auf solche konkreten 
Fragen — und das sind Fragen, die die Kommunal-
politik beschäftigen, nicht philosophische Anmer-
kungen — 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sehr rich

-

tig!) 

bleiben Sie als Bundesregierung die Antwort schul-
dig. 

(Beifall bei der SPD) 

Obwohl die CDU/CSU und die FDP in den Fragen 
dieser Großen Anfrage nur nach dem Hausmüll 
statt nach dem sehr viel heikleren und schwieriger 
zu lösenden Problem des Sondermülls gefragt ha-
ben, ist die Antwort, wie sie uns vorliegt, ziemlich 
kümmerlich. Die Bundesregierung gibt keinen Fin-
gerzeig, wie sie das Abfallaufkommen zukünftig 
einschränken möchte, z. B. die zehn Millionen Ton-
nen Verpackungsmaterial. Das macht nahezu ein 
Drittel des gesamten Müllberges aus, den wir ha-
ben. Da ist die Bundesregierung als gesetzgebende 
Körperschaft gefordert, ihre Entscheidung klar zu 
treffen. Die Gemeinden warten auf Beschränkun-
gen, z. B. im Einwegbereich. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Seit wann ist denn die 
Bundesregierung eine gesetzgebende Kör

-

perschaft?) 

Die Zusagen, die dazu gegeben wurden und die die 
frühere Bundesregierung in Form von freiwilligen 
Zusagen erreicht hat, werden von der Industrie 
nicht eingehalten. Deswegen müssen, Herr Kollege 
Hirsch, jetzt Konsequenzen daraus gezogen werden. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Dr. 
Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]) 

Aber in Ihrer Umweltpolitik folgt auf diesem Gebiet 
eine Ankündigung der anderen. 

Drittens. Auch bei der Luftreinhaltung, der ratio-
nellen und sparsamen Energieverwendung, beim 
Lärmschutz, beim Natur- und Landschaftsschutz 
sind Investitionen erforderlich. In Ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage findet sich kein einziges 
Wort zu diesen wichtigen Gebieten, kein Wort dazu, 
was zu geschehen hat. 

(Beifall bei der SPD) 
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muß ihre Politik des Abwartens und des Gesundbe-
tens gegenüber den Städten und Gemeinden aufge-
ben. Ansonsten werden sowohl Arbeitsplätze als 
auch der Umweltschutz Schaden nehmen. Weil wir 
in der Antwort, wie sie uns vorliegt, viel zu wenig 
darüber erfahren, weil die Bundesregierung in ihrer 
Antwort kein konkretes Wort zu diesen wichtigen 
Zukunftsaufgaben sagt, ist die Antwort, die die Bun-
desregierung auf die Große Anfrage gegeben hat, 
noch nicht einmal das Papier wert, auf dem sie 
steht. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Blank. 

Dr.  Blank  (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Eine vierstündige kommunal-
politische Debatte auf der Grundlage von 47 Fragen 
und Antworten kann — darüber sind wir uns, 
glaube ich, einig — das Gesamttableau kommunal-
politischer Problemlagen auch nicht annähernd 
ausleuchten. Sechs Minuten, die ich dem Teilaspekt 
kommunale Umweltschutzpolitik zuwenden kann, 
können nicht mehr sein als das bloße Einbringen 
von Stichworten in diese Debatte. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Fangen Sie einmal 
an!) 

Aus den wenigen Fragen und Antworten zum 
Thema Umweltschutz wird jedoch deutlich: Städte, 
Gemeinden und Kreise haben in den letzten Jahren 
große Anstrengungen für den Umweltschutz unter-
nommen und beachtliche Erfolge erzielt. Die Kom-
munen tragen Sorge für eine aktive Umweltpolitik. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wo bleiben die 
Stichworte?) 

Dabei sind — darüber besteht kein Zweifel — viele 
Probleme in diesem Bereich nicht von den Kommu-
nen aus eigener Kraft zu lösen. Nur ein Teil der 
kommunalen Umweltbelastung ist hausgemacht. 
Kommunale Umweltprobleme sind das Ergebnis 
vielfältiger Einflüsse, auch von außen. 

Meine Fraktion begrüßt daher die in den vergan-
genen zwei Jahren unternommenen großen An-
strengungen der Bundesregierung, mit umweltpoli-
tischen Zielvorgaben und Anforderungen den Rah-
men zu schaffen, der den Kommunen die wirksame 
Bewältigung ihrer Umweltprobleme ermöglicht. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Schön gesagt!) 

Doch, Herr Klejdzinski, die staatliche Umweltge-
setzgebung hat Grenzen, ebenso wie das umweltpo-
litische Instrument staatlicher Finanzhilfen. Mit 
den Möglichkeiten der Gesetzgebung und der fi-
nanziellen Förderung können nur bis zu einem ge-
wissen Punkt Erfolge erzielt werden. Die Kommu-
nen müssen mit einer aktiven Umweltschutzpolitik 
mit zur Verbesserung der Umwelt beitragen; denn 
sie weisen entscheidende Vorzüge auf, um den Um-
weltschutz tatsächlich beträchtlich voranbringen zu 
können. 

Ihr erster Vorteil ist ihre Problemnähe. Der 
zweite Vorteil auf der kommunalen Ebene sind die 
einfacheren Strukturen sowohl des Problems, als 
auch der Entscheidungsfindung. Ein dritter gewich-
tiger Vorteil besteht in ihrer direkten Verbindung 
zum umweltpolitisch engagierten Bürger. 

Meine Damen und Herren, Bürgernähe, Problem-
nähe und zum Teil auch einfachere Entscheidungs- 
und Problemsituationen ermöglichen es den Kom-
munen, eine aktive Rolle im Umweltschutz zu spie-
len. Die Kommunen wissen das; denn schon in der 
Vergangenheit waren es die Kommunen, die erste 
Impulse für die Organisation etwa der Abfallbesei-
tigung, der Abwässerbeseitigung und für den Um-
weltschutz in der kommunalen Planung gegeben 
haben. 

Herr Kollege Hauff, so ist z. B. im Gewässer-
schutz in den letzten Jahren viel erreicht worden. 
Heute sind bereits 88 % der Einwohner an die Kana-
lisation angeschlossen. Über 70 % der Abwässer 
werden voll biologisch gereinigt. Diese erfreuliche 
Entwicklung ist nicht zuletzt auf das Wasserhaus-
haltsgesetz und auf das Abwasserabgabengesetz zu-
rückzuführen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was von der CDU 
bekämpft wurde!) 

— Herr Klejdzinski, hören Sie zu, jetzt kommt der 
nächste Satz. 

Gerade am Abwasserabgabengesetz hat sich im-
mer wieder auch aus den Kommunen Kritik ent-
zündet. Wir werden das Abwasserabgabengesetz in 
dieser Legislaturperiode novellieren. Dabei geht es 
uns auch um einen verbesserten Vollzug. Das Ge-
setz selbst — das möchte ich ausdrücklich betonen 
— steht aus unserer Sicht nicht zur Debatte. 

(Zuruf von der SPD: Das kommt ja auch 
von uns!) 

Die erfreulichen Fortschritte, die bei der biologi-
schen Abwasserbehandlung erzielt worden sind, 
dürfen jedoch nicht den Blick dafür verstellen, daß 
Gemeinden und Industrie noch erhebliche Anstren-
gungen zur Entlastung der Gewässer von Schwer-
metallen und anderen schwer abbaubaren Schad-
stoffen unternehmen müssen. Erforderlich sind 
massive Abwasservermeidungsmaßnahmen an den 
Quellen der Schadstoffbelastung. Die Kommunen 
müssen eine Verschärfung ihrer Einleitungsbedin-
gungen gegenüber den industriellen Indirekt-Ein-
leitern ebenso in Betracht ziehen wie eine verursa-
chergerechte und schädlichkeitsbezogene Umge-
staltung der von Ihnen ohnehin erhobenen Entwäs-
serungs- und Kanalbenutzungsgebühren. Meine 
Damen und Herren, ich denke, die Entwässerungs-
gebühren sollten sich auch nicht länger an der Was-
sermenge, sondern an der Schädlichkeit des Abwas-
sers messen. 

Im Bereich Abfallwirtschaft kommt es darauf an, 
das Abfallaufkommen zu verringern und die Wie-
derverwertung zu steigern. Insofern besteht da 
überhaupt kein Dissens. 

(Dr. Hauff [SPD]: Was tun Sie?) 
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Unsere Umweltschutzpolitik in diesem Bereich 
muß helfen, den Übergang — — 

(Dr.  Hauff [SPD]: Schöne Worte!) 

— Herr Kollege Hauff, wenn ich wie Sie Gelegen-
heit gehabt hätte, als Forschungsminister, als lang-
jähriges Mitglied der vorigen Bundesregierung et-
was in dieser Richtung zu tun, würde ich mich an 
Ihrer Stelle nicht hierhinstellen und derartige Zwi-
schenrufe machen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Geben Sie 
sich Mühe! Das wird noch! — Abg. Dr. 
Hauff [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Nein, ich habe keine Zeit. Ich habe nur noch zwei 
Minuten. 

(Dr. Hauff [SPD]: Schwätzer!) 

Meine Damen und Herren, keinesfalls zu unter-
schätzen sind auch die Möglichkeiten des kommu-
nalen Umweltschutzes über den Bereich staatlich 
normierter Vorsorgepolitik hinaus. So sind viele 
Kommunen Anteilseigner bzw. Träger von Energie-
versorgungsunternehmen. Die Sicherung und Ver-
sorgung der Bürger mit Energie ist Aufgabe der 
kommunalen Daseinsvorsorge. Die Versorgung 
muß jedoch den gleichrangigen Zielen des Umwelt-
schutzes gerecht werden. Dies erfordert kommu-
nale Einflußnahme nicht nur auf das unmittelbare 
Versorgungsgebiet, sondern auch auf überregionale 
Versorgungsunternehmen. 

Durch eine bevorzugte Beschaffung umwelt-
freundlicher Produkte — Staatssekretär Waffen-
schmidt hat vorhin schon darauf hingewiesen — 
können die Kommunen zudem nicht nur einen we-
sentlichen Beitrag zur verstärkten Marktdurchset-
zung derartiger Produkte leisten, sie praktizieren 
vielmehr damit auch nachahmenswerte Beispiele 
für die Bürger. 

Meine Damen und Herren, Umweltschutz ist eine 
große Herausforderung, nicht nur für den Bund und 
nicht nur für die Länder, sondern auch für die Kom-
munen. 

Meine Damen und Herren, Herr Bernrath, die 
ökologische Wende, durch die Mehrheit dieses Hau-
ses 1982 eingeleitet, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist eine 
Hechtrolle!) 

dient der Sicherung unserer Existenzgrundlagen. 
Das Bedürfnis nach mehr Lebensqualität — Herr 
Hauff, das werden Sie ja jetzt bei Ihrer Kandidatur-
tournee in Frankfurt lernen — 

(Dr.  Klejdzinski [SPD]: Machen Sie mal ein 
bißchen Werbung für den!) 

drückt sich dabei nachhaltig auf kommunaler 
Ebene aus. 

Herr Kollege Hauff, da Sie ja in Frankfurt sicher-
lich auch viel zum Umweltschutz sagen werden, 
darf ich Ihnen ganz freundschaftlich eins mit auf 
den Weg geben, was mein Freund, der Oberbürger-
meister Manfred Rommel, Stuttgart, amtierender 
Vizepräsident des Deutschen Städtetages, jüngst in  

einer politischen Grundsatzrede zum Thema Um-
weltschutz gesagt hat: „In welchem Maß der mo-
derne Mensch trotz seines hohen Bildungsgrades 
zum Unsinn fähig ist, beweist die Art, wie er über 
Umweltprobleme diskutiert." 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: 

Sehr richtig!) 

Herr Kollege Hauff, ich kann mich manchmal des 
Eindrucks nicht erwehren, als wären Ihre Reden 
hierfür ein eindrucksvolles Beispiel. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Struck. 

Dr. Struck (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich spreche zu dem Thema „Lage der 
Gemeindefinanzen". Ich glaube, daß wir dabei in 
vielen Punkten Übereinstimmung feststellen wer-
den, nicht so sehr mit der Bundesregierung, aber 
wohl — so nehme ich an — mit den Kollegen aus 
den Koalitionsfraktionen. 

Vorweg mache ich eine Bemerkung zu dem, was 
ja ebenfalls auf der Tagesordnung steht, nämlich 
zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes. 
Ich sage für meine Fraktion, daß wir in den Bera-
tungen im Finanzausschuß schon sehr auf den Um-
stand achten werden, daß seit 1979 keine Anpas-
sung mehr erfolgt ist und daß wir durchaus auch 
schon sehen müssen, daß es ein Interesse von gro-
ßen Städten für eine Anpassung gibt. Wir werden 
das dann ausführlich in den zuständigen Fachaus-
schüssen diskutieren. Ich signalisiere also die Be-
reitschaft der SPD, das sorgfältig zu prüfen. 

Die Kommunalpolitiker — ich gehe davon aus, 
daß die meisten von uns, die jetzt hier sind, kommu-
nalpolitisch tätig sind oder tätig waren — — 

(Dr.  Möller [CDU/CSU]: Der Hauff ist das 
nicht! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Der kandidiert erst!) 

— Der Volker Hauff wird Oberbürgermeister von 
Frankfurt; spätestens dann ist er Kommunalpoliti-
ker. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Reden Sie nicht immer dazwischen; ich habe 
keine Zeit, weil ich noch zu einem anderen Aus-
schuß muß. 

Wir sind uns wohl darüber einig, daß wir, wenn 
wir über Kommunalpolitik reden, vor allem über 
Kommunalfinanzen reden müssen und daß es kein 
gutes Zeichen ist, wenn die Zahl der Investitionen 
so dramatisch zurückgeht, wie das passiert ist. Ich 
glaube, das ist ein Satz, den wir übereinstimmend 
feststellen können. 

Was sind denn die Tatsachen dazu? — Tatsache 
ist doch, daß z. B. die deutsche Bauwirtschaft ganz 
wesentlich von öffentlichen Aufträgen — und zwar 
nicht so sehr vom Bund — im Hoch- und Tiefbau 
von Gemeinden und Landkreisen in der Bundesre- 
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publik Deutschland lebt, wenn keine Investitions-
masse mehr da ist, dürfen wir uns auch nicht wun-
dern, daß die Kollegen vom Bau plötzlich arbeitslos 
werden. Das heißt, wir dürfen uns nicht damit brü-
sten — das sage ich dann auch in Richtung Bundes-
regierung — , daß die Investitionskraft der Gemein-
den erheblich zurückgegangen ist. Das ist ein 
Grund, den wir beklagen müssen und den wir nicht 
feiern dürfen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
So ist es!) 

Dann muß man auch noch einmal an die Vertre-
ter der Bundesregierung gerichtet sagen: In Ihrer 
Antwort auf die Anfrage haben Sie dargestellt, Sie 
hätten durch Ihre positive Politik die Gemeindefi-
nanzen konsolidiert. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist leider falsch, und zwar deshalb, weil das 
nicht im wesentlichen auf die Bemühungen der 
Bundesregierung zurückzuführen ist, sondern 
schlicht auf eine Zwangsnotwendigkeit, der sich die 
Gemeinden unterwerfen müssen. Die haben das ja 
nicht gerne getan. 

(Krizsan [GRÜNE]: Richtig!) 

Wir wissen doch alle, was es bedeutet, wenn man 
die Gebühren für die Benutzung kommunaler Ein-
richtungen erhöhen muß, wenn man freiwillige Lei-
stungen, die die Gemeinden, vor allem im sozialen 
Bereich, erbracht haben, herunterschrauben muß, 
wenn man Gebäude schließen muß, weil man sie 
nicht mehr bezahlen kann, wenn man Personal ent-
lassen muß, wenn man Stellenpläne zusammen-
streichen muß, wenn man freiwerdende Stellen 
nicht wieder besetzen kann. Das ist doch kein Um-
stand, auf den wir stolz sein können. Wir müssen 
bitter beklagen, daß das so ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regierung und die Regierungskoalition haben 
eine Menge dazu beigetragen, daß dieser schlimme 
Zustand eingetreten ist. 

Ich rede jetzt einmal nur zu dem Thema Gewer-
besteuer, und dabei wende ich mich an die Kollegen 
von der FDP. Ich erhoffe dabei die Zustimmung 
auch des nachfolgenden Redners von der Union zu 
diesem Thema. 

Das Gerede — ich sage einmal: das dämliche Ge-
rede — der FDP über den Wegfall der Gewerbe-
steuer muß aufhören. 

(Beifall bei der SPD — Gattermann [FDP]: 
Ihr Gerede!) 

— Herr Gattermann, nun bleiben Sie mal fried-
lich! — 

(Erneuter Zuruf des Abg. Gattermann 
[FDP]) 

Es muß deshalb aufhören, weil es zur Zeit keine 
Alternative zur Gewerbesteuer gibt. Die Gewerbe

-

steuer ist die Säule des kommunalen Finanzsy

-

stems und damit die Säule der kommunalen Selbst-
verwaltung. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

An diese Säule sollten wir nicht rühren, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

wenn wir keine gleichwertige Alternative haben. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Einverstanden!) 

Eine gleichwertige Alternative sollten wir zumin-
dest einmal prüfen. 

(Erneute Zustimmung bei der CDU/CSU) 

— Ich sehe die große Zustimmung bei der Unions-
fraktion und freue mich darüber. 

Wir sollten und müssen prüfen — einen entspre-
chenden Entschließungsantrag hat die SPD-Frak-
tion j a schon eingebracht —, ob denn z. B. das Mo-
dell der Wertschöpfungssteuer ein Modell ist, das 
man im Zusammenhang mit den kommunalen Fi-
nanzen gebrauchen kann. Das müssen wir doch ein-
mal prüfen! Wir können aber auch das Ritter-Mo-
dell prüfen; wir können alle Modelle prüfen, die 
dazu vorliegen. Nur müssen wir tatsächlich einmal 
damit beginnen. 

Zum Abschluß sage ich zu diesem Thema: Ich 
unterstütze den nordrhein-westfälischen Minister-
präsidenten Johannes Rau, aber nicht nur ihn. 

(Beifall bei der SPD — Schlatter [SPD]: 
Ein guter Mann!) 

— Ja, das ist ein guter Mann. Ich unterstütze auch 
den nordrhein-westfälischen Oppositionsführer Dr. 
Worms. 

(Zuruf von der SPD: Er ist weniger gut!) 

— Jetzt müßten die Kollegen von der Union eigent-
lich rufen: „Auch ein guter Mann!" 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch ein guter 
Mann!) 

Die beiden sind sich nämlich in einem Punkt einig, 
und nicht nur diese beiden, sondern der ganze nord-
rhein-westfälische Landtag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vielleicht gibt es 
doch noch eine Große Koalition!) 

Sie sind sich darin einig, daß das Thema Fortset-
zung der Gemeindefinanzreform, also die Modelle, 
geprüft werden muß. Herr Magin, Sie wissen, daß 
wir darüber oft geredet haben. 

(Magin [CDU/CSU]: Selbstverständlich!) 

Rau, Worms und der gesamte nordrhein-westfäli-
sche Landtag in einer Entschließung sind sich einig 
und haben den Bundeskanzler gebeten zu prüfen — 
auch Sie sollten das ernsthaft überprüfen —, ob es 
nicht wirklich nötig ist, eine Sonderkommission aus 
Vertretern des Bundes — wie Johannes Rau 
schreibt —, der Länder und der Gemeinden einzu-
setzen, die alle diese Reformüberlegungen einer 
Prüfung unterzieht und uns dann einen Vorschlag 
macht. Das geht nicht von heute auf morgen. Dies 
ist ein Jahrhundertwerk. Darüber sind wir uns ei-
nig. Nur sollten wir wenigstens einmal mit der Prü- 
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fung anfangen, weil es nicht so weitergehen kann, 
daß man bei der Gewerbesteuer immer nur herum-
knapst und die Gemeinden ihre Leistungen ein-
schränken. Wir beklagen die Arbeitslosigkeit, die 
Aushöhlung kommunaler Autonomie, tun aber im 
Grunde nichts dagegen, obwohl man eigentlich et-
was machen könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: D'accord!) 

Deshalb sage ich zum Abschluß: Das Thema Ge-
meindefinanzen ist kein Thema, zu dem man sagen 
kann: Diese haben etwas falsch und jene haben es 
richtig gemacht. Das Thema Gemeindefinanzen 
sollten wir alle hier im Deutschen Bundestag so 
behandeln, daß wir sagen: Für uns ist es wichtig, 
daß die kommunale Finanzautonomie der Gemein-
den uneingeschränkt erhalten bleibt, damit sie ihre 
Aufgaben so erfüllen können, wie sie es für richtig 
halten, und nicht wie wir, die Bundesregierung oder 
der Deutsche Bundestag es für richtig halten, und 
wir sollten sämtliche Überlegungen, die zu einer 
Fortführung der Gemeindefinanzreform angestellt 
werden müssen, möglichst gemeinsam anstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Austermann. 

(Zuruf von der SPD: Die SPD hat immer 
gute Dinge vorzutragen! — Gegenruf von 
der CDU/CSU: Nein, nicht immer, sondern 

nur ausnahmsweise!) 

Austermann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das war eine vernünftige und 
ruhige Rede des Kollegen Struck. In manchen 
Punkten kann man ihm durchaus zustimmen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Er hatte sich auch 
warm angezogen!) 

— Ja, er hatte sich auch warm angezogen, nachdem 
der Kanzler ihn im Untersuchungsausschuß ausge-
zogen hatte. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Man fragt sich bloß: Warum hat man das alles, diese 
Politik zugunsten der Gemeinden, 13 Jahre lang 
nicht praktiziert, sondern eine andere Politik ge-
macht? Diese Politik hat im Jahre 1981 dazu ge-
führt, daß die Gemeinden ein Finanzierungsdefizit 
von rund 10 Milliarden DM hatten. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt wieder 
nur Polemik!) 

Bedauerlicherweise ist der Kollege Hauff, der 
„Umweltbremser" Hauff, nicht hier. Er hat ein paar 
andere Punkte angesprochen, die die Gemeinden 
angeblich drücken. Er hat auch Unwahrheiten wie-
dergegeben, z. B. die angebliche Wohngeldkürzung. 
Ich kann als Mitglied des Haushaltsausschusses 
nicht feststellen, daß wir, seit wir an der Regierung 
sind, das Wohngeld gekürzt hätten. Der Betrag ist 
sogar noch erhöht worden. 

(Zurufe von der SPD) 

Andere Aussagen zum Thema Frankfurt werde ich 
gern noch aufgreifen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Müntefering? 

Austermann (CDU/CSU): Nein, bei der kurzen 
Zeit, die wir haben und die er gerne auch für sich in 
Anspruch nehmen kann, natürlich nicht. 

Ich habe etwas zu den Ursachen des Finanzie-
rungsdefizits gesagt. Sie liegen sicher in der Politik 
des — wie der Kollege Waffenschmidt früher im-
mer zu Recht gesagt hat — Verschiebebahnhofs, sie 
liegen aber auch in der Zuweisungspolitik, insbe-
sondere in der Zuweisungspolitik einzelner Flä-
chenländer. Da kann ich überhaupt nicht zustim-
men, wenn Sie sagen, Herr Rau sei ein guter Mann. 
Herr Rau ist nämlich der Mann, der bei den Flä-
chenländern die absolute Ausreißerrolle eingenom-
men hat, 

(Zuruf von der SPD: Na, na! Halten Sie sich 
zurück!) 

die Ausreißerrolle bei der quantitativen Unterstüt-
zung der Gemeinden, und zwar mit der Wirkung, 
daß in seinem Land die Gemeinden am wenigsten 
Mittel für Investitionen zur Verfügung haben. 

(Zurufe von der SPD: Immer noch die mei

-

sten! — Keine Ahnung!) 

Das zweitschlimmste Land im Sinne dieser nega-
tiven Finanzausgleichspolitik 

(Weiterer Zuruf von der SPD: An der 
Spitze der Zuschüsse!) 

ist das Land Hessen mit Herrn Börner an der Spit-
ze. Es ist das zweitschlimmste Land, was die Unter-
stützung der Gemeinden anlangt. Beide verstoßen 
damit aus meiner Sicht eindeutig gegen das Stabili-
tätsgesetz, das ja vorschreibt, daß die Länder durch 
geeignete Maßnahmen darauf hinzuwirken haben, 
daß die Haushaltswirtschaft der Gemeinden den 
konjunkturellen Erfordernissen entsprechen kann. 

(Zuruf von der SPD: Ihr habt Probleme mit 
der Statistik!) 

Heute hat man die Gewißheit, daß die Entwick-
lung der Haushalte von Dörfern und Städten positiv 
verlaufen ist und daß die Kommunen 1984 wieder 
mehr einnehmen, als sie ausgeben müssen. Das 
liegt auch und vor allem an der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung und am Kurswechsel der Bun-
desregierung. Dazu haben die Konsolidierungspoli-
tik und das wirtschaftliche Wachstum beigetragen. 
Ohne daß die Schornsteine rauchen, läuft es natür-
lich auch in den Gemeinden nicht. Stabile Preise 
und sinkende Zinsen haben ebenfalls Anteil daran. 

Dazu beigetragen haben natürlich auch die Initia-
tiven zur Kostenbegrenzung bei den Sozialausga-
ben. Ich habe vorhin von dem Thema „Verschiebe-
bahnhof" gesprochen. Es gibt so gut wie keine Maß-
nahme dieser Bundesregierung, die dazu beigetra-
gen hat, daß die Sozialausgaben der Gemeinden 
größer geworden sind. 

(Zuruf von der SPD: Wo leben Sie?) 

Aber es gibt eine ganze Menge solcher Maßnah

-

men, die die alte Regierung getroffen hat. Ich nenne 
das Arbeitsförderungskonsolidierungsgesetz von 
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1981, das direkt auf die Finanzsituation der Ge-
meinden durchgeschlagen hat. 

Wir können heute feststellen, daß die Sozialaus-
gaben der 8 000 Gemeinden in der Bundesrepublik 
im vergangenen Jahr um 5,3 % gestiegen sind. Das 
ist die niedrigste Zuwachsrate der letzten fünf 
Jahre. 

(Zuruf von der SPD: Austermanns Mär-
chenstunde!) 

Diese Rate lag wesentlich unter der Steigerung der 
Einnahmen der Gemeinden. Das darf man auch 
nicht übersehen. Die Frage ist ja nicht nur, wie sehr 
die Sozialausgaben steigen, sondern auch, in wel-
cher Relation das zu den Einnahmen der Gemein-
den steht. 

Die positive Entwicklung wurde durch die Ent-
wicklung der Steuereinnahmen unterstützt. Wäh-
rend die Steuereingänge 1982 lediglich um 2 % zuge-
nommen hatten, konnten die Gemeinden 1983 5,4 % 
mehr einnehmen. Das gilt auch für dieses Jahr, und 
im nächsten Jahr werden es nach einer pessimisti-
schen Schätzung voraussichtlich 5,5 % mehr Steuer-
einnahmen sein. 

Man kann also heute eine positive Bilanz ziehen, 
die Bilanz, daß es den Gemeinden heute besser geht 
als 1982, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

besser als 1982 und besser als zu Beginn des Jahres. 
Auch Herr Samtlebe aus Dortmund hat auf einmal 
festgestellt, daß er 50 Millionen mehr im Stadtsäk-
kel hat, als in seinem Haushaltsentwurf eingeplant 
war. 

Deshalb möchte ich die Gemeinden bitten, doch 
mehr zu tun, auch und gerade für kommunale Inve-
stitionen, obwohl wir alle wissen, daß die öffentli-
chen Investitionen sicher nicht den wesentlichen 
Anteil an den Bauausgaben insgesamt ausmachen. 
Der Bund gibt dazu einen Anreiz; der Kollege Möl-
ler wird zum Thema „Städtebauförderung" etwas 
sagen. . 

Es gibt auch keinen Rückschlag durch die Lohn- 
und Einkommensteuerreform. Sicher belastet sie 
die Gemeinden wie auch den Bund und die Län-
der, 

(Zuruf von der SPD: 5 Milliarden!) 

aber alle drei Ebenen haben jahrelang an den heim-
lichen Steuererhöhungen teilgehabt, so daß sie 
heute aufgefordert sind, einen Teil davon abzuge-
ben. Andererseits entlastet die Steuerreform auch 
die Familien und damit natürlich auch die Gemein-
dehaushalte. 

Ich möchte feststellen, daß wir heute auf der Ba-
sis der gegenwärtigen Prognosen sagen können, 
daß im Planungszeitraum bis 1988 die Investitionen 
der Kommunen steigen werden, und zwar stärker 
als je seit 1980 steigen werden, nachdem das Inve-
stitionsvolumen auf ein Viertel zurückgegangen 
war. Der Herr Kollege Hauff, der schnell enteilte, 
hat hier nicht darauf hingewiesen, daß das zu Zei-
ten seiner Regierung der Fall gewesen ist. 

Es gibt dazu auch keine Alternative, auch nicht, 
wenn man dort die Finanzentwicklung sieht, in 
Hessen, auch und gerade nicht für die Stadt Frank-
furt. Der Stadtkämmerer der Stadt Frankfurt hat 
vor kurzem deutlich darauf hingewiesen, wie sehr 
die Stadt Frankfurt von der Landesregierung in 
Hessen alleingelassen wird. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ach Gott, 
da kommen einem ja die Tränen!) 

In Hessen kann sich offensichtlich nur noch freuen, 
wer grüne Taschen hat. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Fischer [Frank

-

furt] [GRÜNE]) 

- Ja, viele Lasten trägt die Stadt, Lasten, die zu tra-
gen eigentlich Aufgabe des Landes ist, Lasten für 
Hochschulen und Universitäten. 

(Weitere Zurufe des Abg. Fischer [Frank

-

furt] [GRÜNE]) 

- Die Stadt hat sicher eine weitere Last mit Ihnen 
als einem Einwohner dieser Stadt zu tragen; das 
gebe ich Ihnen gerne zu, Herr Kollege Fischer. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sollten 
nicht von Dingen reden, von denen Sie 

keine Ahnung haben!) 

Die Stadt Frankfurt ist durch den relativen Rück-
gang der Zuweisungen des Landes beim Finanzaus-
gleich in einer schwierigen Lage, wie der Stadtkäm-
merer dort unterstrichen hat. Da helfen künftig 
auch nicht solche Superkommunalpolitiker wie der 
Herr Hauff, der es ja immerhin fertigbringt, vor 
wenigen Wochen in Esslingen für den Kreistag kan-
didiert zu haben. Vor wenigen Wochen noch hat er 
in Esslingen für den Kreistag kandidiert, er wohnt 
in Köln, er arbeitet in Bonn, und gleichzeitig be-
wirbt er sich als Oberbürgermeister in Frankfurt. 

(Zurufe von der SPD — Gegenzuruf von 
der CDU/CSU: Von nichts eine Ahnung!) 

Ich gehe davon aus, daß er auch in Frankfurt zwei-
ter Sieger bleiben wird wie in Esslingen. 

Meine Damen und Herren, den Gemeinden geht 
es heute besser als 1982. Der Bundesregierung und 
der sie tragenden Mehrheit ist für diese erfolgrei-
che Politik zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Walter Wall

- mann ist ein echter Frankfurter!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, Zwischenrufe sind wunderbar, aber es 
müßte immer noch so sein, daß der Redner noch 
durchdringt. Es ist nicht ganz so einfach. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wenn der 
Lokalpatriotismus hochkommt, Frau Präsi

-

dentin!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Frau Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte sozusagen als 
Vorbemerkung ein Wort des Kollegen Braun auf-
greifen. Wenn ich ihn richtig verstanden habe, hat 
er Zweifel angemeldet, ob die Kollegen in den Land- 
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tagen ihrer Rolle gegenüber den Kommunen in hin-
reichender Weise gerecht werden. Ich halte das ge-
rade nach seinem Beitrag für eine unerträgliche 
Behauptung. Wer selbst die Wirkungsweise der 
Bundespolitik gegenüber den Kommunen so be-
schreibt, wie er es getan hat, sollte sich eine derar-
tige Kritik nicht leisten. Wer im Glashaus sitzt, 
sollte nicht mit Steinen schmeißen. 

(Beifall bei der SPD — Braun [CDU/CSU]: 
Lesen Sie es nach!) 

Wenn Sie sich einmal ansehen, was CDU-Kolle-
gen in den Landtagen zur Frage der Einschätzung 
kommunaler Selbstverwaltung sagen, so müssen 
Sie einräumen, daß offenbar mit der Entfernung 
der CDU-Abgeordneten vom Regierungssitz in 
Bonn die Bereitschaft wächst, sozialdemokratische 
Positionen mitzutragen. So sagt der Präsident des 
Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes: 
ohne eine schnelle Gemeindefinanzreform keine 
freie Selbstverwaltung. Ich empfehle Ihnen, danach 
zu handeln. 

Nun ein Wort zum Kollegen Waffenschmidt. Er 
sagt: Die Wirtschaftspolitik des Bundes ist eine we-
sentliche Voraussetzung zur Besserung in den Ge-
meinden. — Ich will nicht leugnen, daß Wachstum 
natürlich auch dazu führt, daß sich die Einnahme-
seite in den kommunalen Haushalten bessert. Aber 
vielleicht nehmen Sie heute noch einmal Stellung 
zu der Frage, was denn nun eigentlich mit den Ge-
meindehaushalten wird, wenn die neuesten Steuer-
schätzungen deutlich nach unten weisen. Vielleicht 
sagen Sie auch einmal zur Sicherheit unserer Käm-
merer draußen, was Sie machen wollen, wenn es ab 
1986 eine mehr oder weniger große Steuerreform 
gibt, die sich natürlich auch in den Gemeindehaus-
halten niederschlägt. 

Vielleicht bedenken Sie auch einmal, daß nach 
Ihren eigenen Prognosen zwar Wachstum gegeben 
ist, aber Erwerbslosigkeit, Arbeitslosigkeit bleibt, 
Glauben Sie, daß das soziale Gefüge einer Ge-
meinde unbeschädigt bleibt, wenn wir Arbeitslosen-
raten in Ostfriesland, im Emsland haben, die größer 
als 20 % sind? 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das be

-

hauptet ja keiner!) 

Gemeinden sind darauf angewiesen, ein geschlosse-
nes Gefüge zu haben, und Ihre Politik, die sich sehr 
stark auf Harmonie beruft, ist hier kontraproduk-
tiv. 

Ich will zwei Thesen des Berichts herausgreifen. 
Sie sagen: Die Hauptverantwortung für die Ausstat-
tung und den Bewegungsspielraum der Gemeinden 
liegt in den Ländern. — Darüber wird zu reden sein. 
Sie sagen zweitens: Die Zielsetzung der Bundesre-
gierung ist, gleichwertige Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen in allen Teilräumen des Bundesgebietes 
zu schaffen. — Wir wollen Sie gerne beim Wort neh-
men. 

Die CDU rühmt sich, für eine ortsnahe Aufgaben-
erledigung einzutreten — heute erst wieder demon-
striert —, d. h., die Aufgabenerfüllung durch den 
Staat nur, soweit die Kommunen die Aufgabe nicht  

optimal erfüllen können. Diese formulierte Subsi-
diarität verkennt aber völlig, daß eine wesentliche 
Voraussetzung dafür die hinreichende Fähigkeit ist, 
über Ausgaben auch real verfügen zu können. Sie 
brauchen die Stärkung der Finanzkraft der Kom-
munen, wenn Sie Ihre Politik real durchsetzen wol-
len, oder Sie gehen in die Irre. 

Wie sieht es nun aus mit der Verwirklichung die-
ses Ziels? Der Bund entzieht den kommunalen Ge-
bietskörperschaften auch heute noch Mittel, indem 
er sie kräftig an den Kosten der Arbeitslosigkeit 
beteiligt. Sie schaffen nicht Raum für die Erfüllung 
neuer Aufgaben, sondern sie reduzieren die finan-
zielle Leistungsfähigkeit im Hinblick auf dringende 
klassische Aufgaben der Kommunen. 

In der gegebenen Situation bleibt nur festzustel-
len, daß die Kommunen gerade in strukturschwa-
chen Räumen häufig den größten Nachholbedarf an 
Infrastruktur haben und Gemeinden mit den größ-
ten Sozialausgaben über eine schwache Finanz-

' kraft verfügen. Das ist doch auch nicht verwunder-
lich, weil die Ausgaben für die Sozialhilfe dort stei-
gen, wo eine große Arbeitslosigkeit herrscht, und 
große Arbeitslosigkeit mit einer wachsenden Fi-
nanzschwäche der Gemeinden einhergeht. 

Man muß gar nicht die Situation in Ostfriesland 
heranziehen, sondern es genügt der Vergleich bei-
spielsweise der Verdichtungsräume Hannover und 
Stuttgart, um dieses Problem zu erkennen. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Stuttgart hat 
aber nicht eine so hohe Arbeitslosigkeit!) 

— In Stuttgart haben wir unter einer CDU-geführ-
ten Landesregierung eine Arbeitslosigkeit, die halb 
so hoch ist wie die in Hannover, auch unter einer 
CDU-geführten Landesregierung. 

(Braun [CDU/CSU]: Warum hat man da 
nicht rechtzeitig aufgepaßt?) 

Sie sehen, daß sich hier Strukturen verändern, die 
Sie in Ihre Überlegungen überhaupt noch nicht ein-
bezogen haben. 

Nun werden Sie einwenden, daß über den Fi-
nanzausgleich eben die Länder zu entscheiden hät-
ten. Aber der Finanzausgleich, den die Länder an-
bieten können, ist vom eigenen finanziellen Vermö-
gen abhängig. Und ich habe eben deutlich gemacht, 
daß bei gleicher politischer Führung dennoch er-
hebliche Unterschiede in der Finanzkraft vorhan-
den sind. 

(Braun [CDU/CSU]: Das liegt auch in der 
Wirtschaftstruktur begründet! — Zuruf von 

der SPD: Aha!) 

Jetzt frage ich die Bundesregierung, die eine 
Strukturpolitik betreiben will, die dem eigenen Ziel, 
gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen, ge-
recht werden soll. 

(Braun [CDU/CSU]: Strukturpolitik ist eine 
langfristige Politik, Herr Kollege Kiehm! 
Das geht nicht von der Hand in den 

Mund!) 

— Genau das ist der Vorwurf, den ich mache, näm

-

lich daß diese Bundesregierung glaubt, sie könne 
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beim Status quo bleiben und von daher ein Angebot 
zur Konsolidierung der kommunalen Leistungsfä-
higkeit machen. 

Die Bundesregierung spricht in Ihrer Antwort — 
ich wiederhole es noch einmal — von dem Gebot, 
gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Teilräu-
men des Bundesgebietes zu schaffen, und von der 
Absicht, darauf hinzuwirken, daß im Rahmen der 
Daseinsvorsorge ein gleichmäßiger Zugang zu ent-
sprechenden Einrichtungen erreicht wird. Diese 
Zielrichtung findet durchaus den Beifall der SPD-
Bundestagsfraktion — sie entspricht doch auch der 
Praxis von 13 Jahren sozialliberaler Regierung und 
ist in der Tat geeignet, die Situation in unseren 
Städten und Gemeinden zu verbessern —; die ent-
scheidende Frage ist nur: Wie soll das erreicht wer-
den? In ihrer Regierungserklärung sagt sie — und 
nennt Kriterien —: Bedarf muß vorhanden sein, die 
Unterstützung der Gemeinden und Länder muß ge-
geben sein, und es darf keine dauerhafte Vernach-
lässigung der ländlichen Räume erfolgen. 

Die Bedarfsfrage ist leicht zu beantworten. Insbe-
sondere in den Verdichtungsräumen besteht in den 
Bereichen Städtebau und Stadtsanierung ein im-
menser Bedarf. Mit Bedauern nehmen gerade die 
großen Städte zur Kenntnis, daß sich der Bund aus 
dem Mietwohnungsbau zurückziehen will. Viel-
leicht darf ich hier einschieben, Herr Kollege, der 
Sie geleugnet haben, es hätte keinen Abbau von 
Wohngeld gegeben: Bei Alleinerziehern und bei Be-
hinderten hat es einen Abbau in der Größenord-
nung von etwa 120 Millionen DM gegeben — um 
das einmal deutlich zu sagen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Und was hat die 
alte Regierung getan?) 

Aber auch über die Verdichtungsräume hinaus stei-
gen die Ansprüche, z. B. an den öffentlichen Perso-
nennahverkehr, und die Folgekosten aus den für 
viele Gemeinden neuen Aufgaben sind unvermeid-
lich. Je mehr sich der Bund beispielsweise den Ver-
pflichtungen entzieht, Kosten von Verkehrsverbän-
den mitzutragen, desto höher wird die Last für die 
beteiligten Gemeinden. Bedarf ist vorhanden, Un-
terstützung der Gemeinden ist gegeben, die Länder-
beteiligung ist je nach Vermögen sehr unterschied-
lich geregelt, aber der Bund ist offenbar nicht wil-
lens, in notwendigem Maße selbst zur Finanzierung 
beizutragen, wie es den eigenen Zielvorstellungen 
entsprechen müßte. 

Bedarf ist auch im Sektor Ent- und Versorgung. 
Der Kollege Hauff hat darauf hingewiesen. Nach 
DIFU beträgt das erwartete Investitionsvolumen im 
Bereich der Wasserversorgung 15 Milliarden, im 
Bereich Fernwärme 8 Milliarden, im Entsorgungs-
bereich für Abfall 9 Milliarden, für Abwasser 
65 Milliarden DM. Obwohl hier Folgekosten noch 
über Gebührenhaushalte abgewälzt werden kön-
nen, wird eine gemeinsam von CDU-regiertem 
Bund und CDU-regierten Ländern getragene Politik 
dazu führen, daß die Gemeinden gehindert werden, 
auch dafür Kredite aufzunehmen. Was es für das 
Baugewerbe bedeutet, ist hier schon angedeutet 
worden. Ein Zitat aus der Städteversammlung Nie-
dersachsens 1984: 

Die niedersächsischen Kommunen lagen bei 
den Sachinvestitionen im Jahre 1983 nominal 
um 32 %, real sogar um 50 % unter dem Niveau 
des Jahres 1980. Die kommunalen Baumaßnah-
men sind auch im ersten Halbjahr 1984 noch 
einmal um mehr als 16 %, bei den kreisfreien 
Städten sogar um 32 % mit stark negativen Wir-
kungen auf dem Arbeitsmarkt gesunken. 

Sie können doch keine Politik betreiben, die sich 
gegen die Sicherung von Arbeitsplätzen richtet und 
die gleichzeitig dazu beiträgt, daß es unseren Kom-
munen nicht besser geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
gordnete Dr. Schroeder (Freiburg). 

Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Echte kommunale 
Selbstverwaltung entscheidet sich an der Finanz-
ausstattung der Gemeinden. Deshalb steht die Fi-
nanzausstattung der Gemeinden auch als ein 
Schwerpunkt im Mittelpunkt dieser Debatte. 

Meine Fraktion begrüßt die Zusicherung, daß 
grundsätzlich keine neuen kostenwirksamen Ge-
setze mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen 
zu Lasten der Kommunen ohne gleichzeitige Dek

-

kung beschlossen werden. Es läuft den Gemeinden 
noch heute „eiskalt den Rücken herunter", wenn sie 
sich an die sogenannte „Operation '82" der SPD-
geführten Bundesregierung erinnern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Zu Recht ist seinerzeit von dem heutigen Parlamen-
tarischen Staatssekretär Dr. Waffenschmidt das 
Wort vom „Verschiebebahnhof" geprägt worden. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Das war keine Ope

-

ration, das war Kurpfuscherei!) 
Mit den Steueränderungsgesetzen 1983 und 1984 

ist eine deutliche Kurskorrektur zugunsten einer 
gemeindefreundlichen Politik eingeleitet worden. 

Schwerpunkt des Steueränderungsgesetzes 1983 
war es, die Hinzurechnungsvorschriften bei der Ge-
werbesteuer für Dauerschulden stufenweise zu ver-
ringern. Als Ausgleich wurde aber die Gewerbe-
steuerumlage zugunsten der Gemeinden ebenfalls 
reduziert. Die Mehreinnahmen aus der Senkung 
der Umlage haben die kommunalen Steuerminde-
reinnahmen mehr als ausgeglichen. 

Das Steuerentlastungsgesetz 1984 hat überpro-
portionale Einnahmeausfälle der Länder und Ge-
meinden dadurch ausgeglichen, daß für 1984 und 
1985 der Anteil an der Umsatzsteuer um einen Pro-
zentpunkt erhöht wurde. Die Gemeinden haben da-
von im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
mit rund 400 Millionen DM profitiert. Das haben 
heute leider schon sehr viele vergessen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Damit ist auch die Richtung aufgezeigt, wie bei 
künftigen notwendigen steuerlichen Entlastungen 
der Bürger und der Wirtschaft verfahren werden 
muß. 
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Meine Fraktion begrüßt daher, daß die Bundesre-

gierung auch für künftige Steueroperationen einen 
Ausgleich in Richtung der Gemeinden signalisiert. 
Die geplante Steuerentlastung für 1986 und 1988 
wird bei den Gemeinden 1986 mit rund 2,2 Milliar-
den DM und 1988 mit rund 4,3 Milliarden DM Min-
dereinnahmen zu Buch schlagen. Die hohen Aus-
fallwirkungen zu Lasten der Gemeinden müssen 
bei dieser Größenordnung auf jeden Fall auch mit 
in die Verhandlungen mit den Ländern über die 
Neuverteilung der Umsatzsteuer ab 1. Januar 1986 
einbezogen werden. 

(Schlatter [SPD]: Wir nehmen Sie beim 
Wort!) 

— Das können Sie, Herr Kollege Schlatter. 

Von ganz besonderer Bedeutung für die Gemein-
den ist die Gewerbesteuergarantie des Bundeskanz-
lers, eine Zusage, die in der Antwort der Bundesre-
gierung wiederholt und in der heutigen Debatte von 
Herrn Staatssekretär Dr. Waffenschmidt nochmals 
bekräftigt wurde. Wenn die Gewerbesteuer im 
Schnitt heute auch nur noch rund 8 % der kommu-
nalen Einnahmen ausmachen mag: Nach dem jetzi-
gen Stand ist ein weiterer Abbau der Gewerbe-
steuer ohne generelle Neuordnung des Systems 
kommunaler Steuern nicht zu verantworten. Eine 
solche Neuordnung des Gemeindefinanzsystems ist 
aber für diese Legislaturperiode nicht mehr vorge-
sehen. Das ist auch gut so, weil hier kein Schnell-
schuß, sondern behutsame Beratungen notwendig 
sind, Herr Kollege Dr. Solms. 

(Bernrath [SPD]: Dann fangen Sie damit 
an!) 

Die Schwerpunkte für die steuerpolitischen Ent-
scheidungen in dieser Legislaturperiode liegen j a, 
wie alle wissen, auf anderen Gebieten. 

Eine Neuordnung des Gemeindefinanzsystems 
kann nur im Einvernehmen mit den Gemeinden 
erfolgen. Ein qualitativ gleichwertiger Ersatz bei 
der Gewerbesteuer, Herr Kollege Dr. Solms, ist 
nicht so leicht zu finden. Bei aller Problematik, die 
Sie hier aufgezeigt haben, können die positiven 
Strukturen dieser Steuer nicht übersehen werden, 
insbesondere die Bindung der Betriebe zu den Ge-
meinden. Ich kann nur sagen: Bei einem völligen 
Wegfall der Gewerbesteuer wird das Interesse der 
Gemeinden an Gewerbebetrieben sehr schnell er-
lahmen, und auch Anreize für die Neuansiedlung 
von Betrieben werden nicht mehr gegeben sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Der „Stein des Anstoßes", wie Herr Kollege Dr. 
Solms die Gewerbesteuer genannt hat, darf also 
nicht so voreilig durch einen anderen Stein ersetzt 
werden, der vielleicht noch größer ist. 

Eine Neuordnung des kommunalen Steuersy-
stems muß neben der Finanzautonomie der Ge-
meinden auch einen stetigen und berechenbaren 
Fluß der Gemeindesteuern sicherstellen. Darum 
geht es auch in dem Entwurf eines dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes. 
Hier geht es darum, die Einkommensentwicklung 
der letzten Jahre angemessen zu berücksichtigen. 

Die Vorlage ist ein Kompromiß zwischen in den 
Interessen kleinerer und größerer Gemeinden. 

Abschließend weise ich darauf hin, daß alle Be-
mühungen um eine Verstärkung der Handlungs-
spielräume unserer Städte, Gemeinden und Kreise 
letztendlich von den Rahmenbedingungen der ge-
samten Wirtschaft und der Lage aller öffentlichen 
Haushalte abhängen. Hier hat die Politik der jetzi-
gen Bundesregierung eine positive Entwicklung 
eingeleitet, die bei unseren Kommunen bereits be-
achtliche Früchte trägt, und zwar hinsichtlich der 
Steuereinnahmen, der Investitionstätigkeit und der 
Konsolidierung der kommunalen Haushalte. Auch 
mit hämischen Bemerkungen seitens der SPD kann 
diese positive Entwicklung nicht wegdiskutiert wer-
den. Dieser Weg muß zielstrebig fortgesetzt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Antworten der Bundesregie-
rung auf den Fragenkomplex Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau sind ein schönes Beispiel da-
für, wie man mit großen und mundgerechten Wor-
ten viel reden kann, ohne etwas zu sagen. Mit politi-
scher Belletristik dieses Stils wird man allerdings 
der Lösung der konkret anstehenden Probleme mit 
Sicherheit nicht gerecht. Wir als diejenigen, die 
draußen in den Kommunen als Kommunalpolitiker 
Mitverantwortung dafür zu tragen haben, daß die 
Wohn-, Lebens- und Arbeitsbedingungen der Men-
schen zeitgerecht gestaltet werden können, sind es 
leid, mit politischer Ankündigungslyrik abgespeist 
zu werden. 

Wenn es da heißt, daß im gesamten Baurecht 
alles viel einfacher, viel reibungsloser, viel über-
sichtlicher werden soll, dann hört sich das zunächst 
einmal ganz schön an. Wer würde sich nicht dar-
über freuen, wenn zersplitterte und komplizierte 
Gesetze zusammengeführt und auf ihre Regelungs-
notwendigkeit hin durchforstet werden! Wenn diese 
Durchforstung aber dazu führt — diese Sorge ha-
ben wir —, daß wichtige Schutzrechte der Bürger 
und deren mühsam aufgebaute Mitspracherechte 
bei Flächennutzungs- und Bebauungsplänen redu-
ziert werden, dann führt das nicht zu einer Stär-
kung, sondern zu einer Schwächung der Interessen 
der Betroffenen. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle Erfahrungen zeigen, daß gerade durch die 
ausgebauten Mitwirkungsrechte der Bürger man-
che Sündenfälle im Bereich des kommunalen Um-
weltschutzes vermieden werden konnten. Wir wer-
den mit Argusaugen — darauf können Sie sich ver-
lassen — darüber wachen, daß der Katalog der Kri-
terien, die nach dem Bundesbaugesetz bei der Er-
stellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen sind, 
nicht angetastet oder in irgendeiner Form verwäs-
sert wird. 

Man kann diese Debatte, meine Damen und Her-
ren, nicht führen, ohne auch hier einige Anmerkun- 
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gen zu der sich immer dramatischer entwickelnden 
Lage der Bauwirtschaft zu machen. Mit hohem fi-
nanziellem Aufwand wurde ein Programm finan-
ziert, dessen Wirkung äußerst minimal war und 
heute schon weitgehend verpufft ist. Die Finanzie-
rungsgrundlage, nämlich die Investitionshilfeab-
gabe, ist durch den Spruch des Bundesverfassungs-
gerichts weggefallen und muß zurückgezahlt wer-
den. Die Auszehrung der Kommunalfinanzen 
führte nahezu zu einem Stillstand der kommunalen 
Investitionen. Bauunternehmen, nicht selten die 
Stütze des Arbeitsmarktes im ländlichen Raum, ge-
raten in immer größerem Umfang in Existenzkri-
sen. Pleiten in diesem Gewerbezweig sind an der 
Tagesordnung. 

In dieser kritischen Lage fällt der Bundesregie-
rung wirklich nichts besseres ein, als auch noch den 
dritten Teil des Sonderprogramms zur Belebung 
des sozialen Wohnungsbaus mit einem Volumen 
von 250 Millionen DM ersatzlos mit der Begrün-
dung zu streichen, das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Investitionshilfeabgabe habe die 
Finanzierungsgrundlage in Wegfall gebracht. 
Gleichzeitig wird der Rückzug des Bundes aus der 
Förderung des Mietwohnungsbaus angekündigt. 
Mitbetroffen sind neben vielen tausenden Bauar-
beitern insbesondere auch die Städte und Gemein-
den, nicht selten gerade im strukturschwachen 
Raum. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Allenfalls die Neue 
Heimat!) 

— Sie müssen es deutlicher sagen, damit ich es 
auch höre. 

Es hört sich ja nicht gerade unvernünftig an, 
wenn die Bundesregierung erklärt, daß das Bau-
land, das bereits heute in Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen der Gemeinden ausgewiesen ist, 
ausreicht, um den bis Anfang der 90er Jahre abseh-
baren Bedarf zu decken. Lapidar wird dieser richti-
gen Erkenntnis die ebenfalls richtige Feststellung 
angefügt, daß das ausgewiesene Bauland jedoch 
nicht in vollem Umfang als Angebot auf dem Markt 
zur Verfügung stehe. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wer sich aber bei diesen richtigen Ausgangser-
kenntnissen der Hoffnung hingibt, die Bundesregie-
rung werde wenigstens Fingerzeige dafür geben, 
mit welchem Instrumentarium die vorhandenen 
Baulandreserven nutzbar gemacht werden könn-
ten, sieht sich bitter enttäuscht. 

So richtig die Feststellung ist, daß künftig der 
Innenentwicklung der Städte und Gemeinden, also 
der Stadt- und Dorferneuerung, dem Schließen von 
Baulücken, dem Arrondieren vorhandener Siedlun-
gen sowie der Nutzbarmachung von Brachgrund-
stücken in den Innenbereichen entscheidende Be-
deutung zukommt, ohne ein wirkungsvolles boden-
rechtliches Instrumentarium bleiben diese Fest-
stellungen völlig wirkungslos und sind reine Maku-
latur. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die täglichen kommunalen Erfahrungen zeigen, 
daß es für Städte, Gemeinden und Bauwillige im-
mer schwieriger wird, ganz zu schweigen von den 
horrenden Baulandpreisen, überhaupt an bebau-
bare und erschlossene Grundstücke heranzukom-
men. 

(Haehser [SPD]: Jawohl!) 

Die Gemeinden schaffen zwar die baurechtlichen 
Voraussetzungen und liefern die für die Bebaubar-
keit erforderliche Infrastruktur, sind aber in den 
meisten Fällen trotz gegebenen Bauinteresses völ-
lig machtlos, tatsächlich eine gewünschte Bebau-
ung herbeizuführen. Die exorbitanten Bauland-
preise führen insbesondere im Ballungsraum, aber 
auch schon weitgehend auf dem flachen Land dazu, 
daß trotz aller Anstrengungen Normalverdiener 
keine Chance haben, ein Eigenheim bzw. Woh-
nungseigentum zu erlangen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn aber nicht alsbald ein wirkungsvolles In-
strumentarium zur Bebaubarkeit der vorhandenen 
baureifen Grundstücksreserven geschaffen wird, 
wird sich — dies kann unschwer vorausgesagt wer-
den — die stadtökologisch unvertretbare Zersiede-
lung der Landschaft weiter fortsetzen. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Der ist noch nie 
bei uns im Ausschuß gewesen!) 

Mit der Zurückziehung der Baulandnovelle der 
Regierung Schmidt/Genscher hat die jetzige Regie-
rung deutlich gemacht, daß sie nicht bereit ist, ei-
nen möglichen Weg in die richtige Richtung einzu-
schlagen. 

(Schlatter [SPD]: Dazu ist sie nicht in der 
Lage!) 

Wie sollen aber die vorhandenen privaten Bauland-
reserven nutzbar gemacht werden, wenn noch nicht 
einmal die gesetzlichen Grundlagen für die überfäl-
ligen Neufestsetzungen der Einheitswerte zur ge-
rechten Baulandbesteuerung geschaffen werden? 
Dies frage ich allen Ernstes auch als Kommunalpo-
litiker. 

Mit unserer Großen Anfrage zur Baulandsitua-
tion und zur Entwicklung der Baulandpreise wer-
den wir die Bundesregierung zwingen, Farbe zu be-
kennen, ob sie bereit ist, ihren hehren Wunschvor-
stellungen auch die entsprechenden Taten folgen zu 
lassen. 

(Schlatter [SPD]: Das kann die gar nicht, 
Farbe bekennen!) 

Abschließend noch ein Wort zu den raumordneri-
schen Vorstellungen der Bundesregierung: Diese 
Antworten sind wahrlich ein Schulbeispiel dafür, 
wie man Sprechblasen produzieren kann, ohne 
auch nur etwas, ein Sterbenswörtchen Substantiel-
les von sich zu geben. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Na, na! — Dr. Jahn 
[Münster] [CDU/CSU]: Was Sie da vorle

-

sen, glauben Sie doch selbst nicht!) 

— Die Aneinanderreihung bloßer Ankündigungen 
feiert hier wirklich wahre Triumphe. Da steht ein 
Schlagwort nach dem anderen, ohne daß darin in 
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irgendeiner Weise substantielle Aussagen enthal-
ten wären. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Tatsächlich aber entfernen wir uns immer weiter 
von der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen 
— mein Kollege Kiehm hat vorhin bereits darüber 
gesprochen — in unserem Land. Im Windschatten 
wortreicher Ankündigungen zur Strukturpolitik — 
auch das ist in der Antwort der Bundesregierung 
nachzulesen — zieht sich die Bundesbahn aus der 
Fläche zurück und werden hoffnungsvolle Ansätze 
zum Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs 
auf dem flachen Lande durch finanzielle Auszeh-
rung zum Stillstand gebracht. Die vom Bund ent-
scheidend mitverursachte kommunale Finanz-
schwäche — darüber ist heute reichlich debattiert 
worden — und der nachhaltige Rückzug des Bun-
des von strukturpolitischen Maßnahmen zur Förde-
rung der Infrastruktur im ländlichen Raum sind 
eine entscheidende Ursache dafür, daß sich in den 
Städten und Gemeinden des flachen Landes eine 
tiefe Resignation breitmacht. 

Eine als herzhaft angekündigte Kost, die sich bei 
näherer Betrachtung als Nulldiät herausstellt, ist 
das, was wir Kommunalpolitiker am allerwenigsten 
ertragen können. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blank [CDU/ 
CSU]: Eine schwache Rede! — Dr. Jahn 
[Münster] [CDU/CSU]: Nur Behauptungen, 

keine Beweise!) 

Vizepräsident Frau Renger: Als nächster hat das 
Wort Herr Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Sehr geehrte Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Bachmaier, wenn Sie gelegentlich bei uns 
im Städtebauausschuß anwesend gewesen wären, 
hätten Sie nicht so viele Sprechblasen, von denen 
Sie gesprochen haben, produzieren können. 

(Müntefering [SPD]: Es ist alles richtig, 
was er gesagt hat!) 

Kommunalpolitik ist in weiten Strecken Städte-
baupolitik. Die Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage trägt dieser Tatsache Rechnung. 
Sie geht ausführlich auf die Wohnungs- und auf die 
Städtebaupolitik ein. Sie kann das auch mit gutem 
und ruhigem Gewissen tun; denn sie hat in diesem 
Bereich in den vergangenen zwei Jahren viele Plus-
punkte sammeln können. Das ist ganz augenfällig 
bei der Städtebauförderung, bei der Dorferneue-
rung, bei der Vereinfachung des Städtebauförde-
rungsrechts und bei den Arbeiten für ein neues 
Baugesetzbuch. Auf diese vier Punkte möchte ich 
ganz kurz eingehen. 

Erstens. Der Bund unterstützt die Städte und Ge-
meinden bei der Stadterhaltung und bei der Stadt-
erneuerung in einem bisher nicht gekannten Aus-
maß. Nach den neuesten Beschlüssen des Haus-
haltsausschusses stehen 1985 330 Millionen DM zur 
Verfügung. Diese Zahl beweist, daß die Bundesre-
gierung klar erkannt hat, wo die Probleme ,der 

Kommunen liegen. Die Mittel für die Städtebauför-
derung sind auf einem hohen Niveau verstetigt 
worden; etwa 50 % höher als zu Beginn der Regie-
rungsübernahme. 

Der hohe Anstoßeffekt der Städtebauförderung 
und der Anreiz für private Investitionen sind be-
kannt. Öffentliche Mittel veranlassen private Bau-
investitionen in vielfacher Höhe. Das ist gerade für 
die Bauwirtschaft zur Zeit von besonderer Bedeu-
tung. 

Das Zweite, was ich ansprechen will, gilt genauso 
für die Dorferneuerung: Erhaltungs- und Erneue-
rungsmaßnahmen sind nämlich auch für die Sied-
lungen im ländlichen Bereich wichtig. Auch hier 
muß das Ortsbild bewahrt, das Umfeld verbessert 
werden, die Infrastruktur gesichert und der Ver-
kehr beruhigt werden. Es ist daher dankbar zu be-
grüßen, daß die Bundesregierung die Dorferneue-
rung als Förderbereich in den Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" aufgenommen hat. Da-
mit ist es erstmals möglich Dorferneuerungsmaß-
nahmen in diesem Rahmen zu fördern. 

Ein Drittes: In diesen Tagen haben wir eine No-
velle verabschiedet, die jetzt im Bundesgesetzblatt 
verkündet worden ist. Mit dieser Novelle wird das 
rechtliche Instrumentarium für die Städtebauför-
derung und die Städtesanierung verbessert. In der 
Stadterneuerung liegt derzeit die größte und die 
drängendste Aufgabe der Städte und Gemeinden. 
Um diese Aufgabe zu erleichtern, haben wir ein 
sogenanntes vereinfachtes Verfahren bei der Stadt-
sanierung eingeführt. Ich freue mich, sagen zu kön-
nen, daß die große Resonanz, die diese Novelle 
schon jetzt bei den Städten und Gemeinden findet, 
das Bedürfnis bestätigt, das zu dieser kleinen No-
velle geführt hat. 

Viertens. Bei den Arbeiten für ein neues Bauge-
setzbuch ist die erste wichtige Etappe erreicht. Wir 
danken dem Bundesbauminister Dr. Schneider, daß 
bereits Ende August dieses Jahres die Ergebnisse 
der Arbeitsgruppen der Öffentlichkeit übergeben 
werden konnten. Ich hätte Ihnen empfohlen, Herr 
Kollege Bachmaier, diese Ergebnisse zunächst mal 
zu studieren. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Der hätte besser 
den Müntefering reden lassen; der versteht 
wenigstens etwas davon! — Dr. Jahn [Mün-
ster] [CDU/CSU]: Aber der hätte nicht so 

schimpfen können!) 

Mit diesen Arbeiten ist eine Phase breiter Erörte-
rung in Praxis und Wissenschaft eingeleitet wor-
den. Nach dem Stand der Arbeiten kann heute 
schon gesagt werden, daß das neue Baugesetzbuch 
für die Kommunen eine Stärkung der Selbstverwal-
tung und auch ihrer Planungshoheit bringen wird. 

Gesetze und Rechtsprechung haben die Rechtssi-
cherheit gefährdet und die Gestaltung der bebauten 
Umwelt erschwert. Die Aufstellung der Bebauungs-
pläne muß erleichtert werden. Dabei muß geprüft 
werden, ob die Genehmigungspflicht für die Bebau-
ungspläne entfallen kann. Gerade das Genehmi-
gungsverfahren dient in der Praxis oft dazu, über 
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die bloße Rechtsaufsicht hinaus Einfluß auf die pla-
nerischen Entscheidungen der Gemeinden zu neh-
men. Die Planungshoheit der Gemeinden könnte 
auch durch eine Erhöhung der Bestandskraft der 
Bauleitpläne gestärkt werden. Es muß erwogen 
werden, die Anfechtung von Bauleitplänen zeitlich 
zu befristen. Wo es rechtsstaatlich vertretbar ist, 
sollten Regelungen in das Ermessen der Gemein-
den gestellt werden. Der Mut der Gemeinden zu 
Ermessensentscheidungen muß wieder anerkannt 
und gestärkt werden. Es ist mit dem Geist der kom-
munalen Selbstverwaltung nicht vereinbar, alles ge-
nau festzulegen und die Gemeinden zum Vollzugs-
organ des Staates zu degradieren. 

Künftig werden die Stadterhaltung, die Stadter-
neuerung, die Stadtökologie und der Bodenschutz 
besondere Bedeutung erlangen. Auch dem wird das 
Baugesetzbuch besonders Rechnung zu tragen ha-
ben. Aber auch den Bürgern in den kleinen Städten, 
Gemeinden und Weilern muß die Möglichkeit ver-
bleiben und erleichtert werden, in ihrer ange-
stammten Heimat zu wohnen. 

Man kann heute schon feststellen, daß die Bun-
desregierung einen hervorragenden Beitrag dazu 
liefert, daß die Kommunen diesen Aufgaben der Zu-
kunft gerecht werden können. Die Arbeiten für das 
neue Baugesetzbuch haben gut begonnen. Ich bitte 
schon heute alle Kollegen und alle Fraktionen, die-
ses Gesetzeswerk zu unterstützen und diesen Ge-
setzentwurf nach Einbringung im nächsten Jahr 
gründlich, aber auch zügig zu beraten. Damit wer-
den wir die Lage der Städte, Gemeinden und Krei-
se, über die wir heute nur reden, durch die Tat ver-
bessern. Das muß unser Ziel sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ergänzend zu den Aus-
führungen meines Kollegen Krizsan möchte ich ein 
paar Gesichtspunkte zu den Problemen der Kom-
munen ansprechen, und zwar unter den Gesichts-
punkten Raumordnungspolitik, Landschaftsver-
brauch und Entbürokratisierung. 

Zur Raumordnungspolitik fällt zunächst auf, daß 
in der Antwort der Bundesregierung auf Druck-
sache 10/1506 eine Äußerung über die Problematik 
des Nord-Süd-Gefälles gänzlich fehlt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Steht im Raumord-
nungsbericht, Herr Kollege!) 

Die Folgen einer an der Logik des Kapitalismus 
orientierten Wirtschaftsweise treten in den altin-
dustrialisierten Montanrevieren ausgeprägter als in 
anderen Industrieregionen hervor. Das Ruhrgebiet 
ist dabei die zentrale Problemregion. Massenar-
beitslosigkeit und Umweltzerstörung sind der Nähr-
boden für Kapitalflucht und selektiven Bewohner-
schwund. Damit ist ein Teufelskreis von ökologi-
schen und sozialen Zerstörungsprozessen begon-
nen. Das Kapital zieht sich aus einer Region zurück, 

nachdem es diese Region in einem hundertjährigen 
Aussaugprozeß zerstört hat, verlagert sich in at-
traktivere — weil noch relativ unzerstörte — Regi-
onen. Der Vampir sucht sich neue Opfer. 

Letztes Kriterium für den Ausstieg aus einer Alt-
region ist die Erkenntnis, daß der Strukturwandel 
eine Modernisierung nicht mehr profitabel zuläßt. 
Die Folge ist erzwungene Mobilität, zumindest für 
die mobilen Höherqualifizierten, während die ande-
ren schon allein deshalb auf der Strecke bleiben, 
weil sie auf gewachsene, ortsgebundene Arbeit und 
soziale Bezüge angewiesen sind. 

Das ökologische Spiegelbild dazu: Im Ruhrgebiet 
bleiben zunehmend Industriebrachen — vielfach 
mit verseuchten Böden — zurück, für deren Rekul-
tivierung die rapide abnehmende Wirtschaftskraft 
der Städte nicht mehr ausreicht. Dagegen werden 
im Umland der süddeutschen Metropolen und der 
strukturstarken Oberzentren in ländlichen Räumen 
unverbrauchte Landschaften zersiedelt werden. Ich 
empfehle Ihnen den Besuch von Liverpool und der 
Region Mittelengland, falls Sie glauben sollten, dies 
seien wieder einmal nur die Horrorvisionen von 
grünen Spinnern. 

Leider verstärken die Landesregierungen und 
Kommunen diesen Trend durch Festklammern an 
alten Monostrukturen, verbunden mit undifferen-
zierter Technologieförderung. So vergeben sie Mil-
liardensubventionen ohne Gegenleistungen zur 
Wahrung von Besitzstandsinteressen in alten Bran-
chen. Gleichzeitig verstärkt diese Art Förderung 
den ökologischen Raubbau: Noch nicht vollständig 
genutzte Zechen werden dichtgemacht, aber gleich-
zeitig werden, z. B. im südlichen Münsterland, die 
letzten Wälder zum Aufschluß neuer Kohlefelder 
zerstört. 

Die großräumigen Grünverbindungen im Ruhrge-
biet werden weiter durch den Irrsinn von Auto-
bahnprojekten bedroht, die angeblich die Standort-
gunst erhöhen sollen, während das Revier seit Jahr-
zehnten übererschlossen ist und sich neue Indu-
strien in einem Verbund ganz neuer Bedrohung mit 
Rüstungs- und Hochtechnologieentwicklung — un-
abhängig von einer nicht so dichten Verkehrser-
schließung im Süden — in Stuttgarter oder Mün-
chener Regionen ansiedeln. Eine neue Politik muß 
dagegen auf eine Zurücknahme der technokrati-
schen Planungsvorstellungen von der „vollständi-
gen Erschließbarkeit" dieses unseres Landes abzie-
len. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Zurück 
zur Tranfunzel!) 

Der unselige Leber-Plan muß aus den Planergehir-
nen endlich entfernt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vielmehr müssen diese ganz neu das Gegenteil ler-
nen, nämlich Trassenrekultivierung zu betreiben, 
Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen und land-
schaftspflegerische Begleitpläne zu erstellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Die sind vorgeschrieben!) 



7336 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Sauermilch 
Dem weiteren Landschaftsverbrauch ist auch da-

durch entgegenzuwirken, daß bislang geplante Be-
bauungspläne für die Bebauung mit Einfamilien-
häusern für eine höhere Verdichtung mit Maßen 
freigegeben werden und daß vorrangig Baulücken 
gefüllt werden. 

Nennenswerte Ansätze, solche Politik zu fördern, 
können wir bei der Raumordnungspolitik und der 
Städtebaupolitik der Bundesregierung nicht erken-
nen. Der Bundesbauminister nimmt die Verelen-
dungsprozesse des Ruhrgebiets tatenlos hin. Er be-
hindert nicht den beschriebenen weiteren Zugriff 
des Kapitals auf die verbliebenen, relativ heilen Be-
reiche. Diese reale Politik des Zusehens steht im 
krassen Widerspruch zu den wortreichen, unver-
bindlichen Bekundungen des Ministers, auch wenn 
sie manchmal lateinisch sind. 

Ohne Zweifel — und das beklagen wir seit lan-
gem vergeblich — sind ein Hauptgrund für viele 
städtebauliche Mißstände das Bodenrecht und die 
steuerrechtliche Bevorteilung des Bodens. So wird 
z. B. das Wohnen durch überdurchschnittliche Stei-
gerung der Bodenpreise aus den Innenstädten ver-
drängt; 

(Vorsitz : Vizepräsident Westphal) 

so wird der Bebauungsdruck an den Stadträndern 
als Folge des Nachfragedrucks gesteigert; so entste-
hen Anreize, spekulative Hortung von Bauerwar-
tungsland zu betreiben und damit die Preise hoch-
zudrücken, so daß nur noch kapitalkräftige Käufer 
in Frage kommen und so immer mehr Boden in die 
Hände des Kapitals gerät. Hier läge einer der Kern-
punkte sozialer Politik zusammen mit den Städten 
und Gemeinden, bis hinein in die zersiedelten länd-
lichen Regionen. Aber diese Regierung tabuisiert 
weiterhin diesen fundamentalen Bereich. 

Nun noch ein paar Worte zur Entbürokratisie-
rung. Wir alle warten gespannt — es ist hier heute 
schon mehrfach angesprochen worden — auf das 
Jahrhundertwerk des Bauministers, das soge-
nannte Baugesetzbuch. Wenn darin z. B. das Ver-
fahren bei der Aufstellung von Bauleitplänen ge-
rafft werden soll, dann haben wir die Befürchtung, 
daß das zu Lasten der ohnehin problematischen 
Bürgerbeteiligung gehen soll. So gibt es z. B. den 
Vorschlag, auf eine bundesgesetzliche Verpflich-
tung zur vorgezogenen Bürgerbeteiligung ganz zu 
verzichten. Eine solche Regelung vereinfacht natür-
lich ungemein. Aber es wird dadurch auch klar, zu 
wessen Gunsten. Eigentlich kann es überhaupt 
nicht schöner gesagt werden, was da geplant ist, als 
durch die Beantwortung der Frage 3 in der genann-
ten Drucksache. Die Frage heißt: 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Gesetzent-
würfen darauf zu achten und sicherzustellen, 
daß die Gemeinden einen möglichst hohen Ent-
scheidungs- und Ermessensspielraum haben, 
um eine bürgernahe Gesetzesausführung zu er-
möglichen? 

Antwort: 

Ein wesentlicher Bestandteil der Bemühungen 
der Bundesregierung um Rechts- und Verwal

-

tungsvereinfachung wird es sein, den Gesetzge

-

bungsreferaten Arbeitshilfen in Form von Leit-
linien und Kriterien für die Gesetzgebung an 
die Hand zu geben. In diesen soll auch dem 
Anliegen Rechnung getragen werden, den die 
Bundesgesetze vollziehenden Behörden — und 
das sind im wesentlichen die Kommunen — in 
den verfassungsrechtlich gezogenen Grenzen 
angemessene Entscheidungs- und Ermessens-
spielräume einzuräumen. 
(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das entspricht 

doch den Wünschen der Architekten!) 

Was wir leider dahinter erkennen müssen, ist, 
daß diese Art der Vereinfachung auf Kosten der 
Bürgerbeteiligung eine Sonderform der Entdemo-
kratisierung darstellt, die nur den Wunsch auf 
Straffung des Verwaltungsvollzugs erfüllen kann. 
Ähnliches spielt sich durch die Auflösung des Ko-
stenmietenprinzips im Rahmen des Wohnungs-
rechtsvereinfachungsgesetzes ab. 

Abschließend möchte ich zur Erheiterung des Ho-
hen Hauses noch mitteilen, wie das „Handelsblatt" 
den Beitrag des Ministers Schneider zur Verbesse-
rung der Lage der Städte und Gemeinden in Form 
des Baugesetzbuches beurteilt. Unter der Über-
schrift „Oscar Schneiders Märchen" steht da ge-
schrieben — ich zitiere auszugsweise —: 

Seinen Beamten verordnete er sogar als 
Pflichtlektüre die Märchen der Gebrüder 
Grimm. Denn deren „Schlichtheit der Sprache" 
soll auch das Baugesetzbuch auszeichnen: Das 
Kapitel Bauleitplanung also vermutlich im Stil 
von Hans im Glück, das Bauen im Außenbe-
reich in Anlehung an Rotkäppchen und die Mo-
dernisierungsparagraphen nach Aschenputtel. 
Da bleibt wirklich nur die Hoffnung, der Mini-
ster möge so reussieren wie weiland das tap-
fere Schneiderlein und nicht scheitern wie sein 
Ulmer Namensvetter. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir sind ja eine kleine 
dahinschmelzende Schar aktiver oder früherer 
Kommunalpolitiker. Wenn man so durchzählt, hat 
man den Eindruck, daß die Zahl der Kombattanten 
teilweise bemerkenswert geringer ist als die Zahl 
der Zuhörer und Zuschauer der verschiedensten 
Ränge und auf den verschiedensten Rängen. Das 
sollte uns eigentlich befähigen, in einer Debatte ein-
mal von dem üblichen Schema abzuweichen, diese 
Regierung sei an allem schuld, und die vorige Re-
gierung habe alles denkbare unterlassen. Als ganz 
besonders putzig, so muß ich sagen, habe ich die 
Rede des verehrten Kollegen Hauff empfunden, 
dessen kommunalpolitische Wanderungen schon 
dargestellt worden sind, der natürlich in dieses Lied 
einstimmt: Die Regierung ist an allem schuld. Es ist 
schon bemerkenswert für einen Kollegen, der vor 
noch gar nicht so langer Zeit Mitglied der Bundes-
regierung war, wenn er über strukturelle kommu- 
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nale Probleme spricht, die ja nicht erst vor einem, 
vor zwei oder vor wenigen Jahren vom Himmel 
gefallen sind. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Der lernt ja jetzt 
erst auf Kommunalpolitik!) 

— Er übt. Das wird hilfreich sein. 

Wir wissen, daß der Bund in der Tat die Proble-
me, über die wir hier reden, nur teilweise entschei-
den und beeinflussen kann. Ich denke, daß die wich-
tigste Funktion dieser Debatte ist, den Kommunen 
und uns selber klarzumachen, daß wir gesetzliche 
Entscheidungen, die zu ihren Lasten gehen und 
ihre Interessen berühren, nicht treffen, ohne uns 
dieser Interessen bewußt zu sein, ohne darauf zu 
achten, was wir in der Verwaltungs- und Lebens-
wirklichkeit der Kommunen und damit des tägli-
chen Lebens unserer Bürger tatsächlich anrichten 
oder bewirken. Die Probleme, die von allen Gemein-
den immer wieder mit Recht vorgetragen werden, 
sind einmal die bürokratische Belastung und zum 
anderen die Fragen der finanziellen Selbständig-
keit. 

Bei der Frage der Bürokratiebelastung, bei der 
Frage der kommunalen Entscheidungsfreiheit, 
muß man zugeben, daß die Regelungsdichte, die wir 
— nicht nur der Bund — mit geschaffen haben, 
beachtlich geworden ist. Wir vermehren diese Ent-
scheidungen in einer ganzen Reihe von Positionen. 
Letztes Beispiel: Volkszählungsgesetz, wo wir in der 
Tat aus wohlerwogenen Gründen des Daten-
schutzes den Gemeinden bestimmte Regelungen 
vorschreiben müssen. Aber der eigentliche Grund 
dieser Regelungsdichte liegt einmal in dem durch-
weg herrschenden Ideal der Gerechtigkeit in der 
Form der Gleichheit. Alles, was gleich geregelt wer-
den soll, muß gesetzlich geregelt werden. Dem folgt 
die Forderung nach fortschreitender Verrechtli-
chung, eine Entwicklung, die wir in einer Fülle 
kommunaler Probleme auch der Rechtsprechung 
zu verdanken haben. 

Es gibt aber auch eine Reihe von objektiven Ver-
änderungen, die uns offen sagen lassen müssen, 
daß wir nicht in das Ideal des 19. Jahrhunderts 
zurückgehen können: die sich immer weiter erhö-
hende Bevölkerungsdichte in den Kommunen, die 
Entwicklung der Technik, die Gefährdung und 
Inanspruchnahme der Natur und der Mangel an 
Selbstregulierungskräften. Je weniger die Men-
schen von alleine tun, was sie vernünftigerweise 
tun sollten, um so größer ist die Versuchung für den 
Gesetzgeber, das, was sie tun sollen oder im ge-
meinsamen Interesse tun müssen, durch gesetzli-
che Regelungen festzuschreiben. Wir können nur 
einen Teil dieser Ursachen wachsender Regelungs-
dichte beeinflussen. 

Im Land Nordrhein-Westfalen ist vor Jahren eine 
Kommission zur Entbürokratisierung eingesetzt 
worden, die Ellwein-Kommission. Sie hat ein dik-
kes Gutachen vorgelegt, das in der Tat interessant 
zu lesen ist. Sie hat einmal dargestellt, wie hoch der 
Gesetzesbestand in den einzelnen Ländern ist. Im 
Schnitt haben wir in den Ländern etwa 400 Gesetze. 
Im Land Nordrhein-Westfalen sind es 403, das Mini-

mum hat Schleswig-Holstein mit 285 Gesetzen, der 
Spitzenreiter ist Niedersachsen mit 736 Landesge-
setzen. Der Bund hat über 1 600 Gesetze als aktuel-
len Bestand, die Novellen nicht eingerechnet. 

In der Tat glaube ich, daß man in einer ganzen 
Reihe von Gesetzen Erleichterungen schaffen kann. 
Einer der bemerkenswertesten Vorschläge der Ell-
wein-Kommission bezieht sich nicht auf die Bun-
deskompetenz, ist aber trotzdem richtig: Die Frage, 
ob es notwendig ist, daß der Landesgesetzgeber für 
die Gemeinden aller Größenordnungen eine ein-
heitliche Gemeindeordnung vorschreibt und sie bis 
ins Detail hinein regelt, wie wir das in Nordrhein-
Westfalen ja noch vor wenigen Monaten erlebt ha-
ben. 

Ich glaube, daß eine Menge Möglichkeiten vor-
handen sind, Bürokratisierungsprobleme zu er-
leichtern. Dazu gehört auch das Baugesetzbuch, das 
hier erwähnt worden ist. Ich denke, daß in der Tat 
die angekündigte Novelle zielstrebig beraten wer-
den muß. Wir werden aber sehr sorgfältig prüfen 
müssen, Herr Kollege, ob man durch eine Verringe-
rung der Bürgerbeteiligung nicht die Akzeptanz für 
große Bauvorhaben so nachteilig verändert, daß 
man das Gegenteil von dem erreicht, was wir wol-
len, nämlich eine Erleichterung der Durchführung. 

(Zustimmung des Abg. Müntefering 
[SPDJ) 

Ich glaube, daß man auch skeptisch sein muß, 
wieviel im Neubau durch eine Änderung des Bau-
rechtes erreicht werden kann. Wir haben im ver-
gangenen Jahr einen täglichen Verbrauch an Land-
schaft von 113 ha gehabt, eine Entwicklung, die ja 
endlich ist wie das zur Verfügung stehende Gelän-
de. 

Herr Sauermilch, wenn Sie die Strukturprobleme 
des Ruhrgebietes entdecken, die Industriebrache, 
dann muß ich Sie darauf aufmerksam machen, daß 
wir schon vor vielen Jahren in Nordrhein-Westfa -
len einen Bodenfonds aufgelegt haben, mit dem wir 
diese Industriebrache mobilisieren. Ich beklage nur, 
daß die jetzige Landesregierung diesen Fonds viel 
zu gering ausgestattet hat. Ich hoffe, daß wir das ab 
Mai nächsten Jahres verbessern können. 

Der zweite Bereich ist die Finanzierung, sind die 
Finanzfragen. Dem Kollegen Struck hat es gefallen, 
die Diskussion über die Gewerbesteuer als dummes 
Gerede zu bezeichnen. 

(Zuruf von der SPD: Als dämlich!) 

— Noch eleganter. 

(Erneuter Zuruf von der SPD: Noch tref

-

fender!) 

Er ist dann aber zu dem Schluß gekommen, daß es 
so nicht weitergehen kann. Das letzte ist zweifellos 
richtig. 

Ich kann hier nur unterstreichen, was der Kol-
lege Solms vor einiger Zeit hier heute ausgeführt 
hat, indem er die beachtlichen Nachteile, die un-
streitigen Nachteile der Gewerbesteuer dargestellt 
hat: ihre Konjunkturabhängigkeit, die ungleiche 
Belastung der Gemeindebürger, die Belastung der 
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Gewerbebetriebe, die sehr unterschiedlich ist. Ich 
denke, daß die Zeit gekommen ist, nicht mehr nur 
über die Notwendigkeit einer Änderung des Ge-
meindefinanzierungssystems zu reden, sondern 
nun ernsthaft Entscheidungen zu den unterschiedli-
chen, ja,  aber doch vorhandenen Modellen zu tref-
fen. Es werden keine himmelstürzend neue erfun-
den werden. Es ist also Zeit, das zu tun, und ich 
bestaune etwas die kontemplative Betrachtungs-
weise der kommunalen Spitzenverbände, die sich 
an dieser Diskussion weitgehend nicht beteiligt ha-
ben. 

Bemerkenswert ist die ungleiche Entwicklung 
der kommunalen Finanzen. In Nordrhein-Westfa-
len haben wir ein Rechnungsdefizit von 850 bis 950 
Millionen DM pro Jahr. Die Entwicklung in den 
Kommunen ist ganz unterschiedlich. Münster hat 
1983 ein Rechnungsdefizit von 38 Millionen bei ei-
nem ganz geringen Gewerbesteuerhebesatz von 
330 % gehabt, Essen einen Überschuß von 7,3 Millio-
nen, Dortmund von 113 Millionen. Es ist ganz zwei-
fellos richtig, daß ein Teil dieser Konsolidierung der 
kommunalen Finanzen auf einen erheblichen Rück-
gang der Investitionen zurückzuführen ist, nicht 
nur aus aktuellem Finanzbedarf, sondern auch un-
ter Berücksichtigung der Folgekosten, die auf die 
Kommunen zukommen. Ein Teil ist auch zurückzu-
führen auf die Veräußerung von kommunalem Ver-
mögen. 

Ich muß einfach sagen, daß hier die Durch-
schnittszahlen leicht in die Irre führen können und 
daß in der Tat die Entwicklung in den Gemeinden 
ganz unterschiedlich verlaufen ist. Ich denke, daß 
wir bei unseren Entscheidungen auch steuerlicher 
Art dieser Tatsache Rechnung tragen müssen. 

Eine letzte Bemerkung möchte ich zu dem immer 
wiederholten Wunsch der kommunalen Spitzenver-
bände machen, über die jetzigen Regelungen in den 
Geschäftsordnungen hinaus bei der Gesetzgebung 
berücksichtigt zu werden. Bei allem Verständnis für 
diesen Wunsch der Spitzenverbände kann doch der 
Staat auf seine Entscheidungs- und Handlungsfrei-
heit als Gesetzgeber nicht verzichten. Bei aller be-
rechtigten Forderung, die Interessen der Gemein-
den zu berücksichtigen, muß es dabei bleiben, daß 
der Gesetzgeber dieses Parlament ist, der Landtag 
ist 

(Zuruf von der SPD: Sie wollen angehört 
werden, das heißt doch nicht „berücksich-

tigt"!) 

und daß hier eine Mitspracheentscheidung über die 
jetzigen Regelungen der Geschäftsordnungen hin-
aus nicht verlangt werden kann. 

Das alles darf uns nicht daran hindern, immer 
wieder zu beachten, daß sich die Kommunalpolitik 
mit den Problemen des täglichen Lebens der Bür-
ger beschäftigt, daß sie insbesondere auch für die 
Menschen wichtig ist, die nicht nach Belieben ihren 
Aufenthaltsort verändern können, die dort wohnen, 
wo sie ihre Arbeit haben, die in der Gemeinde, in 
der sie wohnen, ihre Freizeit verbringen, ihre Kin-
der zur Schule schicken und den größten Teil ihres 
Lebensabends verbringen. Das begründet über alle  

staatsphilosophische Romantik hinaus unsere Ver-
pflichtung, den kommunalen Interessen, d. h. den 
Problemen des täglichen Lebens unserer Mitbürger 
die größte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Mertens (Bottrop). 

Dr. Mertens (Bottrop) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Bundeskanzler hat 
in seiner Regierungserklärung gelobt, sich den 
Städten und Gemeinden wohlwollend zuzuwenden. 
Aber auch auf diesem Politikfeld zeigt sich: Der 
größte Feind der Bundesregierung sind ihre Ver-
sprechen von gestern. 

Richtig ist, Herr Kollege Solms, daß der Bund 
nicht erst seit heute versucht, seine Probleme auf 
dem Rücken der Gemeinden zu lösen. Die Abschaf-
fung der Lohnsummensteuer, die ja nicht zuletzt 
auf Intentionen Ihrer Fraktion zurückzuführen war, 
war ein schwerer Fehler. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das hat aber 
Kanzler Schmidt gemacht!) 

— Ja. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Das müssen Sie 
berücksichtigen!) 

Aber wenn jetzt behauptet wird, diese Bundesregie-
rung habe Wort gehalten, weil sie keine „Verschie-
bebahnhofpolitik" mehr zu Lasten der Kommunen 
betreibe, so ist das doch — meine Damen und Her-
ren, entschuldigen Sie bitte — ein Witz. 

Die kommunalen Finanzen werden heute viel-
mehr von zwei Seiten in die Zange genommen, von 
der Einnahmen- und Ausgabenseite her. Die Bun-
desrepublik hat noch nie eine so massive Kosten-
umwälzung vom Bund auf die Kommunen erlebt 
wie seit der Wende im Bereich der sozialen Siche-
rung. Diese Tendenz setzt sich fort. Diese Regie-
rung führt sich ungefähr so auf wie jemand, der 
neue Möbel bestellt und dem Nachbarn die Rech-
nung schickt. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf der Einnahmeseite war die Kürzung der 
Hinzurechnung von Dauerschulden und Dauer-
schuldzinsen nach meiner Überzeugung eine kom-
munalfeindliche Maßnahme. Es steht fest, daß es 
trotz der Ausgleichsregelung zu Einnahmeverzer-
rungen gekommen ist, insbesondere zu Lasten der 
finanz- und steuerschwachen Städte des Ruhrgebie-
tes. Des weiteren hat diese Änderung der Gewerbe-
steuer wiederum ein Stück kommunaler Finanz-
autonomie und damit auch ein Stück kommunaler 
Selbstverwaltung gekostet. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor allem auch aus diesem verfassungspolitischen 
Grund hat die SPD-Bundestagsfraktion der Ver-
stümmelung dieser zentralen kommunalen Steuer 
nicht zugestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Erwähnen muß man auch, daß im Steuerbereini-

gungsgesetz 1985 wiederum an der Gewerbesteuer 
manipuliert wird, trotz der Bestandsgarantie des 
Bundeskanzlers. Obwohl die Bundesregierung ver-
sichert hat, diese Maßnahme sei nicht mit Einnah-
meausfällen zu Lasten der Kommunen verbunden, 
hat der Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände im Hearing vor dem Finanzausschuß die Ein-
nahmeausfälle mit immerhin 50 bis 80 Millionen 
DM beziffert. 

Lassen Sie mich auch noch den Vorschlag des 
Herrn Bangemann zum steuerlichen Schuldzinsen-
abzug erwähnen. Einen großen Teil der Steueraus-
fälle von vier Milliarden DM hätten wiederum die 
Gemeinden verschmerzen müssen, die Herr Bange-
mann überhaupt nicht gefragt hat. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
beruft sich nun auf den positiven Konsolidierungs -
stand der Gemeinden im Vergleich zu Bund und 
Ländern. Sie räumt ein, daß es bei der Entwicklung 
der kommunalen Finanzen örtliche und regionale 
Unterschiede — und zwar in gravierendem Ausmaß 
— gibt. Sie behauptet aber, sie könne sich aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen nur zur Gesamtheit 
der Gemeinden äußern. Die Bundesregierung ver-
kennt dabei ihre Verantwortung, die sie nach dem 
Grundgesetz für die Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet hat. Sie verweist lapidar 
auf die Länder, die solche Unterschiede auszuglei-
chen hätten. Aber wie soll denn Nordrhein-Westfa-
len angesichts der Probleme des Ruhrgebiets, ange-
sichts der Sonderlasten im Stahl- und Kohlebereich 
Steuerkraftunterschiede zwischen den Gemeinden 
im eigenen Land und denen Baden-Württembergs 
ausgleichen? 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Da muß eine neue 
Landesregierung hin!) 

Diese Unterschiede sind auch auf die Gewerbe-
steuerpolitik des Bundes zurückzuführen. Wenn die 
ertragsunabhängigen Teile der Gewerbesteuer im-
mer weiter geschmälert werden, müssen doch 
zwangsläufig die Ruhrgebietsstädte mit den er-
tragsarmen Krisenbranchen Kohle und Stahl in ih-
rer Steuerkraft gegenüber Gemeinden anderer Re-
gionen zurückfallen. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Mangelnde Struk-
turpolitik der SPD-Landesregierung ist 

das! — Zurufe von der SPD) 

Die Bundesregierung hat auch insoweit den Ver-
fassungsauftrag zur Einheitlichkeit der Lebensbe-
dingungen verfehlt, als die durchgeführten Aus-
gleichsmaßnahmen — z. B. die Senkung der Gewer-
besteuerumlage, Herr Kollege Schroeder — vorwie-
gend den ohnehin steuerstarken Gemeinden und 
Regionen Süddeutschlands zugute gekommen sind. 
Die Zeche bezahlt haben wieder einmal die steuer-
schwachen Städte des Ruhrgebiets. 

(Zuruf von der SPD: Die schwarzen Gänse 
werden gemästet!) 

Denn ihre oft einseitig strukturierten Wirtschafts-
betriebe haben in der Regel eine überdurchschnitt-
lich hohe Fremdfinanzierung, während z. B. Frank-
furt kaum betroffen ist, weil sich keine Bank fremd- 

finanziert. Die letzte Änderung der Gewerbesteuer, 
Herr Kollege Schroeder, hat der Stadt Duisburg ei-
nen Nettoverlust von 22 Millionen DM und der 
Stadt Gelsenkirchen einen Nettoverlust von 20 Mil-
lionen DM eingetragen. 

Ich will gerne einräumen: Schon bei der Abschaf-
fung der Lohnsummensteuer waren vor allem die 
Ruhrgebietsstädte auf der Verliererseite. Die Stadt 
Stuttgart z. B. hat nichts verloren. Sie hat jahrelang 
über den Spitzenausgleich noch ein Drittel oben

-

draufbekommen, insgesamt 300 Millionen DM. Die 
kleine, aber um so reichere Stadt Sindelfingen 
durfte Mehreinnahmen von sage und schreibe 80 
Millionen DM kassieren. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Hat alles die alte 
Regierung gemacht!) 

Die Ruhrgebietsstädte dagegen sind in zusätzliche 
Schwierigkeiten gebracht worden. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Sagen Sie doch ein

-

mal, wer das gemacht hat! — Zuruf von der 
SPD: Die Wende-Regierung!) 

— Sie wollten ja viel mehr. Sie wollten ja seinerzeit 
die Gewerbesteuer insgesamt kippen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Ruhrgebietsstädte sind dagegen in zusätzli-
che Schwierigkeiten gebracht worden, ohne daß die 
Beseitigung der Lohnsummensteuer positive Be-
schäftigungseffekte ausgelöst hätte. Die Aus-
gleichsregelung hat große und kleine, arme und rei-
che Gemeinden unterschiedslos mit der Folge über 
einen Kamm geschert, daß reiche Gemeinden rei-
cher und arme Gemeinden ärmer geworden sind. 

Auch bei der Neufestsetzung der Schlüsselzahlen 
für die Verteilung der Einkommensteuer fallen ei-
nige Ruhrgebietsstädte, besonders in der Emscher 
Zone, hinten runter. Wenn man zu einer wirklich 
gerechten Verteilung auf besonders problembela-
stete Gemeinden kommen will, müßte man z. B. 
überlegen, ob man nicht die negativen Einkommen 
mit anrechnen könnte. 

Insgesamt ist in der kommunalen Finanzausstat-
tung eine Schieflage entstanden, die so nicht blei-
ben kann. Wie in der Weltpolitik gibt es auch bei 
uns inzwischen einen Nord-Süd-Gegensatz mit dem 
Unterschied, daß die Finanznot der Kommunen in 
der Bundesrepublik, vor allem im Norden, immer 
fühlbarer wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade in den letzten Jahren hat sich das Nord-
Süd-Gefälle immer mehr vergrößert. Vor allem 
massiert in den Kohle- und Stahlstandorten beste-
hen die größten städtischen Haushaltsprobleme. 

Wie sieht das konkret im Vergleich zum Süden 
aus? Duisburg nimmt im Jahr 200 Millionen DM an 
Gewerbesteuer ein, die gleich große Stadt Frank-
furt aber 1,2 Milliarden DM. Das gleiche gilt im Ver-
hältnis von Gelsenkirchen zu Nürnberg. München 
hat im Verwaltungshaushalt eine halbe Milliarde 
DM Überschuß, und das Jahr für Jahr. Ebenso ver-
hält es sich in Stuttgart und Nürnberg. Im Ruhrge-
biet dagegen ist ein ausgeglichener Haushalt für 



7340 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Dr. Mertens (Bottrop) 
viele Kämmerer nur ein schöner Traum. Die Stadt 
Duisburg muß rigoros auf dem Sektor Kultur ein-
sparen, Frankfurt dagegen kann drei neue Theater 
bauen. Die Städte im Ruhrgebiet — selbst eine so 
relativ reiche Stadt wie Köln — können in keiner 
Weise mehr mithalten. Wenn nicht Entscheidendes 
passiert, wird sich das Auseinanderdriften zwi-
schen Süd und Nord fortsetzen und verschlim-
mern. 

Alle Ruhrgebietsstädte haben negative Bevölke-
rungsprognosen. Die Bürger laufen uns davon, weil 
sich die Wohlstandsunterschiede der Kommunen in 
eklatanter Weise verschärfen. 

Hinzu kommen die weit über dem Durchschnitt 
— bis weit über 16 % — liegenden Arbeitslosenzah-
len in den Ruhrgebietsstädten. Diese führen wie-
derum zu erhöhten Ausgaben bei der Sozialhilfe. So 
liegen die Sozialhilfeausgaben im Ruhrgebiet 1983 
mit 479 DM je Einwohner um 42,1 % über dem Bun-
desdurchschnitt — 42,1 %! 

(Zuruf von der SPD: So ist das!) 

Die Stadt Duisburg hat 1983 im Vergleich zu 1982 
14,1 Millionen DM mehr auf das Arbeitslosengeld 
draufzahlen müssen. 

Dabei ist gerade auch noch an der Ruhr der 
größte kommunale Investitionsbedarf, vor allem im 
Bereich Stadtsanierung, Wohnumfeldverbesserung 
und Umweltschutz, gegeben. Hier können wir nicht 
genügend investieren und Arbeitsplätze schaffen, 
weil die Bundesregierung den Gemeinden einen 
Großteil der Folgekosten ihrer unsozialen Sparpoli-
tik aufbürdet. Insbesondere im Ruhrgebiet sind die 
kommunalen Investionen in erschreckender Weise 
zurückgegangen, in den letzten vier Jahren um fast 
40 %, in der Stadt Herne sogar um 64%. 

Meine Damen und Herren von der Union, ich for-
dere Sie auf: Lösen Sie Ihre Versprechen aus dem 
Bundestagswahlkampf ein. Sie haben im Ruhrge-
biet plakatiert: „Wir schaffen Arbeitsplätze für das 
Revier". Der verzweifelte Hilferuf der Oberhause-
ner CDU und der Bittbrief des Ruhrbischofs Hengs-
bach an Bundeskanzler Kohl sind doch bezeich-
nend genug. Helfen Sie dem Revier. Die Menschen 
dort, die einen wesentlichen Beitrag zum Wieder-
aufbau nach dem Krieg geleistet haben, hätten es 
verdient. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Magin. 

Magin (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Dr. Mertens, vom Ergeb-
nis her betrachtet haben sich — wenn ich Ihr Wort 
aufnehmen darf — der Bundeskanzler und diese 
Regierung den Gemeinden und Städten durchaus 
wohlwollend zugewandt; denn die Zahlen sprechen 
ja wohl — bei aller regionaler Unterschiedlichkeit 
— eine eindeutige Sprache. 

(Zurufe von der SPD) 

1981 betrug das Defizit aller kommunalen Haus-
halte mehr als 10 Milliarden DM, 1982 7,2 Milliar-
den DM 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— lassen Sie mich doch einmal ausreden! —, 1983 
eine Milliarde DM. Wenn wir in diesem Jahr — wir 
müssen abwarten — Glück haben, geht es plus/ 
minus null auf. Einige sagen: Wir könnten Glück 
haben und sogar noch ein Plus haben. 

(Zuruf von der SPD: Auf wessen Kosten 
denn?) 

Meine Damen und Herren, die Kommunen sind 
nicht auf Rosen gebettet. Das haben wir immer 
gesagt. Aber bei allen regionalen Unterschieden 
muß doch etwas besser geworden sein. Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD, haben heute ei-
gentlich mit Ihrer eigenen Politik abgerechnet. Ich 
meine, Selbstkritik würde uns allen besser anste-
hen. Sie haben mit Ihrer Politik deswegen abge-
rechnet, weil kommunale Politik nicht von heute 
auf morgen zu ändern ist. Deswegen brauchen wir 
eine vorausschauende Politik. Die Mängel, die Sie 
beklagen, gehen zum Teil auf Ihre Versäumnisse 
zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn unsere Städte und Gemeinden leben ja nicht 
in einer windstillen Zone. Wie überall sind sie stän-
digen, wenn auch zeitweilig nicht sichtbaren Ent-
wicklungsprozessen ausgesetzt. Diese Entwick-
lungsprozesse werden heute primär von wirtschaft-
lichen, sozialen und ökologischen Faktoren be-
stimmt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Selbstverständlich kann eine starke und wache 
Selbstverwaltung dabei aufkommende Probleme, 
wenn sie ihr sensorisches System — was wir alle 
wünschen — erhalten hat, schon im Entstehen ab-
fangen und beweglich lösen. Wir wissen aber, daß 
unsere Lebensverhältnisse so kompliziert und ver-
flochten sind, daß alle politischen Kräfte, also auch 
Bund und Länder, mit den Kommunen zusammen-
wirken müssen, wenn wir das Ziel — und es ist ein 
Ziel, Herr Kollege, worüber Sie vorhin gesprochen 
haben —, nämlich gleichwertige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in allen Teilräumen der Bundes-
republik zu schaffen und zu erhalten, nicht aus dem 
Auge verlieren wollen. 

Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung an die-
ser Zielsetzung festhält. Wir wissen, daß dieses Ziel 
kaum zu erreichen sein wird; aber es muß eine dau-
ernde Aufgabe für uns bedeuten. 

(Bernrath [SPD]: Das muß sich im Finanz

-

ausgleich niederschlagen!) 

Wir begrüßen die Aussage von Herrn Bundeskanz-
ler Dr. Kohl in seiner Regierungserklärung vom 
4. Mai: „Raumordnungs-, Struktur- und Umweltpoli-
tik müssen besser miteinander koordiniert wer-
den." Wir begrüßen ebenso den Satz aus der Ant-
wort auf unsere Große Anfrage, in der es heißt: „Die 
Arbeiten an den programmatischen Schwerpunk-
ten sind bereits aufgenommen." 
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Magin 
Nichts geht von heute auf morgen — das wissen 

wir —, und wir müssen hier längere Zeit mit anpak-
ken. Jeder, der die Verhältnisse näher kennt, weiß, 
daß die Koordination von Raumordnungs-, Um-
welt- und Strukturpolitik schwieriger, aber, ich 
meine, gerade deshalb heute auch um so notwendi-
ger geworden ist, und zwar zur Wahrung der Ent-
wicklungschancen ländlicher Regionen ebenso wie 
zur Bewältigung von Problemen in den Verdich-
tungsräumen. 

(Müntefering [SPD]: Deshalb lassen Sie 
Bremen und NRW im Stich!) 

— Lieber Herr Müntefering, diese Regierung hat 
bisher niemanden im Stich gelassen. Aber man 
kann natürlich eine bestimmte Gelenkigkeit und 
Beweglichkeit der Länder und eine vorausschau-
ende Politik nicht unbedingt vom Bund aus erset-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bernrath 
[SPD]: Die südlichen Länder sind von 
Nordrhein-Westfalen früher aufgepäppelt 
worden, und jetzt lassen sie dieses Land 

hängen!) 

Meine Damen und Herren, die Infrastruktur in 
allen Bereichen hat einen hohen Stand erreicht. 
Nun gilt es, das Erreichte zu sichern und zeitge-
recht fortzuentwickeln. Dies wiederum wird in er-
ster Linie Aufgabe der Länder und der Kommunen 
sein. 

In diesem Zusammenhang — Herr Kollege Dr. 
Möller hat darüber gesprochen — sehen wir auch 
die städtebaulichen Zielsetzungen der Bundesre-
gierung, die wir ausdrücklich unterstützen. Wir er-
warten von der tatkräftigen Erfüllung dieser Stadt-
und Dorferneuerungsaufgabe einen beachtlichen 
ökologischen, Herr Kollege Sauermilch, und wirt-
schaftlichen Effekt, einen ökologischen Effekt auch 
deswegen, weil wir gerade dadurch nicht nur eine 
Wiederbelebung unserer Städte erreichen wollen, 
sondern weil dadurch auch der Landverbrauch ein-
gedämmt werden kann. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Aber Sie wissen, daß das ja auch nicht von heute 
auf morgen geht, daß enorme Voraussetzungen ge-
schaffen werden müssen, denn Dorferneuerung zu 
fordern, ist leicht, sie aber durchzusetzen ist sehr 
schwierig. Deswegen begrüßen wir es, daß diese 
Aufgabe nun tatkräftig angepackt wurde. 

Meine Damen und Herren, nun zur Strukturpoli-
tik. Vernünftige strukturpolitische Maßnahmen — 
dazu haben wir vorhin auch schon einiges gehört — 
lassen sich — so meinen wir jedenfalls — nicht wie 
ein Netz über die gesamte Bundesrepublik werfen. 
Es kommt wesentlich darauf an, typische Kräfte 
der Region zu erkennen, zu fördern und die vor Ort 
vorhandenen Potentiale auszuschöpfen und Ent-
wicklungsbarrieren so weit wie möglich abzubauen. 
Auch das ist ein schwieriges Unterfangen. In die-
sem Zusammenhang ist die Aussage der Bundesre-
gierung in der Antwort auf die Große Anfrage sehr 
wichtig. Es heißt dort: 

Unter regionalpolitischen Gesichtspunkten 
wird angestrebt, öffentliche Forschungseinrich-
tungen außerhalb der verdichteten Regionen 
anzusiedeln und die Einrichtung von Innova-
tionsberatungsstellen für kleine und mittlere 
Unternehmen zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das ist für 
uns entscheidend. Wir dürfen Kommunen nicht ein-
seitig sehen, sondern wir müssen sie als einen Ge-
samtorganismus begreifen, in dem die örtliche Wirt-
schaft, das Handwerk, alle Bereiche der Wirtschaft 
eine wichtige Rolle spielen. 

Als besonders bedeutsam für die strukturelle 
Entwicklung aller Räume begrüßen wir auch die 
Aussage der Bundesregierung, sie werde innerhalb 
ihrer Zuständigkeit darauf hinwirken, daß im gan-
zen Bundesgebiet ein gleichmäßiger Zugang zu den 
neuen Medientechnologien erreicht wird. Dazu 
habe ich von Ihnen heute überhaupt nichts gehört. 
Dazu haben Sie auch bewußt nichts gesagt, 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Da haben die auch 
Sendepause!) 

denn da gelten Sie immer noch als die großen 
Bremser und Blockierer. Die Aussage von Herrn 
Glotz macht auch noch keinen Sommer. 

(Krizsan [GRÜNE]: Schöne Sprüche sind 
das!) 

— Das sind keine schönen Sprüche. Passen Sie nur 
auf, daß wir die Zukunft auf diesem Gebiet nicht 
versäumen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Krizsan, mit Ihrer Politik ist das überhaupt 
nicht zu machen. 

(Krizsan [GRÜNE]: Lebensqualität durch 
Fernsehen!) 

Wir sollten uns alle darüber einig sein, daß die 
neuen Informations- und Kommunikationstechni-
ken von ganz entscheidender Bedeutung für die 
Standortqualität unserer Städte und Gemeinden 
sein werden. Das gilt gerade im Hinblick auf die 
künftige Entwicklung. Es ist wichtig, jetzt damit zu 
beginnen und nicht noch zu warten. 

Vizepräsident Westphal: Ihre Redezeit ist abgelau-
fen, Herr Abgeordneter Magin. 

Magin (CDU/CSU): Ich bedaure, Herr Präsident. 

Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-
ßend nur noch eines sagen: In der kurzen Redezeit 
können leider nicht all die Probleme und Fragen 
angesprochen werden. Aber eines ist klar — das 
möchte ich insbesondere an die Adresse der Kolle-
gen sagen, die erklärt haben, in dieser Antwort sei 
eigentlich wenig Substantielles enthalten —: Unse-
rer Auffassung nach zeigt die heute hier diskutierte 
Antwort auf die Große Anfrage — das läßt sich Satz 
für Satz nachweisen — eine kommunalfreundliche 
Politik dieser Regierung, die in allen genannten 
Feldern erreichbare Zielsetzungen aufweist und 
auch hoffnungsvolle Lösungsansätze erkennen 
läßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Keller. 

Keller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zunächst mit 
einer Feststellung beginnen: Wie die Familienpoli-
tik für die Union das Herzstück der Gesellschafts-
politik ist, 

(Müntefering [SPD]: Ich werd' verrückt! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

so stellt die Kommunalpolitik die Basis unserer Po-
litik allgemein dar. 

(Krizsan [GRÜNE]: Die Unterhose! — Zu

-

rufe von der SPD) 

— Sie unterstreichen das ja nur. — Daher bedauern 
wir eine Reihe von Beschlüssen der alten Bundes-
regierung, die zu besonderen Härten bei den Ju-
gendlichen und den Familien geführt haben. Da-
durch wurden gerade auch die Sozialhilfeetats der 
Städte und der Kreise zusätzlich belastet. 

Im Gegensatz dazu hat der Herr Bundeskanzler 
Helmut Kohl in seiner Regierungserklärung vom 
Mai 1983 deutlich gemacht — ich zitiere —: 

Wir werden die Konsolidierung des Bundes-
haushalts nicht zu Lasten von Ländern und Ge-
meinden vornehmen, ... 

Nach zwei Jahren Regierungszeit kann ich heute 
erfreulicherweise feststellen, daß die Bundesregie-
rung diese Ankündigung ernstgenommen hat. Sie 
hat dafür gesorgt, daß notwendige Korrekturen 
stattfinden können, Verbesserungen, die unseren 
Mitbürgern zugute kommen und darüber hinaus 
auch Städte, Gemeinden und Kreise entlasten. 

Ich darf dazu ein paar Punkte nennen. 

Erstens. Da ist einmal die Auszahlung des Kin-
dergeldes an jugendliche Arbeitslose zwischen 18 
und 21 Jahren ab 1. Januar 1985 zu nennen. Dies ist 
nicht nur ein wichtiger Schritt in eine familien-
freundliche Politik, sondern bedeutet auch eine Ent-
lastung des Sozialetats durch den Wegfall zusätzli-
cher Ansprüche an die Sozialhilfe. 

Zweitens nenne ich die Heraufsetzung der Alters-
grenze von 18 auf 23 Jahre für die Gewährung von 
kostenfreier Familienhilfe für arbeitslose Jugendli-
che in der gesetzlichen Krankenversicherung. Auch 
hierdurch werden den Sozialhilfeträgern Ausgaben 
erspart bleiben. 

Drittens gehört dazu die Verlängerung des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld für ältere Arbeitneh-
mer. Das dient sicher in erster Linie der Verbesse-
rung der Lage dieser schutz- und hilfsbedürftigen 
Personen, nämlich der älteren Arbeitslosen. Jedoch 
werden der Sozialhilfe dadurch auch große Kosten 
erspart, die sie dringend für andere wichtige Aufga-
ben benötigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, als Trä-
ger von Krankenhäusern sind die Kommunen na-
türlich besonders an der Weiterentwicklung im Be-
reich der Krankenhausfinanzierung interessiert. 
Die von uns immer wieder betonten Grundpositio-
nen werden wir weiterverfolgen. Dazu gehören ins-
besondere: Abbau der Mischfinanzierung, Stärkung  

der Selbstverwaltung — wobei den Ländern die 
letzte Entscheidung erhalten bleiben muß — und 
mehr Wirtschaftlichkeit, die aber nicht in einer Ko-
stenverlagerung bestehen darf. 

Lassen Sie mich ein weiteres wichtiges Thema 
nennen, dem sich diese Bundesregierung gewidmet 
und wozu sie auch erste Vorschläge vorgelegt hat: 
Immer mehr Bürger sind nicht mehr in der Lage, 
die Pflegekosten aus ihren eigenen Mitteln zu fi-
nanzieren. Gerade ältere Mitbürger, die ein Leben 
lang hart gearbeitet haben und glauben, sich einen 
gut gesicherten Lebensabend erarbeitet zu haben, 
sind oft dem Schicksal ausgeliefert — ich sage das 
harte Wort —, Kostgänger der Allgemeinheit sein 
zu müssen. Mittlerweile ist die als Auffangnetz ge-
dachte Sozialhilfe entgegen ihrer subsidiären Funk-
tion zum hauptsächlichen Kostenträger geworden. 

Die in dem Bericht der Bundesregierung zu die-
sem großen sozialpolitischen Problem aufgeführten 
Zahlen belegen dies eindrucksvoll. Der enorme Zu-
wachs an pflegebedürftigen älteren Menschen be-
wirkte ein Ansteigen der Ausgaben der Sozialhilfe 
im Jahr 1982 auf über 4,4 Milliarden DM in diesem 
Bereich. 

Das Ergebnis aller bisherigen Überlegungen ist 
ein breiter Konsens für die Dringlichkeit einer Pro-
blemlösung. Nach meiner Überzeugung können die 
genannten Einstiegslösungen, die vor allem die Un-
terstützung der häuslichen Pflege im Auge haben, 
gerade auch die Etats der Sozialhilfeträger entla-
sten. 

Als weitere Maßnahme der Bundesregierung in 
diesem Bereich verdient das Modellprogramm am-
bulante Dienste für Pflegebedürftige herausgeho-
ben zu werden. Es wird sicher wertvolle Erfahrun-
gen darüber bringen, wie durch einen verstärkten 
Ausbau von Sozialstationen eine teure stationäre 
Unterbringung vermieden werden kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage deutlich gemacht, daß sie an der 
grundsätzlichen Aufgabenstellung der Sozialhilfe 
auch in finanzpolitisch schwierigen Zeiten festhal-
ten wird. Die Bundesregierung hat darüber hinaus 
auch betont, daß sie die zunehmende Belastung der 
Haushalte der Sozialhilfeträger in den letzten Jah-
ren nicht verkennt. Sie will daher Vorschläge zu 
einer weiteren Konsolidierung der kommunalen 
Haushalte prüfen, ohne daß in Aufgabenstellung 
und Grundprinzipien der Sozialhilfe eingegriffen 
wird. Wir begrüßen dies und werden daran weiter 
konstruktiv mitarbeiten. 

Lassen Sie mich mit einem Wort von Bernard 
Shaw, dem englischen Schriftsteller und Sozialkriti-
ker, schließen, das ich sinngemäß wiedergebe: Wer 
einige Jahre in einem kommunalen Parlament ge-
sessen hat, ist für den Rest seines Lebens gegen 
alle utopischen Vorstellungen gewappnet. — Diese 
Aussage möchte ich allen Kollegen, besonders aber 
den Kollegen von den GRÜNEN, mit auf den Weg 
geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Finanzen, Herr Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Kollege Hauff hat 
hier eben die Behauptung aufgestellt, daß sich der 
Bund auf Kosten der Städte und Gemeinden saniert 
habe. Diese Behauptung ist nachweislich falsch; 
denn die Finanzlage der Kommunen hat sich seit 
dem Antritt der Bundesregierung im Herbst 1982 
insgesamt drastisch verbessert. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Nach einem Rekordfinanzierungsdefizit von über 
10 Milliarden DM — Herr Kollege Magin hat das 
hier eben bereits gesagt — im Jahre 1981 ist dieses 
Defizit über 7,5 Milliarden DM im Jahre 1982 auf 
1,2 Milliarden DM im Jahre 1983 gesunken. Nach 
den sachverständigen Berechnungen des Bundesfi-
nanzministeriums erwarten wir bereits im Jahre 
1984 einen Überschuß von einer halben Milliarde 
DM und für 1985, meine Damen und Herren, sogar 
einen Überschuß von 2 Milliarden DM. 

(Zuruf des Abg. Bernrath [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wolfram? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Bitte sehr. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, wollen Sie bitte zur Kenntnis nehmen und 
bestätigen, daß dies das Ergebnis der Bemühungen 
von Städten und Gemeinden ist und nicht die Folge 
Ihrer Politik? 

(Magin [CDU/CSU]: Nicht allein!) 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege, das ist auch das 
Verdienst dieser Bundesregierung, die die Gemein-
den ihn ihrem Finanzgebaren nie alleingelassen 
und bei allen ihren Konsolidierungsbemühungen 
immer auch an Länder und Gemeinden gedacht 
hat. Darüber ist nicht hinwegzudiskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Das sind doch All-
gemeinplätze! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
Dieser Konsolidierungserfolg, der sich deutlich 

von der ungünstigeren Finanzlage der Länder und 
des Bundes abhebt, steht daher in einem krassen 
Gegensatz zu den Klagen der Opposition über den 
Zustand der Gemeindefinanzen in den letzten bei-
den Jahren. 

Allerdings ist die günstige Lage nicht bei allen 
Kommunen einheitlich. Wir haben eine begrenzte 
Zahl von größeren Städten in industriellen Pro-
blemgebieten, die noch erhebliche Schwierigkeiten 
haben. Das ist nicht zu leugnen. Der hier notwen-
dige Ausgleich ist allerdings nach unserer Finanz-
verfassung nicht Sache des Bundes, sondern eine  

klassische Aufgabe der Länder, Herr Kollege Mer-
tens. Die erforderlichen Korrekturen sind über den 
kommunalen Finanzausgleich herbeizuführen. 

(Müntefering [SPD]: Aber erst die Vermö

-

gensteuer kürzen!) 

Häufig ist auch die Klage zu hören, die Arbeitslo-
sigkeit führe über hohe Sozialhilfeausgaben zu un-
vertretbaren Belastungen der Gemeinden. Dies ist 
gewaltig überzogen; denn nach den vorliegenden 
Statistiken entfallen knapp zwei Drittel der gesam-
ten Sozialhilfeleistungen der Gemeinden auf Lei-
stungen innerhalb von Einrichtungen, nämlich die 
Pflegekosten. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Diese Leistungen sind völlig unabhängig von der 
Entwicklung der Arbeitlosenzahlen und von der 
Höhe des Arbeitslosengeldes. Die Hilfen zum Le-
bensunterhalt hingegen, bei denen es zu Mehraus-
gaben wegen Arbeitslosigkeit gekommen ist, neh-
men nur rund ein Drittel der gesamten Sozialhilfe-
aufwendungen, also den weitaus kleineren Teil, in 
Anspruch. Von 1981 bis 1983 erhöhten sich die ge-
samten Hilfen zum Lebensunterhalt um 1,3 Milliar-
den DM auf 6,1 Milliarden DM. Diese Entwicklung 
ist aber nur zu einem Teil durch steigende Aufwen-
dungen für Arbeitslose bedingt. Leider fehlen die 
Daten, um die genauen Auswirkungen der Arbeits-
losigkeit auf die Sozialhilfeausgaben feststellen zu 
können. Aber bei einem kommunalen Haushaltsvo-
lumen von über 150 Milliarden DM ist ersichtlich, 
daß mit dieser Belastung der Gemeinden weder der 
Rückgang der kommunalen Sachinvestitionen um 
8 Milliarden DM in den Jahren 1981 bis 1983 be-
gründet werden kann, noch die Fortsetzung des 
Konsolidierungskurses gefährdet wird. 

Im übrigen wird die jetzt von der Bundesregie-
rung beschlossene Verlängerung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes für über 49jährige Arbeits-
lose die Gemeinden bei den Sozialhilfeausgaben 
entlasten. 

(Bernrath [SPD]: Das ist richtig!) 

Angesichts des wiedergewonnenen finanziellen 
Handlungsspielraums sind die Kommunen jetzt 
eindeutig in der Lage, die Eigenanstrengungen im 
investiven Bereich zu verstärken. Die finanzwirt-
schaftlichen Voraussetzungen für einen Wiederan-
stieg der kommunalen Investitionstätigkeit sind ge-
geben. Der Überschuß des Verwaltungshaushaltes, 
der den Gemeinden zu Investitionsfinanzierungen 
zur Verfügung steht, ist im ersten Halbjahr 1984 — 
nach dem deutlichen Anstieg des Vorjahres — 
nochmals um fast 30 % gestiegen. Die neuesten Vor-
ausschätzungen über die Entwicklung der Investi-
tionsausgaben für 1984 berechtigen zur Zuversicht. 
Der Rückgang der kommunalen Investitionsausga-
ben in den vergangenen Jahren — 1983 waren es 
minus 10% — kommt in diesem Jahr voraussicht-
lich zum Stillstand; denn im ersten Quartal 1984 
betrug das Minus noch 7,8%, im zweiten Quartal 
1984 nur noch 3 %. Eine Trendumkehr im Investi-
tionsverhalten zeichnet sich hier also ab. 
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Zur Vollständigkeit des Bildes gehört auch, daß 

die Sachaufwendungen 1984 voraussichtlich um 6 % 
steigen werden; das sind rund 1,8 Milliarden DM. 
Dieser Anstieg der Sachaufwendungen deutet dar-
auf hin, daß die Gemeinden zunächst in größerem 
Umfang Erhaltungsaufwendungen durchführen, be-
vor sie verstärkt wieder Investitionen vornehmen. 

In der Diskussion über eine grundsätzliche Neu-
ordnung der Gemeindefinanzen, in deren Mittel-
punkt die Zukunft der Gewerbesteuer steht, mißt 
die Bundesregierung dem Votum der Länder eine 
zentrale Bedeutung bei. Die Bundesregierung prak-
tiziert hier kooperativen Föderalismus, indem sie 
das Ergebnis der Meinungsbildung der Länder ab-
wartet. 

Nach dem Ergebnis der Landesfinanzminister-
konferenz vom Mai dieses Jahres enthält keines 
der bisher entwickelten Modelle eine für alle Betei-
ligten befriedigende Lösung. Sie stellen daher noch 
keine überzeugende Alternative zur gegenwärtigen 
Gewerbesteuer dar. Die Bundesregierung sieht sich 
deshalb in ihrer Auffassung unterstützt — und be-
findet sich in Übereinstimmung mit der Mehrzahl 
der Landesfinanzminister —, daß weitere Eingriffe 
in die Gewerbesteuer auch nach Ablauf dieser Le-
gislaturperiode ohne ein Konzept für die Neuord-
nung des Gemeindefinanzsystems, dem die Betrof-
fenen zustimmen können, nicht in Betracht kom-
men. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es freut mich, meine Damen und Herren von der 
SPD, hier die Übereinstimmung mit Ihnen, insbe-
sondere mit dem Kollegen Struck, der eben geredet 
hat, feststellen zu können. 

Inzwischen haben die Ministerpräsidenten auf ih-
rer Konferenz vom 17. bis 19. Oktober 1984 in Bre-
merhaven die Innen- und Finanzministerkonferenz 
um eine gemeinsam abgestimmte Beratungsvor-
lage bis zum Frühjahr 1985 gebeten. Die Bundesre-
gierung wird den weiteren Verlauf der Meinungs-
bildung der Länder mit Aufmerksamkeit verfol-
gen. 

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen zum 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gemeindefinanzreformgesetzes. Der Gesetzentwurf 
steht in engem Zusammenhang mit einer vom Bun-
desminister der Finanzen zu erlassenden Verord-
nung über die Ermittlung der Schlüsselzahlen für 
die Aufteilung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer für die Jahre 1985, 1986 und 1987. 
Mit dieser Verordnung, der der Bundesrat in seiner 
Sitzung am 26. Oktober 1984 bereits zugestimmt 
hat, wird die Verteilung der Einkommensteueran-
teile auf die Gemeinden ab dem 1. Januar 1985 auf 
der Basis der Einkommensteuerstatistik 1980 vor-
genommen. 

Diese Aktualisierung, die regelmäßig in dreijähri-
gem Turnus zu erfolgen hat, führt zu erheblichen 
Verschiebungen des Aufkommens der einzelnen 
Gemeinden innerhalb eines Landes. Begünstigt 
werden insbesondere kleine und mittlere Gemein-
den, während größere Städte Verluste hinnehmen 
müssen. Um diese Verschiebungen in Grenzen zu  

halten, ist die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
vorgeschlagene Anhebung der sogenannten 
Höchstbeträge erforderlich. Diese Höchstbeträge 
geben an, bis zu welchen Grenzen die zur Verfü-
gung stehenden und zu versteuernden Einkommen 
der Gemeindebürger bei der Verteilung des Ge-
meindeanteils berücksichtigt werden. 

Sie liegen nunmehr seit fast sechs Jahren unver-
ändert bei 25 000 DM für Alleinstehende bzw. 
50 000 DM für zusammen veranlagte Ehegatten. Mit 
dem Vorschlag, sie zum 1. Januar 1985 auf 
32 000 DM bzw. 64 000 DM anzuheben, wird nach 
Meinung der Bundesregierung ein auch unter 
raumordnungspolitischen Gesichtspunkten tragba-
rer Kompromiß vorgelegt. Der Bundesrat — ich be-
tone das an dieser Stelle, weil die Entscheidung der 
Länder im Hinblick auf ihre Zuständigkeit für die 
Finanzen ihrer Gemeinden große Bedeutung hat  — 
hat  in seiner Sitzung am 26. Oktober 1984 mit Mehr-
heit beschlossen, gegen den vorliegenden Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. Auch 
nach dieser maßvollen Anhebung der Höchstbeträ-
ge werden die mittleren und kleineren Gemeinden 
ab 1985 bessergestellt, wobei vor allem die steuer-
schwächeren unter ihnen Vorteile haben werden. 
Damit hat die Bundesregierung einen weiteren 
Schritt in Richtung auf eine gerechtere Finanzaus-
stattung der Gemeinden getan. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich gehe zunächst auf das 
ein, was Herr Staatssekretär Voss gesagt hat. Herr 
Voss, es muß Ihnen doch aufgefallen sein, daß der 
Betrag von 10 Milliarden DM, der als Finanzie-
rungssaldo eingespart worden ist, ziemlich exakt 
mit dem Betrag identisch ist, der bei den kommuna-
len Investitionen fehlt. Wenn die Erhöhung der So-
zialhilfeausgaben hinzukommt, muß das j a wohl an 
anderer Stelle gespart worden sein. Denn für viele 
eigentlich notwendige Investitionen hat ein Groß-
teil der Gemeinden doch nicht einmal mehr die Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörden bekommen. Das 
ist doch ein ganz wesentlicher Grund dafür gewe-
sen, daß auch in den strukturschwachen Gebieten 
das, was man Konsolidierung nennt, eingetreten ist. 
Aber zu wessen Lasten, muß man hier fragen. Und 
da kommen wir doch ganz schnell zu dem Ergebnis: 
zu Lasten des kleinen und mittelständischen Ge-
werbes, das doch in hohem Maß von den Aufträgen 
der Kommunen abhängig ist, und zu Lasten derer, 
die als Arbeitslose keinen Anteil an der Weiterent-
wicklung in unserem Staat haben. 

Herr Magin hat in seinen Ausführungen darauf 
hingewiesen, daß ein möglicherweise notwendiger 
Strukturwandel von einigen Gemeinden nicht 
rechtzeitig gefördert worden ist. Herr Magin, dies 
ist ein zweischneidiges Schwert. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Von den Ländern; 
nicht von den Gemeinden!) 
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— Ja; gut. Es muß j a von beiden gemacht werden. 
Zu Zeiten von Hochkonjunkturen hat wohl nie-
mand die Kraft gehabt, in einer Region, die z. B. wie 
meine Heimat von Werften geprägt ist, zu sagen: 
Also, Freunde, in fünf Jahren habt ihr keine Chance 
mehr; wir müssen was Neues machen. — Dafür hät-
ten sie weder Firmen noch Arbeitskräfte bekom-
men. Als es, ab 1978 deutlicher erkennbar, aus welt-
wirtschaftlichen Gründen schlechter wurde, fehlten 
möglicherweise alternativ — sage ich mal — Inter-
essierte, die in solche Regionen gehen würden. An-
fang der 80er Jahre fehlte dann das Geld, besonders 
in den strukturschwachen Ländern, um eine aktive 
Strukturpolitik überhaupt finanzieren zu können. 
Das muß man sehen. Von da spielt auch das Finan-
zierungsdefizit eine große Rolle. 

Sie haben die Verkabelung erwähnt. Ich will ei-
nige wenige Sätze dazu sagen. Sie haben gesagt, 
Verkabelung diene auch der Standortverbesserung. 
Nun, es gibt eine ganze Reihe von Firmen, die na-
türlich gern in Kommunikationsnetze einbezogen 
werden möchten. Aber das geht natürlich nicht mit 
den Verkabelungsplänen, die zur Zeit durchgeführt 
werden sollen, sondern es geht nur dann, wenn man 
vermittelte Netze hat. Nur dann wird es auch ein 
Standortvorteil. Nur dann kann die Industrie die 
moderne Kommunikation tatsächlich nutzen. Das 
sollte man sehr deutlich auseinanderhalten, damit 
wir nicht auf dem falschen Bein hurra schreien. 

Wir sind überzeugt, daß die Bundesregierung auf-
hören muß, die Konsolidierungslasten den Gemein-
den und Gemeindeverbänden, vor allem im Bereich 
der Sozialausgaben, aufzubürden. Die durch Bun-
desgesetz eingeschränkten Leistungen an einkom-
mensschwächere Bürger müssen die gemeindlichen 
Sozialhilfeträger über die Sozialhilfe zum Teil aus-
gleichen. Die notwendigerweise in den letzten Jah-
ren enorm ausgeweiteten Leistungen der Kommu-
nen für die Hilfe zum Lebensunterhalt z. B. auch 
für Arbeitslose, die keine oder nur unzureichende 
Unterstützung erhalten, entzieht den Kommunen 
die Mittel, die sie dringend für andere Aufgaben 
benötigen. Die CDU/CSU-geführte Bundesregie-
rung verschärft die Situation dadurch, daß sie auch 
das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe wi-
der besseres Wissen und gegen die Warnungen der 
kommunalen Spitzenverbände gekürzt hat. Durch 
immer mehr Arbeitslose werden, besonders wenn 
die Langzeitarbeitslosen in den Kommunen sich 
häufen, die Gemeinden zu weiterer kommunaler 
Sozialhilfe gedrängt, und die Arbeitslosen selber 
machen einen sozialen Abstieg durch. Dies ist, Herr 
Dr. Waffenschmidt, ein unerträglicher Verschiebe-
bahnhof des Bundes zu Lasten der Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das muß man deutlich aussprechen. Das darf so 
nicht weitergehen. Denn das kostet die Gemeinden 
zusätzlich mehrere Hunderte von Millionen, die sie 
dringend nötig hätten, um Investitionen vorzuneh-
men. 

Arbeitslose auf die Sozialhilfe zu verweisen, ist 
zudem auch sozialpolitisch falsch. Denn die befin-
den sich in einer Notlage, die durch die Arbeitslo-
senunterstützung behoben werden sollte. Dafür ha- 

ben die Arbeitnehmer Beiträge an die Bundesan-
stalt für Arbeit entrichtet. Das Problem muß des-
halb in Nürnberg und nicht von unseren Gemein-
den gelöst werden. Die Regierungskoalition dage-
gen hat in Nürnberg in erheblichem Maße sogar 
einen Juliusturm — möchte ich beinahe sagen — 
aufgehäuft. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Wenn schon, dann Heinrich-Turm!) 

— Okay, Heinrich Franke, unser Freund, er hat das 
große Glück gehabt. — Trotzdem müssen für die 
Belastungen die Gemeinden aufkommen. 

Ich denke, die Mindesthöhe der Arbeitslosenun-
terstützung sollte so hoch sein wie die Leistungen 
der Sozialhilfe, um auch die Sozialhilfeträger von 
den Zusatzleistungen zu befreien. Dies hat auch die 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände, zuletzt in ihrer Entschließung zur Novellie-
rung des Arbeitsförderungsgesetzes, gefordert. 
Eben diese Entschließung haben Sie, Herr Kollege 
Magin, in Ihrer Eigenschaft als Präsident des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes doch mitgetra-
gen. 

(Magin [CDU/CSU]: Richtig!) 

Ich hoffe, daß Sie auch in Ihrer Fraktion deutlich 
machen, daß dieser Weg beschritten werden muß. 

(Magin [CDU/CSU]: Ein Teilerfolg ist 
schon gegeben! Man kann nicht alles auf 

einmal!) 

— Einen Teilerfolg, so habe ich soeben von Herrn 
Keller gehört, hat es da gegeben. Einverstanden, 
wenn wir auf diese Weise langsam, aber sicher viel-
leicht in ein vernünftiges Fahrwasser kommen. 

(Magin [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich will an dieser Stelle doch einmal einige we-
nige Zahlen aus einem strukturschwachen, ländli-
chen Kreis nennen. In dem Kreis, in dem ich noch 
selbst Kreistagsabgeordneter bin, haben wir zur 
Zeit eine Arbeitslosenquote von 20 %. Im Sommer 
waren es immer noch 16,5 %, und im letzten Winter 
waren es 24 % und 25%. Nach dem, was wir bis jetzt 
erkennen können, scheint dieser Winter nach den 
Angaben der Arbeitsverwaltung noch schlimmer zu 
werden. In diesem Gemeindeverband von einer 
Konsolidierung zu sprechen, würde den verantwort-
lichen örtlichen Kommunalpolitikern die Zornes-
röte ins Gesicht treiben. 

Wie sich die sogenannte Konsolidierung in einem 
solchen Landkreis auswirkt und wie sehr sich die 
örtlichen Zahlen von der Globalbetrachtung von 
mehr als 8 500 Gemeinden und Gemeindeverbän-
den unterscheiden, kann ich belegen. 

Die Ausgaben für die Sozialhilfe nach dem BSHG 
werden von 121,3 Millionen DM im Jahre 1982, dem 
Wendejahr, auf 194 Millionen DM im Jahre 1985 
steigen; das ist eine Steigerung um 60 %. Der Zu-
schußbedarf für die Hilfe nach dem BSGH betrug 
im Landkreis Aurich im Jahre 1982 rund 100 DM je 
Einwohner — damals im Durchschnitt aller Land-
kreise 50 DM —, 1984 beträgt dieser Betrag 160 DM 
pro Einwohner. Die eigenen Sachinvestitionen be- 



7346 	Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Ewen 
trugen 1980 46 Millionen DM. Diese Beträge sinken 
im Jahre 1985 auf 8 Millionen DM. Das ist ein nomi-
neller Rückgang um 82,6 %. Der Zuschußbedarf zu 
den Kosten des BSHG in Höhe von 26 Millionen 
DM wird 1985 dreimal so hoch sein wie die vom 
Landkreis Aurich zu tätigenden Sachinvestitionen; 
vor kurzem war es noch genau umgekehrt. Da hat-
ten wir dreimal soviel Sachinvestitionen wie Hilfen 
zum Lebensunterhalt. 

Meine Redezeit geht zu Ende. Ich darf noch ein-
mal sagen: Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich 
für die uneingeschränkte Wiederherstellung des 
Bedarfsdeckungsprinzips im Sozialhilferecht auf 
der Grundlage eines aktualisierten Bedarfsmen-
genschemas, des sogenannten Warenkorbs, ein. Mit 
den heute gültigen Regelsätzen ist es den Hilfeemp-
fängern nicht mehr möglich, ein menschenwürdiges 
Leben zu führen, wie es im Bundessozialhilfegesetz 
selbst formuliert ist. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Wer soll das denn 
bezahlen?) 

Dazu gehört eben nicht nur der nackte Lebensun-
terhalt, sondern in angemessenem Umfang auch die 
Teilhabe am gesamtgesellschaftlichen Wohlstand. 
Bei jeder Manipulierung am Bedarfsdeckungsprin-
zip werden Sie die SPD nicht auf Ihrer Seite haben. 
Dies sage ich, obwohl es den Kommunen schlecht 
geht. Ich behaupt aber: Der Finanzbedarf der Kom-
munen ist dann, wenn wir die Sozialhilfe ordnungs-
gemäß gewähren, wenn wir die Investitionen täti-
gen, die notwendig sind, größer, als zur Zeit hochge-
rechnet wird. Ich denke, diese Bundesregierung 
sollte mithelfen, die Gemeindefinanzreform schnell 
auf den Weg zu bringen, damit die Aufgaben in den 
Kommunen auch in Zukunft erfüllt werden kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nachdem sich die letzten Rede-
beiträge mit Geld und mit zahlreichen speziellen 
und regionalen Problemen beschäftigt haben, las-
sen Sie mich gegen Schluß der Debatte zu einer 
Grundsatzfrage der Kommunalpolitik zurückkeh-
ren. Die Kommunen — davon war heute nachmit-
tag schon die Rede — führen seit Jahren einen 
Abwehrkampf gegen zahlreiche Einschränkungen 
ihrer Selbstverwaltung, Einschränkungen, die in ei-
nem immer enger gewordenen Netz von Gesetzen 
und Verordnungen und in einer überzogenen Kon-
trolle seitens der Aufsichtsinstanzen begründet 
sind. 
 - 

 

Aber nicht nur Legislative und Exekutive der 
staatlichen Ebene sind daran schuld, sondern wir 
haben auch eine Einschränkung des kommunalen 
Entfaltungsspielraums durch die dritte Gewalt, hier 
repräsentiert durch die Verwaltungsgerichtsbar-
keit. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Nun ist es keine Frage, daß die Verwaltungsge-
richte mit ihrer umfassenden Zuständigkeit eine 
der wichtigsten Errungenschaften des liberalen 
Rechtsstaats sind. Der Rechtsschutz unserer Bür-
ger durch unabhängige Gerichte hat zu Recht Ver-
fassungsrang. Das kann aber noch nicht heißen, 
jede Ausuferung der dritten Gewalt kritiklos zu ak-
zeptieren. Oder, um es mit dem Stuttgarter Ober-
bürgermeister Rommel zu sagen: Die Jurisprudenz 
sollte erkennen, wann sie aufhört, Jurisprudenz zu 
sein, und wann sie beginnt, Politik zu werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Es kommt darauf an, daß die Verwaltungsgerichts-
barkeit noch einen Spielraum für politische Ermes-
sensentscheidungen der Kommunen offen läßt. Es 
kann eigentlich nicht bezweifelt werden, daß dieser 
Spielraum in den letzten Jahren immer enger ge-
worden ist. 

(Bernrath [SPD]: Richtig!) 

In immer größerem Maße bestimmt die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit und nicht mehr das Parlament 
in der Gemeinde, wo noch eine Straße gebaut wer-
den darf und wie städtische Satzungen auszusehen 
haben. 

(Bernrath [SPD]: Sie ersetzen das Ermes

-

sen der Parlamente!) 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist auf dem besten 
Weg, zu einer Superaufsichtsinstanz zu werden, die 
über allem thront, in allem das letzte Wort hat und 
den meisten Beschlüssen der kommunalen Vertre-
tungen nur noch einen vorläufigen Charakter zu-
weist. 

Der Einbruch in den Bereich der Politik — das 
wissen wir -- vollzieht sich über die unbestimmten 
Rechtsbegriffe wie öffentliches Wohl, öffentlicher 
Belang usw., deren Ausfüllung durch die kommuna-
len Parlamente einer überspitzten gerichtlichen 
Kontrolle unterzogen wird. 

(Dr. Blank [CDU/CSU]: Keine demokrati

-

sche Legitimation!) 

Dann bestimmen letzten Endes die Richter, was in 
der Kommune noch passiert, Richter, die sich nicht 
wie die Ratsherren alle vier oder fünf Jahre der 
Wahl stellen müssen. Gerade das letztere ist zu be-
tonen. Denn daraus wird deutlich, daß jede Ein-
schränkung der politischen Gestaltungsmöglichkeit 
in der Gemeinde gleichzeitig auch eine Verminde-
rung der Mitwirkungsrechte der Bürger bedeutet. 

Meine Damen und Herren, erwächst diese Ge-
fährdung der kommunalen Selbstverwaltung aus ei-
ner Ausuferung der dritten Gewalt, also von außen, 
so tragen andererseits die Kommunalparlamente 
auch selbst dazu bei, ihre Eigenständigkeit auszu-
höhlen, und zwar paradoxerweise dadurch, daß sie 
die Grenzen ihres Zuständigkeitsbereichs über-
schreiten. In den letzten Jahren häufen sich die Fäl-
le, in denen sich Stadt- und Gemeinderäte und auch 
Kreistage gleichsam in Ausübung eines allgemei-
nen politischen Mandats z. B. mit Fragen der Lan-
desverteidigung oder der Dritten Welt oder auch 
mit Problemen des Umweltschutzes befassen, die 
keinerlei örtlichen Bezug haben. Da gibt es die 
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atomwaffenfreien Zonen, Gemeinderäte erhitzen 
sich bei der Erörterung schwieriger geopolitischer 
Verteidigungsfragen, oder man debattiert über 
Buschhaus, obwohl man doch außerhalb des Immis-
sionsbereichs liegt. Ebensogut könnte man über die 
Folgen der Urwaldrodung in Brasilien für das Welt-
klima und damit auch für das örtliche Wetter in den 
Gemeinderäten von Kleinkleckersdorf und Hinter-
tupfing diskutierten. Aber das kommt ja vielleicht 
noch. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Wer einmal eine solche Debatte miterlebt hat, 
kann sich des Eindrucks von der Unangemessen-
heit der Situation nicht entziehen. Es ist geradezu 
peinlich, mitzuerleben — man muß das einmal ge-
sehen haben —, wie sich Kommunalparlamente, die 
das Mandat erhalten haben, um sich um Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft zu kümmern, als 
Mittel zur propagandistischen Durchsetzung be-
stimmter politischer Ziele mißbrauchen lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Möchtegernau-
ßenpolitiker! — Zuruf des Abg. Duve 

[SPD]) 

In der Erklärung der GRÜNEN zur Kommunal-
wahl in Nordrhein-Westfalen heißt es mit aller wün-
schenswerten Deutlichkeit: 

Grüne Kommunalpolitik darf erst in zweiter Li-
nie Rathauspolitik sein. Es wird vielmehr un-
sere Hauptaufgabe sein, der außerparlamenta-
rischen Bewegung eine zusätzliche Stimme zu 
geben. 

Die fehlende Präsenz bei den GRÜNEN unter-
streicht das. Die SPD läuft ja, wie so üblich — 
gleichsam wie der Hase auf der Buxtehuder 
Heide —, den GRÜNEN hinterher, allerdings ohne 
sie an vermeintlicher Progressivität je zu errei-
chen. 

(Duve [SPD]: Kennen Sie den Stadtrat von 
Buxtehude?) 

— Die Buxtehuder Heide gehört zu meinem Wahl-
kreis. Ich sehe dort des öfteren den Hasen, und ich 
sehe Sie hier, und die Ähnlichkeit ist frappierend. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Juristen hat einen Musterentwurf für kommunale 
Entschließungen dieser Art entwickelt, und da heißt 
es bombastisch: „Unter Wahrung unserer verfas-
sungsmäßigen Rechte als Gemeinwesen, in Anse-
hung der Lebensinteressen unserer Bürger, mit 
dem Willen, dem Frieden in der Welt zu dienen, for-
dert der Rat der Stadt die Bundesregierung auf ...". 
Das hebt an wie die Präambel des Grundgesetzes. 

(Bernrath [SPD]: Der Stadtrat darf doch 
wohl noch Besorgnis äußern!) 

— Er darf Besorgnis äußern. Aber Sie sehen die 
Gefahr nicht: Der entscheidende Grund, weshalb 
das schädlich ist, liegt doch darin, daß Kompetenz

-

überschreitungen verfassungspolitisch schlimme 
Folgen haben können. 

(Zuruf von der SPD: Aber spenden sollen 
sie auch für die Dritte Welt!) 

Unsere Bürger erwarten, daß sich die Ratsmitglie-
der in den Gemeindeparlamenten den kommunalen 
Aufgaben stellen, die sie auch bewältigen können. 
Es herrscht sicherlich kein Mangel an solchen Auf-
gaben. wenn die Bürger aber feststellen müssen, 
daß sich immer mehr Gemeinderäte dieser mühse-
ligen Kleinarbeit entziehen, in die große Politik hin-
ausgehen und in den Gemeindeparlamenten so all-
gemein und — wir wollen doch ehrlich sein — auch 
mit denselben Gemeinplätzen wie in vielen anderen 
Diskussionszirkeln und Versammlungen in unserer 
Gesellschaft diskutiert wird, dann werden die Bür-
ger demnächst den besonderen Wert und den Rang 
des Instituts der kommunalen Selbstverwaltung 
nicht mehr einsehen. 

Ich meine, unsere Rathäuser sollten uns zu 
schade sein, um auf diese Weise zu politischen 
„Quasselbuden" degradiert zu werden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich vorab eine 
Bemerkung zu der Behauptung des Kollegen Ewen 
machen, die Konsolidierung der Gemeindefinanzen 
sei ausschließlich auf deren eigene Bemühungen 
und auf den Rückgang der Investitionen zurückzu-
führen. Ich nenne Ihnen dazu nur drei Zahlen: 
1981, im letzten Jahr, in dem Sie noch voll regiert 
haben, sind die Steuereinnahmen der Gemeinden 
um 1 Milliarde DM zurückgegangen. 1983, im ersten 
Jahr, in dem wir voll regiert haben, 

(Duve [SPD]: So voll war das nicht!) 

sind sie um 5,4 % gestiegen und im ersten Quartal 
dieses Jahres bereits um 9,5 %. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]: Das sind 
die Tatsachen!) 

Diese Zahlen zeigen Ihnen, daß sich die Wende in 
der Wirtschaftspolitik auch auf die Finanzen der 
Gemeinden durchschlagend ausgewirkt hat und 
daß auch die Gemeinden den Aufschwung nun zu 
spüren bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte als letzter Redner in dieser Debatte 
nur insofern vom Geld sprechen, als auch das Geld 
zu einer Gefahr für die kommunale Selbstverwal-
tung werden kann. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört! Flick ist doch da 
nicht zugange!) 
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Dr. Daniels 
Der oberste Grundsatz — hören Sie gut zu! — der 
Sozialisten lautet — darin werden Sie mir zustim-
men —: Alle müssen es gleich schlecht haben. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Was soll denn so 
ein Quatsch! Entschuldigung! — Duve 
[SPD]: Wenn man Bürgermeister Allge

-

meinplätze sagen läßt, kommt so etwas da

-

bei heraus!) 

Ich meine, dieser Grundsatz könnte auch bei der 
Regelungsdichte Pate gestanden haben, die die 
Selbstverwaltung der Gemeinden sosehr ein-
schränkt und die wir heute so oft beklagt haben. 
Die Bundesregierung hat uns eine Abkehr von die-
ser Regelungsdichte in Aussicht gestellt. Ich glaube, 
wir alle, die wir auch als Gesetzgeber dabei mitwir-
ken müssen, müssen dann von einigen fundamenta-
len Irrtümern Abschied nehmen, die wir zum Teil 
auch alle begangen haben. Ich sage das ganz frei-
mütig. 

Erster Irrtum: Einheitlichkeit der Lebensverhält-
nisse, die das Grundgesetz fordert, bedeutet nicht 
Uniformität oder Gleichmacherei. 

(Ewen [SPD]: Aber Gleichwertigkeit!) 

Die Städte und Gemeinden dürfen nicht nur, sie 
müssen geradezu verschieden sein. Gerade das 
macht ihren Charme aus, gerade das bietet ihnen 
die Chance, ihren Bürgern auch Heimat zu geben. 
Daß sie alle gleich wären, wäre eine entsetzliche 
Vorstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Dem kann man zustimmen!) 

Zweiter Irrtum. Ein Beamter hat nicht deshalb 
einen größeren Sachverstand, weil er auf einer hö-
heren Ebene angesiedelt ist. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Eher umgekehrt!) 

Der Ministerialrat, der Vorschriften ausarbeitet, ist 
im Prinzip nicht klüger als der Beigeordnete, der 
sie vor Ort plant oder ausführt. 

(Zuruf von der SPD) 

Eine Vorschrift kann immer nur sicherstellen, daß 
alles gleichgemacht wird, 

(Duve [SPD]: Aber Gemeinplätze sollten 
Bürgermeister nicht mehr sagen dürfen!) 

sie kann auch erreichen, daß alles gleich falsch ge-
macht wird. In jedem Fall behindert sie eine bür-
gernahe Verwaltung. Bürgerbeteiligung, Einfluß 
der Bürger auf die Entscheidung ist nur möglich, 
wenn der Rat einer Gemeinde und wenn nicht der 
Ministerialrat entscheidet. 

Fast noch schlimmer — und damit möchte ich 
schließen — als Gesetze und Verordnungen ist je-
doch die Abhängigkeit der Gemeinden auch für ihre 
einzelnen Investitionen von konkreten Zuschüssen 
des Bundes und der Länder. Es gibt Hunderte von 
Töpfen und Töpfchen bei Bund und Ländern, aus 
denen Zuschüsse gewährt werden. Jeder einzelne 
dieser Töpfe bedeutet, daß eine große Anzahl von 
Anträgen gestellt werden muß. Die müssen von 
zahlreichen Beamten sorgfältig begründet werden. 
Die meisten von ihnen müssen anschließend nach  

einer sorgfältigen Prüfung durch andere zahlreiche 
Beamte abgelehnt werden, weil die Mittel nicht aus-
reichen. Auch die Ablehnung muß wieder sorgfältig 
begründet werden. Einige wenige Anträge werden 
bewilligt. Sie dienen dann in den Räten dazu, klar-
zumachen, daß man nun gerade das machen muß, 
wofür es einen Zuschuß gibt, nach dem Motto: Wir 
brauchen zwar das Altenheim dringender als den 
Kindergarten, aber weil wir für den Kindergarten 
den Zuschuß bekommen, bauen wir den eben zu-
erst. 

(Zuruf von der SPD: Gängelei!) 

Ich schildere einen Fall aus dem Leben: Eine 
Stadt beantragt einen Zuschuß — ich gebe zu, einen 
Landeszuschuß; es ist ja inzwischen auch ein Ver-
treter der Länder auf der Bundesratsbank erschie-
nen —, 

(Beifall) 

um zehn Bälle zum Preise von 400 DM für eine 
Turnhalle zu kaufen. 

(Zuruf von der SPD: Hatten die denn eine 
Turnhalle?) 

Nach langem Schriftwechsel und Telefonaten, de-
ren Kosten die kommunale Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsvereinfachung auf 131 DM schätzt, 
wird ein Zuschuß von 80 DM bewilligt. Bei der Prü-
fung des Verwendungsnachweises, der sich an ei-
nen solchen Zuschuß auch immer noch anschließt, 
wird festgestellt, daß die Bestellung der Bälle unzu-
lässigerweise bereits vor Gewährung des Zuschus-
ses erfolgt ist; der Zuschuß mußte deshalb wieder 
zurückgezahlt werden. Meine Damen und Herren, 
dies sind keine Ausnahmefälle, sondern es ist wahr-
lich ein Fest für Parkinson. 

Nun sind die Städte und Gemeinden — das will 
ich gern zugeben — selber an dieser Entwicklung 
nicht ganz unschuldig. Sie sind immer wieder in 
Versuchung, auch selber staatliche Zuschüsse zu 
einzelnen Maßnahmen zu fordern, obwohl sie damit 
ihre finanzielle Eigenständigkeit weiter einschrän-
ken. 

Die Bundesregierung, so hat sie uns in der Ant-
wort auf die Große Anfrage gesagt, ist entschlossen, 
soweit es in ihrer Zuständigkeit möglich ist, den 
Vorschriftenurwald zu roden. Wir hoffen und wün-
schen, daß nicht auch wir als der Gesetzgeber wie 
manche vor uns im Gestrüpp des bürokratischen 
Unterholzes steckenbleiben werden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen zu dieser De-
batte nicht vor. Ich schließe deshalb die Ausspra-
che. 

Zu Tagesordnungspunkt 6 schlägt der Ältestenrat 
vor, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 10/2230 zur federführenden Beratung 
an den Finanzausschuß und zur Mitberatung an 
den Innenausschuß und den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? 
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Vizepräsident Westphal 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich muß noch eine amtliche Mitteilung machen. 
Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat heute 
nachmittag soll die heutige Tagesordnung um fünf 
Zusatzpunkte erweitert werden. Diese Punkte sind 
in der Liste „Zusatzpunkte zur verbundenen Tages-
ordnung", die Ihnen bereits vorliegt, unter den 
Nrn. 3 bis 7 aufgeführt. — 

(Duve [SPD]: Wir machen durch bis mor-
gen früh!) 

Ich gehe davon aus, daß mit der Aufsetzung der 
Tagesordnungspunkte, soweit erforderlich, gleich-
zeitig von der Frist für den Beginn der Beratung 
abgewichen wird. — Ich sehe, daß Sie damit einver-
standen sind. 

Nach einer weiteren Vereinbarung im Ältestenrat 
soll Punkt 15 der Tagesordnung abgesetzt werden. 
Sind Sie auch damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; dann ist das so beschlos-
sen. 

Ich rufe jetzt die Punkte 7 bis 10 der Tagesord-
nung auf: 

7. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Müller (Düsseldorf), Kiehm, Dr. Hauff, Frau 
Blunck, Fra il  Dr. Hartenstein, Schäfer (Of-
fenburg), Dr. Sperling, Wartenberg (Berlin), 
Frau Weyel und der Fraktion der SPD 
Sofortprogramm zum Schutz des Wassers 
— Drucksache 10/1823 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

8. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Angekündigtes Bodenschutzkonzept der 
Bundesregierung 
— Drucksache 10/1868 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

9. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Ehmke (Ettlingen) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
EG-Richtlinie über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch 
— Drucksache 10/1529 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(federführend) 
Innenausschuß 

10. Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Änderung der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
— Drucksache 10/2201 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 7 bis 10 und zwei Beiträge bis zu zehn Minu-
ten für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch; dann ist das so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Kiehm. 

Kiehm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit dem Antrag auf Drucksache 10/1823 
nehmen wir Überlegungen auf, die bereits in unse-
rem Antrag für eine umweltverträgliche Industrie-
gesellschaft enthalten sind. Sie finden hier auch 
Elemente, die in einem anderen Zusammenhang im 
Antrag zum Bodenschutzkonzept aufgenommen 
wurden. 

Wir wollen mit unserem Antrag einen Rahmen 
abstecken, in dem sich das Handeln des Staates, der 
Kommunen, der Wirtschaft und der Landwirtschaft 
vollziehen kann. Mit unserem Antrag wollen wir 
Zielvorgaben machen, aber wir wollen auch Mittel 
benennen, mit denen diese Ziele zu erreichen sind. 

Unser Antrag kann der längerfristigen Orientie-
rung dienen und kann auch als inhaltlicher Fahr-
plan für die Gesetzgebung verstanden werden. Wir 
haben bereits im Innenausschuß angekündigt, daß 
die SPD-Bundestagsfraktion die Jahre 1985 und 
1986 nutzen will, um Fortschritte beim Schutz des 
Wassers herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren, ich habe immer Ver-
ständnis für die Argumentation gehabt, daß z. B. 
Grenzwerte bei Luftreinhaltemaßnahmen nicht von 
heute auf morgen geändert werden können, wenn 
man die Realisierung unter ökonomisch vernünfti-
gen Bedingungen betreiben will. Gerade diese Posi-
tion veranlaßt mich aber, für Entscheidungen zu 
plädieren, an denen sich z. B. Industrie und Wasser-
wirtschaft orientieren können. Das heißt, Ziele des 
Bundes müssen erkennbar sein, auch wenn viel-
leicht die einzelne Maßnahme heute auf dem Felde 
des politischen Kompromisses dem Ziel nicht voll 
entspricht. 

Wenn die Bundesregierung im übrigen in ihrem 
Erfahrungsbericht zum Abwasserabgabengesetz 
von einer laufenden Anpassung der Mindestanfor-
derungen an die technische Entwicklung spricht, 
steht sie vor demselben Problem, den Rahmen für 
ihr Handeln benennen zu müssen. 

Die Formulierung eines Programms nach den 
vom Bund gesehenen Notwendigkeiten ist aber 
auch aus anderen Gründen nicht nur wünschens-
wert, sondern auch notwendig. Wir wissen, daß eine 
Fülle von Regelungen im Wasserbereich durch EG-
Richtlinien getroffen werden. Das Wissen um die 
von uns, vom Parlament, verfolgten Ziele würde die 
Regierung in die Lage versetzen, in Brüssel viel-
leicht zielgerichteter verhandeln zu können, als es 
heute der Fall ist. Das Parlament vermiede damit 
die makabre Situation, immer nur auf das reagieren 



7350 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 

Kiehm 
zu können, was im administrativen Regierungsbe-
reich vorgedacht worden ist. 

Ein Weiteres: Für den Wasserhaushalt hat der 
Bund das Recht, Rahmenvorschriften zu erlassen, 
ist also in großem Umfange auf die Mitwirkung der 
Länder angewiesen. Die Behandlung des Erfah-
rungsberichts zum Abwasserabgabengesetz im In-
nenausschuß hat gezeigt, daß eine eindeutige politi-
sche Willenserklärung zur zukünftigen Wasserpoli-
tik dazu beitragen kann, die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern nicht nur zu beschleuni-
gen, sondern auch zu verbessern. 

Ein entschiedener politischer Wille, hier in die-
sem Parlament geäußert — ich würde die Landes-
parlamente ermuntern, sich ebenso deutlich zu äu-
ßern —, kann darüber hinaus den im argen liegen-
den Vollzug bestehender und die Umsetzung neuer 
gesetzlicher Regelungen erleichtern. 

Eine ganze Reihe von Forderungen aus unserem 
Antrag bezieht sich auf die Durchsetzung des Vor-
sorgeprinzips. Was wir in der SPD die „ökologische 
Modernisierung der Industrie" nennen, findet sich 
auch hier wieder. Weil wir wollen, daß Produkte, 
Produktionsweisen und eingesetzte Mittel so gestal-
tet und ausgewählt werden, daß schädliche Wirkun-
gen auf das Wasser unterbleiben, kann auf die Ein-
wirkung durch die öffentlich-rechtlichen Maßnah-
men gegenüber der Industrie nicht verzichtet wer-
den. Derartige Absichten nicht rechtzeitig angekün-
digt zu haben ist aber ein Verstoß gegen das be

-

jahte Kooperationsprinzip. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

So wie der eine Kooperationspartner seine wirt-
schaftliche Bedeutung ins Spiel bringt, darf die öf-
fentliche Hand als anderer Partner ihre ordnungs-
rechtlichen Möglichkeiten nicht verleugnen. Auch 
dies deutlich zu sagen, ist hier die richtige Stelle. 

Meine Damen und Herren, das Verursacherprin -
zip, das im Wasserrecht deshalb so wirkungsvoll ist, 
weil ordnungsrechtliche Möglichkeiten und ökono-
mische Hebel kombiniert wurden, wird weiterhin 
im Mittelpunkt unserer Aufmerksamkeit stehen. 
Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie in 
den ersten sechs Monaten des Jahres 1985 den Ent-
wurf zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
und des Abwasserabgabengesetzes vorlegt. Wir ha-
ben im Innenausschuß eigene Aktivitäten angekün-
digt, falls die Bundesregierung nicht aktiv wird. 

Meine Damen und Herren, ich will hier wiederho-
len, was ich schon vor zwei Jahren zum Thema 
Wasserschutz gesagt habe. Notwendig ist zur Ver-
besserung der Lage eine medienübergreifende Be-
trachtungsweise; eine isolierte Behandlung ist we-
nig effektiv und muß überwunden werden. Die Ver-
hinderung der Einleitung von Schadstoffen in Ge-
wässer verlagert die Schädigung vom Wasser in den 
abzulagernden Klärschlamm. So wird das Wasser-
problem zum Abfallproblem. Die Ablagerung beein-
trächtigt die Qualität des Bodens. Die Verbrennung 
des Abfalls beispielsweise kann die Schadstoffe in 
die Luft transportieren, und die Filterung schafft 
neue Risiken bei der Ableitung oder beim Abfall. 

Greift also Vorsorge nicht, wie sie z. B. mit einer 
Änderung des Waschmittelgesetzes, des Pflanzen-
schutzgesetzes oder der Anwendung des Chemika-
liengesetzes möglich ist, sind wir gezwungen, neben 
Wasserhaushalts- und Abwasserabgabengesetz 
auch die Abfallgesetzgebung in unsere Überlegun-
gen einzubeziehen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich glaube, wir haben eine Fülle von Arbeit vor 
uns. Wir rechnen mit einer zügigen Beratung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 

Was die Erde befällt, befällt auch die Söhne der 
Erde. Der Mensch schuf nicht das Gewebe des 
Lebens, er ist darin nur eine Faser. Was immer 
ihr dem Gewebe antut, das tut ihr euch selbst 
an. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dieses Zitat entstammt der „Zeit" und aus einer 
Rede des Häuptlings Seattle an den amerikani-
schen Präsidenten Franklin Pierce aus dem Jahre 
1856. Es hat mich sehr beeindruckt; hier zeigt sich 
die Stellung des Menschen als Teil der Natur, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

und andererseits, wie durch Eingriffe in den Natur-
haushalt, also in unser ökologisches Wirkungsgefü-
ge, zum Teil sehr schwerwiegende Veränderungen 
und Rückwirkungen auf den Menschen entstehen 
können. 

(Beifall des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

— Herr Schäfer, zu den Rothäuten gehören Sie 
wohl; nicht zu dem Stamm dieser Indianer. Weil 
dies so ist, muß unser Handeln von der Verantwor-
tung für uns und unsere Umwelt geprägt sein. 

Luft, Wasser und Boden — darauf hat eben der 
Kollege Kiehm hingewiesen — wurden in der Ver-
gangenheit immer stärkeren Belastungen ausge-
setzt. Ständige Erhöhungen des Schadstoffeintrags 
in die Luft, eine stetige Zunahme von Schadstoffen 
in den Oberflächengewässern und im Grundwasser 
sowie die sich daraus ergebende zunehmende Bela-
stung unseres Bodens kennzeichnen die Situation. 
Dies war und ist der politische Ansatz unseres Han-
delns. 

Der Weg ist klar. Die Ziele sind in unserem Ent-
schließungsantrag „Unsere Verantwortung für die 
Umwelt" vorgegeben. Wir gehen konsequent Schritt 
für Schritt voran. 

Ein Teilbereich, der dies deutlich macht, sind die 
von uns durchgeführten und eingeleiteten Maßnah-
men in der Luftreinhaltepolitik, beispielsweise 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung, Technische 
Anleitung Luft und die drastische Verminderung 
von Schadstoffen in Autoabgasen. Wir erreichen 
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Zug um Zug unser Ziel, Schadstoffe an der Quelle 
zu reduzieren, und damit auch eine Verminderung 
des Schadstoffeintrags in Wasser und Boden. 

Auch in anderen Bereichen sind bereits notwen-
dige Schritte unternommen und Entscheidungen 
vorbereitet. Dazu gehören die durchgeführte und 
die eingeleitete Novellierung des Abfallbeseiti-
gungsgesetzes sowie die in Vorbereitung befindli-
che Novellierung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes, des Wasserhaushaltsgesetzes und des Ab-
wasserabgabengesetzes. Dies alles wird zu einer 
weiteren spürbaren Verbesserung unserer Umwelt 
führen. 

In Ergänzung dieser Maßnahmen ist nun von sei-
ten der Bundesregierung eine umfassende Boden-
schutzkonzeption auf den Weg gebracht worden. 
Zur heutigen Beratung liegen uns zu diesem Pro-
blembereich zwei Anträge der SPD-Fraktion vor, 
einmal zum Bodenschutz und zum anderen zum 
Schutz des Wassers. 

Die Forderungen im Antrag der SPD-Fraktion 
zum Bodenschutz entsprechen, was die Vorbemer-
kungen anlangt, dem Inhalt des von der Bundesre-
gierung vorgelegten Entwurfs für eine Boden-
schutzkonzeption. Gleiches gilt auch für die von Ih-
nen aufgezeigten Eckwerte. Wir werden dies sicher 
bei der Beratung unserer Gesetzesvorlagen im ein-
zelnen besprechen können. 

Die Bundesregierung wird mit den Ländern — 
und dies entspricht dem Entschließungsantrag von 
CDU/CSU und FDP vom 9. Februar 1984 — in ar-
beitsteiliger Kooperation ein gemeinschaftliches 
Bodenschutzprogramm entwickeln. Diese Koopera-
tion ist notwendig und wichtig. Hier müssen die 
Bundesländer ihre vielfältigen Vollzugserfahrun-
gen mit einbringen. Dieses Bodenschutzprogramm 
muß die Maßnahmen verschiedenster Teilbereiche 
zusammenfassen und harmonisieren. 

Es besteht dabei in zwei wesentlichen Punkten 
ein besonderer Handlungsbedarf: Erstens. Der Ein-
trag von qualitativ und quantitativ problematischen 
Stoffen aus den verschiedensten Bereichen ist zu 
reduzieren. Zweitens. Der Landverbrauch darf nicht 
im bisherigen Ausmaß weitergehen. — Die Umset-
zung dieser Forderungen beinhaltet die verschie-
densten Zielkonflikte. Ich brauche dies wohl hier 
nicht im einzelnen auszuführen. 

In einer ersten Bewertung des Antrags der SPD 
möchte ich folgendes festhalten: Viele Punkte ihres 
Antrages entsprechen dem vorliegenden Entwurf 
der Bundesregierung und den bereits von uns ge-
faßten Beschlüssen. Sie können Basis für ein ge-
meinsames Vorgehen sein. Dies gilt z. B. für die 
Bereiche Luftreinhaltung und Abfallwirtschaft. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Einverstan-
den!) 

Auch die Sanierung der Altlasten, die vielerorts 
große Schwierigkeiten macht, ist ein Thema, das im 
Rahmen gemeinsamer Überlegungen ansteht. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Einverstan-
den!) 

Das Bundesforschungsministerium hat bereits gute 
Vorarbeit geleistet. Ich denke, der Bund sollte so-
weit wie möglich den betreffenden Bundesländern 
Hilfestellung zukommen lassen. 

Selbstverständlich gibt es in Ihrem Antrag auch 
Punkte, die wir nicht akzeptieren, und solche, die 
weit hinter unseren eigenen Forderungen zurück-
bleiben. 

Das Thema Wasserschutz im Antrag der SPD ist 
wohl im Zusammenhang mit dem Antrag „Sofort-
programm zum Schutz des Wassers" zu sehen. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat bereits in ihrem Ent-
schließungsantrag auf die Notwendigkeit eines ver-
besserten Schutzes unseres Wassers hingewiesen. 
Wichtig ist, die konsequente Durchsetzung der im 
Wasserhaushaltsgesetz und in den ergänzenden 
Vorschriften bereits festgestellten, bisher aber noch 
nicht überall voll beachteten Regeln der Wasser-
reinhaltung zu erreichen. Wir haben die Bundesre-
gierung ersucht, die zur Vermeidung von Gewässer-
belastungen durch schwer abbaubare und sonstige 
kritische Stoffe notwendigen Maßnahmen einzulei-
ten 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nichts gesche

-

hen!) 

und etwa notwendig werdende Änderungen von Ge-
setzen wie z. B. des Wasserhaushaltsgesetzes und 
des Abwasserabgabengesetzes vorzulegen. Die 
Bundesregierung hat in kürzester Frist, Herr Kol-
lege Schäfer, die fünfte Novelle zum Wasserhaus-
haltsgesetz vorbereitet und ist in Abstimmung mit 
den Ländern dabei, die entsprechende Novellierung 
zur Beratung vorzulegen. Gleiches gilt für die Ände-
rung des Abwasserabgabengesetzes. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bereits am 
2. August 1983 Richtlinien für die Aufstellung von 
wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen nach § 36 
des Wasserhaushaltsgesetzes verabschiedet. Damit 
können die wasserwirtschaftlichen Rahmenplanun-
gen der Länder an einheitlichen Gesichtspunkten 
ausgerichtet werden. Mögliche und notwendige Vor-
sorgemaßnahmen können getroffen und die langfri-
stige Nutzung der Wasservorräte sichergestellt wer-
den. Solche Rahmenpläne ermöglichen, Raumord-
nung und Landesplanung mit der wasserwirtschaft-
lichen Fachplanung zu verbinden. 

Die vollzogenen Maßnahmen sowie die in Vorbe-
reitung befindliche Novellierung der von mir be-
reits angesprochenen Gesetze zeigen, daß das vor-
gelegte Sofortprogramm der SPD-Fraktion grund-
sätzlich nichts Neues enthält. Ein überwiegender 
Teil der Forderungen — insbesondere die unter II a 
und II b geforderten Maßnahmen — betreffen den 
Vollzug des Wasserrechts, für den die Länder zu-
ständig sind. Hier gibt es natürlich Ansätze zur Kri-
tik. Ich empfehle den Kollegen von der SPD, diese 
auch dort zu üben, wo ihre Parteifreunde in der 
Regierungsverantwortung stehen. 

Andere Forderungen — z. B. der unter II c ver-
langte Erlaß von Bewirtschaftungsplänen und Rein-
halteordnungen — können bereits heute auf der 
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Grundlage des geltenden Rechts voll umgesetzt 
werden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Noch zwei Mi

-

nuten!) 

Einige Maßnahmen sind aus rein sachlichen 
Gründen abzulehnen, wie z. B. die Forderung nach 
einer Grundwasserabgabe und das pauschale Ein-
leitungsverbot für bestimmte gefährliche Stoffe. Ich 
empfehle Ihnen hier einen Blick in den Gesetzesan-
trag des Landes Hessen vom 20. September 1984, 
der in dieser Frage einen anderen Standpunkt ein-
nimmt. 

Teilweise sind Ihre Forderungen aber auch be-
rechtigt und deshalb bereits in der vorgesehenen 
Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes enthal-
ten. Sie haben recht, wenn Sie zum Abwasserabga-
bengesetz ausführen, daß dies ein wichtiger Schritt 
für einen verbesserten Gewässerschutz war, und 
daß sich dieses Instrument bewährt hat. 

Jetzt wird es in der Tat darauf ankommen, eine 
Novellierung vorzunehmen, und zwar mit den Zie-
len, erstens weitere gefährliche Gewässerschadstof-
fe, z. B. Schwermetalle, in die Abgabeerhebung mit 
einzubeziehen, und zweitens durch die Einführung 
der Überwachungswertregelung als Grundlage der 
Abgabenerhebung den Gesetzesvollzug zu erleich-
tern. Die bisher erforderlichen Höchst-, Regel- und 
Bezugswerte können entfallen. 

Drittens ist die Einbeziehung von Sickerwasser 
aus Deponien und Niederschlagswasser von Indu-
strieflächen mit vorzusehen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Zustimmung!) 

Ihre Forderung nach kontinuierlicher Erhöhung 
der einzelnen Abgaben stellt sich erst dann, wenn 
über diejenigen Änderungen des Gesetzes Einigkeit 
erzielt worden ist, die unmittelbare Auswirkungen 
auf die Höhe der Abgabe haben. 

Noch ein Wort zur SPD-Fraktion. Wir erwarten 
nicht, daß Sie unseren aktiven Umweltschutz unter-
stützen, unsere aktive Politik mit Beifall überschüt-
ten. Es wäre aber wünschenswert, wenn Sie stärker 
in der Sache argumentierten und damit in kriti-
scher Würdigung die Umweltschutzpolitik der Bun-
desregierung begleiten würden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die SPD hat ihr Konzept „Sofort-
programm" genannt. Ich finde, daß der Name „So-
fortprogramm" nicht ganz passend ist. Er sugge-
riert, daß ein Problem neu aufgetaucht ist und 
schnell neue Notmaßnahmen ergriffen werden 
müssen. Ich glaube, daß beide Prämissen falsch 
sind. Das Problem ist nicht neu. Dieses Problem 
haben wir vielmehr schon lange. Abhilfe ist nicht 
mit einem Schnellschuß möglich. 

Ich glaube, daß bereits laufende Maßnahmen und 
Programme beschleunigt und ergänzt fortgeführt  

werden müssen. Ich frage mich manchmal, warum 
die SPD vergißt, daß sie vor nicht allzulanger Zeit in 
einer Regierung war 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber Herr 
Eimer!) 

— jetzt warten Sie einmal ab, ich will Sie ja lo-
ben —, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Eben!) 

und daß die SPD in dieser Regierung zusammen 
mit uns eine ganze Menge vernünftige Dinge ge-
macht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Regierung macht nichts anderes, als daß sie 
diese Dinge fortführt. 

Ich meine also, wir sollten durch diese Formulie-
rungen nicht verdrängen, daß die Regierungen ei-
gentlich eine ganz gute Arbeit geleistet haben. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

Durch diese Methode, wie sie hier vorgeführt wird, 
erlauben wir es den GRÜNEN, daß sie dort ernten, 
wo andere gesät haben. 

(Duve [SPD]: Da müssen Sie einmal eine 
Klausurtagung mit den Kollegen von der 

CDU machen!) 

Ich meine, es lohnt sich nicht, auf die Einzelhei-
ten des SPD-Antrages einzugehen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

nicht, weil ich damit das Konzept unbedingt 
schlechtmachen will. Das Konzept der SPD enthält 
ja eine Vielzahl von Forderungen, die unstrittig 
sind, und eine Reihe von anderen Forderungen, die 
die Kompetenzen des Bundes bei weitem über-
schreiten. 

Vielfach enthält der Forderungskatalog auch For-
derungen, die von den Bundesländern — auch von 
den SPD-geführten Bundesländern — abgelehnt 
werden. Der Bund hat bekanntlich lediglich Teil-
kompetenzen im Wasserrecht, die er insbesondere 
auf Drängen der FDP erhalten hat. 

Meine Damen und Herren, nachdem mein Vor-
redner schon die einzelnen Punkte des SPD-Antra-
ges gewürdigt hat und ich dem nichts hinzufügen 
kann und will, will ich einen anderen Punkt anspre-
chen, der in dem Antrag der SPD nicht angespro-
chen worden ist — oder wenn, nur sehr am Ran-
de —, der aber meiner Meinung nach auch sehr 
wichtig ist. Wir müssen feststellen, daß in den letz-
ten Jahren immer mehr Hochwasser an den Unter-
läufen unserer Flüsse entstehen und daß diese 
Hochwasser immer höher steigen. Die bisherige 
Methode, mit der wir dieser Hochwasser Herr wer-
den wollten, lag darin, daß wir zunächst einmal 
Dämme gebaut haben und vor allem das Hochwas-
ser an den Mittelläufen und an den Oberläufen un-
serer Flüsse beschleunigt abgeführt haben. Wir ha-
ben deshalb, vor allem an den Oberläufen- und den 
Bächen, zu hohe Fließgeschwindigkeiten bekom-
men. Sie haben sich teilweise verdreifacht. Dann ist 
es natürlich kein Wunder, wenn an den Unterläufen 
unserer Flüsse die Hochwasser zunehmen. Es ist 
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besser, wenn wir ein anderes Konzept angehen, 
nämlich versuchen, das Wasser an den Bächen, an 
den Oberläufen zu halten. Dann werden die Hoch-
wasser an den Unterläufen nicht so schlimm wer-
den. 

Diese Maßnahmen helfen natürlich nur dann, 
wenn sie möglichst nahe an der Quelle ergriffen 
werden. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Rekultivie-
rung!) 

Das hilft natürlich auch, den Grundwasserbestand 
anzuheben. 

Ein derartiges Konzept kann aber nur dann funk-
tionieren, wenn es länderübergreifend angepackt 
wird. Köln braucht, um ein Beispiel zu nennen, die 
Hilfe der Gemeinden an den Oberläufen, z. B. in 
Franken, also in Bayern. Das ist ein anderes Bun-
desland. Hier sind also länderübergreifende Maß-
nahmen notwendig. 

Ich möchte auf ein zweites Problem aufmerksam 
machen, das eigentlich auch in die Kompetenz der 
Kommunen gehört. In vielen Kommunen haben wir 
eine Anschlußpflicht für Dachentwässerung. Re-
genwasser, das eigentlich Grundwasser sichern und 
bilden sollte, rauscht als Oberflächenwasser über 
die Kanalisation und über die Kläranlage ab. Wäre 
es nicht besser, dieses Regenwasser vom Dach aus 
in Sickerschächte zu leiten und nur den Überlauf, 
der nicht erfaßt wird, in die Kanalisation abzulei-
ten? Aber wie gesagt: auch das ist eine Maßnahme, 
die eigentlich die Kommunen angeht. 

Ich glaube, daß das Problem des Wassers umfang-
reicher gesehen werden muß, als dies in diesen An-
trägen gesehen wird. Wir müssen, so glaube ich, 
hier neue Konzepte entwickeln. 

Ich wiederhole also: Wir brauchen nicht ein So-
fortprogramm, sondern wir müssen bestehende 
Programme ergänzen und beschleunigen. Wir benö-
tigen also eine konsequente Fortführung der Maß-
nahmen, die die bisherigen Regierungen eingeleitet 
haben. 

Ich will meinen Kurzbeitrag mit einem Appell an 
uns alle schließen: Machen wir unsere Arbeit, die 
wir in den vergangenen Jahren geleistet haben, 
nicht schlechter, als sie ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Ehmke (Ettlingen). 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir führen eine verbun-
dene Debatte über vier Tagesordnungspunkte. Ich 
will vorab einige Sätze zu dem SPD-Antrag bezüg-
lich Bodenschutz sagen. Der Bodenschutz stellt eine 
derart wichtige und komplexe Materie dar, daß es 
wirklich unangemessen wäre, wenn ich jetzt hierzu 
inhaltlich in den paar Minuten Stellung nehmen 
würde. Das nächste Mal müssen wir dieses Thema 
viel intensiver diskutieren, als es jetzt möglich ist. 

Die Bundesregierung hat kurz nach der Einrei-
chung des SPD-Antrages den Referentenentwurf ei-
ner Bodenschutzkonzeption den Ministerien zuge

-

leitet, wo er bisher immer noch liegt. Das heißt, bis 
heute gibt es noch kein abgestimmtes Boden -
schutzkonzept der Bundesregierung. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

Der SPD-Antrag hat insofern aus unserer Sicht 
weiterhin seine Berechtigung. 

Auch unsere Große Anfrage zum Bodenschutz 
wurde unter Hinweis gerade auf dieses noch ausste-
hende Konzept nur teilweise und vorläufig beant-
wortet. Konkrete Sofortmaßnahmen und Gesetzes-
initiativen gegen die Bodenbelastung sind leider 
nicht festzustellen. Ich muß deshalb an Sie appellie-
ren: Lassen Sie nicht wertvolle Zeit verstreichen 
wie bei der Bekämpfung des Waldsterbens. Legen 
Sie endlich Ihr Konzept vor, und vor allem: Handeln 
Sie auch danach. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Frau Dr. Hickel [GRÜ

-

NE]: Nicht nur Konzepte!) 

Nun zum Wasserbereich. Dies ist unsere zweite 
größere Debatte in diesem Jahr über Wasser und 
Trinkwasser. Wiederum findet diese Debatte nur 
über Vorlagen der Opposition statt. Wo sind die 
schon vor zwei Jahren groß angekündigten Weiter-
entwicklungen des Wasserrechts? 

(Duve [SPD]: Den Bach runtergegangen!) 

Ich nenne als Stichworte nur die Novellen zum 
Wasserhaushaltsgesetz und zum Abwasserabga-
bengesetz. Nichts ist vorhanden, überhaupt nichts. 
Selbst der im Juni des Jahres vom Bundesinnenmi-
nister groß angekündigte Entwurf einer Novelle 
zum Wasserhaushaltsgesetz mußte mittlerweile 
klammheimlich zurückgezogen werden. 

Gewässerschutz ist unserer Bevölkerung wichtig. 
Das zeigen diverse Umfragen. Aber im Ministerium 
scheint man das etwas anders zu beurteilen. Man 
muß dort zumindest so tun, als ob etwas getan 
wird. 

In Bonn wird „vorgetanzt", angekündigt, werden 
Absichtserklärungen abgegeben, Deklarationen un-
terschrieben und alle sonstigen Register der Public 
Relations gezogen. Die jüngste Nordseeschutzkon-
ferenz in Bremen ist hierfür ein wohl klassisches 
Beispiel. Da bewirken Organisationen wie Robin 
Wood oder Greenpeace in einer Woche mehr für 
den Naturschutz als diese großangelegte Öko-Schau 
ministerieller Größen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Alle Ansätze für einen verbesserten Gewässer-
schutz, in Bonn angekündigt, mögen sie auch noch 
so bescheiden sein, werden auf den diesbezüglichen 
Bund-Länder-Besprechungen hinter den Kulissen 
niedergebügelt. Jüngstes Beispiel für diesen Län-
derklüngel: die Novellierung des Abwasserabgaben-
gesetzes. Wird in Bonn angekündigt, dieses Gesetz 
zu verbessern und zu verschärfen, bringt Bayern 
gleichzeitig intern in die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe eine eigene Novelle ein, nach der alles, aber 
auch wirklich alles, was das Abwasserabgabenge-
setz für den Gewässerschutz an Gutem gebracht 
hat, gestrichen werden soll. 
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Meine Damen und Herren, daß dieses Doppel-

spiel, nach außen angekündigte Verschärfung und 
nach innen eingebrachte Kastration, alles aus einer 
Partei, von Politikern aus einem Bundesland, eng 
befreundet und seit langem miteinander bekannt, 
kein Zufall ist, davon sind wir wirklich überzeugt. 

Da wir gerade über Untätigkeit sprechen: Bereits 
im Mai 1984 haben wir eine Novelle zum Waschmit-
telgesetz vorgelegt. Hintergrund dieser Aktivität 
sind unsere Sorgen vor der ständig zunehmenden 
Chemisierung des privaten Bereiches, des Putz- 
und Reinigungsmittelsektors. Sehen Sie sich doch 
bitte einmal die Sachbuch-Bestsellerlisten an. Un-
ter den ersten fünf sind allein drei Bücher, die ver-
suchen, dem Bürger Hilfestellung zu geben, und 
zwar unter der großen Überschrift „Chemie zu Hau-
se". Wo sind die Hilfen der Bundesregierung? 
Warum müssen Privatautoren hier einspringen? 
Warum folgen Sie nicht unserem Vorschlag, den 
Regelungsbereich des zu engen Waschmittelgeset-
zes auf die ganze Haushaltschemie auszudehnen? 
Die Hessische Landesregierung zumindest ist dem 
gefolgt. Sie sind in den nächsten Wochen gezwun-
gen, sich im Bundesrat über den Umweg Hessen 
mit unseren Vorstellungen auseinanderzusetzen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Macht ihr das 
inzwischen gemeinsam?) 

Indem man mit fadenscheinigen Argumenten auf 
Nebenkriegsschauplätze ablenkt, wird eine rein 
destruktive Haltung eingenommen. Aus der Sicht 
der Bevölkerung und aus der Sicht der Wissen-
schaft besteht ein Regelungsbedarf für umwelt-
freundlichere Haushaltsprodukte. Die Waschmittel

-

industrie lehnt natürlich weitere Regelungen ab. 
Aber dies kann doch kein Maßstab für das Innenmi-
nisterium sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wann handelt das Innenministerium? Wann legt es 
Vorstellungen zur Verbesserung der Umweltver-
träglichkeit haushaltschemischer Produkte vor? 

Nun zur Trinkwasserversorgung. Meine Damen 
und Herren, es war schon eine Roßkur, das Bundes-
gesundheitsministerium dazu zu bewegen, die 
Trinkwasserverordnung zu novellieren. Gibt man 
sich ansonsten besonders europafreundlich, hier 
ignorierte man schlichtweg den Willen des Europa-
rates. Bereits zum Juli 1982 hätte das deutsche 
Trinkwasserrecht den EG-Vorstellungen verbind-
lich angepaßt werden müssen. Daß dies bis heute 
nicht geschehen ist, erklären die Grünen mit der 
verfehlten Wasserschutzpolitik in Bund und Län-
dern. 

Die EG-Anforderungen an einwandfreies Trink-
wasser sind hoch. Hohe Anforderungen an Trink-
wasser können nur eingehalten werden, sofern das 
Rohwasser, also Grundwasser oder Flußwasser 
oder Wasser aus Talsperren, eine hohe Qualität auf-
weist. Dies ist aber nicht mehr der Fall; denn bei-
nahe 10 % des Grundwassers, das in der Bundesre-
publik durch öffentliche Unternehmen gefördert 
wird, weisen ganzjährig oder teilweise zu hohe Ni-

tratgehalte auf, und die Lawine an Chlorkohlenwas-
serstoffen im Untergrund rollt nach wie vor. 

(Duve [SPD]: Fließt!) 

Beinahe wöchentlich muß der eine oder andere 
Brunnen eines Wasserwerks außer Betrieb genom-
men werden. Würden wir heute beschließen, Trink-
wasser müsse die gleiche Qualität wie kommerziel-
les Mineralwasser haben, also geschützt sein und 
naturbelassen dem Verbraucher zur Verfügung ge-
stellt werden, müßten neun von zehn Wasserwer-
ken in der Bundesrepublik sofort dichtmachen, vor 
allem auch deshalb, weil nicht genügend Schutzzo-
nen ausgewiesen sind. 

In ihrer Antwort auf meine Kleine Anfrage zum 
Thema „Organohalogene 4" sagt die Regierung: „In 
der Regel sind Wasserschutzgebiete mit jeweiliger 
Nutzungsbeschränkung ausgewiesen." Diese Be-
hauptung wird durch die Tatsachen Lügen gestraft. 
Nicht einmal die Hälfte aller Wasserwerke in der 
Bundesrepublik hat verbindlich ausgewiesene 
Schutzzonen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Baden-Würt

-

temberg!) 

— Auch nicht in Baden-Württemberg, Herr Schmid-
bauer. Oft finden wir intensive landwirtschaftliche 
Nutzung bis dicht an den Rand der Fassungen. Es 
sind also nicht die grünen Chaoten, sondern es ist 
der fehlende Wille zur konsequenten Umsetzung 
der Vorschriften, und es ist das abgekartete Spiel — 
zwischen Bonn und München in diesem Fall —, das 
die Wasserwirtschaft gegenwärtig in die Enge 
treibt. 

(Zurufe der Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU] 
und Fellner [CDU/CSU]) 

— Wir werden uns im Innenausschuß noch über die 
Geschichte des Abwasserabgabengesetzes und 
seine Novelle unterhalten, Herr Kollege Fellner. 
Wie weit wir gekommen sind, zeigt auch die simple 
Tatsache, daß wir Anfang 1985 erstmals in der Ge-
schichte der Bundesrepublik zwei Klassen von 
Trinkwasser haben werden: erstens weitgehend 
einwandfreies Wasser für den, der es sich leisten 
kann, nämlich Mineralwasser in Flaschen; zweitens 
Trinkwasser mit Fragezeichen für den Rest der 
Bundesbürger von den allein gelassenen öffentli-
chen Wasserversorgungsunternehmen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Nach Ihren Vorstel-
lungen würde es überall so sein! In der Er

-

nährung und überall!) 

Ich bin mir sicher: Wenn in einigen Jahren eine 
Debatte über das Nordseesterben oder über Boden-
erosion oder über die Trinkwasserkrise auf der Ta-
gesordnung dieses Hauses steht — dem ich dann 
leider nicht mehr angehören werde —, werden Sie 
wie ehemals beim Wäldersterben mit viel Bered-
samkeit offen bekennen, daß diese Auswirkungen 
1984 j a keiner voraussehen konnte. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen daher heute: Wir sehen das voraus. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir Sie auf: Tun 
Sie endlich etwas für den Gewässer- und Boden- 
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Schutz. Hören Sie endlich auf, Dinge anzukündigen, 
die Sie nachher zurückziehen müssen. Wenn Sie 
dazu nicht in der Lage sind, ein Vorschlag zur Güte: 
Stimmen Sie dann doch wenigstens unseren Anträ-
gen und Gesetzentwürfen zu. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst eine kurze Bemerkung zu den 
Anträgen der Opposition. Da gibt es einen Teil — 
wie den Wasservollzug —, der in die Zuständigkeit 
der Länder gehört. Es gibt einen Teil — wie § 6 des 
Wasserhaushaltsgesetzes: Vorrang für die öffentli-
che Wasserversorgung —, der bereits geltendes 
Recht ist. Es gibt einen Teil — wie die Grundwas-
serabgabe —, der sachlich bedenklich ist. 

Schließlich gibt es einen Teil, der unstreitig ist. Er 
ist unstreitig auf Grund der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 9. Februar 1984: „Un-
sere Verantwortung für die Umwelt". 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dagegen ha-
ben Sie schon einmal verstoßen!) 

Sie wissen, Herr Schäfer, daß das ein Antrag war, 
der auf Vorschlag der CDU/CSU-FDP-Koalition be-
ruhte. Entsprechend ist diese Entschließung auch 
verabschiedet worden. Wo im Rahmen dieser Ent-
schließung Handlungsbedarf bestand, hat die Bun-
desregierung gehandelt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

So haben wir die Novellierung des Wasserhaus-
haltsgesetzes seit geraumer Zeit mit Entschlossen-
heit vorangetrieben. Im Juli dieses Jahres wurde 
den beteiligten Bundesressorts, den Ländern und 
den Verbänden ein Referentenentwurf zugeleitet. 
Nach eingehender Beratung ist folgendes beabsich-
tigt: erstens die Reduzierung gefährlicher Stoffe bei 
der Einleitung in Gewässer durch Verfahren, die 
dem Stand der Technik entsprechen; zweitens eine 
Rahmenregelung über Anforderungen nach dem 
Stand der Technik für die Einleitung von gefährli-
chen Stoffen in öffentliche Abwasseranlagen; drit-
tens die Einbeziehung der Herstellung und Verwen-
dung wassergefährdender Stoffe in die Schutzvor-
schriften des Wasserhaushaltsgesetzes; viertens 
verbesserte Eingriffsmöglichkeiten zum Schutz des 
Grundwassers durch Maßnahmen im Bereich der 
Landwirtschaft; fünftens die ausdrückliche Veran-
kerung des Gebots wassersparender Maßnahmen 
in der Grundsatzbestimmung des § 1 a des Wasser-
haushaltsgesetzes. 

Der Bundesminister des Innern wird zu Beginn 
des nächsten Jahres, also zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt — insofern gibt es hier auch keinen Wi-
derspruch zu Ihrem Petitum —, dem Bundeskabi-
nett den Entwurf eines Fünften Änderungsgesetzes 
zum Wasserhaushaltsgesetz zuleiten. Anschließend  

wird er dann im Bundesrat und im Bundestag ein-
gebracht werden. 

Zum Abwasserabgabengesetz nur eine kurze Be-
merkung. Hier hat die Bundesregierung mehrfach 
darauf hingewiesen, daß sich dieses Gesetz zwar 
grundsätzlich bewährt hat, es aber nunmehr darauf 
ankommt, besonders den Gesetzesvollzug zu verein-
fachen. Hier hat es j a eine Reihe von Vorstellungen 
auch aus den Ländern gegeben. Vorschläge zur No-
vellierung des Abwasserabgabengesetzes, die die 
Vollzugspraxis der Länder berücksichtigen, sind in 
dieser Woche den Bundesressorts und den Ländern 
zugeleitet worden. 

Ich komme zu einem weiteren Schwerpunkt in 
den verschiedenen Anträgen. Schwerpunkt der Um-
weltpolitik ist der Schutz des Bodens. Anders als 
Luft und Wasser stand der Boden in der Vergangen-
heit eher am Rande umweltpolitischer Aktivitäten. 
Auf den ersten Blick ist das um so erstaunlicher, als 
der Boden ganz überwiegend Ausgangs- und End-
punkt menschlichen Handelns ist und deshalb seit 
jeher ein Zentrum des wirtschaftlichen Interesses 
darstellt. Mit den Maßnahmen in den Bereichen der 
Luftreinhaltung, des Gewässerschutzes, der Abfall-
beseitigung, des Naturschutzes sind in den vergan-
genen Jahren zweifellos Fortschritte zur Sicherung 
der Umwelt erreicht worden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist ja ein 
Lob, Herr Spranger! Wo ist die Erblast?) 

— Warum sollen wir Fortschritte — ich stimme 
dem völlig zu —, wo sie im Einzelfall vorhanden 
sind, nicht zugestehen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ich bin ja ganz 
sprachlos!) 

Zugleich sind damit — dies wird zuweilen überse-
hen — Freiräume für die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung gesichert worden. 

In diesem Zusammenhang muß man aber auch 
sagen, Herr Schäfer — Herr Ehmke hat j a versucht, 
die Länder und ihre Verantwortung ein bißchen in 
das einzubinden, was der Bund tun sollte —: Hier 
sollten die Zuständigkeiten immer klar auseinan-
dergehalten werden. Es sollten auch die Leistungen 
der Länder in dem Zusammenhang einbezogen 
werden. Auch da sind wir sicher einer Meinung. 

Alle Anstrengungen zur Sanierung und Gefah-
renabwehr konnten jedoch Verlagerungen von Um-
weltbelastungen auf andere Bereiche, vor allem zu 
Lasten des Bodens, nicht immer verhindern. Hier 
sind trotz der quantitativen Verminderung schädli-
cher Umwelteinwirkungen neue, in qualitativer 
Hinsicht ernste Gefahren und erhebliche Risiken 
entstanden. Das gilt für die Schadstoffeinträge aus 
Industrie und Gewerbe, Siedlung und Verkehr so-
wie durch die Anwendung von Düngemitteln und 
Pflanzenbehandlungsmitteln. Das gilt für die Flä-
cheninanspruchnahme durch Baumaßnahmen im 
Bereich des Verkehrs, der Siedlungen, der Indu-
strie, des Gewerbes mit den Effekten des Landver-
brauchs, der Versiegelung und Zerschneidung, aber 
auch durch intensive Nutzung bestimmter Flächen. 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
Der Bundesminister des Innern hat deshalb im 

Oktober 1982 den Auftrag erteilt, ein umfassendes 
und fachübergreifendes Konzept zum Schutz des 
Bodens zu erarbeiten. 

Irgendwelche Vorwürfe hier zu erheben, ist na-
türlich total unbegründet, ist völliger Unfug. Man 
muß feststellen, daß es diese Bundesregierung war, 
die beim Stand Null begonnen hat, zu diesem 
Thema zu arbeiten. Den Referentenentwurf einer 
Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung, in 
den Vorarbeiten einer interministeriellen Arbeits-
gruppe und des Umweltbundesamtes einbezogen 
wurden, hat der Bundesminister des Innern im Au-
gust dieses Jahres den Bundesressorts und den 
Ländern zugeleitet. 

In dieser Konzeption sind erstmals alle bedeuten-
den Einwirkungen auf den Boden bewertet und in 
ihrem Zusammenhang dargestellt. Für alle Berei-
che des Bodenschutzes werden daraus klare politi-
sche Ziele abgeleitet und auch konkrete Lösungs-
vorschläge unterbreitet. 

Zur Erörterung des Entwurfs mit den Ländern, 
die für Dezember vorgesehen ist, wird der Bundes-
minister des Innern die Bodenschutzkonzeption 
dem Kabinett vorlegen. Es ist vorgesehen, danach, 
wie es auch der Deutsche Bundestag in dem er-
wähnten Beschluß gefordert hat, in arbeitsteiliger 
Kooperation mit den Ländern die Erfordernisse des 
Bodenschutzes weiter zu konkretisieren und in ei-
nem Bodenschutzprogramm die notwendigen 
Schutzmaßnahmen nach Inhalt, Prioritäten, Zeit- 
und Kostenrahmen festzulegen. 

Es bestehen zwei zentrale Handlungsfelder. Er-
stens. Wir brauchen und wollen die Minimierung 
von qualitativ oder quantitativ problematischen 
Schadstoffeinträgen aus Industrie, Gewerbe, Ver-
kehr, Landwirtschaft und Haushalt. 

(Beifall des Abg. Duve [SPD] und des Abg. 
Schäfer [Offenburg] [SPD]) 

Das bedeutet: Begrenzungsmaßnahmen an allen 
Quellen der Schadstoffe und umweltschonende Zu-
ordnung der Flächennutzungen müssen ein Gleich-
gewicht auf möchst niedrigem Niveau 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Daran werden 
wir Sie messen!) 

zwischen Eintrag und Abbau von Schadstoffen im 
Boden schaffen, wobei man die Latte natürlich 
nicht ins Extrem legen kann; 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aha!) 

sondern man muß hier natürlich 

(Duve [SPD]: Lesen Sie den Referentenent

-

wurf!) 

auf Grund wissenschaftlich-rationaler Erkennt-
nisse die entsprechenden Festlegungen treffen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Rückzieher!) 

— Das ist kein Rückzieher, sondern das ist etwas 
ganz Normales, Herr Schäfer. Es ist schade, daß Sie 

das als unnormal empfinden, was ich als selbstver-
ständlich empfinde. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist etwas Logi

-

sches!) 

Auf längere Sicht muß deshalb die Abgabe von 
unerwünschten Stoffen sowohl mittelbar über Luft 
und Wasser als auch unmittelbar in den Boden so 
weit wie möglich durch Kreislaufführung oder 
Reststoffmanagement ersetzt werden. Insbeson-
dere sind Vermeidungs- und Verwertungsgebote 
vorzusehen. 

Zweitens. Wir brauchen und wir wollen eine 
Trendwende im Landverbrauch. Das schließt ein: 
Bodennutzungen sind mehr den natürlichen Stand-
ortbedingungen anzupassen. Das gilt auch für land-
wirtschaftliche Nutzung. Die Rohstoffvorkommen 
sind aus volkswirtschaftlicher und ökologischer Ge-
samtschau sparsam und effektiv zu nutzen. Noch 
vorhandene natürliche und naturnah genutzte Flä-
chen sind grundsätzlich zu sichern. Vor weiteren 
Baulandausweisungen und -erschließungsmaßnah-
men sind die innergemeindliche Bestandserhaltung 
und -erneuerung, 

(Beifall des Abg. Duve [SPD] und des Abg. 
Schäfer [Offenburg] [SPD]) 

flächensparendes Bauen und der Ausbau vorhande-
ner Verkehrswege zu fördern. Eine flächenscho-
nende Zuordnung der Bodennutzungen muß Inan-
spruchnahme und Belastung des Bodens geringhal-
ten. Dazu sind bei allen planerischen Abwägungs-
prozessen ökologische Anforderungen stärker -zu 
gewichten. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Rhein-Main

-

Donau-Kanal!) 

Meine Damen und Herren, unsere vielfältigen 
und unterschiedlichen Zugriffe auf den Boden ge-
schehen in unserem Lande mit seiner Bevölke-
rungsdichte in einer solchen Intensität, daß wirksa-
mer Bodenschutz lebensnotwendig ist. Der Boden 
als Element der Landschaft bedarf aber auch der 
besonderen Fürsorge, weil er über alle ökologischen 
und ökonomischen Belange hinaus Träger dessen 
ist, was jeder von uns mit dem Begriff Heimat ver-
bindet. Hierüber einig zu sein bedeutet noch nicht, 
den Schutz des Bodens zu verwirklichen. Der Weg 
zu einem Bodenschutz, der greifen soll, ist steinig 
und nicht, wie erste Reaktionen auch zeigen, von 
einem Spalier beifallspendender Gruppen gesäumt. 
Das wird die Bundesregierung nicht hindern, die-
sen Weg mit Entschlossenheit und dem Ziel zu be-
schreiten: Wir sichern und erhalten den Boden als 
Grundlage allen Lebens für uns und für die künfti-
gen Generationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wer nicht allen Rednern genau zugehört 
hat, hat ein neues Problem: Wir nähern uns auf der 
sprachlichen Ebene alle immer mehr einander an. 
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Es gibt in der Beurteilung etwa des Bodenschutzes 
im Verbalen fast keinen Unterschied mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist lobens-
wert!) 

— Ich glaube, daß das lobenswert und richtig ist, 
aber es ist unsere Aufgabe, jetzt genau hinzuguk-
ken und zu fragen: Wo sind denn beim Durchfüh-
ren, bei der Durchsetzung die wirklichen Unter-
schiede? Denn sonst hätten wir j a gar keine Pro-
bleme mehr. 

Ich will das an einem Beispiel aufzeigen: Wir be-
obachten zur Zeit einen ziemlich heftigen Kampf 
unter Wissenschaftlern über all das, was Herr 
Schmidbauer gemeint hat, als er von ganzheitlicher 
Erkenntnis von Natur gesprochen und in dem Zu-
sammenhang einen Hopi-Häuptling zitiert hat. In 
der Wissenschaft wird jetzt ganzheitliche Natur-
betrachtung sozusagen wissenschaftlich wichtig, 
aber dies wird — natürlich — aus guten, traditionel-
len Gründen von einer ganzen Wissenschaftler-
schule abgelehnt. Es gibt also diejenigen, die sagen: 
Wir müssen als Wissenschaftler dafür sorgen, daß 
wir aus der Natur für den Menschen so viel heraus-
holen, wie wir können. Dann gibt es andere, die 
sagen: Wir müssen jetzt aufpassen, daß wir mög-
lichst wenig herausholen, um die Natur langfristig 
zu schützen. Da sind wir auf der verbalen Ebene 
einig, die Wissenschaftler aber untereinander über-
haupt noch nicht. 

Nun kommt es sehr darauf an, welche wir zu 
unserer Beratung hinzuziehen und wie wir den Wis-
senschaftlern in diesem Kampf untereinander auch 
helfen. Ich meine, das können nur die sein, die für 
die neue — alte — Hopi-Erkenntnis Belege im Na-
turgeschehen finden, nirgends so stark wie am Bo-
den, wie bei den Vorgängen im Boden, die wir vor 
zehn Jahren in der Tat überhaupt nicht gekannt 
haben. Hier gibt es Vorgänge, über die wir gar keine 
Auskünfte hatten, die wir heute aber haben. In die-
sem Kampf ist es unsere Aufgabe als Politiker, den 
neuen Wissenschaftlern zu helfen. Ich vergleiche 
das immer gern mit der Auseinandersetzung im 17./ 
18. Jahrhundert, als das Mikroskop aufkam. Auch 
da hatte man eine solche Auseinandersetzung. Die 
Alten sagten: Das was ihr da erkannt habt, stimmt 
alles nicht. Heute erkennen Wissenschaftler Neues, 
und es gibt Alte, die Macht, Rang und Namen haben 
und ihnen diese Erkenntnis verwehren wollen. Das 
ist ein wichtiger Punkt. Wir werden hinsichtlich un-
serer Verantwortung solchen Wissenschaftlerkämp-
fen gegenüber im Zusammenhang mit Formalde-
hyd wahrscheinlich noch einige Diskussionen aus-
zutragen haben. 

Also, beim Boden wird es erkennbar und wichtig. 
Ich bin Herrn Schmidbauer geradezu dankbar, daß 
er hier auf diese Hopi-Sicht, die unwissenschaftlich 
war, hingewiesen hat. Ich will hier Herrn Professor 
Preuschen vom Institut Ökologischer Landbau zi-
tieren: 

Ökosysteme sind Lebensgemeinschaften mit 
großer Artenvielfalt und kontrollierter Indivi-
duenbreite. Sie haben genügend Einrichtungen, 
um alle ihre spezifischen Arten am Leben zu 

erhalten wie seit Jahrtausenden. Ein Arten-
schwund wie zu unserer Zeit bedeutet also 
nichts anderes, als daß unsere Ökosysteme un-
stabil geworden sind und ihre Aufgaben nicht 
mehr erfüllen können. Je mehr Glieder fehlen, 
um so mehr Aufgaben bleiben in der Gemein-
schaft unerledigt und um so schneller 
schrumpft das System. Das trifft vor allem den 
wichtigsten Systemteil, das Bodenleben, das 
Voraussetzung für jegliches Pflanzenleben ist. 

(Vorsitz : Präsident Dr. Jenninger) 

Das ist im Grunde genommen in wissenschaftlicher 
Sprache diese Hopi-Erkenntnis. 

Wir können nun — das ist unser Problem — auf 
den Ausgang des Konflikts unter diesen Wissen-
schaftlern nicht warten. Wir müssen viel rascher 
handeln und können, wie gesagt, nicht warten, bis 
sie zu Potte kommen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hartenstein 
[SPD]) 

Zur Wasser- und Waldgefahr darf — das haben hier 
alle gesagt — keine irreversible Beschädigung der 
Erdkrume kommen. Darum müssen wir gemeinsam 
handeln. Wir sind in den verbalen Forderungen an 
ein Bodenschutzkonzept ja auch gar nicht so weit 
auseinander. 

Ich will jetzt, weil vieles von unserem Antrag 
10/1868 zitiert worden ist, nur sagen: Wir haben 
einen der Punkte, auf den wir bei den anderen noch 
warten — Verbandsklage im Naturschutzrecht — 
mit drin. Denn wir wissen genau: Ohne rechtliche 
Fragen kommen wir beim Bodenschutz nicht aus. 
Das sagt aber auch der Referentenentwurf. Wir 
werfen der Regierung vor, daß sie einen im Grunde 
genommen guten Referentenentwurf voreilig in die 
Öffentlichkeit gebracht hat, daß sie den Eindruck 
erweckt hat: Dies ist bereits das Bodenschutzkon-
zept der Regierung. Sie hat wieder einmal Ankündi-
gungen betrieben, ein bißchen PR für den Minister 
gemacht — das war im August auch voll in der 
Presse. Jetzt kommt ein Abstrich nach dem ande-
ren. 

Ich werde Ihnen gleich einmal vorhalten, Herr 
Spranger, wieviel von dem, was Sie hier noch als 
Ihre Forderung dargestellt haben, von den Kollegen 
Ihres Ministers bereits abgelehnt worden ist. Ich 
kann mir schenken, auf Ihr Konzept im einzelnen 
einzugehen. Das haben Sie getan. Ich kann dieses 
Konzept im ganzen nur loben. Aber es geht leider 
nicht mehr um diesen schönen grünen Text. Das 
meiste im Referentenentwurf ist ja auf grünem Pa-
pier gedruckt. Darum habe ich mir dieses grüne 
Blättchen genommen. Von diesen grünen Blättern 
wird jetzt sehr, sehr viel weggehen. Es wird ein 
ziemlich kahles Ergebnis kommen, wenn es denn 
nun endlich kommt. Ich will es verlesen. 

Erstens. Der Minister brüstet sich und fordert — 
nach dem Referentenentwurf —: die Eisenbahn 
müsse dem weiteren Ausbau der Bundesfernstra-
ßen vorgezogen werden, investitions- und ordnungs-
politische Bevorzugung des Eisenbahnverkehrs, 
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weitere Kürzung der Ausbaupläne für den Bundes-
fernstraßenbau (Seite 103). 

Bereits in der Ressortabstimmung haben Dollin-
gers Leute diesen Formulierungen widersprochen. 
Der Bauwirtschaft — das wissen Sie auch — sind 
von Herrn Dollinger große Hoffnungen — wie ich 
meine: unverantwortliche Hoffnungen — auf eine 
erhebliche Ausweitung des Autobahnnetzes ge-
macht worden. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: Schlimm!) 

Zweitens. Das Konzept fordert eine Trendwende 
im Landverbrauch durch Vorrang unter anderem 
von innerstädtischer Bestanderhaltung und 
-entwicklung vor weiterer Baulanderschließung. Sie 
haben es selber zitiert, Seite 89. Das verträgt sich 
überhaupt nicht mit dem Baugesetzbuchentwurf 
von Minister Schneider. Hören Sie einmal in diese 
Diskussion hinein. Das steht dem diametral entge-
gen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Die rechte 
weiß nicht, was die linke tut!) 

Drittens. Das Konzept will Nutzungseinschrän-
kungen verstärken, Eigenart, Vielfalt und Schön-
heit bewahren. Moore, Flußauen, Wattenmeer, Dü-
nenlandschaft sollen besser gegen Nutzung durch 
den Menschen geschützt werden (Seite 88). 

Bereits in der Referentenbesprechung hat der 
Wirtschaftsminister zu diesem Punkt sein Veto ein-
gelegt. 

Viertens. Zimmermann will eine Immissionsab-
gabe gegen Schadstoffeintrag in den Boden zumin-
dest prüfen lassen. Da freuen wir uns — endlich 
eine Immissionsabgabe! Bangemann hat bereits in 
der Ressortabstimmung widersprochen. 

Fünftens. Der BMI fordert, daß die Bodenqualität 
ein weiteres Kriterium zur Festsetzung von Bela-
stungsgebieten sein soll. Bangemann hat in der 
Ressortbesprechung bereits abgelehnt. 

Sechstens. Der BMI schlägt vor, den Schutz des 
Bodens als Regelungsmaßstab für die Grenzwerte 
der Schwermetalle, vor allem in der Luft, in Gewäs-
sern und in Abfällen, hineinzunehmen (Seite 38). 

Bangemann hat in der Ressortbesprechung be-
reits abgelehnt. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wo ist die 
Richtlinienkompetenz?) 

Siebtens. Der BMI fordert, daß die Wirkung der 
Düngung auf die natürliche Vegetation und das 
Grundwasser frühzeitig berücksichtigt werden. Es 
gab eine Auseinandersetzung, die Ihr Herr Minister 
und Herr Kiechle jüngst in Ihrem Adenauer-Haus 
gehabt haben. Kiechles Mann darf in der Ressort-
abstimmung nicht zustimmen, oder umgekehrt: 
Kiechles Mannen verbieten ihrem Chef zuzustim-
men. Das weiß man in diesem Hause nie so genau. 

Achtens. Der BMI fordert — im Referentenent-
wurf — für die Landwirtschaft künftig regionale 
Auflagen. Kiechles Mitarbeiter durfte nicht zustim-
men in der Ressortabstimmung. 

Es ließen sich jetzt noch Dutzende solcher Fälle 
benennen, wo bereits heute — Herr Spranger, uns 
tut es um des Bodens willen leid, wir wollen ja 
gemeinsam zu etwas kommen — die grünen Blätter 
aus Ihrem Entwurf sozusagen entgrünt sind. Da ist 
der große Wurf nicht mehr da. Das bedauern wir. 

Wir bedauern auch, daß Sie hier heute den Ein-
druck erwecken, als sei Bodenschutz Ihre Erfin-
dung. Aus der Regierung Schmidt/Genscher ist der 
Auftrag an die Projektgruppe Ökologie ergangen, 
die in ihrem Bericht ganz klar zum Bodenschutz 
aufforderte. Ich wäre froh, wenn das Haus diesen 
Teil des Berichts der Projektgruppe mit übernom-
men hätte. Das hat es aber nicht getan. Er ist für 
den Innenminister erstellt, aber gar nicht benutzt 
worden. Wir sollten das, was Wissenschaftler für 
den Staat tun, dann auch benutzen. 

Der Innenminister hat hier bezüglich des Boden-
schutzes sehr laut getönt, er hat mehrmals, insge-
samt viermal, mit Terminangabe die Vorlage dieses 
Konzepts angekündigt, und jetzt haben wir die Si-
tuation: Es wird immer dürrer und dürftiger. Es 
wäre gut gewesen, der Innenminister hätte sich 
nicht von der Arbeit der Länderkommission abge-
trennt — die im übrigen auch schon vor Ihrer Re-
gierungsübernahme eingerichtet worden ist —, son-
dern dort gemeinsam etwas erarbeitet, denn die 
meisten Dinge, die im Bodenschutz gemacht wer-
den müssen, sind Ländersache und mit dem Bund 
gemeinsam zu machen. Weniger Ankündigung, we-
niger Public Relations, in der Sache noch härter 
auch mit den anderen Ressorts kämpfen —, dann 
wäre es ein Bodenschutzkonzept geworden. Wir 
warten auf die Vorlage. Die Abstriche habe ich Ih-
nen hier der Reihe nach aufgezählt. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach der Rede vom Kollegen 
Duve möchte ich noch einmal auf den Häuptling 
Seattle zurückkommen, weil der Kollege Duve so 
wenig mit ihm gemeinsam hat. Seine Rede hat ihn 
zwar als Rothaut ausgewiesen, aber er zählt nicht 
zum Stamm dieses großen Häuptlings. Das sind 
nämlich die Duwamisch-Indianer, wobei die Na-
mensähnlichkeit erstaunlich ist. Ich möchte sagen: 
Der Häuptling Seattle soll leben, auch der Kollege 
Duve natürlich, aber so bemerkenswert war seine 
Rede nicht. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe nur den Hinweis auf den großen Um-
weltmacher Schmidt bemerkenswert gefunden. Ich 
fordere Sie und alle, die sich für die politische Kul-
tur und Geschichte interessieren, wieder einmal 
auf 

(Duve [SPD]: Gehen Sie mal Punkt für 
Punkt auf das ein, was ich soeben gesagt 

habe!) 
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— ich komme schon noch dazu — zu erklären, wie 
es eigentlich dazu gekommen ist, daß in der frühe-
ren Regierungszeit 

(Duve [SPD]: Herr Spranger hat uns doch 
gelobt!) 

im Innenministerium zwar eine große Anzahl von 
umweltpolitischen Vorlagen erarbeitet worden sind, 
sie aber nie das Licht der Welt erblickt haben. Das 
lag daran, daß der große Macher Schmidt immer 
sehr heftig und entschieden zugeschlagen hat, 
wenn es darum ging, in der Umweltpolitik etwas zu 
verhindern, was seinen Freunden in der Wirtschaft 
unter Umständen schaden könnte. Ich stelle diese 
Behauptung hier noch einmal auf, und ich bin si-
cher, daß sich dafür im Laufe der Zeit auch noch die 
Belege finden lassen werden. 

Ein paar Worte zum Thema Trinkwasser. Selbst-
verständlich ist uns die Sorge um das Trinkwasser 
ein großes Anliegen. Man soll allerdings auch hier 
nicht in den Aktionismus verfallen, meine Herren 
von den GRÜNEN. Manchmal hat man wirklich den 
Eindruck, Sie trinken nur deshalb Wein, weil Sie 
das Trinkwasser für vergiftet halten. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Der Wein ist 
auch schon vergiftet!) 

So soll es meines Erachtens wahrlich nicht sein. 
Man sollte feststellen, daß das Trinkwasser sicher-
lich das bestkontrollierte Lebensmittel ist, das es 
bei uns gibt. Bei der Gelegenheit sollte man auch 
feststellen, daß wir jetzt die Möglichkeit haben, 
sehr, sehr sorgfältig zu kontrollieren. 

(Dr. Ehmke [Ettlingen] [GRÜNE]: Die Bun-
desregierung hat aber etwas anderes ge-

sagt!) 

Wir haben eine ständig steigende Verbesserung der 
Analyseverfahren. Wir können heute feststellen, ob 
ein Zuckerwürfel in den Bodensee gefallen ist. Da 
wir das heute feststellen können, möchte ich große 
Teile — ich sage ausdrücklich: nur große Teile — 
der  auftauchenden Hektik auch darauf zurückfüh-
ren, daß wir nun natürlich mehr wissen, obwohl 
unsere Umwelt sicher nicht soviel unsauberer und 
schlechter geworden ist. 

(Duve [SPD]: Sie diskutieren auf einem an-
deren Niveau!) 

Bei dem, was Sie für die Erhaltung der Qualität 
des Wassers insgesamt tun wollen, gibt es sicherlich 
viele diskussionswerte Vorschläge. Nicht dazu zähle 
ich den Vorschlag eines progressiv gestaffelten 
Wasserpreises, den ich z. B. allein für Familien für 
unsozial halte, 

(Duve [SPD]: Vom Wissen befreit sind 
Strom und Bäche!) 

weil eine Familie mit mehr Kindern schließlich 
mehr Wasser verbraucht und dafür zahlen müßte. 

Die Überlegung, in den Haushalten Wasser von 
unterschiedlicher Güte zu verwenden, halte ich 
zwar auch für interessant. Allerdings ist das auch  

nicht neu, denn diese Überlegungen wurden schon 
in der Antike angestellt und wieder fallengelassen. 

(Abg. Krizsan [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage.) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege — — 

Fellner (CDU/CSU): Ich bitte darum, das ausfüh-
ren zu dürfen. Wir haben eh so wenig Zeit. Die ein-
zige Überlegung, die uns weiterhelfen kann, ist si-
cher die, den Wasserverbrauch einzuschränken. — 
Ich muß mich so oft wiederholen, weil der Kollege 
Duve ständig stört. Darum brauche ich meine Zeit 
selbst, sonst hätte ich gerne eine Zwischenfrage zu-
gelassen. 

Was uns helfen kann, ist, den Wasserverbrauch 
einzuschränken. Dieses klassische Beispiel der Zi-
garettenkippe in der Toilette, die man nicht in den 
Mülleimer werfen will, die aber 20 Liter gutes 
Trinkwasser kostet, sollte uns eine Warnung sein. 
Solche Dinge müssen abgestellt werden. Darum 
greife ich gerne auch Überlegungen auf, was man 
im Haushalt tun könnte. Diese Tips für jedermann 
im Haushalt sind durchaus vernünftige Tips. Ich 
habe eine ganze Liste davon mitgebracht. Es wird 
ja auch eifrig darauf hingewiesen. Nur sehe ich für 
solche selbstverständliche Verhaltensweisen im 
Haushalt wirklich keinen rechtlichen Regelungsbe-
darf. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ist das aus der 
„Bunten"?) 

— Nein, das ist nicht aus der „Bunten", sondern aus 
einer Informationschrift der Wasserwirtschaft. Ich 
kann sie Ihnen gern zur Verfügung stellen. Sie soll-
ten auch vernünftige Papiere lesen, nicht nur den 
„Spiegel" und sonstigen Unrat. 

Ich meine also, daß für solche selbstverständli-
chen Dinge kein Bedarf an rechtlichen Regelungen 
besteht. 

Nun ein paar Sätze zum Schutz des Bodens. Die 
Bundesregierung hat Mitte August ein Boden-
schutzkonzept vorgelegt. 

(Duve [SPD]: Die Bundesregierung nicht!) 
— Dann hat sie einen Referentenentwurf zum Bo-
denschutz vorgelegt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die SPD hat diesen Entwurf genommen, im Grunde 
nur die Gliederung die vorne drinstand, um schnell 
und eilfertig noch ein paar Tage vorher 

(Abg. Duve meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 
— Herr Kollege Duve, ich antworte ja schon — ein 
öffentlichkeitsträchtiges Projekt zu starten und die 
Bundesregierung aufzufordern, endlich zu handeln, 
nachdem sie die Grundlage ihres Handelns bereits 
erarbeitet hat, und zwar in einem sorgfältig ausge-
arbeiteten über 100 Seiten starken Papier. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Fell-
ner gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Duve? 
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Fellner (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Duve (SPD): Herr Kollege, stimmen Sie mit mir 
darin überein, daß die bürokratische Geschwindig-
keit großer Fraktionen für das Erstellen eines 
Grundlagenkonzepts mindestens, sagen wir einmal, 
vier bis fünf Monate benötigt? So lange haben wir 
jedenfalls daran gearbeitet, und dann waren wir 
immer noch drei Wochen vor dem, was Sie jetzt hier 
als Konzept vorstellen, in der Öffentlichkeit. Ihre 
Argumentation trifft also in der Sache nicht zu. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Kollege Duve, ich be-
streite das nicht, ich behaupte aber auch, daß es 
dann hilfreich ist, wenn man ein sorgfältig ausgear-
beitetes Papier zur Hand bekommt, zumindest 
sieht, wie die Gliederung dieses Papieres aussieht, 
und sich leichter tut, es zu übernehmen. 

Ich will auf die Details, die der Kollege Schmid-
bauer und die auch die Regierung angesprochen 
hat, dieser Vorstellungen zum Bodenschutz nicht 
weiter eingehen. Ich will nur darauf hinweisen, daß 
wir uns natürlich im klaren darüber sind, daß wir 
mit diesem Vorhaben sicherlich nicht auf ein Spa-
lier von beifallspendenden Massen treffen werden. 
Das ist uns völlig klar. Ich halte es aber auch für 
positiv, daß gerade in dieser Frage der Bürger nicht 
auf andere zeigen kann, auf die Kraftwerke und auf 
die Flugzeuge, wo endlich etwas getan werden soll, 
sondern er hat sehr deutlich die Möglichkeit, selbst 
etwas zu tun. Er ist selbst gefordert. Ich meine, daß 
es uns insgesamt hilft, wenn wir mit mehr Beschei-
denheit in unseren Ansprüchen an den Boden auf-
treten. 

(Duve [SPD]: Auf den Boden treten!) 

— Sie müssen aufpassen, daß man Ihnen den Bo-
den nicht unter den Füßen wegzieht, Herr Kollege 
Duve. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Das gilt sowohl für den Boden als Standort für 

Siedlungen, für Produktion, für Handel und Ver-
kehr als auch für den Boden als einen Raum, der 
der Erholung dient. Auch hier wird der Bürger 
Farbe bekennen müssen, was er davon hält. Wir 
brauchen einfach eine neue Solidarität im Umgang 
mit der Natur, speziell im Umgang mit dem Boden. 
Wir können uns selbstverständlich Gedanken ma-
chen über die Erweiterung von Flächen der extensi-
ven Nutzung aus Gemeinwohlinteresse — auch das 
möchte ich aus der Sicht der Landwirtschaft hier 
einmal ansprechen —; das ist natürlich, so meine 
ich, dann auch von der Allgemeinheit zu tragen. Wir 
müssen dann natürlich auch, verehrte Kollegen, ei-
nen Ausgleich für die Bereitschaft, dies zu tun, fin-
den. Ich meine, hier ist ein Einstieg in eine Vergü-
tung für Umweltleistungen gefordert. 

Zum Schluß möchte ich darauf hinweisen, daß für 
uns Umweltpolitik nicht eine Ideologie vom Absin-
gen gemütvoller Lieder unter schattigen Bäumen 
ist, sondern eine sehr rational und sehr besonnen 
wahrzunehmende Aufgabe. Aber sicherlich müssen 
wir das Ganze mit Herz und Leidenschaft angehen. 
Es geht um sehr komplexe Fragestellungen, die dif-
ferenzierte Antworten erfordern. Was wir brauchen,  

sind Vernunft und Realismus. Es sind klare wissen-
schaftliche Aussagen erforderlich, und es sind na-
türlich mutige Entscheidungen erforderlich, zu de-
nen wir sehr wohl bereit sind. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident und auch 
mal wieder leeres Haus! 

(Eigen [CDU/CSU]: Wo sind Ihre Abgeord

-

neten? Zeigen Sie die mal vor!) 

Herr Fellner, ich möchte noch kurz auf Ihre Bemer-
kungen eingehen, zunächst auf das, was Sie zum 
progressiven Tarif sagten. Da möchte ich doch ein-
mal darauf hinweisen, daß es in der Bundesrepu-
blik erhebliche Unterschiede zwischen den Gebüh-
renordnungen gibt. Auf meinem Zettel habe ich 
hier gerade „Wiesbaden: 2,80 DM" stehen, während 
es in anderen Gemeinden teilweise nur 50 Pfennige 
sind. 

(Fellner [CDU/CSU]: Kostendeckend!) 

— Damit sind sicherlich auch unterschiedliche Ko-
sten verbunden. Aber dies nur zur Ergänzung. 

Zu Ihrem Argument mit dem Würfelzucker 
möchte ich doch schnell darauf hinweisen, daß die-
ses Beispiel nicht zufällig von der PR-Abteilung von 
Bayer Leverkusen unter die Leute gebracht worden 
ist. 

(Fellner [CDU/CSU]: Es ist deshalb nicht 
schlecht!) 

Mehr brauche ich dazu nicht zu sagen. 

Jetzt möchte ich aber noch einmal auf die Argu-
mente eingehen, die mein Kollege Ehmke vorhin 
zum Zweiklassensystem des Trinkwassers gebracht 
hat. Lassen Sie mich das ergänzen: Als abzusehen 
war, daß die Bundesregierung auch weiterhin die 
EG-Vorschläge ignorieren würde, haben wir den 
Antrag eingebracht, diese Richtlinie in deutsches 
Recht zu überführen, um die Regierung zum Han-
deln zu zwingen. Dieser Antrag liegt Ihnen heute 
vor. 

Mitte 1984, mit zweijähriger Verspätung, be-
quemte sich der Gesundheitsminister, einen eige-
nen Entwurf zur Diskussion zu stellen. Wir haben 
diesen Entwurf einmal wissenschaftlich prüfen las-
sen. Resultat: Immer dann, wenn Grenzwertvor-
schläge der EG in Deutschland eingehalten werden 
können, werden sie übernommen. Ist dies auf 
Grund der vorangeschrittenen Verschmutzung 
nicht mehr möglich, so werden die EG-Vorschläge 
ignoriert, so bei Agrochemikalien wie Pestiziden, 
Herbiziden usw. oder bei Industriechemikalien wie 
den Organochlorverbindungen. 

Dafür ein Beispiel: Die EG empfiehlt, Trinkwas-
ser solle keine krebsverdächtigen oder sonstwie 
chronisch schädigenden organischen Chlorverbin-
dungen enthalten. Damit dies für die Kontrollin-
stanz überwachbar ist, legte die EG eine Richtzahl 
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von 1 Mikrogramm — die Nachweisgrenze für diese 
Stoffe — fest. Das Bundesgesundheitsministerium 
ignoriert diese Richtzahl. Warum? Wenn die Bun-
desregierung diese Richtzahl für Trinkwasser fest-
setzen würde, müßte sie logischerweise auch dem 
von den GRÜNEN im Februar 1984 eingebrachten 
Gesetzesantrag zur Änderung des § 7 a des Wasser-
haushaltsgesetzes zustimmen, in dem wir für diese 
Stoffe eine Vermeidung der Einleitung in die Flüsse 
nach dem Stand der Technik festschreiben wollen. 

Aber was von den GRÜNEN kommt, kann ja 
nichts Gutes sein. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wahrhaftig nicht!) 

Da haben wir ja inzwischen Erfahrungen. Jedoch 
ist nicht zuletzt durch unser hartnäckiges Bohren 
mit allein vier Anfragen bezüglich der Organochior-
verbindungen der Entwurf des Gesundheitsministe-
riums — nach unserer Kenntnis allerdings hinter 
den Kulissen — verschärft worden. Was letztlich 
dabei herauskommen wird, ist noch offen. Daher 
unser Appell, den gegenwärtig am Novellierungs-
verfahren beteiligten Instanzen als politische Ziel-
vorgabe die EG-Richtlinie vorzugeben, nicht mehr 
und nicht weniger. Daher auch meine Bitte: Über-
nehmen Sie unseren Antrag zur Umsetzung der 
EG-Richtlinie, wie es die EG selbst vorgebracht 
hat! 

Noch ein Wort zum SPD-Programm „Sofortpro-
gramm zum Schutz des Wassers". Der Tenor des 
SPD-Antrags findet im großen und ganzen unsere 
Zustimmung. Daneben gibt es sicherlich Detailfra-
gen, in denen unsere Auffassungen divergieren. Ich 
halte dies aber nicht für erheblich. Erheblicher ist 
schon die relative Allgemeinheit, die Unverbindlich-
keit des Antrags, und es wird sicherlich spannend 
sein, wie die SPD versucht, im Verlauf der nächsten 
Monate ihre Zielvorstellungen in ein konkretes Ge-
setzeswerk zu überführen. 

(Duve [SPD]: Wir sind Opposition!) 

Neben allgemeinen Appellen, die sicherlich sehr 
wichtig sind — zugegeben —, muß ein solches „So-
fortprogramm Wasser" auf Landes- und auf Kom-
munalebene umgesetzt werden. Frankfurt ist eines 
dieser Problemzentren, was die Wasserversorgung 
in der Bundesrepublik angeht. Meine Bitte an 
Herrn Hauff — er hat ja federführend den Antrag 
unterschrieben —: Er möge sein Sofortprogramm 
nicht vergessen, sofern er in Frankfurt seine Ober-
bürgermeisterarbeit beginnt, 

(Duve [SPD]: Dann müßt ihr dafür sorgen, 
daß eure Leute ihn auch wählen!) 

was wir ihm durchaus gönnen. 

Wir haben uns erlaubt, sein Programm den GRÜ-
NEN im Römer zuzuleiten. Ich vermute, er wird gro-
ßen Rückhalt in Frankfurt haben, weil dort nämlich 
der Schutz des Wassers aus der Opposition von den 
GRÜNEN seit Jahren vorangetrieben wird. 

(Duve [SPD]: Mir wäre lieber mit 51 % als 
in einer Koalition!) 

Allerdings muß noch viel Wasser den Rhein hin-
unterlaufen, wenn ich mir die SPD-Länder-Praxis  

der Gewässerschutzpolitik — etwa in Bremen — 
anschaue. 

(Eigen [CDU/CSU]: Und Hamburg!) 

Wie heißt es doch in Ihrem Sofortprogramm — ich 
zitiere —: „Für alle Wassergewinnungsgebiete sind 
zügig Schutzgebietsverordnungen zu erlassen." 

Die Wasserwerke der Stadt Bremen haben ihre 
Freunde im Senat schon vor 20 Jahren gebeten, 
Schutzzonen auszuweisen. Nun weist Ihr Parteige-
nosse Brückner beziehungsweise mittlerweile wohl 
Frau Lembke nicht etwa Schutzzonen aus, sondern 
es wird eine Gewerbeansiedlung mitten in der ge-
planten Schutzzone des Wasserwerks Bremen/Nord 
vorgenommen. Das sind die Wirklichkeiten Ihrer 
Politik. 

Oder nehmen wir Nordrhein-Westfalen. Dort hat 
der Ruhrtalsperrenverein den Vorsitzenden der BI 
gegen die Negertalsperre mit harter D-Mark davon 
überzeugt, daß es besser ist, sein Dorf und seine 
Heimat einer Talsperre zu opfern. Die SPD-Landes-
regierung — insbesondere der sich geschickt im 
Hintergrund haltende Minister Matthiesen — hätte 
es über Raumordnung und Landesplanung in der 
Hand, den überzogenen Planungen des Ruhrtal-
sperrenvereins entgegenzutreten — zumal ein ein-
deutiges Urteil aus Münster vorliegt. Wenn sie wei-
terhin diese Pläne unterstützt, werden sich unsere 
Kollegen aus Nordrhein-Westfalen sehr über ein 
neues Wahlkampfthema freuen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, der Ihnen mit Druck-
sache 10/2201 vorliegende Antrag unserer Fraktion 
zur Änderung der Verordnung über allgemeine Be-
dingungen für die Versorgung mit Wasser — kurz 
AVB-Wasser genannt -- zielt darauf, die Position 
des Trinkwasserkonsumenten gegenüber seinem 
Versorgungsunternehmen zu stärken. Die AVB-
Wasser regelt die Versorgungspolitik insbesondere 
der großen Unternehmen in der Rechtsform der Ei-
gengesellschaft beziehungsweise auch in privater 
Rechtsform gegenüber den Trinkwasserkonsumen-
ten. Aber gerade für diese Unternehmensgruppe ist 
es vordringlich, ihnen neben der Verbraucherauf-
klärung auch verbindlich vorzuschreiben, sparsam 
und sorgsam mit unserem wichtigsten Lebensmit-
tel umzugehen. Damit knüpft unsere AVB-Wasser 
an die in den letzten zwei Jahren von den Stadtwer-
ken Saarbrücken und den Hamburger Wasserwer-
ken vorexerzierte Unternehmenspolitik an. Dort 
wurde wegbereitend versucht, den Sparsamkeitsge-
danken — der nicht zu verwechseln ist mit asketi-
scher Unterversorgung — umzusetzen. Unser An-
trag ist somit der Versuch, diese positiven regiona-
len Entwicklungen bundeseinheitlich vorzuschrei-
ben. 

Obwohl diese Versorgungspolitik auch ohne 
GRÜNE-Initiative vor Ort entstanden ist, dürfte sie 
sich nicht automatisch bundesweit durchsetzen. 
Hierzu sind bestimmte wirtschaftliche Kräfte viel 
zu mächtig, allen voran die Gelsenwasser AG in 
Nordrhein-Westfalen, größtes Wasserversorgungs- 
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unternehmen Europas, Wortführer in vielen Ver-
bänden und Organisationen und mehrheitlich be-
herrscht von privaten Kapitalanlegern. Ob Sie es 
nun glauben oder nicht, in der Gelsenwasser AG 
sind Aktionäre, die jährlich mit einer guten Divi-
dende beglückt werden und gleichzeitig als große 
Abwasserproduzenten dem Wassermulti aus Gel-
senkirchen sprichwörtlich in die Suppe spucken. 
Kein Wunder also, daß dies ausschließlich nach be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geführte 
Unternehmen zu den Sparvorstellungen aus Ham-
burg und Saarbrücken formuliert — ich zitiere —: 
„Wir sind doch nicht die Sahel-Zone". Wir setzen mit 
unserer AVB-Wasser dagegen: „Wir wollen Trink-
wasser und kein Börsenwasser." Daher haben wir 
auch in unserem Antrag Wert darauf gelegt, daß die 
Kalkulationsgrundlagen für die Ermittlung der 
Wassertarife transparent zu gestalten sind. 

Die von uns geforderte AVB-Wasser ist ein wich-
tiger Schritt auf dem Weg, die Wasserversorgungs-
unternehmen zu Anwälten ihrer Kunden zu ma-
chen, im positivsten Sinne des Wortes, Kunden also, 
denen nicht mit beschwichtigenden Worten immer 
mehr Geld für den Kubikmeter Wasser abgeknöpft 
wird, sondern die gemeinsam mit den Unterneh-
men ihr Interesse an einer ökologisch und hygie-
nisch einwandfreien Wasserversorgung formulie-
ren. Prävention, Vermeidungs- und Verursacher-
prinzip sind daher zu verankern. 

Unter diesem Gesichtspunkt begrüßen wir daher 
ausdrücklich, daß die Stadtwerke Bonn jetzt Klage 
eingereicht haben wegen einer Gewässerver-
schmutzung mit dem „Weihnachtsgift", wie die 
Presse es nannte, Bichlorisopropyläther, das die 
BASF dem Wasserversorgungsunternehmen be-
schert hatte. 

Ich komme zum Schluß. Die Durchsetzung dieser 
Elemente einer vorsorgeorientierten Wasserpolitik 
geschieht über die Verpflichtung auf eine rationelle 
Wassernutzung und Beratung sowie durch eine ver-
ursacherorientierte Tarifgestaltung. Entsprechend 
angepaßte Regeln müssen für Gewerbe und Indu-
strie folgen. Nur in der vorgeschlagenen Weise 
kann auf der Ebene der Konsumenten eine andere 
Wasserversorgungspolitik um- und durchgesetzt 
werden. Daher bitten wir um die Zustimmung zu 
unserem Antrag. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ohne Wasser kein Leben, ohne Boden 
kein Dasein. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ohne FDP 
keine Regierung!) 

Beide Elemente sind für uns lebensnotwendig und 
durch nichts zu ersetzen. Ihr Gewicht rechtfertigt 
diese Debatte heute abend zu später Stunde hier im 
Plenum. 

Ich bin sicher, daß wir uns in den nächsten Jah-
ren noch viel öfter und intensiver mit diesen The-
men beschäftigen müssen. 

Kostbare Güter wurden noch nie verschenkt und 
schon gar nicht, wenn es sich um knappe Güter 
handelte. Verschwendungssucht ist also bei Kost-
barkeiten nicht angebracht, so auch hier nicht. 

In der heutigen Umweltdiskussion überdeckt die 
Sorge um die Erhaltung gesunder Wälder die Pro-
blematik von mangelnder Wasserqualität und Bo-
denverschlechterung. Während das Waldsterben in 
einigen Landesteilen Deutschlands jedem deutlich 
vor Augen steht, handelt es sich bei den Gefahren 
für Wasser und Boden eher um einen schleichen-
den Prozeß, von niemandem beachtet und kaum be-
merkt. 

Mit der Sorge um die langfristige Erhaltung die-
ser Naturgüter geht die Frage nach ihrer Belast-
barkeit einher. Das ist eine Frage, die heute von 
Wissenschaftlern noch nicht eindeutig beantwortet 
werden kann: Wie groß ist die Fähigkeit der Natur, 
Ungleichgewichte auszubalancieren und einen öko-
logischen Ausgleich wiederherzustellen? Wo wer-
den die Belastungen ausgehend von menschlichen 
Wirtschaftsweisen so groß, daß Umkehrprozesse 
nicht mehr möglich sind? In der Umweltdiskussion 
sollten wir nicht müde werden, immer wieder an die 
Wissenschaftler zu appellieren, uns Situationsana-
lysen vorzustellen, Lösungsansätze aufzuzeigen. 

Schon 1981 hat die FDP in ihrem ökologischen 
Aktionsprogramm grundlegende Forderungen zum 
besonderen Schutz des Bodens aufgestellt. Dem-
nach darf die Bodenqualität in keinster Weise be-
einträchtigt werden, besonders in bezug auf Schad-
stoffe. Aber das gilt auch für Landverbrauch und 
die vielen anderen sich widersprechenden Nut-
zungsansprüche an den Boden. Der Boden ist un-
verzichtbare Lebensgrundlage jeglicher Vegetation. 
Er ist wichtigstes Betriebskapital unserer bäuerli-
chen Familienbetriebe. Er ist Speicher und Filter 
für den Wasser- und Stoffhaushalt in der Natur. 
Und nicht zuletzt bietet er uns Menschen Lebens-
raum. 

Wie aber ist der Boden gewappnet gegen die zahl-
reichen Belastungen, die ihn in seiner Funktionsfä-
higkeit beeinträchtigen? Als ersten und wichtigsten 
Punkt nenne ich den Eintrag von Schadstoffen aus 
der Industrie, aus dem Gewerbe, aus dem Verkehr, 
aus den Haushalten und auch aus der Landwirt-
schaft, der immer wieder — ich meine, zu Unrecht 
— eine schädigende Behandlung ihrer Böden nach-
gesagt wird. 

Der Satz, daß alles Gute von oben komme, ist 
schon lange nicht mehr gültig. Die Politik der ho-
hen Schornsteine war eben nicht der Weisheit letz-
ter Schluß, sondern vernebelte das Problem nur 
noch weitflächiger. Die Quellen müssen so weit wie 
möglich verstopft werden. Das sind wir unseren Bö-
den schuldig. Ich glaube, darüber bestehen zwi-
schen den Bundestagsfraktionen keine Kontrover-
sen. Es kann doch nicht angehen, daß wir heute Flä-
chen so weit belasten, daß sich sogar eine landwirt-
schaftliche Nutzung verbietet. Mit der TA Luft und 
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anderen Gesetzesauflagen haben wir einen Schritt 
in die richtige Richtung getan. 

Ehe ich auf die Landwirtschaft zu sprechen kom-
me, einige Worte zum Landschaftsverbrauch. Die 
Versiegelung der Landschaft darf nicht wie bisher 
weitergehen. Wenn Tag für Tag 160 ha für Straßen-
bau, Gewerbe und Siedlungsflächen verlorengehen, 
so ist das ein alarmierendes Zeichen. Ich frage mich 
z. B.: Brauchen wir noch mehr Autobahnen? Eine 
Folge der Zubetonierung sind aber auch die zahlrei-
chen Überschwemmungen, die Wohnungen unter 
Wasser setzen und Äcker in Schlammgebiete ver-
wandeln. Das Wasser braucht Boden, damit es ab-
sorbiert werden kann. Beton ist dafür kein Ersatz. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
SPD) 

Ich plädiere für eine vielfältige Nutzung des Bo-
dens, aber die Vielfalt will geordnet sein. Was ist 
mit dem Naturschutz, von dem wir immer alle re-
den? Die FDP hat im Agrarausschuß für den Natur-
schutz bis zu 100 Millionen DM im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe gefordert. Ich wiederhole 
diese Forderung hier. Nichts kann doch für unsere 
überlasteten Agrarmärkte besser sein als eine Ent-
spannung über weniger Produktion. Mit der Aus-
weisung von Naturschutzflächen wäre vielen ge-
dient: den Brüsseler Kassen, aus denen weniger 
Geld für die Lagerung unsinniger Überschüsse ent-
nommen werden müßte; den Landwirten, die eine 
angemessene Nutzungsentschädigung bekommen 
könnten und insbesondere — das ist entscheidend 
— der Gesellschaft, in der die Forderung nach Bio-
top- und Artenschutz und Schutz unseres Trinkwas-
sers und Grundwassers zu Recht erhoben wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Landwirtschaft wird in der öffentlichen Dis-
kussion oft nachgesagt, sie vergewaltige die Natur 
und sauge die Böden aus kurzsichtigem Gewinn-
streben heraus radikal aus. Dabei kann nicht oft 
genug wiederholt werden, daß niemand an der Er-
haltung eines gesunden Bodens mehr interessiert 
ist als der Bauer selbst. 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es liegt an der Landwirtschaft selber, Gefahren, die 
sich aus zunehmender Spezialisierung und Techni-
sierung ergeben haben, wieder in den Griff zu be-
kommen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— Sehr richtig. — Wir Politiker können dabei nur 
Schützenhilfe leisten. Es geht dabei um folgende 
Sorgenkinder — wir sollten uns nicht scheuen, 
diese Sorgenkinder auch beim Namen zu nen-
nen —: die Nitratanreicherung der Gewässer; der 
durch schwere Maschinen verursachte zu starke 
Bodendruck; die Ausweitung der Erosion insbeson-
dere durch langfristigen und einseitigen Anbau z. B. 
von Mais; schließlich die übermäßige Düngung 
und der umstrittene Einsatz von chemischen Pflan-
zenschutzmitteln. Auf der anderen Seite ist die 
hohe Ertragsfähigkeit der Böden aber auch ein Zei-
chen dafür, daß weitgehend optimal gewirtschaftet 
wird. Jede vom Landwirt ausgelöste Schädigung 

des Bodens schlägt früher oder später auf ihn zu-
rück. Die Gesundung ist dann teuer und langwie-
rig. 

Gegen die außerlandwirtschaftlichen Einflüsse 
kann sich der Landwirt kaum schützen. Hier muß 
die Gesellschaft, der Gesetzgeber durch geeignete 
Vorkehrungen dafür sorgen, daß der Boden in sei-
ner Leistungsfähigkeit durch Immissionen nicht 
nachhaltig geschädigt wird. Solange die Böden in 
bäuerlicher Hand bleiben, sehe ich keine Gefahr. 
Die Auswüchse in Form industrieähnlich angeleg-
ter Agrarfarmen erst lassen den Kreislauf Boden-
Pflanze-Tier brüchig werden. 

(Zustimmung bei der FDP — Duve [SPD]: 
Sehr gut!) 

In den Niederlanden, wo die Viehkonzentration 
noch weiter vorangetrieben worden ist als bei uns, 
ist jetzt vom Gesetzgeber endlich ein Riegel vor 
weitere Bestandsausdehnungen geschoben worden. 
Wir sind auf dem besten, oder besser gesagt: auf 
dem schlechtesten Wege dorthin. Lassen wir den 
Boden doch den bäuerlich wirtschaftenden Famili-
en, die sich bisher als vorzügliche Sachwalter unse-
rer landwirtschaftlich genutzten Böden erwiesen 
haben! 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die jetzt vorliegende Bodenschutzkonzeption ist 
ein begrüßenswerter Ansatz. Wir müssen allerdings 
auch aufpassen, daß der richtige und notwendige 
Ansatz zu mehr Bodenschutz nicht zu einem Wür-
gegriff für die Landwirtschaft wird. Unter Umstän-
den könnte sie in einem Wirrwarr von Auflagen und 
Verordnungen ersticken und ihren Rest an unter-
nehmerischer Freiheit aufgeben. Ich will nicht, daß 
es dazu kommt, daß in jedem Dorf ein Amtsschim-
mel sitzt, bei dem die Landwirte als Bittsteller auf-
tauchen müssen, wenn sie ihre Bodennutzung in 
irgendeiner Weise ändern wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, vom Prinzip Hoffnung 
ist in der Umweltpolitik viel geredet worden. 

(Duve [SPD]: Es ist immer gut, wenn man 
Marxisten zitiert, auch für einen Libera

-

len!) 

Jetzt ist die Zeit reif, vom Reden zum Tätigwerden 
überzugehen und das Hoffen gegen das Prinzip 
Verantwortung einzutauschen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Duve [SPD]: Eine solche Rede von Lambs

-

dorff, und wir wären Jahre weiter!) 

Präsident Dr. Jenninger: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Anträge 
zu den Tagesordnungspunkten 7 bis 10 auf den 
Drucksachen 10/1823, 10/1868, 10/1529 und 10/2201 
an die Ausschüsse vor, die Sie aus der gedruckten 
Tagesordnung ersehen. Gibt es dazu anderweitige 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 
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Präsident Dr. Jenninger 
Ich rufe die Zusatzpunkte 3 und 4 der Tagesord-

nung auf: 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
Finanzhilfen des Bundes nach Art. 104 a 
Abs. 4 GG an das Saarland 
— Drucksache 10/2229 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

4. Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 
104 a Absatz 4 des Grundgesetzes an die freie 
Hansestadt Bremen 
— Drucksache 10/2141 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Zusatztagesord-
nungspunkte 3 und 4 sowie eine Aussprache von 60 
Minuten vorgesehen. — Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen, Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nach dem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung gewährt der Bund in den 
Jahren 1985, 1986 und 1987 dem Saarland Finanz-
hilfen nach Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes zum 
Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft für 
besonders bedeutsame Investitionen. Die Finanzhil-
fen betragen insgesamt 300 Millionen DM und wer-
den in gleichen Jahresbeträgen von je 100 Millionen 
DM geleistet. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zugestimmt und es gleichzeitig abge-
lehnt, einen entsprechenden Gesetzentwurf zugun-
sten Bremens beim Deutschen Bundestag einzu-
bringen. Daraufhin hat die SPD-Bundestagsfrak-
tion einen gleichlautenden Gesetzentwurf betref-
fend Bremen eingebracht, der stark an ein Plagiat 
erinnert, meine Damen und Herren, aber dennoch 
jetzt ebenfalls in erster Lesung zu beraten ist. 

Dem Bund ist es in Anbetracht seiner Haushalts-
lage auch bei voller Würdigung der Strukturschwä-
che der Bremer Wirtschaft nicht möglich, dem Land 
Bremen Finanzhilfen für Investitionen zur Stär-
kung der Wirtschaftskraft zu gewähren. Der Bund 
muß bei seiner Entscheidung auch berücksichtigen, 
daß Investitionshilfen für Bremen anderen Bundes-
ländern Anlaß geben würden, im Hinblick auf ihre 
strukturschwachen Gebiete entsprechende Finanz-
hilfen zu fordern. 

Die Beschränkung der Finanzhilfen auf das Saar-
land in dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ist  

verfassungsrechtlich zulässig. Der Bund ist bei der 
Gewährung von Finanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 4 
des Grundgesetzes verpflichtet, die Länder nach 
dem gleichen sachlichen Maßstab zu behandeln. 
Dies schließt jedoch nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts eine sachgerechte Dif-
ferenzierung zwischen den Ländern je nach den 
unterschiedlichen Verhältnissen nicht aus, wie sie 
durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung ge-
troffen wird. 

Die Finanzhilfen des Bundes werden zum Aus-
gleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft gewährt. 
Ob eine unterschiedliche Wirtschaftskraft vorliegt, 
kann allein an Hand objektiver, nicht voluntari-
stisch beeinflußter oder beeinflußbarer statistischer 
Daten entschieden werden. Üblicher Vergleichs-
maßstab für die Wirtschaftskraft eines Landes ist 
das Bruttoinlandsprodukt und für die Möglichkeit 
des Landes, sich selber zu helfen, primär die Fi-
nanzkraftmeßzahl nach dem Finanzausgleichsge-
setz jedoch ohne Einwohnerwertung. Die vorliegen-
den Zahlen bestätigen die besondere Lage des Saar-
landes im Verhältnis zu den andern Ländern — ins-
besondere zu Bremen — und rechtfertigen die Ge-
währung von Finanzhilfen allein an das Saarland. 

Die relativ späte Eingliederung des Saarlandes in 
die Bundesrepublik und die langanhaltenden Bran-
chenkrisen von Kohle und Stahl haben in der ein-
seitig montanorientierten Wirtschaft des Saarlan-
des die Entwicklung leistungsfähiger Wirtschafts-
branchen verhindert. Der Bundesgesetzgeber hatte 
schon in dem Gesetz über die Eingliederung des 
Saarlandes im Jahre 1956 einen besonderen Nach-
holbedarf anerkannt. Bis heute ist es nicht gelun-
gen, das Saarland an die Wirtschaftsstruktur und 
die Wirtschaftsentwicklung des übrigen Bundesge-
biets heranzuführen. 

Im Gegensatz dazu besitzt Bremen eine diversifi-
zierte Wirtschaftsstruktur, in der mit der Werftin-
dustrie und einem Stahlwerk Problembranchen 
vorhanden sind, andererseits aber mit Handel und 
Luftfahrt auch zukunftsträchtige und gesunde Wirt-
schaftszweige zu verzeichnen sind. 

Die unterschiedliche Wirtschaftskraft des Saar-
lands und Bremens findet im Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner ihren Niederschlag. Die entsprechen-
den Zahlen zeigen dies deutlich: 1982 im Saarland 
23 630 DM, in Bremen 34 215 DM; 1983 im Saarland 
24 188 DM; in Bremen 35 072 DM. Das Saarland 
erreichte also in beiden Jahren nur zwei Drittel der 
Werte Bremens. 

An dieser Aussage zur Wirtschaftskraft vermag 
auch die von Bremen vorgetragene Pendlerproble-
matik im Grundsatz nichts zu ändern. 

Auch die Finanzkraftmeßzahlen sprechen nicht 
für Bremen, meine Damen und Herren. Um einen 
objektiven Vergleich der Meßzahlen zu ermögli-
chen, müssen die Finanzkraftmeßzahlen pro Ein-
wohner ohne besondere Einwohnerwertung vergli-
chen werden. Ein solcher Vergleich ergibt für 1983 
folgendes: Bremen liegt bei 122,7 % des Bundes-
durchschnitts; das Saarland dagegen erreicht nur 
98,6% des Bundesdurchschnitts. 
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Parl. Staatssekretär Dr. Voss 
Ein ähnliches Ergebnis ergibt sich auch aus ei-

nem Vergleich der absoluten Gesamtsteuereinnah-
men 1983 pro Einwohner: Bei Bremen waren es 
3 557 DM, beim Saarland dagegen nur 2 574 DM. 

Die Befürworter von Finanzhilfen auch für Bre-
men stellen insbesondere auf einen Vergleich der 
haushaltswirtschaftlichen Daten und der Arbeitslo-
senquoten in den Jahren 1982 und 1983 ab. Haus-
haltswirtschaftliche Zahlen sind aber für einen Ver-
gleich der Wirtschafts- und Finanzkraft von Län-
dern wenig geeignet, da hier das voluntaristische 
Element überwiegt und damit der objektive Ver-
gleich kaum möglich ist, den das Grundgesetz for-
dert. 

Im übrigen fällt auch dieser Vergleich nicht ein-
deutig zugunsten Bremens aus. So stellt sich Bre-
men mit einer Kreditfinanzierungsquote von 18,2% 
1983 besser dar als das Saarland mit einer Quote 
von 18,9 %. 

Die sonstigen haushaltswirtschaftlichen Daten 
bestätigen lediglich, daß Bremen sich seit einiger 
Zeit stärker verschuldet hat. 

Ein Vergleich der Arbeitslosenquoten für 1982 
und 1983 ergibt zwar für Bremen ein etwas schlech-
teres Bild. Die entsprechenden Quoten sind bei Bre-
men 10,1 % und 13,1%, beim Saarland 9,7 % und 
11,8 %. Andererseits lag aber die Arbeitslosenquote 
des Saarlands seit 1971 bis 1981 ständig über den 
Quoten Bremens. Das bestätigt die andauernden 
Strukturprobleme des Saarlands. Im übrigen ist der 
bloße Vergleich der Arbeitslosenquote, insbeson-
dere für die Jahre 1982 bis 1983, ohne besondere 
Aussagekraft, da damit nicht zum Ausdruck kommt, 
wieweit die Arbeitslosigkeit strukturell oder kon-
junkturell bedingt ist oder durch sonstige Sonder-
faktoren beeinflußt wird. 

Zu den sonstigen finanzverfassungsrechtlichen 
Fragen möchte ich noch zwei Bemerkungen ma-
chen. 

Erstens. Zu einer Doppelförderung konkreter 
Maßnahmen durch Finanzhilfen und durch die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" wird es nicht kommen. Auch 
wird die Förderung aus den Finanzhilfen das För-
derungsgefüge der Gemeinschaftsaufgabe nicht 
stören. Diese Grenzen wird das Saarland bei der 
Bestimmung der Fördersätze und Kriterien beach-
ten. Eine entsprechende Erklärung hat das Saar-
land im Bundesrat bereits abgegeben. 

Zweitens. Der verhältnismäßig niedrige Finan-
zierungsanteil des Saarlands von 10 v. H. dürfte 
zwar die äußerste Grenze für Finanzhilfen sein; er 
hält sich jedoch in dem verfassungsrechtlich vorge-
gebenen Rahmen, wie ihn das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Rechtsprechung gezogen hat. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehenen Finanz-
hilfen für das Saarland, meine Damen und Herren, 
sind im Haushaltsentwurf 1985 veranschlagt und 
im Finanzplan berücksichtigt. Der Haushaltsaus-
schuß des Bundestages hat dem für 1985 erforderli-
chen Ansatz von 100 Millionen DM heute bereits 
zugestimmt. Die Bundesregierung ist zuversicht-
lich, daß die vorgesehenen Hilfen dazu beitragen,  

das Saarland in seinem Bestreben nach Anschluß 
an die Wirtschaftsentwicklung des übrigen Bundes-
gebietes voranzubringen. 

Ich bitte Sie daher, dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zuzustimmen und den Gesetzentwurf 
der SPD-Bundestagsfraktion abzulehnen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Dr. Timm (SPD): Erst einmal geht es 

hier nur um Überweisung!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Hoffmann (Saarbrücken). 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will zuerst eine 
grundsätzliche Bemerkung vorwegschieben. Herr 
Staatssekretär, die SPD-Fraktion sagt j a zu den 
dreimal 100 Millionen DM Finanzhilfe für das 
Saarland. Sie sagt selbstverständlich — weil wir 
vergleichbare, aber nicht identische Fälle sehen — 
auch j a zu den dreimal 100 Millionen DM, die wir 
für das Land Bremen beantragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in bei-
den Fällen gibt es exakt begründete Positionen, die 
alle in Übereinstimmung stehen mit Art. 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes. Nun könnte man sagen: 
Soweit, so gut. Ich als Saarländer könnte dankbar 
vermerken: Ich freue mich darüber, daß dreimal 100 
Millionen DM an mein Bundesland fließen sollen. 

Nur, meine Damen und Herren, leider Gottes 
muß man, wenn man eine solche Bemerkung 
macht, auch sehen, womit sie erkauft worden ist. 
Das will ich Ihnen kurz vorführen. 

Parallel zu dieser Hilfe, nämlich mit dem Haus-
halt 1985, wird eine ganze Liste von Kürzungen im 
Bereich des Einzelplanes „Wirtschaft", im Einzel-
plan „Forschung und Technologie" bei Kohle und 
Stahl, künftigen Energieträgern und Untertageinve-
stitionen gestrichen oder gekürzt. Das macht viel 
mehr an Volumen aus als das, was für drei Jahre 
nun gegeben werden soll. Damit Sie das nachvoll-
ziehen können, will ich exemplarisch einige dieser 
Punkte aufführen. Ich beziehe mich jeweils auf die 
Entwürfe des Bundeshaushalts 1985, der soeben in 
dem Haushaltsausschuß zu Ende beraten worden 
ist und trage daraus kurz folgendes vor: Im Bereich 
„Bau von Kohleheizkraftwerken und Ausbau der 
Fernwärme" sind die Ansätze herabgesetzt worden 
um 10 Millionen DM. Im Bereich „Zuschüsse für 
Investitionen an Unternehmen des Steinkohleberg-
baus" sind die Investitionen zurückgeführt worden 
von 184 Millionen DM auf 100 Millionen DM. Im 
Bereich „Hilfen für die Stahlindustrie" sind die An-
sätze von 894 Millionen DM in 1984 zurückgeführt 
worden auf 452 Millionen DM im Haushalt 1985. Im 
Bereich des Bundesforschungsministeriums ist der 
Titel „Forschung und Entwicklung für Kohletechno-
logie und Kraftwerkstechnik" zurückgeführt wor-
den von 80 Millionen DM auf 65 Millionen DM. Der 
entsprechende Titel der Investitionen ist zurückge-
führt worden von 150 Millionen DM auf 125 Mil- 
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lionen DM. Die Entwicklung von Anlagen zur Koh-
leveredelung sind zurückgeführt worden von 160 
Millionen DM auf 115 Millionen DM. 

(Stratmann [GRÜNE]: Das ist doch 
gut so!) 

— Ich unterhalte mich gerne über Großforschungs-
anlagen. Hier gibt es einen Titel, in dem man eine 
ganze Menge von moderner Kohletechnologie auch 
im Kleinformat machen kann. Deshalb wäre ich mit 
Vorurteilen sehr vorsichtig. 

(Stratmann [GRÜNE]: Kohleveredelung in 
Kernenergieverbund!) 

Nächster Punkt: Der Titel „Eisen- und Stahlfor-
schung" ist reduziert worden von 35 Millionen DM 
auf 23 Millionen DM. 

Wenn Sie sich das jetzt in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung ansehen, können Sie feststellen, daß 
die ganze Titelgrupe „Kohlebergbau"- von 
2 030 000 000 DM im Jahre 1984 bis auf 1 328 000 000 
DM im Jahre 1988 zurückgeführt wird. Im Bereich 
„Energieeinsparung" — ein sehr interessanter Titel 
— wird im selben Zeitraum, also immer von 1984 bis 
1988, eine Zurückführung von 22,5 Millionen auf 
18,5 Millionen DM gemacht. Fernwärme und Kraft-
Wärme-Kopplung werden von 100 Millionen auf 90 
Millionen DM zurückgeführt. Die Kohleveredelung 
— da kann ich auch die Randbemerkung machen: 
ich kann mich gerne unterhalten über das Thema 
„gegen Großprojekte und für Kleinprojekte" — 
sinkt im selben Zeitraum von 37 Millionen auf 
10 Millionen DM. Die Stahlindustrietitel sind im 
gleichen Zeitraum reduziert von 894 Millionen DM 
auf Null. Das könnte ich Ihnen in Details noch ein-
zeln vortragen. 

Fazit dessen, was ich hier sage, ist, daß zum sel-
ben Zeitpunkt, wo lobenswerterweise dreimal 100 
Millionen DM für ein durch seine Struktur gebeu-
teltes Revier gegeben werden, im Bundeshaushalt 
1985 und noch verstärkt in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung die gerade für solche Regionen wichti-
gen Investitionen und Forschungsmittel herunter

-

geführt oder sogar gestrichen werden. Das gehört 
mit zu dieser Medaille. 

(Dr. Weng [FDP]: Mühsam konstruiert ist 
das, Herr Kollege!) 

— Herr Dr. Weng, wenn Sie sich qualitativ mit so 
einer Schicksalsfrage für Reviere auseinanderset-
zen wollen, tun Sie das bitte von hier vorne. Dann 
können wir in den sachlichen Dialog eintreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun gehen wir einmal weiter. Jetzt sage ich Ih-
nen, was Sie ebenfalls beschlossen haben, und zwar 
auf Antrag der CDU/CSU letzte Woche im Haus-
haltsausschuß. Sie haben beantragt, daß Arbed-
Saarstahl aus den Stahlsubventionsmitteln heraus-
gestrichen wird. Da sage ich Ihnen nur: Zur selben 
Zeit, wo Sie dreimal 100 Millionen DM Finanzhilfe 
geben, wird auf der anderen Seite beschlossen, daß 

Arbed-Saarstahl aus dem Förderkatalog heraus-
fällt, obwohl zum selben Zeitpunkt - — 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist 
abenteuerlich, was Sie sagen!) 

— Jetzt schreien Sie mal nicht rum, gucken Sie sich 
mal selbst an, da sind Sie schon Abschreckung ge-
nug. 

(Lachen bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Das ärgert mich einfach, wenn man solche Zwi-
schenrufe bekommt. 

Sie müssen einfach einmal gucken, was passiert 
ist. Sie haben zur selben Zeit in Brüssel eine Ver-
einbarung zwischen der Europäischen Gemein-
schaft, der Bundesregierung und der Landesregie-
rung getroffen, ein Unternehmen zu beauftragen, 
noch einmal das gesamte Restrukturierungskon-
zept zu überprüfen. Mit welchem Sinn denn wohl? 
Wenn bei dieser Überprüfung herauskommt, daß 
das Konzept in veränderter Form nur überlebensfä-
hig ist, wenn der Staat auch mithilft, können Sie 
doch nicht erwarten, daß das am ärgsten finanziell 
gebeutelte Bundesland das auf die eigenen Schul-
tern nimmt. Da sage ich Ihnen ganz deutlich: Das 
hat für mich einen offensichtlichen und erkennba-
ren Zusammenhang mit einem Wahltermin, damit 
auch das deutlich ausgesprochen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt noch ein paar Punkte, die man dazu be-
merken sollte: Erstens. Regionen, die in einer be-
sonderen Weise von der Arbeitslosigkeit betroffen 
werden, werden auch in einer besonderen Weise 
von dem betroffen, was in der ersten Lesung letzte 
Woche über Sozialpolitik diskutiert worden ist. Ich 
denke insbesondere an die Konkursausfallgelder, 
ich denke an die Sozialpläne und ähnliches mehr. 
Da weiß jeder von uns, ohne daß ich die Debatte 
jetzt führen kann, daß in massearmen Konkursver-
fahren — die gibt es eben hauptsächlich in diesen 
Regionen — die Sozialpläne praktisch nichts mehr 
wert sind. Auch das gehört in diese Bilanz hinein. 

Schließlich als letztes auf dieser Liste: Das hat 
natürlich auch etwas mit der Finanzlage der Kom-
munen zu tun. Denn wir wissen doch alle, daß in 
strukturschwachen Räumen mit langanhaltender 
Arbeitslosigkeit die Menschen, leider Gottes, aus 
den Arbeitslosengeldern und der Arbeitslosenhilfe 
in die Sozialhilfe hineinfallen. Und die wird von den 
Kommunen finanziert. Genau dort, in diesen Regi-
onen, wo es darum geht, deren Wirtschaftskraft zu 
stärken, wird die investive Möglichkeit der Kommu-
nen untergraben, sofern es nicht einen entspre-
chenden Finanzausgleich gibt. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: So ist es!) 

Dieser Finanzausgleich kann doch von Ländern 
immer nur dann betrieben werden, wenn die Län-
der gesund genug sind, dies zu tun. Das heißt also 
im konkreten Fall Saarland: Das Saarland kann 
seine Aufgabe nicht erfüllen, selber den Kommu-
nen Hilfestellung zu geben. 
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Für mich ist das Fazit dieser Angelegenheit: Wir 

unterstützen den Antrag mit den dreimal 100 Millio-
nen DM für das Saarland. Wir haben selbst den 
Antrag gestellt, dreimal 100 Millionen DM für Bre-
men einzusetzen, von deren Notwendigkeit ich 
ebenfalls fest überzeugt bin. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Strat-
mann? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Ganz kurz. Meine 
Zeit läßt es nur knapp zu. Bitte schön. 

Stratmann (GRÜNE): Machen Sie erst zu Ende. 
Ich möchte meine Frage nach dem Satz stellen. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Wir unterstützen 
diese beiden Entwürfe. Ich gehe davon aus, daß 
beide seriös begründet sind. 

Bitte schön. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Hoffmann, zum Stich-
wort, das von Ihnen kommt: gegen Großprojekte, 
für Kleinprojekte. In der Wirtschaftsausschußsit-
zung vorgestern war vom Wirtschaftsministerium 
zu erfahren, daß von den dreimal 100 Millionen DM 
pro Jahr erhebliche Mittel in den weiteren Ausbau 
des Saarkanals gehen werden. Ist nach Ihrer Defi-
nition der Saarkanal ein Kleinprojekt? 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Stratmann, 
mit dem Thema können Sie mich nicht mehr lau-
ern. Wissen Sie, das mache ich schon zu lange mit. 
Die Beschlüsse über den Saarkanal sind jetzt nur 
noch der Vollzug von früheren Beschlüssen. Ich dis-
kutiere gerne mit Ihnen an einer anderen Stelle. Ich 
habe noch eine Minute auf meiner Liste. Ich kneife 
nicht vor dem Thema. Ich mache das auch gerne 
öffentlich mit Ihnen, wenn Sie das möchten. Das ist 
nun wirklich nicht der Punkt, um den es hier geht. 

Hier geht es um die konkreten investiven Unter-
stützungsmaßnahmen für den Kohlebereich, für 
den Stahlbereich, für die Kommunen, die davon be-
troffen sind. Deshalb sage ich lediglich ganz deut-
lich: Bundestreue hat immer zwei Seiten, nämlich 
die eine Seite vom Land zum Bund; aber Bundes-
treue heißt auch, daß der Bund, wenn ein Land es 
aus eigener Kraft nicht schaffen kann, seine Pflicht 
erfüllt und diesem Land hilft. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Weng. 

Dr. Weng (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der von der Bundesre-
gierung vorgelegte Gesetzentwurf über Finanzhil-
fen des Bundes nach Artikel 104 a Abs. 4 des Grund-
gesetzes an das Saarland sieht vor, daß der Bund 
dem Saarland zur Stärkung seiner Wirtschaftskraft 
in den Jahren 1985 bis 1987 Finanzhilfen für beson-
ders bedeutsame Investitionen in Höhe von jährlich 
300 Millionen DM gewährt. Diese Finanzhilfen 
kann der Bund den Ländern gewähren, wenn dies 
zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftli-

chen Gleichgewichts oder zum Ausgleich unter-
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder 
zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums er-
forderlich ist. Deshalb sind die Zuwendungen von 
insgesamt 300 Millionen DM an das Saarland auf 
Grund der nachhaltigen Schwächen der saarländi-
schen Wirtschaft begründet. Gerade die traditionell 
einseitige Wirtschaftsstruktur des Landes erfordert 
in besonderem Maße die Unterstützung durch den 
Bund. 

(Waltemathe [SPD]: Das hätten Sie alles 
auch gesagt, wenn Lafontaine dort schon 

regieren würde? Alles, genauso?) 

Der späte Zeitpunkt der Wiedereingliederung in 
die Wirtschaft der Bundesrepublik erschwerte die 
Startchancen dieser Region. Daran wird man sich 
sicherlich erinnern. Leistungsfähige neue Branchen 
und zukunftsorientierte Technologien hatten sich 
vor der Wiedereingliederung des Saarlandes bereits 
an anderen Stellen der Bundesrepublik niederge-
lassen. Hinzu kam die einseitige Montanorientie-
rung der Wirtschaftsstruktur: Am Ende des Einglie-
derungszeitraums traten zuerst die Kohlekrise und 
anschließend die Stahlkrise auf, die bis heute an-
dauert. Das Saarland stand und steht damit vor 
außergewöhnlichen Schwierigkeiten. Die Schuld 
für diese negative Entwicklung ist, wie ich schon 
ausgeführt habe, weder im Saarland selbst zu su-
chen noch kann vom Saarland allein eine Lösung 
dieser Probleme erwartet werden. 

Meine Damen und Herren, die Schwierigkeiten, 
mit denen dieses Bundesland kämpft, haben ein-
deutig objektive Ursachen und eignen sich nicht — 
das geht an die Adresse der SPD — für den partei-
politischen Streit, den man hier aufzumachen ver-
sucht, auch wenn sich dieses Land im Wahlkampf 
befindet. Wahlkampf ist fast immer, Herr Kollege 
Hoffmann; Sie werden die Wahlen im Saarland ja 
wohl nicht absagen wollen! 

Diese Bundesregierung wird deshalb zu ihrer 
Verantwortung stehen und hat mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf in angemessener Weise Hilfe ange-
boten, damit das Saarland mit seiner schweren Auf-
gabenlast besser fertigwerden kann. Ich möchte be-
sonders hervorheben die Anstrengungen der Regie-
rung — die im Saarland von CDU und FDP gebildet 
wird —, durch eine gezielte Wirtschafts- und An-
siedlungspolitik aus eigener Kraft zu einer Lösung 
der Schwierigkeiten zu kommen. An dieser Stelle 
sei mit ein Hinweis auf den neuen Wirtschaftsmini-
ster des Saarlandes, den Kollegen Rehberger, er-
laubt, der, seitdem er angetreten ist, erste deutliche 
Erfolge erzielt hat und von dem wir wünschen und 
hoffen, daß er auch nach der Neuwahl in dieser 
Funktion weiterhin für das Saarland wirken kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Erste Erfolge zeichnen sich ab. Die einseitige 
Branchenstruktur ist in der jüngsten Vergangen-
heit aufgelockert worden. Die Entwicklung neuer 
Wirtschaftszweige ist zwar schwierig; aber sie ist in 
Gang gekommen. — Ich wundere mich, Herr Kol-
lege Hoffmann, daß Sie hier lachen. Sie sollten sich 
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darüber freuen, wenn es in Ihrem Heimatland ein 
wenig aufwärtsgeht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Hoffmann [Saarbrücken] 

[SPD]) 

— Herr Kollege Hoffmann, auf einen solchen Zwi-
schenruf habe ich gewartet. Wissen Sie, Sie haben 
vielleicht in Ihrem Rhetorik- und Agitationskurs ei-
nen Sonderpreis gekriegt; 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

aber Ihre Unverschämtheiten sollten Sie sich hier 
trotzdem sparen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: Was heißt denn hier „Unver

-

schämtheiten"?) 

Meine Damen und Herren, ich finde, daß die Zu-
schüsse des Bundes an das Saarland in der genann-
ten Höhe von 300 Millionen DM gut angelegt sind. 
Sie unterstützen in geeigneter Weise die vom Land 
selbst eingeleitete Gesundung. 

Nun versucht die SPD — quasi als Trittbrettfah-
rer — die Hilfen für das Saarland zu nutzen, um im 
Windschatten ein ähnliches Programm für das 
Land Bremen zu fordern. 

(Waltemathe [SPD]: Was heißt denn hier 
„Trittbrettfahrer"? Die Verfassung gilt in 

der ganzen Bundesrepublik!) 

— Hören Sie doch einfach zu, Herr Kollege! Dann 
wissen Sie, was ich meine. 

(Waltemathe [SPD]: Das hat doch nichts 
mit Trittbrettfahren zu tun!) 

— Sie sagen mir Bescheid, wenn Sie mit Ihren 
unnötigen Zwischenrufen fertig sind, damit ich fort-
fahren kann. 

(Waltemathe [SPD]: Gehen Sie lieber dar

-

auf ein! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Die SPD tut so, als habe die Bundesregierung das 
Land Bremen in der Vergangenheit links liegenlas-
sen. Dies ist aber nicht der Fall; das Gegenteil ist 
richtig. Die Bundesregierung und die sie tragenden 
Koalitionsfraktionen haben allein im letzten Jahr 
erhebliche Anstrengungen für die wirtschaftliche 
Wiedergesundung Bremens unternommen. Ich erin-
nere Sie an das Sonderprogramm Bremen im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur", aus welchem dem 
Raum Bremen zusätzliche Bundesmittel in Höhe 
von 80 Millionen DM zufließen, 

(Niegel [CDU/CSU]: Ein Riesenbetrag!) 

aber auch an andere Bundeshilfen wie z. B. meh-
rere Werfthilfeprogramme, die Neubauzuschüsse 
für die Seeschiffahrt, die die Regierung der Mitte 
nicht nur fortgesetzt, sondern auch entscheidend 
verbessert hat und die in den letzten Jahren Milli-
ardenhöhe erreicht haben. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich nicht auf die 
sonst von den Sozialdemokraten vorgebrachten 
Vorwürfe mangelnden Subventionsabbaus einge-
hen. 

Einen zusätzlichen Lösungsansatz zur finanziel-
len Besserstellung des Landes Bremen sehe ich in 
den anstehenden Finanzausgleichsverhandlungen 
für die Zeit ab 1986. Hier kommt es auf eine bessere 
Berücksichtigung Bremens im Rahmen des Finanz-
ausgleichsprogramms an. Meine Damen und Her-
ren, hier werden, wenn es um die Mittelverteilung 
geht, auch die SPD-geführten Länder ihre verbal 
immer wieder bekundete Solidarität deutlich ma-
chen können. 

Ich bin außerdem der Auffassung, daß die Bun-
desregierung prüfen soll, wie in den Verteilungsver-
handlungen mit den Ländern für die Zeit ab 1986 
eine Beteiligung Bremens an den Ergänzungszu-
weisungen sichergestellt werden kann. 

Meine Damen und Herren, in der Gewährung zu-
sätzlicher Bundesfinanzhilfen an das Land Bremen 
analog dem Gesetzentwurf über Finanzhilfen an 
das Saarland vermag ich keinen geeigneten Lö-
sungsansatz zu erkennen, zumal die Situation in 
den beiden Ländern, wie ja aufgezeigt, eine völlig 
unterschiedliche ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Sena-
tor für Bundesangelegenheiten der Freien Hanse-
stadt Bremen. 

Senator Kahrs (Bremen): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst einmal möchte ich 
mich für die Gelegenheit bedanken, hier vor Ihnen 
sprechen zu dürfen. Allerdings bedaure ich sehr, 
daß der Termin so kurzfristig angesetzt worden ist. 
Dadurch ist es leider Bürgermeister Koschnick und 
dem Finanzsenator nicht möglich, heute hier zu 
sein. Sie haben eine außerordentliche Senatssit-
zung wahrzunehmen, in der es um Werftenpro-
bleme im Lande Bremen geht. Ich bitte daher nach-
zusehen, daß Bürgermeister Koschnick nicht anwe-
send sein kann. 

(Niegel [CDU/CSU]: Das hätten wir gar 
nicht gemerkt, wenn Sie das nicht gesagt 

hätten!) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Senator, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Matthäus-Maier? 

Senator Kahrs (Bremen): Ja, natürlich. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Senator, wie 
können Sie sich erklären, daß Sie trotz der Kürze 
der Zeit rechtzeitig hier sind, während Ministerprä-
sident Zeyer, wie ich höre, in der Landesvertretung 
anwesend ist, dort an einer Festlichkeit teilnimmt 
und heute abend nicht hier sein kann? 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Nein, der ist 
im Konrad-Adenauer-Haus bei der Vorbe

-

sprechung zur Bundesratssitzung!) 

Senator Kahrs (Bremen): Ich nehme an, Herr 
Zeyer geht davon aus, daß sein Antrag hier be- 
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schlossen wird und daß es seiner Anwesenheit 
nicht bedarf. 

(Beifall bei der SPD — Müller [Wadern] 
[CDU/CSU]: Der Beratungsbeginn war für 
21.30 Uhr vorgesehen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Es ist beinahe so unruhig wie in meiner Bremer 
Bürgerschaft, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei Abgeord-
neten der SPD) 

Leider ist es bisher nicht gelungen, Bundesregie-
rung und Bundesrat von der unabweisbaren Not-
wendigkeit einer solchen Hilfe an Bremen zu über-
zeugen. Darum ist es für uns von um so größerer 
Bedeutung, Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, nun unmittelbar anzusprechen und Ihnen 
mit der Bitte um Ihre Unterstützung die Bremer 
Situation kurz zu erläutern. Ich bedanke mich für 
diese Gelegenheit und werde sie nicht durch zu 
lange Ausführungen mißbrauchen. 

Ausgangspunkt ist für mich die Überzeugung, 
daß Sie mit mir jedenfalls in einem zentralen Punkt 
übereinstimmen werden. Es geht bei diesem Gegen-
stand nicht nur um die wirtschaftliche Lage eines 
Teils der norddeutschen Region, sondern es geht 
zugleich um wichtige Belange der staatlichen Ge-
meinschaft und um den Anspruch auf Gleichbe-
handlung, um die Solidarität des Bundes mit seinen 
Ländern, kurz, um eine sehr grundsätzliche und 
weittragende Frage der gesamtstaatlichen Zusam-
menarbeit und Verantwortung. Ich meine, daß der-
artige Fragen, die letztlich die Funktionsfähigkeit 
unseres gemeinsamen Staatswesens berühren, über 
die Parteigrenzen hinweg einer objektiven Bewer-
tung und Handhabung zugänglich bleiben müssen. 

Bremen ist im Ländervergleich heute unbestreit-
bar — obwohl ich eben etwas anderes vernommen 
habe — das Bundesland mit den größten finanz-
wirtschaftlichen und wirtschaftsstrukturellen Pro-
blemen. Bremen muß deshalb denselben Anspruch 
auf Bundesfinanzhilfen zuerkannt erhalten, wie 
Bundesregierung und Bundesrat ihn dem Saarland 
zugesprochen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dieser Anspruch auf Investitionshilfen des Bun-
des in Höhe von 300 Millionen DM für besonders 
bedeutsame Investitionen zur Stärkung der Wirt-
schaftskraft darf aber nicht isoliert gesehen wer-
den. Er ist Teil der Bemühungen des Senats um 
eine grundlegende Besserstellung der Freien Han-
sestadt Bremen im bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich. Wir unterstreichen damit die Erkenntnis, 
daß die außerordentlich schwerwiegenden wirt-
schaftlichen Strukturprobleme und die ausgeprägte 
finanzwirtschaftliche Leistungsschwäche des klei-
nen Bundeslandes ohne massive Unterstützung 
durch den Gesamtstaat nicht mehr zu bewältigen 
sind. Ich sage dies mit allem Ernst und mit allem 
Nachdruck. 

Die objektiven Kriterien, nämlich der Status Bre-
mens und die heute erkennbaren Entwicklungsten-
denzen, beweisen, daß Bremen trotz eines seit vier 

Jahren andauernden rigorosen Sparprogrammes in 
den öffentlichen Haushalten in die Gefahr kommt, 
seine Aufgaben im Sinne der grundgesetzlichen 
Vorgabe der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet nicht mehr erfüllen zu können. 
Dazu werden auch die Bremen besonders zugewie-
senen Aufgaben mit zugleich überregionaler Bedeu-
tung gehören. 

Darum liegt es auch im gesamtstaatlichen Inter-
esse, so meine ich, die gegenwärtigen ökonomi-
schen und finanzwirtschaftlichen Probleme Bre-
mens zu überwinden. Dies erfordert eine gemein-
same Kraftanstrengung. Bremen unternimmt seit 
einiger Zeit solche Anstrengungen. Unser Ziel ist 
die Verbesserung der Wirtschaftsstruktur und die 
Haushaltskonsolidierung durch Kürzung und Ver-
lagerung von Ausgaben und durch die Erhöhung 
von Einnahmen, aber unsere Kraft allein reicht 
nicht aus. 

Das Land Bremen benötigt die Hilfe des Bundes 
in Form der beantragten Bundeshilfen für beson-
ders bedeutsame Investitionen. Dadurch sollen die 
bremische Wirtschaftskraft gestärkt und insbeson-
dere außerhalb der Problembranchen neue Be-
triebsstätten und damit neue Arbeitsplätze geschaf-
fen werden. Dadurch wird die ökonomische Ent-
wicklung verbessert und langfristig auch die fi-
nanzwirtschaftliche Leistungsschwäche des klein-
sten Bundeslandes überwunden. 

Bremen stützt diesen Anspruch wie das Saarland 
auf Art. 104 Abs. 4 des Grundgesetzes. Dieser An-
spruch ist auch begründet. Es ist keineswegs ein 
Plagiat, sondern wir wollten damit, daß wir den An-
trag des Saarlandes relativ wortgetreu übernom-
men haben, auch die Gleichartigkeit und Gleichwer-
tigkeit der Ausgangssituation dokumentieren. Denn 
Bremen befindet sich in der wirtschaftlich schwie-
rigsten Situation unter allen Bundesländern. 

In der bisherigen Debatte ist behauptet worden, 
daß nur das Saarland die engen, von der Verfassung 
vorgegebenen Voraussetzungen für die Gewährung 
von Bundesfinanzhilfen erfülle, weil das Saarland 
die ungünstigste Wirtschaftsstruktur, vor allem auf 
Grund späterer Eingliederung, aufweise. Dies ist 
eindeutig falsch. Wir bestreiten zwar keineswegs 
die Hilfsbedürftigkeit auch des Saarlandes und un-
terstützen deshalb im Grundsatz das saarländische 
Anliegen. Daraus folgt aber zwingend, daß Bremen 
ebenso gefördert werden muß. 

Bekanntlich muß der Bund nach der eindeutigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
die Länder bei der Vergabe von Bundesfinanzhilfen 
nach gleichen sachlichen Maßstäben behandeln. Er 
darf einzelne Länder nicht unsachlich bevorzugen 
oder benachteiligen. Genau dies würde aber eintre-
ten, falls das Saarland die vorgesehenen Hilfen er-
hielte, Bremen aber leer ausgehen sollte. 

Der verfassungsrechtlich notwendige Datenver-
gleich zeigt nämlich folgendes. Die Konzentration 
industrieller Problembranchen ist in Bremen we-
sentlich stärker als im Saarland. Dort waren 1981 
weniger als die Hälfte, in Bremen aber mehr als 
zwei Drittel der Industriebeschäftigten in Branchen 
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mit unterdurchschnittlicher Arbeitsplatzentwick-
lung tätig. Seither hat sich die Lage weiter beträcht-
lich verschlechtert. Schiffbau, Stahl, Reedereibe-
reich, Fischwirtschaft, Unterhaltungselektronik, 
Nahrungs- und Genußmittel — ich denke nur an 
den Tabakbereich —, nahezu überall herrscht die 
Krise in Bremen vor. Angesichts dieser einzigartig 
problematischen Wirtschaftsstruktur, die es in die-
ser Häufung in den anderen Bundesländern nicht 
gibt, ist die Hilfe für Bremen unerläßlich. 

Es kommt hinzu, daß der bremische Dienstlei-
stungssektor deutlich wachstumsschwächer als der 
saarländische ist. Er bringt anders als dort bei uns 
keine spürbare Entlastung. Das Ergebnis ist: Bre-
men erlitt im Ländervergleich die massivsten Be-
schäftigungseinbrüche und leidet seit Jahren unter 
der höchsten Arbeitslosigkeit aller Bundesländer. 

(Eigen [CDU/CSU]: So lange SPD-regiert, 
das muß ja schiefgehen!) 

Auch gegenwärtig ist die Arbeitslosenquote im 
Lande Bremen mit 13,7 %, September 84, die höchste 
im Ländervergleich und übertrifft deutlich die Ar-
beitslosenquote des Saarlandes mit 12,8 v. H. 

(Eigen [CDU/CSU]: Zu lange SPD, das ist 
das Problem!) 

— Sie sollten an das Saarland denken, Herr 
Kollege. 

Folglich verzeichnet Bremen seit 1970 das 
schwächste Wirtschaftswachstum aller Bundeslän-
der. Zwar ist der statistische Wert des Bruttoin-
landsprodukts je Kopf der Wohnbevölkerung für 
Bremen höher als für das Saarland und auch für 
das Bundesgebiet insgesamt. Jeder Fachmann weiß 
jedoch, daß dieser Wert für ein Ballungszentrum, 
besonders für einen Stadtstaat mit starken Pendler

-

strömen — in Bremen sind das ca. 100 000 Personen 
bei rund 300 000 Beschäftigten —, nach oben hin 
verzerrt wird und deshalb u. a. wegen der Lohnsteu-
erzerlegung als Gradmesser der Wirtschaftskraft 
nicht aussagefähig ist. Entscheidend sind vielmehr 
die Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts. 
Hier zeigt sich, daß die Wirtschaftskraft des Landes 
Bremen seit Beginn der 70er Jahre das schwächste 
Wachstum aller Bundesländer aufweist, derzeit 
nicht einmal mehr das bundesdurchschnittliche Ni-
veau erreicht und zukünftig noch weiter hinter den 
Bundesdurchschnitt zurückfallen wird. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das mußte ja kom-

men!) 

— Dies sind Probleme von Stadtstaaten, Herr Kol-
lege. Sie werden es in Hamburg ähnlich vorfinden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da regiert die 
SPD auch schon so lange!) 

und in Berlin, um das Bild zu vervollständigen. 

(Eigen [CDU/CSU]: In Berlin geht es auf

-

wärts, die haben richtig gewählt!) 

Auf Grund dieser Entwicklung ist Bremen zum 
finanzwirtschaftlich leistungsschwächsten Bundes-
land geworden. Bremen hat seit Jahren den höch-
sten Schuldenstand je Einwohner, die höchste Kre-
ditfinanzierungsquote, die höchste Zinslastquote  

und die niedrigste Investitionsquote aller Bundes-
länder aufzuweisen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und die absolute 
Mehrheit der SPD!) 

— Das ist richtig. Warten Sie ab, ich werde das noch 
im Detail begründen, worauf das zurückzuführen 
ist. 

Im Länderfinanzausgleich ist Bremen unter den 
finanzschwachen Ländern mit Abstand am schiech-
testen ausgestattet. Die Teilhabe an Bundesergän-
zungszuweisungen, die im Mittelpunkt unserer Be-
mühungen steht, wird uns noch immer vorenthal-
ten. Wenn ich daran denke, was andere Länder 
trotz wesentlich stärkerer Wirtschaftskraft an Er-
gänzungszuweisungen erhalten, ist dies kaum noch 
begründbar. Wenn wir in dieser Hinsicht vom Bun-
deskanzler und vom Bundesfinanzminister inzwi-
schen auch etwas freundlichere Töne hören, so las-
sen die Taten bislang leider immer noch auf sich 
warten. 

(Waltemathe [SPD]: So ist das! Das ist im

-

mer so bei diesem Bundeskanzler!) 

Bislang aber steht die Verwirklichung konkreter, 
den Haushalt entlastender Zusagen aus. 

Auch bei einer Betrachtung der übrigen Zahlun-
gen des Bundes an die Länder hat Bremen trotz der 
Auflage von Sonderprogrammen nur weit unter-
durchschnittlich, jedenfalls wesentlich geringer als 
das Saarland profitiert. 

Es zeigt sich nach alledem, daß sich das Land 
Bremen im Ländervergleich in der bundesweit ge-
fährlichsten Schwächeperiode befindet. Sie auch 
durch die beantragten Investitionshilfen überwin-
den zu helfen, ist für den Bund nach Ansicht des 
Bremer Senats ein Gebot der Verfassung und des 
kooperativen Föderalismus. 

(Beifall bei Abgeordenten der SPD) 

Sollte diese Hilfe — aber auch Ergänzungszuwei-
sungen — nicht gewährt werden können, so muß 
das gesamte Finanzverfassungssystem in Frage ge-
stellt werden, denn es würde sich für die Bewälti-
gung stadtstaatlicher Krisensituationen als voll-
kommen unzulänglich erweisen. 

Schon jetzt führt das geltende System zu dem 
abwegigen Ergebnis — und jetzt hören Sie bitte 
zu —, daß dem Land Bremen trotz seiner außeror-
dentlich problematischen Situation nicht einmal 
das in seinen Grenzen erwirtschaftete Steuerauf-
kommen verbleibt. Selbst jetzt muß Bremen mehr 
als 100 Millionen DM jährlich von seinem örtlichen 
Steueraufkommen an Bund und Länder abgeben. 
Die Gemeinschaft muß sich aus übergeordneten 
Gesichtspunkten verpflichtet fühlen, das bei der Fi-
nanzreform 1969 nicht vorhergesehene Ergebnis zu 
beheben, bis die akuten Probleme des Landes Bre-
men beseitigt sind. Denn erst durch die 69er Re-
form ist Bremen im Finanzausgleich vom gebenden 
zum nehmenden Land geworden. 

Wie Sie wissen, betreibt der Senat der Freien 
Hansestadt Bremen wie andere Bundesländer auch 
vor dem Verfassungsgericht ein Verfahren, um die 
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angegriffenen Positionen bremischer Leistungs-
kraft zu verteidigen, aber andererseits auch Ergän-
zungszuweisungen zu erlangen. Wir würden eher 
eine angemessene politische Lösung vorziehen als 
ein Urteil in Karlsruhe. Das gleiche gilt auch für die 
hier zu behandelnden Bundesfinanzhilfen gemäß 
Art. 104 a Abs. 4 Grundgesetz. Der Bremer Senat er-
wartet jedoch, daß Sie, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, die Bundesregierung zur Solidari-
tät des Bundes mit seinen Ländern und zur Gleich-
behandlung gleichgelagerter Sachverhalte veran-
lassen. 

Erinnern Sie bitte die Bundesregierung an ihre 
Verantwortung für die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung im Bundesgebiet, an ihre Pflichten zur 
überregionalen Koordinierung und an ihre Pflicht 
zur Objektivität. 

(Beifall bei der SPD) 

Beseitigen Sie den Schein unsachlicher parteipoliti-
scher Begünstigung des Saarlandes, den Schein un-
sachlicher parteipolitischer Vernachlässigung der 
Bürger des Landes Bremen. 

Bundestreue, Gleichbehandlungsgebot und die 
Bindung des Gesetzgebers an die Verfassung, dies 
sind Grundsätze, die Sie und wir gemeinsam zur 
Richtschnur unseres Handelns machen. Ich bitte 
Sie, geben Sie Gelegenheit, durch Überweisung 
auch der Bremen-Vorlage an die zuständigen Aus-
schüsse nach diesen Grundsätzen zu entscheiden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Frau 
Kollegin Matthäus-Maier glaubte hier eben kritisie-
ren zu müssen, daß der saarländische Ministerprä-
sident nicht anwesend ist. Ich darf sagen, daß er, 
soweit ich informiert bin, bis vor wenigen Minuten 
bei einer Vorbesprechung der morgigen Bundes-
ratssitzung im Konrad-Adenauer-Haus war und daß 
diese Debatte nach Erkenntnissen von heute nach-
mittag — Informationen der Parlamentarischen 
Geschäftsführer — erst um 21.30 Uhr beginnen soll-
te. Dies zur Entschuldigung der Tatsache, daß Herr 
Zeyer nicht hier sein kann. 

(Waltemathe [SPD]: Das gilt für Bremen 
auch!) 

— Ja, der Herr Koschnick ist ja auch nicht hier, wie  

eben der Herr Bundessenator festgestellt hat. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Man hört, 
Herr Zeyer sei im Bierkeller!) 

Ich möchte aber jetzt auf unser Thema zu spre-
chen kommen und daran erinnern, daß der Bundes-
präsident vor drei Wochen bei seinem Antrittsbe-
such im Saarland eine vielbeachtete Rede gehalten 
hat, die ich mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten 
hier jetzt in wenigen Passagen wiedergeben möch-
te. Der Bundespräsident sagte: 

Gerade die traditionelle einseitige Wirtschafts-
struktur des Saarlandes erfordert in besonde-
rem Maße eine Auflockerung. Aber der späte 
Zeitpunkt des Hineinwachsens in die Wirt-
schaft der Bundesrepublik Deutschland er-
schwerte dies ... Hinzu kamen im Rahmen der 
Monostruktur die lang anhaltenden Krisen bei 
Kohle und Stahl. 

Das Saarland stand und steht damit vor außer-
gewöhnlichen Schwierigkeiten. Weder ist die 
Schuld dafür im Saarland zu suchen, noch kann 
vom Saarland allein eine Lösung dieser Pro-
bleme erwartet werden. Die Schwierigkeiten, 
mit denen Ihr Bundesland kämpft, haben ob-
jektive Ursachen und eignen sich nicht beson-
ders gut für parteipolitischen Streit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Der Bund wird zu seiner Verantwortung zu ste-
hen haben, in angemessener Weise zu helfen, 
damit das Saarland mit seiner ungewöhnlich 
hohen Aufgabenlast besser fertig werden 
kann ... Es gilt, zu helfen und begründete Zu-
versicht wachsen zu lassen. Das Saarland hat 
sich zur Bundesrepublik Deutschland bekannt. 
Es ist nur recht und billig, daß wir uns alle zum 
Saarland bekennen. 

So weit der Herr Bundespräsident. 

Diesen Worten trägt das Gesetz über die Finanz-
hilfen des Bundes nach Art. 104 a Abs. 4 unseres 
Grundgesetzes, das wir jetzt beraten, Rechnung. 
Meine verehrten Kollegen von der SPD, es hat ei-
nige schriftliche Fragen an die Bundesregierung zu 
diesem Gesetzentwurf mit ganz deutlich zu erken-
nendem polemischen Unterton gegeben, etwa die 
Frage, wann denn der Eingliederungsprozeß des 
Saarlandes in den Bund abgeschlossen sei. Ich darf, 
anknüpfend an das, was der Herr Bundespräsident 
gesagt hat, doch herzlich darum bitten, bei dem Un-
terfangen, einer schwer gebeutelten Region zu hel-
fen, jede parteipolitische Polemik zu unterlassen. 

Lassen Sie mich in aller Kürze in sieben Punkten 
eine Begründung für die Hilfen, die dem Saarland 
gewährt werden, geben und gleichzeitig sagen, 
warum nach diesen Kriterien die Freie Hansestadt 
Bremen nach unserer Ansicht nicht in den Genuß 
dieser Hilfen kommen kann. 

Erstens. Die Geschichte des Saarlandes ist ge-
zeichnet von einem über 200 Jahre langen Pendeln 
zwischen links- und rechtsrheinischen Staaten, gip-
felnd im viermaligen Wechsel des Staatsverbundes 
nach den beiden Weltkriegen. Bremen ist dagegen 
eine in vielen Jahrhunderten gewachsene Hanse-
stadt. 

Zweitens. Die Wirtschaft des Saarlandes ist ge-
prägt von dessen naturgegebener Monostruktur 
und von der geschichtlichen Entwicklung des Lan-
des. Mehrere Krisen in der Montanindustrie haben 
den Anschluß an die bundesdeutsche Wirtschaft 
verhindert, der vom Gesetz über die Wiedereinglie-
derung des Saarlandes in die Bundesrepublik aus 
dem Jahre 1956 — Staatssekretär Voss hat eben 
davon gesprochen — gefordert wurde. Die Wirt- 
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schaftslage hat entscheidenden Einfluß auf die Fi-
nanzkraft des Landes. Das Saarland steht seit der 
Wiedereingliederung permanent unter hohem En-
gagement für seine Wirtschaft. Seine Finanzkraft 
ist daher äußerst angespannt. Seit über zwei Jahr-
zehnten ist dies so. Es droht eine Auszehrung der 
Finanzkraft. 

Von den rund 143 000 Industriearbeitsplätzen, die 
es im Saarland gibt, sind zirka 91 000 im Nichtmon-
tanbereich und zirka 52 000 im Montanbereich. Pro-
zentual aufgeschlüsselt bedeutet dies ein Verhältnis 
von 63 : 37. Da wird dann immer wieder gesagt: Ihr 
müßt eure Wirtschaft im Saarland umstrukturieren. 
— Dies wird seit etwa 20 Jahren getan. 

(Brück [SPD]: Daß das seit 20 Jahren getan 
wird, stimmt leider nicht!) 

— Kollege Brück, ich werde das hier mit den Zah-
len verdeutlichen. Ich habe soeben das Verhältnis 
von 63 % im Nichtmontanbereich und 37 % im Mon-
tanbereich Beschäftigter genannt. 1959, bei der 
Rückgliederung — wirtschaftlicher Teil —, betrug 
das Verhältnis 56 % der Arbeitsplätze im Montanbe-
reich zu 44 % im Nichtmontanbereich. 

Ich darf Manfred Schäfer, den Präsidenten der 
Industrie- und Handelskammer Saarbrücken, zitie-
ren, eine Persönlichkeit, die immerhin schon ein-
mal zu den fünf Wirtschaftsweisen gehört hat. Er 
hat vor wenigen Tagen bei einer Veranstaltung in 
Ludwigshafen ausgeführt: 

Eine saarländische Wirtschaft ohne Kohle und 
Stahl ist zwar eine verführerische Vorstellung, 
aber keine realistische Erwartung für die heu-
tige Generation. 

Dieser Zustand hat die Hilfen auch für die Montan-
industrie in dem letzten Vierteljahrhundert ge-
rechtfertigt. 

Zur Abwehr der Existenzbedrohung wurden vom 
Saarland allein rund 1,7 Milliarden DM aufgewandt; 
das ist ein Drittel des heutigen Haushaltsvolumens 
und etwa ein Viertel der heutigen Gesamtverschul-
dung des Landes. Bremen verzeichnet erst in den 
letzten Jahren ein Absinken in gleiche Bereiche der 
Finanzschwäche. Die Entwicklung des Bruttoin-
landsproduktes in beiden Ländern verdeutlicht 
diese Entwicklung: im Saarland rund 24 000 DM pro 
Einwohner, in Bremen rund 34 000 DM pro Einwoh-
ner. Dies sind neueste Zahlen, die Staatssekretär 
Dr. Obert vom Finanzministerium gestern im Wirt-
schaftsausschuß genannt hat. 

Ich komme zu meinem dritten Punkt. Der Ar-
beitsmarkt des Saarlandes ist ein Spiegelbild der 
Entwicklung der Wirtschaft. Während das Saarland 
in den letzten zehn Jahren mit seiner Arbeitslosen-
zahl permanent erheblich über dem Bundesdurch-
schnitt lag, ist Bremen erst in den letzten beiden 
Jahren tiefer als das Saarland gerutscht. 

(Waltemathe [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Viertens. Die Finanzkraft des Saarlandes ist seit 
über einem Jahrzehnt permanent und signifikant 
unterdurchschnittlich. Erst mit Sonderlastabzügen, 
Finanzausgleichszuweisungen und Bundesergän-
zungszuweisungen erreicht das Saarland den 

Durchschnittswert — zu wenig zu einschneidenden 
Veränderungen. Bremen verfügt nach Bereinigung 
seiner Sonderlasten, wie etwa der Einwohnerwer-
tung bei Gemeinden und im Stadtstaat, bei Hafenla-
sten und ähnlichem, über eine überdurchschnittli-
che Finanzkraft. Die originäre Finanzkraft beider 
Länder unterscheidet sich erheblich. 

Fünftens, und das halte ich für besonders wichtig. 
Keine überregionale Einrichtung oder Bundes-
behörde hat ihren Sitz im Saarland. Darauf muß 
immer wieder hingewiesen werden. Das Saarland 
verfügt über kein überregional finanziertes For-
schungsinstitut. Das Fraunhofer Institut an der 
Universität des Saarlandes trägt sich dank wirt-
schaftlicher Unternehmensführung zu zwei Dritteln 
selbst. Demgegenüber sind in Bremen mindestens 
zwei Einrichtungen der gemeinsamen Forschungs-
förderung. Ich spreche von Einrichtungen in der 
sogenannten Blauen Liste. Zum Vergleich: In Nord-
rhein-Westfalen sind allein elf Einrichtungen dieser 
Art. 

(Zuruf von der SPD: Ist auch größer!) 

Sechster Punkt. Die Haushaltsdaten des Saarlan-
des, die des Haushaltsplanentwurfs 1985, der in der 
vergangenen Woche vom Finanzminister Edmund 
Hein im saarländischen Landtag eingebracht wur-
de, sind das Ergebnis dieser langen und hohen Be-
lastung. 

(Vorsitz: Präsident Dr. Jenninger) 

Die Kreditfinanzierungsquote beträgt 18% — dar-
auf hat der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
schon hingewiesen —, und damit ist sie doppelt so 
hoch wie im Durchschnitt aller Bundesländer. Die 
Zinssteuerquote beträgt über 20 %. Sie ist damit hö-
her als der Durchschnitt aller Bundesländer, der 
12 % beträgt. Beim Saarland sind diese Daten das 
Ergebnis einer langen und hohen Belastung, in Bre-
men das Ergebnis einer relativ kurz zurückliegen-
den wirtschaftlichen Verwerfung. 

Siebenter und letzter Punkt. Die Situation beider 
Bundesländer ist aktuell statistisch vergleichbar, 
strukturell jedoch nicht. Wenn ich richtig informiert 
bin, hat auch der Herr Bundeskanzler in einem 
Brief an den Senat der Stadt Bremen Hilfen aus 
dem Finanzausgleich in Aussicht gestellt. 

(Abg. Hoffmann [Saarbrücken] [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Hoffmann, gerade weil Sie sich zu 
einer Zwischenfrage melden, möchte ich noch et-
was sagen: Ich halte es wirklich schon für abenteu-
erlich, wenn Sie hier in einer kameralistischen Art 
und Weise Haushaltstitel aufzählen und Kürzungen 
vortragen, wie sie sich auf Grund ganz anderer Ent-
wicklungen ergeben, ohne die Hintergründe dafür 
zu erläutern. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege Müller, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hoffmann? 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Bitte schön. 
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Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Kollege 
Müller, könnten Sie mir mal bitte Ihr Motiv erklä-
ren, warum Sie, statt lediglich vorzutragen, was 
nach Ihrer Auffassung die Gründe für das Saarland 
sind, gleichzeitig die Gründe gegen Bremen vortra-
gen? 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Herr Hoffmann hat etwas ge-

gen das Saarland!) 

Mü ller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Kollege Hoff-
mann, ich habe hier den Auftrag, die Haltung mei-
ner Fraktion zu dieser Vorlage zu erläutern. Damit 
erkläre ich ganz selbstverständlich auch die Argu-
mentation, wie sie sich in unserer Fraktion gebildet 
hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aber da Sie nun schon die Frage gestellt haben, 
möchte ich auf einen Punkt eingehen, den Sie so-
eben eingebracht haben. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Dann 
darf ich mich aber setzen?) 

— Dann dürfen Sie sich selbstverständlich setzen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der ist schon 
immer sitzengeblieben!) 

Ich habe sowieso den Eindruck: Sie dürfen nur das 
vortragen, was Ihr großer Meister Lafontaine Ihnen 
im Deutschen Bundestag zu sagen erlaubt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Widerspruch bei der SPD) 

— Seit anderthalb Wochen versuchen Sie, im Lande 
eine Polemik und Panikmache wegen des Strei-
chens von vier Buchstaben bei der Titelgruppe 13 
im Einzelplan 09, dem Plan des Wirtschaftsmini-
sters, zu veranstalten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist un-
glaublich, was der veranstaltet!) 

Es ist ganz klar, daß für das Jahr 1984 keine 
Betriebshilfen mehr für Arbed-Saarstahl vorgese-
hen waren. Dies entsprach einer eindeutigen Abma-
chung zwischen der Bundes- und der Landesregie-
rung. Jetzt den Eindruck zu erwecken, daß wegen 
der Streichung dieser vier Buchstaben die Bundes-
regierung und die sie tragenden Parteien das Saar-
land wie eine heiße Kartoffel fallen ließen, und da-
mit in der Arbeitnehmerschaft eine derartige Panik 
zu erzeugen, ist übelste Panikmache, die ich nur mit 
Entgleisungen im Wahlkampf erklären kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Verantwortungslos!) 

— Absolut verantwortungslos, Kollege Gerster, Sie 
sagen es. 

Ich bin ganz sicher, daß gerade die Arbeitnehmer 
im Lande sehr, sehr genau wissen, von wem sie in 
der Politik Hilfe zu erwarten haben. 

Ich komme zum Schluß. Das Saarland steht vor 
der Aufgabe, den Prozeß der Anpassung seiner 
Wirtschaft an die der übrigen Bundesrepublik 
Deutschland, zu der das Land, der Bund und die 

Gesamtheit der Länder durch die Gesetze verpflich-
tet sind, zu bewältigen. 

(Waltemathe [SPD]: Das ist doch auch bei 
Bremen der Punkt!) 

Die Bewältigung von Existenzkrisen der saarländi-
schen Wirtschaft wurde durch allgemeine Krisen 
ständig behindert. Zusätzlich gilt es in einer Zeit, da 
andere Länder ihre Wirtschaften auf die sich än-
dernden Anforderungen der Zukunft vorbereiten, 
ein erneutes Abhängen der saarländischen Wirt-
schaft von diesem Prozeß des Strukturwandels der 
deutschen Wirtschaft zu verhindern. Dies ist mit 
einer mangelnden Finanzkraft und Finanzausstat-
tung nicht zu schaffen. Hier zu helfen, ist Sinn die-
ser Vorlage. Ich bitte Sie ganz herzlich, dieser Vor-
lage zuzustimmen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Wir GRÜNEN stimmen grundsätzlich dem 
Anliegen zu, strukturkrisengeschüttelten und wirt-
schaftsschwachen Regionen aus Bundesmitteln in 
dem Umfang wie geplant, also dreimal 100 Millio-
nen DM pro Jahr, Unterstützung zu gewähren. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wir vertreten diese Auffassung für das Saarland 
und mit aller Deutlichkeit, mit den Gründen, die 
schon von mehreren Personen vorgetragen worden 
sind, auch für Bremen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte den Kennziffernvergleich hier nicht 
im einzelnen wiederholen. Die Argumente fand ich 
überzeugend. Ich beziehe mich darauf. 

(Zuruf von der SPD: Das ist Verantwor

-

tung!) 

Herr Voss, ich stimme Ihnen zu, wenn Sie sagen: 
Ob man nun das Saarland und/oder auch Bremen 
fördert, könne man nur an Hand objektivierbarer 
Kriterien messen. Ich stimme Ihnen zu. Ich möchte 
Ihnen jedoch dazusagen, daß Sie zwei objektivier

-
bare Kriterien vergessen haben. Erstes objektives 
Kriterium: Im Saarland ist im März Wahl. — Zwei-
tes objektives Kriterium: Im Saarland regiert die 
CDU mit der FDP, in Bremen regiert die SPD. — 
Ich glaube, Sie haben vergessen, dies als objektive 
Grundlage Ihrer Entscheidung anzufügen. 

Ich denke, wenn wir klargestellt haben, daß wir 
grundsätzlich für diese Unterstützungsmaßnahmen 
für das Saarland und für Bremen sind, dann kön-
nen wir uns auf das eigentlich Entscheidende, näm-
lich die Durchführung der entsprechenden Hilfs-
programme konzentrieren. Wenn wir uns dann § 2 
beider Gesetzentwürfe, also sowohl des Entwurfs 
der Regierung als auch des Entwurfs der SPD für 
Bremen anschauen, dann stellen wir fest, daß dort 
ganz klassische Instrumente regionaler Wirt-
schaftsförderung vorgeschlagen werden, nämlich 
erstens Maßnahmen zur Verbesserung der Ver- 
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kehrsinfrastruktur, zweitens die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze und Ersatzarbeitsplätze und drittens 
Verbesserung der Infrastruktur, insbesondere die 
Erschließung von Gewerbeflächen. Das sind tradi-
tionalistische Mittel regionaler Wirtschaftsförde-
rung, die unter der Voraussetzung eines relativ 
deutlichen Wirtschaftswachstums entwickelt und 
praktiziert worden sind. 

Jeder von uns weiß: Seit Mitte der 70er Jahre 
haben wir dieses Wirtschaftswachstum nicht mehr. 
Jeder von uns weiß auch, daß gerade deswegen die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" an ihre Grenzen gestoßen 
ist. Deswegen findet in diesen Monaten eine Grund-
satzdiskussion über den zukünftigen Charakter der 
regionalen Wirtschaftsförderung und der optimalen 
Instrumente dieser Förderung statt, die sich bis ins 
nächste Jahr erstrecken wird. 

Wir sind der Meinung, daß die Diskussion, die 
jetzt begonnen hat, vertieft werden muß. Wir müs-
sen über die von mir soeben genannten traditionali-
stischen Elemente hinaus neue Instrumente der re-
gionalen Wirtschaftsförderung suchen. Wir müssen 
auch die ökologische Belastung von Regionen — in 
diesem Falle insbesondere des Saarlandes und Bre-
mens — zur Grundlage unserer Förderungsent-
scheidung machen, d. h. wir müssen solche Investi-
tionsentscheidungen treffen, die dazu führen, daß 
die ökologische Belastung der entsprechenden 
Wirtschaftsregion reduziert wird. 

Ich wundere mich in dem Zusammenhang dar-
über, daß die SPD in ihren Gesetzentwurf all das 
schreibt, was im Gesetzentwurf der CDU enthalten 
ist, und das lediglich auf Bremen überträgt. Damit 
schreibt sie auch die traditionalistischen Mittel der 
Förderung ab, während sie doch noch vor wenigen 
Wochen das Programm „Arbeit und Umwelt" in den 
Bundestag eingebracht hat. Dieses Programm fin-
det in dem von Ihnen vorgelegten Gesetzentwurf 
überhaupt keine Berücksichtigung mehr. 

Ich möchte das an einem Beispiel deutlich ma-
chen. Wir haben gestern im Wirtschaftsausschuß 
darüber diskutiert. Es ist zu erwarten, daß die 300 
Millionen DM für das Saarland zu einem wesentli-
chen Teil zur Finanzierung des Saar-Kanals ver-
wendet werden. Die Kritiker des Saar-Kanals sind 
sich im wesentlichen darüber einig, daß dieser Ka-
nal erhebliche ökologische Folgeschäden — u. a. 
hinsichtlich des Flächenverbrauchs und der Trink-
wasserversorgung — zur Folge haben wird. Der Ka-
nal wird aber nicht nur ökologische Folgeschäden 
mit sich bringen, sondern auch soziale Folgeschä-
den. Es ist zu befürchten, daß beim Bundesbahn -
ausbesserungswerk Saarbrücken tausend Arbeits-
plätze verlorengehen. Während sozusagen die eine 
Infrastruktureinrichtung Einbrüche erleidet, soll 
eine neue ökologisch schädliche dagegen aufgebaut 
werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Strat-
mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Hoffmann (Saarbrücken)? 

Stratmann (GRÜNE): Ich habe leider nur noch 
eine Minute Redezeit. Wenn ich von Ihnen noch 
etwas bekomme, gerne. — Herr Hoffmann, bitte. 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Wir haben ja ge-
genseitig eine Minute gut. — Meine Frage an Sie 
ist: Würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß die 
Kanalisierung oder Schiffbarmachung der Saar 
weitestgehend — soweit das bisher beschlossen ist 
— über den Bundeshaushalt finanziert ist, jeden-
falls soweit sie bis Dillingen geht, und daß darüber 
hinaus von unserer Seite weitere Baufolgen nur 
noch in minimalem Umfang geschehen sollen? 

Stratmann (GRÜNE): Herr Hoffmann, würden Sie 
bitte zur Kenntnis nehmen, daß der Bau des Saar-
Kanals bis Dillingen voraussichtlich im nächsten 
Jahr abgeschlossen wird, die SPD Saarland sich für 
einen Weiterbau bis Völklingen einsetzt, die CDU 
für einen Weiterbau darüber hinaus und daß Sie 
mit Ihrer Politik im Saarland genau die antiökologi-
sche Politik im Infrastrukturbereich, von der ich 
soeben sprach, fortschreiben? 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Sie 
kenne sich in der Region offensichtlich 

nicht aus!) 
— Ich habe mich kundig gemacht, Herr Hoffmann, 
darauf können Sie sich verlassen. — Wir fordern 
bei der Durchführung des Programms sowohl für 
das Saarland als auch für Bremen, daß die einge-
setzten Mittel zur Entwicklung der endogenen Ent-
wicklungspotentiale in Bremen und im Saarland 
genutzt werden, um u. a. die ökologischen Folge-
schäden der Wirtschaftsstruktur und der Wirt-
schaftsunternehmen dort in den Griff zu bekom-
men. Es bieten sich dort vielfältige Möglichkeiten 
an: Im Saarland beispielsweise die Trink- und Ober-
flächenwassersanierung, in Bremen beispielsweise 
die Klärschlamm- und Schlickentsorgung, in Bre-
men beispielsweise der Übergang von der Müllver-
brennung zum Müllrecycling. Das erfordert ökologi-
sche Investitionen, die das endogene Potential in 
beiden Regionen fördern, ökologisch sinnvolle Ef-
fekte haben und eine erhebliche Anzahl von Ar-
beitsplätzen schaffen. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu einem Geschäftsordnungsantrag erteile ich 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach der Vorlage, die wir heute bezüg-
lich der Zusatztagesordnungspunkte 3 und 4 be-
kommen haben, ist vorgesehen, die beiden Gesetz-
entwürfe, um die es hier geht, nach der ersten Bera-
tung, die nach § 79 unserer Geschäftsordnung so-
eben zu Ende gegangen ist, an den Haushaltsaus-
schuß — federführend — und an den Ausschuß für 
Wirtschaft zur Mitberatung zu überweisen, und 
zwar gemäß § 80 der Geschäftsordnung. 

Ich stelle fest, daß nach § 64 der Geschäftsord-
nung des Bundestages Verhandlungsgegenstände 
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in Ausschüssen nur überwiesene Vorlagen sein 
können, also Vorlagen, die schon überwiesen wor-
den sind. 

Ich stelle weiter fest, daß gestern der Wirtschafts-
ausschuß und heute der Haushaltsausschuß in der 
Sache abgestimmt haben. Ich stelle im Zusammen-
hang damit fest, daß Gesetze verfassungsgemäß 
nicht zustande kommen können, die nicht in öffent-
licher Sitzung in erster Beratung und schließlich in 
zweiter und dritter Beratung verhandelt worden 
sind. Ausschußvorratsbeschlüsse sind null und 
nichtig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wollen Sie an 
dieser Formfrage die Sache scheitern las-

sen?) 

— Ich sage das in aller Deutlichkeit. Ich bin Bremer 
Abgeordneter und in Bremen direkt gewählt. Meine 
Möglichkeiten, als frei gewählter Abgeordneter auf 
die Gesetzgebung ordnungsgemäß Einfluß zu neh-
men, würden beeinträchtigt, wenn Ausschüsse in 
geheimen oder nichtöffentlichen Sitzungen schon 
über Gegenstände beraten, über die in öffentlicher 
Sitzung erst noch beraten werden muß. 

Ich beantragte daher, Herr Präsident, daß gemäß 
unserer Geschäftsordnung die Ausschüsse, an die 
die Vorlagen nach dem Vorschlag des Ältestenrates 
offensichtlich überwiesen werden sollen, a) ord-
nungsgemäß einberufen werden, b) dort nicht fest-
stellen, daß sie in der Sache schon entschieden ha-
ben, sondern auf der Grundlage der ersten Bera-
tung, die hier in öffentlicher Sitzung stattgefunden 
hat, ihre Beratung vollständig aufnehmen. Ich be-
antrage, daß dies ordnungsgemäß zu geschehen hat, 
d. h. daß der federführende Ausschuß das Votum 
des mitberatenden Ausschusses abwartet, und daß 
die zweite und die dritte Beratung der Gesetzent-
würfe im Plenum des Bundestages erst nach or-
dentlicher Beratung in den Ausschüssen und or-
dentlicher Beschlußempfehlung stattfindet. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Gibt es dazu weitere 
Wortmeldungen? — Das Wort hat Herr Abgeordne-
ter Carstens (Emstek). 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine verehrten Damen und Herren! Der Kollege 
Waltemathe von der SPD hat hier einiges festzu-
stellen versucht. Ich stelle zunächst einmal fest, daß 
sich die gesamte CDU/CSU sowie die FDP darüber 
wundern, daß der Kollege Waltemathe diesen An-
trag gestellt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir können den Antrag nur so verstehen, daß Teile 
der SPD die Bundeshilfe für das Saarland verhin-
dern oder verzögern wollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider-
spruch bei der SPD — Waltemathe [SPD]: 
Wir wollen, daß verfassungsgemäß verfah-

ren wird!) 

Wir haben uns alle Mühe gegeben, zügig und mög-
lichst schnell zu beraten und zu beschließen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich sage Ihnen hier zu, daß wir eine ordnungsmä-
ßige Überprüfung vornehmen werden. Es sollen kei-
nerlei Zweifel übrigbleiben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte Ihnen aber unabhängig davon kurz 
das abgelaufene Verfahren schildern, damit auch 
darüber Klarheit besteht. 

(Waltemathe [SPD]: Interessiert mich gar 
nicht!) 

Wir hatten diese beiden Punkte auf der Tagesord-
nung des Haushaltsausschusses. Wir haben dann 
am ersten Tag unserer Ausschußsitzungen von ei-
ner Beratung abgesehen, weil noch keine Überwei-
sung erfolgt war und sich der Ältestenrat mit dieser 
Vorlage noch nicht beschäftigt hatte. Wir haben bis 
zum heutigen Tag die Weiterentwicklung abgewar-
tet. Im Ältestenrat war eine Überweisung vorge-
schlagen worden. Die erste Beratung stand hier an 
und hat nun auch stattgefunden. Wir haben dann 
im Haushaltsausschuß, meine verehrten Damen 
und Herren von der SPD, einvernehmlich beschlos-
sen, 

(Waltemathe [SPD]: Das interessiert kei

-

nen!) 

daß es zu einem Vorratsbeschluß kommen solle 

(Waltemathe [SPD]: Das gibt es gar nicht!) 

für den Fall, daß sich nichts verändert, daß uns die 
Vorlagen so zugeleitet werden, wie wir sie ja schon 
vorliegen hatten. Dann wollten wir beschließen, daß 
die Hilfe für das Saarland gegeben wird. 

Ich darf Ihnen sagen, daß wir den Betrag von 300 
Millionen DM unabhängig hiervon in den Haushalt 
eingestellt haben, so daß auch das Saarland davon 
ausgehen kann, daß das Geld ausgezahlt wird. 

Wir werden uns von dem Antrag des Kollegen 
Waltemathe gar nicht irritieren lassen. Ich sage Ih-
nen hier abschließend: Es gibt eine ordnungsge-
mäße Überprüfung. Alles wird zweifelsfrei geklärt 
werden. Wenn es erforderlich sein sollte, daß der 
Haushaltsausschuß noch einmal zusammentritt, 

(Waltemathe [SPD]: Und der Wirtschafts-
ausschuß!) 

dann werden wir das sicherlich tun. Ich bin davon 
überzeugt, daß ich das auch für den Wirtschaftsaus-
schuß sagen kann. 

Aber ich muß noch einmal meinen Eindruck wie-
dergeben, Herr Kollege Waltemathe — es werden 
sicherlich Teile der SPD davon betroffen —, daß 
Teile der SPD die Hilfe für das Saarland verhin-
dern wollen. Das werden wir nicht zulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Wird das Wort weiter ge-
wünscht? — Das Wort hat der Abgeordnete Strat-
mann. 
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Stratmann (GRÜNE): Damit nicht die im Wirt-
schaftsausschuß und im Haushaltsausschuß prakti-
zierte Verfahrensweise ein Präjudiz dafür schafft, 
mit welchen möglichen Tricks in Zukunft eventuell 
bestimmte von den Mehrheitsfraktionen favori-
sierte Gesetzentwürfe durchgepeitscht werden kön-
nen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Einvernehm

-

lich!) 

schließen wir uns vollinhaltlich der Verfahrenskri-
tik des Kollegen Waltemathe an. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU]: Sie GRÜ

-

NEN haben nicht widersprochen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Wird das Wort weiter ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, in unserer Geschäfts-
ordnung, aber auch in der Verfassung gibt es den 
Begriff des Vorratsbeschlusses nicht. Es gibt keine 
Vorratsbeschlüsse in den Ausschüssen des Deut-
schen Bundestages. Ich gehe davon aus, daß die 
Initiativen, die von der Bundesregierung, aber auch 
von der Fraktion der SPD kommen, in den Aus-
schüssen so, wie unsere Geschäftsordnung und un-
sere Verfassung es vorsehen, korrekt beraten wer-
den. Ich habe den Antrag des Kollegen Waltemathe 
so verstanden. Ich bin deswegen der Auffassung, 
daß wir entsprechend dem Antrag des Ältestenrats 
diese beiden Gesetzentwürfe wie vorgeschlagen zur 
federführenden Beratung an den Haushaltsaus-
schuß und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft überweisen. 

Gibt es anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Steuerbereinigungsgesetzes 1985 
— Drucksache 10/1636 — 

a)  Erste Beschlußempfehlung und Erster Be

-

richt des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksachen 10/2367, 10/2370 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Matthäus-Meier 
von Schmude 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/2372 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Carstens (Emstek) 
Hoppe 
Wieczorek (Duisburg) 
Kleinert (Marburg) 

(Erste Beratung 77. Sitzung) 

Hierzu liegt Ihnen auf Drucksache 10/2369 ein 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache eine Runde vereinbart worden. — 

Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete von Schmude. 

von Schmude (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der vorliegende Entwurf eines 
Steuerbereinigungsgesetzes 1985 macht deutlich, 
wie groß der Handlungsbedarf auf dem Gebiet der 
Rechtsbereinigung und der Steuervereinfachung 
ist. Trotz Herausnahme einiger wichtiger Gesetze, 
die noch weiteren Beratungsbedarf haben, verbleibt 
hier ein umfangreiches Gesetzespaket. Zu einigen 
Schwerpunkten will ich etwas sagen. 

Hervorzuheben ist zunächst die vorgesehene Be-
rücksichtigung von Kinderbetreuungskosten Al-
leinstehender. Der Gesetzgeber muß dabei dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts vom 3. Novem-
ber 1982 Rechnung tragen, das § 32a des Einkom-
mensteuergesetzes für die Jahre 1971 bis 1981 — 
also  die Zeit Ihrer Regierung, meine Damen und 
Herren von der Opposition — für verfassungswidrig 
erklärt hat; und zwar insoweit, als zusätzlicher 
zwangsläufiger Betreuungsaufwand für Kinder im 
Hinblick auf eine verminderte steuerliche Lei-
stungsfähigkeit Alleinerziehender keine Berück-
sichtigung gefunden hat. 

Über die Frage, wie eine solche Neuregelung nun 
aussehen muß, gab es durchaus unterschiedliche 
Auffassungen sowohl im Ausschuß als auch bei der 
Anhörung der Verbände. Es ist deshalb sinnvoll, 
sich an die Vorgaben des Verfassungsgerichts zu 
halten, die bei näherer Betrachtung wenig Spiel-
raum lassen. 

Der Begriff Betreuungsaufwand schließt Aufwen-
dungen für Unterricht oder Freizeitbetätigungen 
aus. Es ergibt sich zwangsläufig, daß Kinder nur bis 
zu einem bestimmten Alter wirklich im Sinne des 
Wortes betreut werden müssen. Nach Abwägen die-
ser Argumente ist eine Altersbegrenzung auf 
16 Jahre angemessen und zu vertreten. Berücksich-
tigt werden muß im Zusammenhang mit der Alters-
grenze auch, daß Jugendliche im Alter von 16 Jah-
ren häufig schon einer beruflichen Ausbildung 
nachgehen. 

Die Voraussetzung, daß ein solcher Betreuungs-
aufwand zusätzlich und zwangsläufig ist, bewirkt 
auch automatisch eine Nachweispflicht. Wenn nun 
im Rahmen der vorgesehenen Höchstbeträge von 
4 000 DM für das erste Kind und 2 000 DM für jedes 
weitere ein Pauschalbetrag von 480 DM pro Kind 
eingeführt wird, so geschieht das, um der Verwal-
tung eine einfache Handhabung des Gesetzes zu 
ermöglichen. Das gilt insbesondere auch wegen der 
Rückwirkung des Gesetzes; denn es wird sicherlich 
für viele schwierig sein, für die Vergangenheit Be-
lege beizubringen. 

Über die Höhe des Pauschbetrages kann man un-
terschiedlicher Meinung sein. Wir müssen hier aber 
nicht nur die Haushaltslage betrachten — das Ge-
setz kostet insgesamt im ersten Jahr einschließlich 



Deutscher Bundestag — 10.Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 	7377 

von Schmude 
der Rückwirkung immerhin 480 Millionen DM —, 
wir müssen hierbei auch sehen, daß mit dieser Pau-
schalierung eine Art Freibetrag geschaffen wird. 
Die Entlastung kommt deshalb auch jenen zugute, 
die keinen tatsächlichen zusätzlichen Betreuungs-
aufwand oder einen geringeren Aufwand haben. 

Die Obergrenze der abzugsfähigen Kosten von 
4 000 DM und 2 000 DM ist in ihrer Wirkung ebenso 
wie die Pauschalierung in Bezug zu setzen zur steu-
erlichen Situation der vollständigen Familie. Der 
Gleichheitsgrundsatz darf hier nicht außer acht ge-
lassen werden. Daß die Kinderbetreuungskosten 
Alleinstehender nun als außergewöhnliche Bela-
stung betrachtet werden und daß dabei der zumut-
bare Eigenanteil zu berücksichtigen ist, ist nur sy-
stemgerecht. Die Steuergewerkschaft hat das im 
Anhörverfahren übrigens auch unterstrichen. 

In Anlehnung an das Verfassungsgericht, das 
eine verminderte steuerliche Leistungsfähigkeit 
unterstellt, können die Betreuungskosten folgerich-
tig auch nur vom steuerpflichtigen Einkommen ab-
gezogen werden und nicht, wie von der SPD vorge-
schlagen, anteilig von der Steuerschuld selbst. 

Das Gesetz, das die Regierungskoalition vorge-
legt hat, schafft für 500 000 Alleinerziehende mit 1,3 
Millionen Kindern eine beträchtliche Entlastung, 
auf die dieser Personenkreis in den Jahren der 
SPD-Regierungszeit vergeblich gewartet hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Zu prüfen bleibt jetzt noch die Frage, ob Ehegatten 
in einer besonderen Situation — wenn z. B. der eine 
Ehepartner nicht in der Lage ist, sich der Kinder-
betreuung zu widmen oder einem Beruf nachzuge-
hen — im Zuge dieses Gesetzes noch geholfen wer-
den kann. Das bleibt den weiteren Beratungen über 
den Rest des Steuerbereinigungspaketes vorbehal-
ten. 

In verschiedenen Bereichen wird das Steuerbe-
reinigungsgesetz 1985 die Abschreibungsbranche 
in ihren Möglichkeiten beschränken. In der See-
schiffahrt sind künftig so nur noch Verlustzuwei-
sungen von 150 %, bezogen auf das eingesetzte Ei-
genkapital, möglich. Damit wird vermieden, daß die 
Refinanzierung dieses Eigenkapitals voll oder dar-
über hinaus sogar aus ersparten Steuern möglich 
ist. Diese eingeschränkte Regelung wird allerdings 
um fünf Jahre bis 1994 verlängert, damit unsere 
Seeschiffahrt überhaupt noch in der Lage ist, den 
Wettbewerb zu bestehen und auch künftig noch 
Schiffsneubauten zu finanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Bereich des Wohnungsbaus in Berlin mußte, 
vorgegeben durch das Urteil des Bundesfinanzhofs, 
eine Gesetzesänderung vorbereitet werden, damit 
auch künftig, jedenfalls für eine Übergangsfrist, die 
sogenannten GmbH & Co. KGs, die sich mit der 
Errichtung und Verwaltung von Wohngebäuden in 
Berlin befassen, in dieser Rechtsform weiterhin als 
Gewerbebetriebe anerkannt werden. Dies ist die 
Voraussetzung dafür, daß die Fertigstellung von 
2 480 Sozialwohnungen und 1 040 steuerbegünstig-
ten Wohnungen in Berlin -in 1985 nicht scheitert. 

Aber die Begrenzung ist auch hier vorgesehen. Bis 
zum 31. Dezember 1989 müssen diese Objekte fer-
tiggestellt sein. 

Im Bereich des sogenannten Bauherrenmodells 
ist die Frist für Wohngebäude, die der Mehrwert-
steuerpflicht unterworfen wurden, um drei Monate 
bis zum 31. März 1985 verlängert worden. Diese Ver-
längerung ist angesichts der Situation im Bauge-
werbe notwendig, damit vermieden wird, daß uner-
wünschte Überstunden in diesem Jahr mit der 
Folge anfallen, daß Anfang 1985 ein noch größerer 
Beschäftigungsmangel herrscht. 

(Schlatter [SPD]: Spekulanten!) 

Voraussetzung für diese Inanspruchnahme ist aller-
dings, daß der Baubeginn der betreffenden Objekte 
vor dem 1. Juni 1984 erfolgt ist. 

(Schlatter [SPD]: Das ist der Skandal!) 

Neu mußte in das Steuerbereinigungsgesetz noch 
das Gesetz zur Rückzahlung der Investitionshilfe-
abgabe aufgenommen werden. Bedingt durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird vorge-
schlagen, die Investitionshilfeabgabe in einer Grö-
ßenordnung von etwa 1,8 Milliarden DM sofort zu-
rückzuzahlen. Da ein großer Teil der Steuerzahler 
Einspruch gegen die Erhebung eingelegt hatte und 
da ein ebenfalls bedeutender Personenkreis bis 
heute noch keine rechtsmittelfähigen Einkommen-
steuerbescheide vorliegen hat, wird aus Gründen 
der Steuergerechtigkeit ausnahmsweise vorge-
schlagen, allen Betroffenen die gezahlte Anleihe zu 
erstatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich danke an dieser Stelle unserem Bundesfi-
nanzminister Dr. Stoltenberg sehr herzlich dafür, 
daß er sofort in klarer Form auf den Spruch des 
Bundesverfassungsgerichts mit diesen Aussagen 
reagiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schlatter [SPD]: Eine blanke Selbstver

-

ständlichkeit!) 

Ein schlankes Gesetz wie dieses, leicht lesbar und 
leicht verständlich, läßt natürlich auch Fragen of-
fen. Diese werden aber auf dem Erlaßweg geregelt. 
Wichtig ist, daß das Geld jetzt schnell und unbüro-
kratisch zurückgezahlt wird. 

Eine rückwirkende Verzinsung der gesamten bis-
her eingegangenen Anleihesumme ist nicht beab-
sichtigt. Entsprechende Forderungen könnten den 
Gesetzgeber möglicherweise veranlassen, über eine 
Kompensation nachzudenken. 

(Schlatter [SPD]: Das wäre gut!) 

- Und nun sehe ich, Herr Kollege Schlatter, daß 
Sie uns beim Nachdenken helfen wollen. Für gute 
Ratschläge sind wir stets dankbar. Aber ich zweifle, 
daß dies gute Ratschläge sind. 

(Schlatter [SPD]: Ein sehr guter Rat

-

schlag!) 

Sie haben in Ihrer Begründung nun hier ausge

-

führt, daß die Investitionshilfeabgabe seinerzeit von 
den Verfassungsrechtlern schon im Rechtsaus- 
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schuß einhellig kritisiert und in Frage gestellt wor-
den ist. Das ist falsch. Es hat sehr unterschiedliche 
Voten gegeben. In der Mehrheit sind keine rechtli-
chen Zweifel angemeldet worden. Immerhin, Rest-
zweifel sind für uns als Politiker heute bei der Ge-
setzeslage immer vorhanden. 

Aber wenn ich mir Ihren Antrag ansehe, stelle ich 
fest, daß es Ihnen ja gar nicht auf die soziale Ausge-
wogenheit 

(Schlatter [SPD]: Das ist eine sehr freie In

-

terpretation!) 

oder auf deren Wiederherstellung ankommt, die 
vermeintlich verloren gegangen ist. Wenn wir die 
heimlichen Steuererhöhungen auf der einen Seite 
sehen, die gerade diesen Personenkreis, der durch 
die Investitionshilfeabgabe betroffen wurde, in den 
letzten Jahren belastet haben, müssen wir uns 
durchaus Gedanken machen, wo die soziale Sym-
metrie eigentlich geblieben ist. 

(Zuruf des Abg. Schlatter [SPD]) 

Wenn Sie nun fordern, daß eine Ergänzungsabgabe 
von 5% die Investitionshilfeabgabe ersetzen soll, 
dann muß ich Ihnen vorhalten, daß Sie weit mehr 
als das fordern, was die Anleihe ursprünglich dar-
gestellt hat. Sie fordern eine nicht rückzahlbare Ab-
gabe von 5% 

(Schlatter [SPD]: Richtig!) 

ohne Einschränkung für jene, die bereit wären, 
durch Investitionen etwas zur Ankurbelung unserer 
Wirtschaft zu tun — was viel, viel wichtiger als das 
Kassieren dieser Gelder ist! 

(Beifall bei der FDP) 

Sie bringen dann, meine Damen und Herren von 
der Opposition, in Ihrem Antrag gleichzeitig — 
gleichzeitig! — zum Ausdruck, die Bundesregierung 
möge einmal — von uns verlangen Sie vorab, daß 
wir die Ergänzungsabgabe fordern sollen — über 
die Auswirkung einer möglichen Ergänzungsab-
gabe berichten. Also, ich muß schon sagen: Das 
Nachdenken sollte vorab erfolgen, und dann sollte 
man sich Gedanken machen, wie man hier zu einer 
Lösung kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schlatter [SPD]: Dann schlagen Sie einmal 

eine Lösung vor!) 

Meine Damen und Herren, insgesamt hat die In-
vestitionshilfeabgabe dazu beigetragen, daß um-
fangreiche Investitionen in der Wirtschaft vorgezo-
gen wurden und daß der Bauwirtschaft dank der 
zinslosen Anleihe ein dringend benötigter Impuls 
gegeben werden konnte. 

(Schlatter [SPD]: Ein Flop war das!) 

Diesem Ziel, auch der Bauwirtschaft zu helfen, 
dient übrigens letztlich auch ein anderer Gesichts-
punkt, der hier in Gesetzesform gekleidet wird, 
nämlich die Begrenzung der Festlegung bei Bau-
sparverträgen von zehn auf sieben Jahre. 

Die vorgesehene Abschaffung der Kuponsteuer 
auf festverzinsliche Wertpapiere ist währungspoli-
tisch erwünscht und zinspolitisch notwendig. Ich  

nehme ausdrücklich dazu Stellung, weil auch dieser 
Punkt offensichtlich strittig ist. 

(Schlatter [SPD]: Ja, das ist auch ein 
Flop!) 

Die Deutsche Bundesbank hat, vertreten durch ih-
ren Vizepräsidenten, diese Aussagen, diese Feststel-
lungen ausdrücklich unterstrichen 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

und ausgeführt, daß unmittelbar nach Ankündi-
gung dieses Gesetzesvorhabens in erheblichem 
Maße Kapitalzuflüsse festgestellt werden konnten 
und daß ferner eine erhebliche Zinssenkung, näm-
lich um 0,65%, zu realisieren war. Und wenn wir nur 
0,2 % Zinssenkung haben, ist der Steuerausfall, der 
hier durch die Abschaffung der Kuponsteuer ein-
tritt, bereits ausgeglichen, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte zum Schluß kommen: Die Beratung 
dieses umfangreichen Gesetzes im Ausschuß hat 
uns allen, glaube ich, deutlich gemacht, wie kompli-
ziert unser Steuerrecht geworden ist. Breiten Bevöl-
kerungsschichten ist unser Steuerrecht sowohl vom 
Sprachlichen als auch vom Inhaltlichen her unver-
ständlich geworden. Damit ist auch eine kaum noch 
tragbare Last auf die steuerberatenden Berufe zu-
gekommen, die sich zunehmend als Dolmetscher 
für das steuerrechtliche Kauderwelsch in unserem 
Lande betätigen müssen. Der Bürger muß die Ge-
setze verstehen können, um sie zu akzeptieren. 
Ich meine, daß es gerade für uns im Finanzaus-
schuß bei der künftigen Beratung von Steuerberei-
nigungsgesetzen, insbesondere im Hinblick auf 
Steuervereinfachung, noch einen erheblichen 
Handlungsbedarf gibt. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schlatter [SPD]: Lippenbekenntnisse!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maler (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir haben hier heute abend eine originelle 
Situation. Offiziell lesen wir ein Steuerbereini-
gungsgesetz, aber eigentlich lesen wir ein bereinig-
tes Bereinigungsgesetz. 

(Schlatter [SPD]: So ist es!) 

Denn ein erheblicher Teil der Vorlagen, die ur-
sprünglich drin waren, haben wir herausgenommen 
und verschoben, während auf der anderen Seite die 
wichtigsten Teile, die übriggeblieben sind, erst vor 
wenigen Tagen oder sogar Stunden, z. B. gestern 
morgen, hineingebracht worden sind. Ein Zeichen 
für eine weitsichtige Steuerpolitik, Herr Häfele, ist 
das ohne Zweifel nicht. 

(Beifall bei der SPD — Schlatter [SPD]: 
Heiße Nadel!) 
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Frau Matthäus-Maier 
Die SPD lehnt das Steuerbereinigungsgesetz 1985 

in dritter Lesung ab. Dieses Gesetz hat Teile, denen 
wir zugestimmt haben. Ich erinnere z. B. an die Ver-
kürzung der Festlegungsfrist für Bausparleistun-
gen von zehn auf sieben Jahre. Wir haben das 1981 
gemeinsam abgeschafft, hatten aber damals gesagt, 
daß wir das dann, wenn sich die Situation für die 
Bausparer verschlechtert, wieder ändern würden — 
übrigens ein Zeichen dafür, daß der Gesetzgeber 
Korrekturen durchaus vornimmt, wenn er einsieht, 
daß sich im nachhinein etwa als falsch erweist. 

Aber, meine Damen und Herren, es sind insbe-
sondere vier Punkte, wie wir in diesem Gesetzent-
wurf ablehnen und die uns zu der Gesamtableh-
nung dieses Gesetzentwurfs führen. 

Das ist zum ersten die völlig unzureichende Be-
handlung der steuerlichen Absetzbarkeit von Kin-
derbetreuungskosten von alleinerziehenden Eltern. 
Das Gesetz sieht eine steuerliche Absetzbarkeit bis 
zu 4 000 DM im Rahmen außergewöhnlicher Bela-
stungen vor. Meine Damen und Herren, unsere Kri-
tik wendet sich dagegen, daß sich die Regierung — 
trotz des einhelligen Rates aller Fachleute — nicht 
bereit erklärt hat, die Altersgrenze von 16 auf 
18 Jahre anzuheben, 

(Beifall bei der SPD — Schlatter [SPD]: 
Ein Skandal ist das!) 

Herr von Schmude, Sie haben uns auch nicht von 
einem anderen überzeugen können. In dem Sinne, 
wie Sie Betreuung definieren, kann es möglicher-
weise schon mit 13 oder gar mit 12 Jahren enden. 
Wenn man aber Betreuung ernst nimmt — fragen 
Sie einmal alleinerziehende Eltern, was sie z. B. mit 
einem 16jährigen oder einer 17jährigen Tochter 
machen! —, halten wir die Volljährigkeitsgrenze für 
die einzige, die hier akzeptabel ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Kritikpunkt. Sie haben sich nach langem 
Gedöns bereit erklärt, einen Pauschbetrag von 480 
DM anzuerkennen, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der SPD: Lächerlich so was!) 

480 DM Pauschbetrag im Jahr heißt 40 DM im Mo-
nat, heißt für einen Bürger in der Proportionalzone 
sage und schreibe 8,80 DM im Monat. Daß die 
alleinerziehenden Eltern in der Proportionalzone 
dieses als ein unzumutbares Almosen empfinden 
werden, ich glaube, das können Sie verstehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dies ist eine, wie mein Kollege zu Recht sagt, lä-
cherliche Zumutung. 

(Schroeder [Freiburg] [CDU/CSU]: Sie kön-
nen ja mehr nachweisen!) 

— Natürlich, aber gerade Sie, Herr Schroeder, mit 
Ihrer ehemaligen Tätigkeit — wenn ich das richtig 
sehe — als Vorstehender eines Finanzamtes wer-
den mir doch zugestehen, daß unabhängig von der 
Frage der unsozialen Haltung, die darin zum Aus-
druck kommt, auch die Steuergewerkschaft gesagt 
hat: Um Gottes willen, hebt den Freibetrag an; wir 
werden mit einer Flut von Einzelnachweisen über

-

häuft, wenn es z. B. um 512,70 DM geht. Deswegen 
sagen wir: 480 DM sind völlig unzureichend. 

Weiter ist diese ganze Regelung unsozial. Denn 
jemand, der entsprechende Nachweise bis zum Be-
trag von 4 000 DM vorlegt, hat davon als Höchstver-
diener einen Steuervorteil von immerhin 56 % gleich 
2 240 DM. 

Meine Damen und Herren, das ist der Grund — 
Herr  Krizsan aus dem Finanzausschuß —, warum 
wir von der SPD 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

den Vorschlag der GRÜNEN, den Sie ja vorgeschla-
gen haben, einfach einen Freibetrag von 4 000 DM 
einzuführen, nicht akzeptieren können. Ich weiß 
nicht, ob Sie sich darüber im klaren sind, daß nach 
Ihrem Vorschlag ein Höchstverdiener Nachhilfeko-
sten und alle möglichen anderen Kosten für sein 
Kind in Höhe von 4 000 DM absetzen kann, gleich 
Steuervorteil 2 240 DM. Von den GRÜNEN hat mich 
dieser Vorschlag allerdings schon erstaunt. 

Auf der anderen Seite kritisieren wir folgendes. 
Wenn jemand — z. B. ein Witwer mit vier Kindern; 
den Fall hatten wir in Karlsruhe — jemanden ein-
stellen muß, weil seine Frau gestorben ist, dann 
kann das zu sehr hohen Kosten führen — kleine 
Kinder brauchen jemanden zu Hause —: 10 000 DM, 
12 000 DM, in diesem Fall im Gericht waren es 
20 000 DM. Wir meinen, das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts gebietet, die Grenze sehr viel hö-
her als bei 4 000 DM anzusetzen, um etwas mehr 
abzudecken. 

Aber, meine Damen und Herren, damit nicht 
diese unsoziale Progressionswirkung entsteht, 
schlagen wir statt dessen einen linearen Abzug von 
22 % von der Steuerschuld vor. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus dem Zusammenspiel dieser Kritik ergibt sich 
sehr folgerichtig der Antrag, den die SPD im Fi-
nanzausschuß gestellt hat. Dieser Antrag sah vor: 
erstens Berücksichtigung von Kinderbetreuungsko-
sten bei Kindern bis zu 18 Jahren, zweitens Einfüh-
rung eines Pauschbetrages bis 1 200 DM im Jahr, 
drittens Einführung eines Höchstbetrages für nach-
gewiesene Betreuungskosten in Höhe von 10 000 
DM plus 2 000 DM Erhöhung je Kind und viertens 
Abzug von linear 22 % dieser Unkosten von der 
Steuerschuld. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein typischer 
Oppositionsantrag ist das!) 

— Ein typischer Oppositionsantrag ist der von den 
4 000 DM. Ein typischer Oppositionsantrag ist das, 
was Sie damals in der Opposition gemacht haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 1,5 Milliarden 
DM kostet der!) 

Ich erinnere mich an die großen Steuerentlastungs-
gesetze und daran, wie Sie mit den Milliarden hier 
übergekommen sind. 

(Beifall bei der SPD) 
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Frau Matthäus-Maier 
Wenn Sie sagen, Haushaltsgründe sprächen dem 

entgegen, 

(von Schmude [CDU/CSU]: Auch!) 

— aber Herr von Schmude, Sie sagen „auch", Sie 
nehmen es selber halb zurück —, dann ist das wirk-
lich lächerlich angesichts der Milliarden, die hier in 
diesem Hause in kürzesten Fristen für Subventio-
nen für die Landwirte über den Tisch gezogen wor-
den sind. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Unverschämtheit! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Nun passen Sie mal auf! Warten Sie doch einmal 
ab! Ich habe zu dem Herrn Schlatter gesagt, ich 
mache das ganz lieb. Abends um 10 Uhr regt man 
sich nicht auf. Aber das regt Sie alles furchtbar auf. 
Das wundert mich. 

(Eigen [CDU/CSU]: Weil Sie so einen Un

-

sinn reden von Subventionen für die Land

-

wirtschaft! Das sind Verlustausgleiche und 
sonst gar nichts!) 

— Herr Kollege Eigen, jetzt muß ich mal wirklich 
scharf werden, wenn Sie die Schärfe hineinbrin-
gen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Wurbs) 

Sie können das nur als Unsinn bezeichnen, weil Sie 
Ihre Funktion im Finanzausschuß eben nicht wahr-
nehmen, wenn wir diese Dinge bereden — was Ihr 
gutes Recht ist —, sondern immer nur dann, wenn 
es um agrarpolitische Subventionen und ähnliche 
bei Ihrem Beruf geht. 

(Beifall bei der SPD — Schlatter [SPD]: 
Wenn es um die Kühe geht! — Eigen [CDU/ 
CSU]: Sie wissen, daß ich stellvertretendes 

Mitglied bin?) 

— Ja, eben. Aber Sie kommen immer bei den ein-
schlägigen Punkten. Bei denen wissen Sie ver-
dammt gut Bescheid. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wie können Sie so 
dummes Zeug reden?) 

Angesichts der 2 Milliarden DM und mehr, die 
Sie jetzt allein über die verfassungswidrige Investi-
tionshilfeabgabe zurückzahlen, sind die Summen, 
um die es bei dem Vorschlag der SPD geht, wirklich 
geradezu lächerlich. Herr von Schmude, offensicht-
lich haben Sie mir schon öfter zugehört. Sie haben 
recht: Schauen Sie einmal, Sie vergleichen die in-
takte Familie mit den Alleinerziehenden. Das tue 
ich jetzt auch. Ich bringe das Beispiel, das ich mit 
dem Herrn Häfele, als er noch nicht Staatssekretär 
war, schon vor Jahren abgehandelt habe. 

(Schlatter [SPD]: Das waren noch gute Zei

-

ten!) 

Dann ziehen wir den Vergleich doch einmal: ein 
Ehepaar, er ist Höchstverdiener, sie ist nicht er-
werbstätig, in der Ehe sind keine Kinder; Steuer-
vorteil über Splitting bis zu fast 15 000 DM. Das 
Gegenstück: er ist Witwer, hat vier Kinder; Steuer-
vorteil aus dem Ehegattensplitting: gar nichts. Da 
kann ich Ihnen nur sagen: wenn Sie das ver- 

gleichen, dann sehen Sie, welche skandalöse Situa-
tion für die Alleinerziehenden besteht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie sagen, die alte Koalition hat hier nichts 
geändert, dann sage ich Ihnen: in diesem Punkte 
haben Sie recht. Aber warum? — Weil, wenn wir 
überhaupt nur an das Ehegattensplitting heranwoll-
ten, der Bundesrat voll abgeblockt hat. Das ist ja 
überhaupt kein Zweifel. 

Zweitens. Herr von Schmude, daß Sie sagen, die 
Alleinerziehenden hätten es unter der alten Koali-
tion immer so ganz schrecklich gehabt, kann nur 
daran liegen, daß Sie neu im Deutschen Bundestag 
sind. Soll ich Ihnen einmal kurz erläutern, was wir 
gemacht haben, nicht ausreichend, aber immerhin? 
Begrenztes Realsplitting für Alleinerziehende für 
den Unterhalt an den Ehegatten, Einführung des 
Schokoladenfreibetrags, Halbierung aller Kinder-
additive und 150%ige Regelung bei den Sonderaus-
gaben, die Sie im nächsten Jahr abschaffen wollen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Dr. Meyer 
zu Bentrup [CDU/CSU]: Warum hat es 
denn ein Urteil des Bundesverfassungsge

-

richts gegeben? — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Weil sie versagt haben, so oder 

so!) 

— Ja, eben. Wir halten dieses Urteil für gerechtfer-
tigt. Wir halten die heutige Form des Splittings 
nicht für in Ordnung. Aber Sie haben uns daran 
gehindert, und ich sage der Ehrlichkeit halber, Herr 
Gattermann wird das bestätigen: auch die Mehrheit 
in der FDP, in der ich mich damals schon immer für 
eine Reform des Splittings eingesetzt habe. 

Letzter Vorwurf, was die alleinerziehenden El-
tern angeht: wir werfen Ihnen vor, daß Sie keine 
vergleichbare Regelung für Ehegatten in das Ge-
setz aufgenommen haben, zumal der Bundesrat Ih-
nen das anempfohlen hat, für Ehegatten z. B., bei 
denen der eine erwerbstätig ist und der andere 
schwerbehindert, die ebenfalls zwangsläufig Kin-
derbetreuungskosten haben. Wenn es Ihnen so um 
die intakte Familie geht, hätten Sie die Chance ge-
habt, hier etwas vorzulegen. 

Zweiter Punkt unserer Kritik: Verlängerung der 
Umsatzsteueroption für Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung. Wir lehnen die Verlängerung um 
drei Monate ab. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Warum? Die SPD wäre für eine Verlängerung offen 
gewesen, wenn der Stichtag nicht der 1. Juni 1984 
gewesen wäre. Warum? Wir haben die Umsatzsteu-
eroption gemeinsam im Haushaltsstrukturgesetz, 
also Dezember 1981, abgeschafft. Alle Beteiligten 
wußten also über drei Jahre, daß die Umsatzsteu-
eroption Ende 1984 abläuft. Wer trotzdem am 
31. Mai 1984 — das ist innerhalb Ihrer Frist — noch 
ein solches Unternehmen in Gang setzte, war ent-
weder grob fahrlässig oder er setzte darauf, daß 
man den Gesetzgeber in die Knie zwingen kann. 
Weder für grob fahrlässige noch für Leute, die den 
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Frau Matthäus-Maier 
Gesetzgeber in die Knie zwingen wollen, soll man 
eine Belohnung aussprechen. Das tun Sie. 

(Beifall bei der SPD — Schlatter [SPD]: 
Das ist ein Bubenstück, das Sie sich da vor-
nehmen! — Zuruf von der CDU/CSU: Oder 
er hat die Baugenehmigung nicht ge-

kriegt!) 

Wie gesagt, wir wären zur Verlängerung bei Vorver-
legung des Termins 1. Juni bereit gewesen. Dazu 
waren Sie aber leider nicht bereit. 

Dritter Kritikpunkt: Abschaffung der Kuponsteu-
er. Mit ihrem Nein zur Abschaffung der Kupon-
steuer trägt die SPD den Bedenken der SPD-regier-
ten Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen und Ham-
burg Rechnung, die von jährlichen Steuerausfällen 
von rund 200 Millionen DM besonders hoch betrof-
fen werden. Die dagegen behauptete Entlastung der 
öffentlichen Haushalte durch Zinssenkung infolge 
höherer ausländischer Kapitalzuflüsse hat rein spe-
kulativen Charakter. Neue Kapitalströme sind mit 
dieser Operation nicht verbunden. Wir haben auch 
ein steuerpolitisches, ein steuersystematisches Ar-
gument: Wer sich immer über die schlechte Be-
handlung von Risikokapital beklagt — also der Ak-
tien —, der darf sich nicht wundern, wenn sich das 
noch verstärkt, wenn er die Besteuerung von Ein-
nahmen aus risikofreiem Kapital durch Abschaf-
fung der entsprechenden Quellensteuer besserstellt 
als die Aktie, bei der die Kapitalertragsteuer erhal-
ten bleibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vorletzter Punkt: die ungerechten Modalitäten 
der Rückzahlung der verfassungswidrigen Investi-
tionshilfeabgabe. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zurufe bei der 
SPD: Das ist tatsächlich Spitze!) 

Meine Damen und Herren, wir werfen Ihnen vor, 
daß Sie diese Investitionshilfeabgabe damals be-
schlossen haben, und zwar wiederum entweder 
grobfahrlässig oder vorsätzlich. Letzteres gilt si-
cherlich für einige von Ihnen, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

wohl wissend, daß diese Abgabe von Karlsruhe wie-
der kassiert werden würde. 

(Zuruf von der FDP: Eine unerhörte Äuße-
rung!) 

Aber darum geht es heute abend nicht. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 
FDP) 

— Machen wir uns doch nichts vor! Das war doch 
eine hervorragende Arbeitsteilung im Wahlkampf! 
Die FDP sagte: „Die Abgabe wird nicht zurückge-
zahlt", und die CDU erklärte: „Sie wird zurückge-
zahlt." 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe Herrn Blüm im Fernsehen erlebt, als er 
nach dem Bundesparteitagsbeschluß der CDU, in 
dem stand, daß die Abgabe doch nicht zurückge-
zahlt werden solle, sagte: „Jetzt macht Wahlkampf 

wieder Spaß." Das war prima aufeinander abge-
stimmt. Das, was Sie, meine Damen und Herren, 
nach dem 6. März gemacht haben, wäre im Sinne 
von Heiner Geißler Wählerbetrug. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das war mies, ganz mies!) 

Um so schlimmer ist das, was Sie jetzt bei der 
Abwicklung tun. Hier stolpert Herr Stoltenberg in 
das nächste juristische Abenteuer hinein. 

(Dr. Voss [CDU/CSU]: Das hätten Sie wohl 
gern!) 

— Nein, das hätten wir gar nicht gern! Herr Voss, 
Sie waren gestern nicht im Finanzausschuß. Herr 
Häfele tut mir selten leid; aber gestern hat er mir 
leid getan. Die Position der Regierung im Finanz-
ausschuß — — 

(Zuruf von der SPD: War jämmerlich!) 

— Ja, „jämmerlich" ist ein gutes Wort angesichts 
des Theaters und „Gehackes" dort, bei dem die eige-
nen Länder gegen die Regierung auftraten. Wir 
mußten alle einzeln abfragen. Herr von Schmude 
lächelt netterweise; er bestätigt das. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Das hat einen 
anderen Grund!) 

Ich will noch einen letzten, wichtigen Punkt nen-
nen. Wir sind der Ansicht, das Verfahren muß 
rechtsstaatlich einwandfrei sein, und alle müssen 
gleichbehandelt werden. Sie sehen aber vor, daß 
z. B. Zinsen nur an diejenigen gezahlt werden, die 
auch Klage erhoben haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die armen Rei

-

chen!) 

Jetzt frage ich Sie: Ist es eigentlich in Ordnung, daß 
diejenigen, die vielleicht aus der Einstellung her-
aus, als Gutverdienende auch etwas zur Konsolidie-
rung beitragen zu wollen, gezahlt und nicht geklagt 
haben, „einen vor den Kopf kriegen", während die-
jenigen, die aus Zorn darüber Klage erhoben haben, 
dadurch, daß sie Zinsen bekommen, auch noch be-
lohnt werden? 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Wenn Sie mir nicht glauben, dann lesen Sie 
doch einmal in der „Welt" nach. Herr Gillies 
schreibt in der „Welt" von heute: 

Wen also der Zorn über die Zwangsabgabe bis 
vor die Schranken des Gerichts getrieben hatte, 
erhält Zinsen, wer dagegen brav zahlte oder es 
mit einem Widerspruch beim Finanzamt be-
wenden ließ, hat sein Geld dem Staat zinslos 
zur Verfügung gestellt. 

Ich kann Ihnen nur sagen: 

(Zuruf von der SPD: Das ist die bittere 
Wahrheit!) 

Wir sind sicher, daß das nächste negative Urteil 
kommt. Dafür wollen wir nicht verantwortlich sein, 
und deswegen lehnen wir dieses Gesetz ab. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Kollegin Matthäus-
Maier, wir beraten heute hier in der Tat in zweiter 
und dritter Lesung des Steuerbereinigungsgesetzes 
1985 ersten Teil. Die Beratung des zweiten Teils 
haben wir bis Anfang nächsten Jahres verschoben. 
Ich will das kurz begründen. Wir haben alle die 
Teile des Steuerbereinigungsgesetzes zu Ende bera-
ten und wollen sie heute verabschieden, die eilbe-
dürftig, ausdiskutiert oder unstreitig sind, und ha-
ben jene Teile zurückgestellt, die einer sehr sorgfäl-
tigen Beratung insbesondere unter datenschutz-
rechtlichen Gesichtspunkten bedürfen. Das heißt, 
der Bereich der Änderungen der Abgabenordnung, 
ein — auch datenschutzrechtlich — ausgesprochen 
sensibler Bereich, bedarf wirklich sorgfältiger Be-
ratung. Das wollen wir zu Beginn des nächsten Jah-
res zügig tun. 

Wir sind auch der Meinung, daß wir bei diesen 
Änderungen der Abgabenordnung ein austariertes 
Verhältnis zwischen der Effektivität der Finanzver-
waltung und den berechtigten Belangen der Bürger 
anstreben sollten, so daß die eine oder andere Er-
gänzung — stichwortartig will ich z. B. nur die Ver-
böserung eines Steuerbescheides nach erfolgrei-
chem Einspruch oder, um ein weiteres Beispiel von 
vielen herauszugreifen, die vom Deutschen Bundes-
tag vor etlichen Jahren versprochene Abkürzung 
der Festsetzungsfrist nennen — der sorgfältigen 
Beratung bedarf. 

Der sorgfältigen Beratung bedarf auch und insbe-
sondere der Bereich der EG-Amtshilfe, wo wir ge-
zwungen sein werden, eine EG-Richtlinie in natio-
nales Recht umzusetzen. Wir meinen, daß dies so 
restriktiv wie möglich zu geschehen habe, und zwar 
insbesondere im Bereich von Spontanauskünften, 
weil die Qualität der Finanzverwaltungen innerhalb 
der EG, insbesondere was den Bereich des Steuer-
geheimnisses betrifft, nicht überall die gleiche ist, 
und weil die Finanzverwaltung — das ist überhaupt 
keine Kritik an ihr — letztlich nicht entscheiden 
kann, welche Auswirkungen für deutsche Unter-
nehmen in bezug auf ihre ausländischen Geschäfts-
beziehungen Spontanauskünfte ohne Beteiligung 
der Betroffenen haben können. Sensible Bereiche 
also wollen wir sehr zügig, aber sehr sorgfältig be-
raten. 

Eilbedürftig war insbesondere die verfassungs-
rechtlich gebotene Berücksichtigung von Kinder-
betreuungskosten bei Alleinerziehenden. Frau Kol-
legin Matthäus-Maier, Sie wissen, daß in den Aus-
schußberatungen, sowohl was die Verwaltungs-
handhabung dieser Betreuungskosten als auch was 
die Entlastungswirkungen bei jenen, die gar keine 
Betreuungskosten haben, betrifft, die 480-DM-Pau-
schalierung eingeführt worden ist, und dies ist im-
merhin, wie der Kollege von Schmude sagte, ein 
Brocken von fast einer halben Milliarde DM im 
ersten Jahr. In der Tat betreiben wir die Konsolidie-
rungspolitik ernsthaft. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Durch die 
Rückwirkung, Herr Kollege!) 

— Ja, natürlich. Die Dauerwirkung wird jährlich bei 
160 bis 170 Millionen liegen. Das ist richtig. 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang auf die 
2 Milliarden an Rückzahlung der Investitionshilfe-
abgabe verweisen, dann wissen Sie als Finanz- und 
Haushaltsexpertin natürlich ganz genau, daß diese 
2 Milliarden im Bundeshaushalt auf der Debet-
Seite stehen, so daß die Belastung des Bundeshaus-
halts durch diese Aktion lediglich in den Zinsen für 
die Jahre bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung be-
steht. 

Meine Damen und Herren, ich gestehe — und wir 
alle aus den Koalitionsfraktionen gestehen —, daß 
wir im Bereich der Alleinerziehenden gern noch 
etwas mehr getan hätten, wenn nicht zwei Dinge 
uns gehindert hätten, erstens der Haushaltsrah-
men, von dem ich gesprochen habe, und zum zwei-
ten die verfassungsrechtliche Problematik gegen-
über vergleichbaren Familiensituationen in intak-
ten Ehen. Hier die Grenze zu ziehen, ohne nun mög-
licherweise auf Grund der Klage eines Ehepartners 
in Karlsruhe wieder aufzulaufen, war natürlich ein 
starkes Argument bei der Umsetzung des Verfas-
sungsgerichtsauftrages. 

Ich sagte, wir hätten gern bessere Regelungen 
getroffen, aber wohl kaum die, mit der Sie, Herr 
Kollege Krizsan, wie immer den Vogel abgeschos-
sen haben. Ich weiß nicht, ob Sie einmal umgerech-
net haben, daß es den Haushalt 2,4 Milliarden DM 
gekostet hätte, 

(Zuruf von der SPD: Die kommen aus dem 
Öko-Fonds!) 

wenn wir Ihrem Vorschlag mit den 4000 DM ent-
sprochen hätten. Das ist so übertrieben, Herr Kol-
lege Krizsan, daß es, glaube ich, noch nicht einmal 
populistisch wirksam ist, weil einem solchen Vor-
schlag seine unrealistische Konzeption auf der 
Stirn geschrieben steht. 

Wir haben im Laufe des Gesetzgebungsverfah-
rens diverse aktuelle Dinge mit in die Beratungen 
einbezogen. Von der Abschaffung der Kuponsteuer 
ist gesprochen worden — ein Grund für Ihre Ableh-
nung des Gesetzes, Frau Kollegin. Ich will Ihnen 
jetzt hier nicht im einzelnen deklinieren, welche 
Bedeutung die Kuponsteuer kapitalmarktmäßig 
hat. Nur, bezogen auf die 200 Millionen DM Steuer-
mindereinnahmen, von denen Sie gesprochen ha-
ben: Die Überlegungen, die uns der Sachverstand 
der Bundesbank nahegebracht hat, die ablesbaren 
Wirkungen auf das Zinsniveau bestätigen es, daß 
wir durch diese Maßnahme bereits mehr Entla-
stung für die öffentlichen Haushalte bei den Zinsen 
erreicht haben als jene 200 Millionen DM; denn nur 
0,2 Prozentpunkte ergeben bereits diese 200 Millio-
nen DM. 

Was ich nun überhaupt nicht verstanden habe, 
Frau Kollegin Matthäus-Maier — ich habe es schon 
nicht verstanden, als ich die Presseerklärung von 
Herrn Reschke gelesen habe —, ist die Sache mit 
der Verlängerung der Mehrwertsteueroption. Ich 
stelle hierzu fest, daß die Sozialdemokratische Par-
tei erstmalig dezidiert gegen eine Maßnahme ist, 
die nicht nur von der IG Bau, Steine, Erden — dar- 
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über könnte man hinwegsehen —, sondern auch 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund gutgeheißen 
worden ist. Es handelt sich hier doch in keiner 
Weise um irgendwelche Steuergeschenke an Speku-
lanten oder Ähnliches. Frau Matthäus-Maier, wir 
zusammen — noch in gemeinsamer Konfiguration 
kämpfend — haben einen Fehler gemacht. Wir ha-
ben nämlich nicht bedacht, daß am 31. Dezember 
1984 nicht nur die Mehrwertsteueroption, sondern 
auch die Investitionszulage auslief, daß wir eine ku-
mulierende Wirkung auf das Bautempo hatten. Wir 
waren hier ganz einfach verpflichtet, ein bißchen 
Termindruck freizugeben, um Überstunden zu ver-
hindern, um Pfusch am Bau zu verhindern; die drei 
Monate waren nun wirklich maßvoll, um dieses Ziel 
zu erreichen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu der Frage der 
Kinderbetreuungskosten und dem hier von Ihnen 
wieder ins Spiel gebrachten Ehegattensplitting 
nachtragen. Ich bestätige Ihnen gern, daß Sie in die-
sem Punkte in der Kontinuität Ihrer seit Jahren 
vertretenen Auffassungen stehen. Ich darf Sie aber 
doch in aller Freundschaft darauf aufmerksam ma-
chen, daß diese Ihre Auffassung zu 98 % bis 99 % 
frontal gegen die jüngste Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zu diesem Themenkreis steht. 
Sie sind doch bei der Rückabwicklung der I-Abgabe 
so besorgt, daß wir wieder irgendwo mit dem Ver-
fassungsgericht in Konflikt kommen könnten. Wir 
bemühen uns in der Tat, daß dies nicht passiert. 

Ich komme zum nächsten Punkt, der Liquidation 
dieses Investitionshilfeabgabegesetzes. Wir meinen, 
wir haben eine rechtsstaatlich absolut einwandfreie 
und überdies noch klar verständliche und schlanke 
Lösung gefunden. Wir haben alle rechtlichen Zwei-
felsfragen beseitigt, die bestehen könnten, 

(Zuruf von der SPD: Verdrängt haben 
Sie!) 

ob überhaupt zurückgezahlt werden muß. Ich erin-
nere an die für nichtig erklärte Zweitwohnungsteu-
er, bei der das durchaus nicht so gehandhabt wird. 
Wir haben auch Klarheit über den bei etwaigen 
Streitigkeiten zu beschreitenden Rechtsweg ge-
schaffen. Ich gebe Ihnen zu, daß einige Zweifelsfra-
gen über den Umfang dessen, was rückzahlbar ist, 
offengeblieben sind. Aber hier sollen und müssen 
die Gerichte in Streitfällen — ich hoffe, es wird so 
gut wie keine geben — darüber entscheiden, welche 
materielle Anspruchslage sich auf Grund des 
Spruchs aus Karlsruhe ergeben hat, nicht mehr und 
nicht weniger. Alles übrige weiter regeln zu wollen 
wäre nach unserer Einschätzung in der Tat ein 
Abenteuer in Richtung Karlsruhe gewesen, und das 
wollten wir nun wirklich vermeiden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit 
einem selbstkritischen Wort enden. Wir hatten uns 
vorgenommen, mit einem Steuerjahresgesetz aus-
zukommen. Wir haben dies in diesem Jahr nicht 
geschafft, Sie wissen es. Wir haben sowohl wegen 
der Auswirkungen der EG-Beschlüsse auf die Land-
wirtschaft im Bereich der Mehrwertsteuer als auch 
wegen der Rechtsprechung des BFH zur Frage der 
Absetzbarkeit von Geldbußen ein Gesetz machen 
müssen. Wir haben also drei Steuergesetze ge-

macht. Wir werden uns Mühe geben, daß dies im 
nächsten Jahr besser wird. 

Angesichts der vielen Änderungen — immerhin 
hat das Steuerbereinigungsgesetz 1985 in der heute 
zu verabschiedenden Fassung noch 29 Artikel — 
lassen Sie mich noch zu einem etwas anfügen: Wir 
haben für Gold und andere Edelmetalle die Lifo-
Bewertungsmethode eingeführt. Für diejenigen, die 
buchhalterisch nicht so auf der Höhe sind und des-
halb nicht genau wissen, was das heißt, will ich es 
erläutern. Lifo heißt: Last in, first out. Wenn ich mir 
ansehe, wie wir diesen Gesetzentwurf zu Ende ge-
bracht haben, muß ich sagen, daß auch wir die 
zuletzt eingebrachten Maßnahmen und Anregun-
gen als erste in diesem ersten Teil des Gesetzes mit 
erledigt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Das ist wahr, in der 

Tat!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Krizsan. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Der entwickelt 
sich j a zum Dauerredner!) 

Krizsan (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wer von dem Steuerbereinigungsge-
setz erwartet, wie das Herr Schmude in seinen letz-
ten Sätzen so schön gesagt hat, daß hier ein Schritt 
getan werde, um das unüberschaubare Steuersy-
stem transparenter, demokratischer zu machen, ist 
nun leider wieder einmal auf die Public-Relations-
Tricks der Bundesregierung reingefallen. Ein Ver-
treter des Bundesfinanzministeriums hat bei die-
sem sehr schnellen Durchgehen der 29 Artikel 
ganze zwei als Steuerbereinigungen im Sinne des 
Wortes bezeichnet. In diesem Gesetz finden sich so 
unheimlich wichtige Sachen wie die Ersetzung des 
Begriffes „Postscheckamt" durch „Postgiroamt", 
aber eben auch steuerliche Änderungen, die durch 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes 
notwendig wurden. Der Herr Gattermann scheint 
doch wohl inzwischen eine ziemliche Angst vor die-
sen Entscheidungen zu haben. Es gibt doch auch 
Leute, die sagen: Steuergesetzgebung macht inzwi-
schen das Bundesverfassungsgericht und nicht 
mehr die dazu befugten Stellen. 

Dann gibt es noch einige Artikel, an denen sehr 
deutlich wird, daß, wenn nicht das Bundesverfas-
sungsgericht, dann eben die Lobbyisten Gesetze 
machen. 

(Dr. Jannsen [GRÜNE]: Das ist ja nun 
nichts Neues!) 

— Das ist nichts Neues, Gert. Aber das ist mir hier 
jedenfalls wieder ganz deutlich geworden. Diese 
letzten Teile wurden übrigens ganz zum Schluß ein-
gebracht, in, wie ich finde, klassischer Lobbyisten

-

art. 

Frau Matthäus-Maier, Sie haben eben schon aus-
führlich zur Besteuerung der Alleinstehenden Stel-
lung genommen. Ich muß Ihnen ehrlich sagen: Ich 
bin nicht Fachmann genug und habe auch nicht 
genug Erfahrung, um Ihnen da jetzt Paroli bieten 
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zu können. Aber ich meine, daß jede Regelung für 
die Alleinstehenden mit Kindern ein Flickwerk sein 
wird, solange man nicht das Ehegattensplitting als 
Grundlage für all diese Ungerechtigkeiten angeht 
und darüber nachdenkt, ob man hier eine neue Be-
steuerungsform finden könnte. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber ich vermute ganz stark, daß am Ehegatten

-

splitting festgehalten wird, weil die Regierung wei-
ter hohe Einkommen und patriarchalische Famili-
enstrukturen begünstigen will. 

Steuerliche Schonung hoher Einkommen, meine 
Damen und Herren, war auch die Devise bei der 
Konstruktion der Investitionshilfeabgabe. Deshalb 
wurde doch auch die Rückzahlungsklausel aufge-
nommen, die aus der Abgabe den Zwitter zwischen 
Steuer und Kredit machte, für den der Bund keine 
Regelungskompetenz hat, wie es das Verfassungs-
gericht klarstellte, weshalb diese Abgabe nun sofort 
zurückzuzahlen ist. Eine schöne Weihnachtsüberra-
schung für die Besserverdienenden. Weniger schön 
finden wir, daß diese Abgabe den Finanzbeamten 
eine Menge Mehrarbeit gebracht hat und bringen 
wird. 

Diese Entscheidung des Verfassungsgerichts ist 
für den Herrn Stoltenberg nicht nur blamabel, sie 
stellt, wie wir finden, auch seine Kompetenz und 
Glaubwürdigkeit ziemlich in Zweifel. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD  — 
Dr.  Hornhues [CDU/CSU]: Entsetzlich!) 

Übrigens, eine kleine Bemerkung am Rande: Ein 
Steuerfachkreis — ich weiß nicht, ob Herr Gatter-
mann ihn kennt —, der „Taufkirchener Kreis", hat 
bereits in diesem Frühjahr dem damaligen Vorsit-
zenden des Finanzausschusses für die Investitions-
hilfeabgabe den Preis für die größte steuerliche 
Fehlleistung des Jahres 1984 verliehen. Ich weiß 
nicht, ob Sie diesen Preis angenommen haben, Herr 
Gattermann. 

(Gattermann [FDP]: Das war mein Vorgän

-

ger!) 

— Ach, das war der Vorgänger, na gut. Ich kenne 
mich in Ihren Hierarchien nicht so aus. — Ich 
schlage vor, daß der Herr Finanzminister zum Mit-
preisträger ernannt wird, aber ich vermute, daß er 
noch weiter Fehlleistungen produzieren wird und 
dann vielleicht demnächst den Preis persönlich 
überreicht bekommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und bei Abgeordneten der SPD) 

Die Rückzahlung der Abgabe und die Tatsache, 
daß Sie eine nicht rückzahlbare und nicht vermeid-
bare Ergänzungsabgabe ablehnen, machen deut-
lich, daß Ihr damaliges Gerede vom „gleichen Op-
fer", das alle zu erbringen hätten, bloßes Geschwätz 
war. Genauso ein Geschwätz war das Gerede vom 
Subventionsabbau, dem Sie mit jedem Steuerge-
setz, das Sie einbringen, Hohn sprechen, so auch in 
diesem Steuerbereinigungsgesetz. 

Da haben wir erstens die Verlängerung der 
Mehrwertsteueroption für Bauherren. Unbeein-

druckt von der öffentlichen Diskussion, in der die 
Bauherrenmodelle als Paradebeispiel für eine unso-
ziale Steuerausgestaltung angeprangert werden, 
steht die Bundesregierung nicht nur zu ihrem halb-
herzigen Vorgehen gegen solche Steuersparmodel-
le, sondern gibt sogar dem Druck der Baulobbyisten 
noch einmal nach. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Und der Gewerk

-

schaft!) 

Zweitens enthält die Neufassung des Gesetzent-
wurfs die Abschaffung der Kuponsteuer. Frau Mat-
thäus-Maier hat auch schon darauf hingewiesen. 

(Dr. Solms [FDP]: Sie wissen doch gar 
nicht, wovon Sie reden!) 

— Danke schön für den Zuruf. Ich habe vielleicht 
am Anfang nicht gewußt, wovon hier geredet wird; 
inzwischen, nach eineinhalb Jahren, kann ich aber, 
glaube ich, schon ganz gut verstehen, wovon spe-
ziell Sie, Herr Solms, und in wessen Interesse Sie 
reden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Eigen 
[CDU/CSU]: Aber in einem halben Jahr 

müssen Sie wieder weg!) 

Die bisher für ausländische Kapitalanleger beste-
hende Quellenbesteuerung der Zinserträge aus 
festverzinslichen Wertpapieren wird abgeschafft. 
Gerechtfertigt wird dies u. a. auch damit, daß auch 
in den USA die entsprechende Steuer gestrichen 
wurde. Ich finde, wenn immer so schnell übernom-
men wird, was aus den USA kommt, dann haben 
wir vielleicht bald auch die Geschwindigkeitsbe-
schränkungen hier in der Bundesrepublik. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Hier wird also eindeutig dem Druck des internatio-
nalen Kapitals nachgegeben, dem auf seiner ver-
heerenden Suche nach dem größten Profit keine 
Steuer im Wege stehen soll. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. 
Solms? 

Krizsan (GRÜNE): Ach nein, schönen Dank. Ich 
möchte zu Ende reden, damit ich hier auch bald 
Feierabend habe. — Anstatt das Quellenabzugsver-
fahren auf sämtliche Kapitalerträge auszudehnen, 
geht die Bundesregierung weiter den Weg, die Er-
träge aus reinen Finanzkapitalanlagen besonders 
zu schonen. Steuerausfälle in Höhe von 200 Millio-
nen DM werden hierfür gern in Kauf genommen. 

Ich möchte hier eine dritte neue indirekte Sub-
vention nennen — Herr Gattermann hat sie am 
Ende seines Beitrages schon angesprochen —: Un-
ternehmen mit Vorratsvermögen an Gold, Silber, 
Platin und Palladium werden durch eine Änderung 
im Wertansatz steuerlich entlastet. Darüber, wie 
hoch der Steuerausfall sein wird, bestand über-
haupt keine Klarheit. Es war interessant zu sehen, 
wie hoch da geschätzt wurde. Herr Gattermann, von 
dem wir vermuteten, daß er dahintersteckt, sagte 20 
Millionen DM. Der BDI, von dem man ja nun nicht 
gerade vermuten kann, daß er gegen solche Vor- 
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schläge ist, meinte, es seien 300 Millionen, und die 
Schätzung des Finanzministeriums pendelte sich 
dann bei einem Steuerausfall in Höhe von etwa 100 
Millionen DM ein. Wir vermuten — irgendwo gibt 
es da wahrscheinlich auch eine Grauzone, Herr 
Gattermann —, daß die Automobilindustrie dahin-
tersteht, die das Platin zur Herstellung von Kataly-
satoren benötigt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Da steckt eine 
teuflische Geschichte dahinter! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 

denn gegen Katalysatoren?) 

Bisher sind weder die wirtschaftspolitischen Kon-
sequenzen noch sonstige Konsequenzen dieses Ge-
setzesteils für den Bundeshaushalt klar, aber den-
noch passiert eine solche Maßnahme ganz schnell 
den Finanzausschuß. Das macht für uns deutlich, 
wie sehr die Wirtschaftslobby im Hause Stoltenberg 
zu Hause ist und was das Gerede vom „gleichen 
Opfer" und vom Subventionsabbau wert ist, näm-
lich nichts. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedanke mich beim Finanzauschuß 
des Deutschen Bundestages für die Beratung, die es 
ermöglicht, daß wir diesen Gesetzentwurf heute in 
zweiter und dritter Lesung verabschieden können, 
damit noch Anfang Dezember auch der Bundesrat 
zustimmen kann. Wir brauchen das Gesetz, weil uns 
das Bundesverfassungsgericht praktisch veranlaßt 
hat, vor dem 1. Januar nächsten Jahres die Frage 
der Alleinerziehenden zu lösen. 

Die Lösung dieser Frage ist natürlich nicht ein-
fach. Wir stehen hier gleichsam zwischen Szylla 
und Charybdis, zwischen zwei großen Schwierigkei-
ten. Einmal können wir bei der Lösung der Frage 
nichts tun, was die vollständige Familie benachteili-
gen würde. Zum zweiten können wir in diesem Fall 
leider nicht so großzügig sein, ohne noch großzügi-
ger gegenüber der vollständigen Familie zu sein, 
um den Gleichheitssatz zu berücksichtigen. 

Da wir in unseren Finanzen beengt sind und die 
Konsolidierung das Hauptziel der Finanzpolitik auf 
viele Jahre bleiben muß, ist der Spielraum leider 
nicht gegeben. Ich glaube, der Finanzausschuß hat 
hier eine vernünftige Lösung gefunden und ist mit 
der Pauschalierung auch noch zu einer Vereinfa-
chung gekommen, die natürlich auch wieder etwas 
kostet. Wir können damit einigermaßen bestehen 
und von einer vertretbaren Lösung reden. 

So ist es nicht, Frau Matthäus-Maier, daß es hier 
um eine unerhebliche Änderung gehe. Der Pauscha-
lierungsvorschlag der Koalition kostet immerhin 
230 Millionen DM mehr als die Regelung nach dem 
Regierungsentwurf. Das schmerzt den Bundesfi-

nanzminister sehr. Aber was Sie beantragt haben, 
würde rund 800 Millionen DM mehr kosten. Das ist 
außerhalb der Schmerzgrenze meines Bundesfi-
nanzministers. 

Was die GRÜNEN hier beantragt haben, bedeutet 
rund 3 Milliarden DM mehr. Darüber brauchen wir 
uns wohl nicht zu unterhalten. 

Ich glaube also, die gefundene Lösung ist vertret-
bar vor den beiden Übeln: auf der einen Seite Be-
nachteiligung der vollständigen Familie sowie Ab-
gehen vom Ziel der Konsolidierung der Finanzen 
auf der anderen Seite. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Matthäus-Maier? 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
abgesehen davon, daß Ihre Zahl gilt, wenn Sie die 
ganze Vergangenheit einbeziehen — wir haben das 
eben schon geklärt —, frage ich: Ist Ihnen bekannt, 
was Sie als ein kleines Stück aus dem Ehegatten-
splitting herausschneiden können — denn abschaf-
fen will keiner das Splitting —, wenn Sie z. B. den 
Vorschlag Ihres Fraktionsvorsitzenden Dregger 
aufgreifen, den Divisor beim Splitting nur ein ganz 
kleines bißchen zu ändern? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Frau Matthäus-Maier, ich emp-
fehle Ihnen wirklich, die Bundesverfassungsge-
richtsentscheidung vom 3. November 1982, die hier 
zugrunde liegt, genau zu lesen. Darin steht ein für 
allemal: Das Ehegattensplitting ist „kein Steuervor-
teil", sondern die dem Wesen der Ehe gemäße Form 
der Besteuerung, die prinzipiell nicht berührt wer-
den darf. Daran wollen wir uns halten. Wir wollen 
das Ehegattensplitting also nicht verändern, son-
dern auch hier der Verfassung Rechnung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Frau Matthäus-Maier, Sie sprachen bezüglich der 

Steuerausfälle von Rückwirkung. — Ich würde 
mich mit Ihnen gern unterhalten, wenn Sie zuhören 
würden, Frau Matthäus-Maier. — Daß die Steuer-
ausfälle vor allem wegen der Rückwirkung groß 
sind, ändert aber nichts an der Tatsache, daß der 
Ausfall 1985 um so größer ist, je mehr Sie hier bean-
tragen. Das Jahr 1985 ist ja auch noch ein Jahr, in 
dem wir gewaltig konsolidieren müssen. 

Wichtig ist, glaube ich, auch die Abschaffung der 
Kuponsteuer. Entgegen dem, was hier gesagt wur-
de, befinden wir uns da völlig im Einvernehmen mit 
der Deutschen Bundesbank, die nachgewiesen hat: 
Wenn die Zinsen auch nur um 0,2 Prozentpunkte 
heruntergehen — und sie sind seit der Beschlußfas-
sung stärker heruntergegangen —, dann wird das 
schon im ersten Jahr fiskalisch hereingespielt. 
Wenn also dieses Gesetz des Sich-selbst-Fragens 
einmal gilt, dann bei den Zinsen. Ich glaube, hier 
braucht keinerlei Befürchtung zu bestehen. 

Die weiteren Veränderungen hat mein Kollege 
von Schmude zutreffend dargestellt. Ich glaube, ich 
brauche im einzelnen nicht mehr darauf zu spre-
chen zu kommen. 
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Wichtig ist natürlich, daß wir uns bemüht haben, 

den Spruch des Bundesverfassungsgerichts sehr 
schnell zu erfüllen, nämlich die Investitionshilfeab-
gabe zurückzuzahlen. Entscheidend ist, daß die Bür-
ger dieses Geld auf möglichst einfache Weise zu-
rückerhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, hier hat der Finanzausschuß sogar eine 
weise Entscheidung getroffen, indem er sich nur 
auf das Allernotwendigste beschränkt hat. Die For-
mulierungshilfe, die wir angeboten haben, wurde 
verkleinert. Das betrachte ich als einen Fortschritt 
im Sinne der Entbürokratisierung, im Sinne von 
weniger Bürokratie, weniger Vorschriften. Es kann 
auch sein, daß sich diese Entscheidung noch weiter-
hin als weise erweisen wird. 

Im Grunde ist da völlig unnötig über etwas ge-
stritten worden. Natürlich kann in der Tat niemand 
völlig ausschließen, daß — nicht vor dem Verfas-
sungsgericht, sondern vor den Finanzgerichten — 
noch Fragen zu klären sind, die ungeklärt bleiben, 
ob wir es hineinschreiben oder nicht. Wir sind auf 
jeden Fall der Auffassung, daß die Rückzahlung 
nicht mit Zinsen erfolgen soll. In den wenigen Fäl-
len, die hier überhaupt in Betracht kommen — wir 
wissen, da es hierüber keine Statistik gibt, nicht 
sicher, ob es 20, 40 oder 60 Fälle sind; viel mehr 
dürften es auf jeden Fall nicht sein —, geht es um 
eine Zinserstattung von etwa 100 DM. Darüber wird 
hier ein Heroenstreit geführt. Ich kann nur jedem 
raten, diese Sache so tief zu hängen, wie es ange-
messen ist. Es gilt das Prinzip: Es wird hier nicht 
verzinst. Das ist der Grundsatz. 

Meine Damen und Herren, hier wurden durch 
Frau Matthäus-Maier einige Töne eingeführt, die 
ich, glaube ich, doch ein bißchen ins Lot bringen 
muß. 

(Schlatter [SPD]: Gute Töne!) 

In Ziff. 1 des Entschließungsantrags der SPD ist die 
Rede von der einhelligen Stellungnahme der Ver-
fassungsrechtler vor dem Rechtsausschuß, als da-
mals dieses Gesetz beschlossen wurde. Ich habe mir 
die Quellen geben lassen. Drei der fünf Professoren 
waren der Meinung, daß wir die Gesetzgebungszu-
ständigkeit hätten. Es stimmt also nicht, was Sie 
hier hineingeschrieben haben. Das ist nicht die 
Wahrheit, was Sie hier geschrieben haben. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Drei waren der Meinung, daß wir die Gesetzge-
bungszuständigkeit hätten. Ich empfehle Ihnen 
also, sich künftig an die Wahrheit zu halten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 1952 in einer 
Entscheidung folgendes ausgeführt: 

Bedenken gegen die Gesetzgebungszuständig-
keit des Bundes würden sich auch dann nicht 
ergeben, wenn man die Investitionshilfe 

— von damals — 

als Zwangsanleihe ansehen wollte. Entgegen 
der Auffassung einiger Beschwerdeführer ist 

die Auferlegung von Zwangsanleihen auch 
nicht durch Art. 115 GG verboten. 

Das war für uns natürlich eine maßgebliche Quel-
le, um zu sagen: Das Bundesverfassungsgericht hat 
schon einmal — wenigstens in den Gründen — ent-
schieden, daß Zwangsanleihen zulässig sind. 

Jetzt hat sich das Bundesverfassungsgericht von 
seiner eigenen Entscheidung aus dem Jahre 1952 
entfernt. Das kann es natürlich. Aber dann ist es ja 
nicht so, daß es nicht gute Gründe gab, das anders 
zu beurteilen. 

Frau Matthäus-Maier, einen Ausdruck von Ihnen 
weise ich entschieden zurück, nämlich den, hier sei 
„vorsätzlich" verfassungswidrig gehandelt worden. 
Ich habe Ihnen nie vorgeworfen, daß Sie z. B. für die 
Alleinerziehenden 13 Jahre lang eine verfassungs-
widrige Regelung vorsätzlich nicht geändert haben. 
Das müssen wir jetzt lösen. Das haben wir von der 
vorigen Regierung übernommen. Ich habe Ihnen 
nie vorgeworfen, daß Sie das vorsätzlich gemacht 
haben. Wenn Sie beginnen, einer Regierung vorzu-
werfen, daß sie „vorsätzlich" einen Verfassungs-
bruch begeht, dann stellen Sie sich im Grunde hier 
in diesem Parlament vom Platze. Ich weise das zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage der Frau Abge-
ordneten Matthäus-Maier? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ich gebe Ihnen dann die Ant-
wort, wenn Sie sich dafür entschuldigt haben, vor-
her nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Ich habe nicht gesagt, 
was Sie mir in den Mund legen! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 
Zu dem, was Sie hier gesagt haben, hat der Präsi-

dent des Bundesverfassungsgerichts vorgestern, 
am 13. November, in einem Interview im „Handels-
blatt" ausgeführt: Er verwahrte sich dagegen, dem-
jenigen, der in einem Verfassungsrechtsstreit un-
terlegen sei, „nun die Absicht des Verfassungsbru-
ches zu unterstellen und solche Streitfragen zu poli-
tisieren oder gar zu kriminalisieren". 

Genau dagegen hat er sich gewandt, und zwar an 
Hand dieses Urteils. Ich weise also im Einverneh-
men mit dem Präsidenten des Bundesverfassungs-
gerichts zurück, was Sie hier gesagt haben. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Staatssekretär, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Westphal? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Ja, bitte sehr. 

Westphal: (SPD): Herr Staatssekretär, wissen Sie, 
daß Sie eben bei der Kollegin Frau Matthäus-Maier 
etwas zurückgewiesen haben, was Sie gar nicht ge-
sagt hat? 
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Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Sie haben vorher von einem vor-
sätzlichen Verfassungsbruch gesprochen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: So macht 
er es immer!) 

Westphal (SPD): Würden Sie lieber noch einmal 
nachlesen und dann so etwas noch einmal sagen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Sie haben vorher von vorsätzli-
chem Verfassungsbruch gesprochen. 

(Schlatter [SPD]: Daß Sie das Scheitern 
vorsätzlich in Kauf nehmen, das hat sie ge-

sagt!) 
Es ist höchste Zeit, daß Sie das zurücknehmen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Seien Sie nicht 
so arrogant!) 

Wir wollen jetzt auf jeden Fall alles tun, um sicher-
zustellen, daß die Investitionshilfeabgabe rasch zu-
rückgezahlt wird, daß der Löwenanteil möglichst noch 
vor Weihnachten zurückgezahlt wird. Es besteht gute 
Hoffnung, daß das auch erreicht wird. Dann wollen 
wir in aller Ruhe zu Beginn des Jahres den zweiten 
Teil beraten. Ich hoffe, daß wir auch den zweiten Teil 
des Steuerbereinigungsgesetzes zu einem guten Ende 
bringen können. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Ich erteile dem Abgeordneten Dr. Solms das Wort 
zur Abgabe einer Erklärung nach § 30 unserer Ge-
schäftsordnung. 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Kollege Krizsan hat mich heute 
nachmittag in der Debatte zur Lage der Gemeinden 
als Oberlobbyisten bezeichnet und diese Unterstel-
lung — nicht mit dem Begriff, aber dem Sinne nach 
— eben in der Debatte wiederholt. Erstens weise 
ich diese Bezeichnung zurück. Zweitens nehme ich 
dazu in folgender Weise Stellung. 

(Zuruf von der SPD: Entschieden zurück!) 
— Wenn Sie wollen, entschieden zurück. Aber ich 
komme gleich noch einmal darauf zurück. 

Ich bin selber selbständiger Unternehmer. Ich 
habe mein Unternehmen selbst gegründet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen Sie 
erst einmal nachmachen!) 

und habe alle Gewinne, die ich in diesem Unterneh-
men erzielt habe, für Investitionen in diesem Unter-
nehmen wieder verwendet. Wenn ich sage, daß eine 
Besteuerung auf Gewerbeertrag von 70% und mehr 
zu hoch ist, weil dann zuwenig übrigbleibt, um Inve-
stitionen zu tätigen, dann weiß ich, wovon ich rede; 
denn ich erlebe das täglich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich habe in meinem Unternehmen in diesem Jahr 
mehr als 20 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. In  

demselben Jahr sind Sie, insbesondere die Abgeord-
neten der Fraktion DIE GRÜNEN, im Lande her-
umgelaufen und haben die Bürger verängstigt, die 
Unternehmer verunsichert und das Investitions-
klima geschädigt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn Sie mich schon als Lobbyisten bezeichnen 
wollen, Herr Krizsan, nehme ich diese Bezeichnung 
insofern an, als ich die Interessen derer vertrete, 
die sich für eine gesunde Wirtschaftsstruktur in der 
Bundesrepublik einsetzen, und ich als Lobbyist für 
zukunftssichere Arbeitsplätze eintrete. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Ich erteile der Frau Abgeord-
neten Matthäus-Maier zur Abgabe einer Erklärung 
nach § 30 unserer Geschäftsordnung das Wort. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nur wenn sie 
sich entschuldigt! — Jetzt kommt die Ent

-

schuldigung!) 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Meine Damen und 
Herren! Ich habe mich nicht zu entschuldigen und 
tue das auch nicht. Ich weise die Äußerung von 
Herrn Häfele zurück. 

Ich habe sinngemäß folgendes gesagt — das kann 
man nachlesen; ich habe frei gesprochen —: Wir 
werfen Ihnen vor, daß Sie die Investitionshilfeab-
gabe trotz größter Bedenken auf seiten aller Fach-
leute zumindest grob fahrlässig, ein Teil von Ihnen 
sicher auch vorsätzlich — — 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Ja, sicher, das ist ja auch so. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Natürlich ist das so. 

Wenn sich Herr Häfele darüber so aufregt, kann 
ich nur sagen: in solchen Fällen meint meine 
Schwiegermutter immer, getroffene Hunde bellen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Lachen und Zurufe bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Wir kommen zur Einzelbera-
tung und Abstimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 32, 
Einleitung und Überschrift in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit. Die aufgerufenen Vorschriften sind 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenstimmen? — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Mit großer Mehr

-

heit!) 
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Vizepräsident Wurbs 
Wir stimmen nun über den Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/2369 ab. 
Wer diesem Entschließungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Der Entschlie-
ßungsantrag ist abgelehnt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Schon wieder DIE 
GRÜNEN mit der SPD!) 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12, 13 und 14 
auf: 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftli-
chem Personal an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen 
— Drucksache 10/2283 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

13. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (19. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Büchner 
(Speyer), Kastning, Kuhlwein, Frau Oden-
dahl, Frau Schmidt (Nürnberg), Dr. Schmude, 
Dr. Steger, Toetemeyer, Vogelsang, Weisskir-
chen (Wiesloch) und der Fraktion der SPD 

Pläne der Bundesregierung zur Förderung 
von „Elite-Universitäten" 

zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP 

Hochschulpolitische Zielsetzungen der Bun-
desregierung 
— Drucksachen 10/1337, 10/1675, 10/2159 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski 
Kuhlwein 

14. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (19. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung zur Förderung 
der Drittmittelforschung im Rahmen der 
Grundlagenforschung 
— Drucksachen 10/225, 10/332, 10/1121 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Dr. Wisniewski 
Weisskirchen (Wiesloch) 

Zu Tagesordnungspunkt 14 liegt Ihnen ein Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP auf Drucksache 10/2381 vor. 

Im Ältestenrat ist für die Tagesordnungspunkte 
12 bis 14 eine gemeinsame Beratung mit einer 
Runde vereinbart worden. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist 
so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung oder zur Bericht-
erstattung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat die Frau Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Für die Hochschulpolitik der Bundesregie-
rung stehen die Zukunftschancen der jungen Men-
schen — — 

(Unruhe)  

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Frau Bundes-
minister! Meine Damen und Herren! Ich darf doch 
bitten, Platz zu nehmen oder die Gespräche drau-
ßen fortzuführen. — Ich bitte Sie, fahren Sie fort. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Für die Hochschulpolitik der Bundes-
regierung stehen die Zukunftschancen der jungen 
Menschen im Vordergrund. Diesem Ziel dienen alle 
Maßnahmen, auch diejenigen, die die Bundesregie-
rung inzwischen eingeleitet hat. Die Leistungsfä-
higkeit der Hochschulen in Forschung und Lehre 
muß gesteigert werden. Alle Möglichkeiten sind 
auszuschöpfen, um den Hochschulen auch in der 
gegenwärtig angespannten Situation die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu erleichtern. Wir müssen den jun-
gen Menschen Ausbildungschancen sichern; des-
halb müssen alle verfügbaren Kapazitäten genutzt 
werden. Die Hochschulen müssen in großem Um-
fang eine solide und anspruchsvolle Breitenausbil-
dung sichern, aber sie müssen sich auch den Aufga-
ben der Spitzenförderung stellen. Die großen und 
zum Teil übermäßigen quantitativen Anforderun-
gen dürfen nicht dazu führen, daß die Qualität der 
Ausbildung leidet: Auch heute sind optimale Lei-
stungen in Wissenschaft und Forschung gefordert. 
Und auch in der jetzigen Phase der Überlast muß 
dafür Sorge getragen werden, daß die Qualität der 
Forschung an den Hochschulen erhalten bleibt. Mit 
dem Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit wis-
senschaftlichem Personal an Hochschulen und au-
ßeruniversitären Forschungseinrichtungen, kurz 
„Zeitvertragsgesetz" genannt, soll ein wirksamer 
Beitrag zur Verbesserung der Forschungsbedin-
gungen geleistet werden. 

Durch das Gesetz sollen die Hochschulen und an-
dere Forschungseinrichtungen besser als bisher ih-
rer gesetzlichen Aufgabe zur Heranbildung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses nachkommen kön-
nen. Geeignete Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
schaffen, ist gerade angesichts der gegenwärtigen 
Situation der öffentlichen Haushalte besonders 
schwierig. Junge Wissenschaftler erhalten durch 
dieses Gesetz neue Chancen zur beruflichen Tätig-
keit. Ohne eine solche Regelung, wie sie jetzt vorge-
sehen ist, heißt nämlich die Alternative für viele 
junge Wissenschaftler nicht Zeitvertrag oder Dau-
erstelle, sondern Zeitvertrag oder Arbeitslosigkeit. 

Die Forschungsinstitutionen innerhalb und au-
ßerhalb der Hochschule müssen in die Lage ver-
setzt werden, einen Teil ihres wissenschaftlichen 
Personals immer wieder zu erneuern, um die Krea- 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 
tivität junger Wissenschaftler nutzen zu können. 
Ohne den Zustrom neuer Ideen droht die For-
schnung zu erstarren. Daher sind Zeitverträge in 
diesem Bereich ein sachlich angemessenes und un-
entbehrliches Instrument zur Erhaltung ihrer 
Funktionsfähigkeit. 

Der Gesetzentwurf ist auch ein hilfreicher Bei-
trag zur Bewältigung der Oberlast an den Hoch-
schulen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Mit dem Instrument der Zeitverträge wird es in den 
kommenden Jahren wieder möglich, wissenschaftli-
ches Personal auch für Lehraufgaben verstärkt ein-
zustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Arbeitsbedingungen für die Drittmittelfor-
schung müssen spürbar verbessert werden. Die vor-
gesehene Erweiterung der Möglichkeiten zum Ab-
schluß von Zeitverträgen eröffnet den Hochschulen 
und Forschungsinstitutionen verbesserte und zu-
sätzliche Möglichkeiten für die Einwerbung von 
Drittmitteln. 

Mit diesem Entwurf, meine Damen und Herren, 
entspricht die Bundesregierung vielfach geäußer-
ten Erwartungen aus der Wissenschaft selbst. Die 
Wissenschaftsorganisationen haben seit Jahren 
und noch in jüngster Zeit wiederholt vor den Folgen 
einer Überalterung des Hochschulpersonals nach-
drücklich gewarnt. Diese Warnungen sollten und 
müssen wir ernst nehmen. 

Die geltenden Regelungen für Zeitarbeitsver-
träge führen durch ihre Begrenzung auf Sonder-
fälle nicht zu einer hinreichenden Flexibilität und 
haben zu rechtlichen Unklarheiten geführt. 

Die Bundesregierung hätte eine tarifvertragliche 
Regelung dieses Problemkreises lieber gesehen, 
aber die Arbeitnehmerseite hielt eine Rechtsände-
rung sachlich nicht für erforderlich. 

(Daweke [CDU/CSU]: Schlimm, schlimm!) 

Angesichts der Mitverantwortung des Bundes für 
die Forschung sah sich die Bundesregierung daher 
verpflichtet, die ihr gegebenen Möglichkeiten zu 
nutzen und eine gesetzliche Regelung anzustreben. 
Die Bundesregierung entspricht damit auch der Be-
schlußempfehlung des Bundestagsausschusses für 
Bildung und Wissenschaft vom 14. März dieses Jah-
res. 

Bei der Vorlage des Entwurfs ist sich die Bundes-
regierung der Aufgabe bewußt, einerseits die perso-
nelle Mobilität und Flexibilität an den Forschungs-
einrichtungen zu verbessern, andererseits aber 
auch die Gebote zu beachten, die sich aus dem Sozi-
alstaatsprinzip ergeben. Der Gesetzentwurf wird 
diesen Anforderungen gerecht. Zeitverträge sind im 
Forschungsbereich auch zukünftig nicht beliebig 
zulässig. Die Erweiterungen der Möglichkeiten für 
Zeitverträge halten sich in einem sozial zumutba-
ren Rahmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
eine Antwort auf die vielfach gestellte Frage geben, 
warum keine Verknüpfung der Neuregelung der 

Zeitverträge mit der von der Bundesregierung an-
gestrebten Novellierung des Hochschulrahmenge-
setzes erfolgt. Dies erscheint nicht sinnvoll. Denn 
das Zeitvertragsgesetz bezieht außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen ebenso wie universitäre 
Forschungseinrichtungen ein und greift damit über 
den Geltungsbereich des Hochschulrahmengeset-
zes erheblich hinaus. Der Entwurf kann im übrigen, 
da er sich auf die konkurrierende Gesetzgebung des 
Bundes stützt, nach der Verabschiedung sofort gel-
tendes Recht werden, bedarf also nicht der Ausfül-
lung durch Landesrecht. Ich denke, eine solche 
schnelle Verabschiedung und Umsetzung ist im 
Sinne einer Verbesserung der Berufschancen jun-
ger Menschen, insbesondere junger Wissenschaft-
ler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, im Zusammenhang 
mit einer Neuorientierung der Hochschul- und Wis-
senschaftspolitik steht die überfällige Korrektur 
hinsichtlich der Einschätzung der Drittmittelfor-
schung. Die Drittmittelforschung hat zu lange im 
Schatten der Forschungspolitik gestanden. Ursache 
dafür waren die herrschenden Ideologien der 70er 
Jahre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Die Drittmittel wurden und werden heute zum Teil 
verteufelt, obwohl sie zum größten Teil aus der öf-
fentlichen Hand stammen. Drittmittel sind aber für 
die Qualität der deutschen Hochschulforschung von 
eminenter Bedeutung. Sie verbessern die materielle 
Ausstattung der Hochschulforschung und sorgen 
für Wettbewerb. Drittmittel spielen für die Qualifi-
zierung des wissenschaftlichen Nachwuchses eine 
wichtige Rolle. Drittmittel sichern den Praxisbezug 
und sind unentbehrlich für die Zusammenarbeit 
zwischen Hochschule und Wirtschaft. Gegenwärtig 
stammt etwa ein Viertel der Aufwendungen für For-
schung und Entwicklung in den Hochschulen aus 
Drittmitteln. Dies ist zu wenig. Der Anteil sollte 
erhöht werden. 

Eine Tatsache wird in diesem Zusammenhang 
meistens verschwiegen: Von den rund 1,6 Milliar-
den DM, die den Hochschulen für Forschung und 
Entwicklung jährlich zur Verfügung stehen, stam-
men heute nur rund 120 Millionen DM aus der Wirt-
schaft. Im Rahmen der geplanten Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes ist deshalb auch vorge-
sehen, die Drittmittelforschung zu erleichtern und 
damit die Hochschule und die Hochschulforschung 
für Forschungsvorhaben der Wirtschaft attraktiver 
zu machen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß noch einmal betonen: Die Bundesrepublik 
ist in der Wissenschaft auf Spitzenleistungen ange-
wiesen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Jedes Land!) 

Dies gilt für die internationale Wettbewerbsfähig-
keit ebenso wie für die Lösung aktueller Probleme 
bei uns im Lande. Für die Heranbildung eines hoch

-

qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses 
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werden zu den bestehenden Förderungsprogram-
men auf die Dauer noch weitere Maßnahmen erfor-
derlich sein. Die Bundesregierung wird hier weiter 
tätig bleiben. Mit der ideologisch bedingten Tabu-
isierung und damit verbundenen Vernachlässigung 
von Spitzenbegabungen, wie wir sie über lange 
Jahre erlebt haben, aus einem falsch verstandenen 
Egalitätsdenken heraus, werden wir jedenfalls den 
Herausforderungen der kommenden Jahre nicht 
gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die drei hochschulpoli-
tischen Vorlagen, die heute auf der Tagesordnung 
stehen, geben uns Gelegenheit, die erste kleinere 
hochschulpolitische Debatte in dieser Legislaturpe-
riode zu führen. Ich freue mich, daß wir soviel bil-
dungspolitisch interessiertes Publikum hier haben, 
trotz dieser späten Abendstunde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Soviel ist das 
nicht!) 

Größere Debatten werden noch folgen, wenn die 
Bundesregierung unsere Große Anfrage zur Hoch-
schulpolitik beantwortet hat und wenn die von der 
Bundesregierung beabsichtigte Novelle zum Hoch-
schulrahmengesetz das Plenum ereicht. 

Die Entstehungsgeschichte der Drucksachen, um 
die es heute geht, ist nicht ganz ohne besonderen 
Reiz. Die Beschlußempfehlung zu den befristeten 
Arbeitsverträgen für wissenschaftliche Mitarbeiter 
haben Sie bereits im Februar dieses Jahres mit 
Ihrer Mehrheit durch den Ausschuß gepeitscht, 

(Zuruf von der FDP: Na, na!) 

weil sie angeblich besonders eilbedürftig war. Mit 
dieser Beschlußempfehlung fordern Sie die Bundes-
regierung auf, etwas zu tun, was sie ohne Zutun des 
Parlaments inzwischen bereits in Angriff genom-
men hat. Dann haben Sie diesen Punkt in einer 
nachgeschobenen Entschließung heute hier gestri-
chen und fordern nun noch erneut einen weiteren 
Bericht über alle möglichen Fragen. Dadurch wird 
allerdings diese Beschlußempfehlung nicht viel 
sinnvoller, die heute noch auf der Tagesordnung 
steht. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie ist sinnvoll ge

-

nug!) 

Mit der zweiten Beschlußempfehlung fordern Sie 
einen Bericht an, der nach der Vorstellung der No-
velle zum HRG kaum noch Neuigkeiten zutage för-
dern wird. 

Ich glaube, ich greife nicht ganz daneben, wenn 
ich diesen Berichtswunsch, Herr Kollege Probst, als 
ein Stück Beschäftigungstherapie für ein Ministe-
rium bezeichne, dessen Papierproduktion ohnehin 
inzwischen im umgekehrten Verhältnis zu seiner 
politischen Bedeutung steht. 

(Beifall bei der SPD — Daweke [CDU/ 
CSU]: Das müssen gerade Sie sagen!) 

— Sie haben doch demontiert, Herr Kollege Dawe-
ke, was die Bedeutung dieses Ministeriums in der 
Vergangenheit ausmachte. 

Wenn wir heute hier über Hochschulpolitik disku-
tieren, dann halte ich mich an das, was ich von der 
Regierung offiziell gehört habe. Ich halte mich an 
die im Referentenentwurf zum HRG erkennbaren 
Tendenzen Ihrer künftigen Hochschulpolitik. Da 
hat Frau Wilms mit bemerkenswerter Klarheit 
deutlich gemacht, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Frau Minister 
Wilms!) 

daß die Bundesregierung die Wende zurück in die 
50er Jahre nun auch im Hochschulbereich einläu-
ten will. Der Nebel Ihrer Thesen für die 90er Jahre, 
Frau Wilms, hat sich inzwischen gelichtet. Die Stu-
denten, denen Sie gleich nach Ihrem Amtsantritt 
mit dem BAföG-Kahlschlag die Chancengleichheit 
zerstört haben, wissen jetzt ganz genau, woran sie 
sind. Die wissenschaftlichen Mitarbeiter, die Sie 
mit dem Zeitvertragsgesetz zum beliebig disponier

-

baren Objekt professoraler Willkür machen wollen, 
wissen das jetzt ebenfalls ganz genau. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben, Frau Wilms, die Stichworte für die Kri-
tik an Ihrem Vorhaben in dieser Woche in der Pres-
sekonferenz selbst geliefert. Sie haben gesagt, da 
gebe es immer noch den Vorwurf des Zwei-Klassen-
Systems, der Refeudalisierung, der Wiederherstel-
lung alter Ordinarienherrlichkeit, da gebe es den 
Vorwurf der Restauration. Dann haben Sie gesagt, 
das seien alles Vokabeln von gestern. Frau Kollegin 
Wilms, das sind nicht Vokabeln von gestern, son-
dern das ist die Zukunft unserer Universitäten, 
wenn Ihre HRG-Pläne jemals im Bundesgesetzblatt 
stehen sollten. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Wollen wir es 
nicht verhindern?) 

— Vielleicht können wir es noch verhindern. 

Sie haben, Frau Wilms, Ihre Vorhaben seman-
tisch getarnt. Sie wollen damit angeblich die wis-
senschaftliche Freiheit stärken, die Chancen des 
Nachwuchses erhöhen, die Qualität der Ausbildung 
verbessern, die Hochschulforschung fördern. Das 
wären alles zweifellos löbliche Ziele. Aber der Weg, 
den Sie vorschlagen, hat mit diesen Zielen über-
haupt nichts zu tun, und deshalb lehnen wir Ihre 
Pläne ab. 

Gerade weil wir für die Stärkung der wissen-
schaftlichen Freiheit und Mitbestimmung sind, leh-
nen wir Ihre Pläne ab, die Hochschullehrer wieder 
zur einzig relevanten Gruppe in der Hochschule zu 
machen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Gerade weil wir dem wissenschaftlichen Nach-
wuchs eine Chance geben wollen, wollen wir ihn 
nicht wieder zum Kofferträger von Professoren ma-
chen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das sind doch alles 
alte Hüte, Ihre Koffer!) 
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Gerade weil wir gut ausgebildete Studenten haben 
wollen, können wir kein Zwei-Klassen-System zu-
lassen, das einzelnen Hochschullehrern die Mög-
lichkeit gibt, sich um die Aufgabe der Lehre für die 
Masse der Studenten zu drücken. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Hat 
das Klaus Thüsing aufgeschrieben, oder 

wer hat das aufgeschrieben?) 

Gerade weil wir den hohen Stand der deutschen 
Hochschulforschung halten wollen, wollen wir diese 
Hochschulforschung nicht über beliebige Drittmit-
telverfahren zu außengesteuerten Forschungsla-
bors der Industrie machen. Das hat überhaupt 
nichts damit zu tun, daß wir generell, Frau Wilms, 
etwas gegen Drittmittel hätten. 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber feste!) 

— Wir wissen auch, daß es sich weit überwiegend 
um Staatsknete handelt, Herr Kollege Daweke, und 
daß man für Staatsknete doch wohl politische Ver-
fahren anwenden darf, wo Parlamente Kontrolle 
behalten und wo Mitbestimmung in den Hoch-
schulen darüber besteht, wie Staatsknete verwen-
det wird. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Meyer zu Ben-
trup [CDU/CSU]: Was ist Staatsknete, Herr 
Abgeordneter? Erklären Sie das mal ver-
nünftig! Das ist eine Beleidigung des Parla-

ments!) 

— Fragen Sie die Kollegen von den GRÜNEN, dann 
wissen Sie das etwas besser: Das sind öffentliche 
Gelder, Herr Kollege, und wenn Sie nicht auf dem 
Höhepunkt der Diskussion sind, dann sollten Sie 
sich vorher erst mal umhören, bevor Sie hier so 
intelligente Zwischenfragen stellen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie 
sind hier nicht im GRÜNEN-Forum, Sie 

sind im Deutschen Bundestag!) 

Meine Damen und Herren, gerade weil wir die 
Studienreform für eine ständige gesellschaftliche 
Aufgabe halten, wollen wir sie nicht den Hoch-
schulen allein überlassen. Aber es ist nicht nur die 
Richtung der hochschulpolitischen Wende, die der 
deutschen Wissenschaft schaden wird, es ist auch 
die Tatsache, daß die Bundesregierung einen 1976 
mühsam erreichten gesellschaftlichen Kompromiß 
mutwillig aufkündigen will. Die Hochschulen haben 
weiß Gott gegenwärtig anderes zu tun, als sich mit 
immer neuen Strukturkonzepten zu beschäftigen, 
bloß weil Frau Minister eine Wiese für ihre wende-
ideologischen Spiele braucht. 

(Daweke [CDU/CSU]: Wo leben Sie denn?) 

Der Präsident der Westdeutschen Rektorenkon-
ferenz, Professor Berchem — Sie kennen ihn, Herr 
Kollege Daweke —, 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Blei-
ben Sie locker!) 

hat in der vergangenen Woche deutlich gesagt, wie 
er das Vorhaben der Koalition einschätzt. Er hat 
wörtlich gesagt: „Wir haben drängendere Probleme 
an der  Front."  Das trifft genau den Punkt. Die SPD-
Fraktion hat im vergangenen Monat an insgesamt 

11 Hochschulen in der Bundesrepublik auf die 
Frage nach der Bedeutung der HRG-Novellierung 
zur Lösung aktueller Probleme dieselbe überein-
stimmende Auskunft erhalten: Die Hochschulen 
wollen die inzwischen erreichte Organisationsruhe 
im Interesse ihrer wahrhaft wichtigeren Sorgen 
nicht wieder aufs Spiel setzen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Warum sind Sie so 
konservativ?) 

— Immerhin, Herr Kollege Probst, müssen die 
Hochschulen — das wissen Sie genau — fast dop-
pelt so viele Studenten ausbilden, wie Studienplätze 
vorhanden sind. Übrigens trifft das auch die Ein-
schätzung der Wissenschaftsminister aus den SPD

-

regierten Ländern, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Daweke 
[CDU/CSU]: Eine radikale Minderheit!) 

die bereits Ende vergangenen Jahres davor ge-
warnt haben, einen Vorstoß zu einschneidenden 
Änderungen des HRG würde eine hochgradig kon-
troverse hochschulpolitische Diskussion anfachen 
und mutwillig vor allem auch in den Hochschulen 
Gräben aufreißen. 

Sie haben, Frau Minister, diesen Grabenkrieg er-
öffnet. Sie werden sich die Folgen zurechnen müs-
sen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Die Sprache ist ver

-

räterisch!) 

Sie werden auch die Verantwortung dafür zu tragen 
haben, wenn in den nächsten Monaten die wirklich 
berechtigten Forderungen der Hochschulen in ei-
nem Dschungel von HRG-Paragraphen erstickt 
werden. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Sie liefern mit der HRG-Diskussion den Minister-
präsidenten und den Finanzministern der Länder 
die Argumente dafür, die Hochschulen könnten die 
starken Jahrgänge durch effizienzsteigernde Maß-
nahmen zum Null-Tarif bewältigen. Glauben Sie im 
Ernst, Frau Minister, daß Sie mit dieser HRG-No-
velle den Numerus clausus in Informatik verhin-
dern werden? Glauben Sie ernsthaft, daß die No-
velle dazu beitragen wird, auch nur eine einzige 
Million an Überlastmitteln bei den Ländern locker-
zumachen? Glauben Sie wirklich, daß mit dem 
neuen Gesetz auch nur eine einzige Professoren-
stelle zusätzlich für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs geschaffen wird? Sind Sie wirklich der Mei-
nung, daß mit diesem Paragraphenwerk die immer 
noch vorhandene Kluft zwischen Gesellschaft in 
der Bundesrepublik und ihren hohen Schulen ge-
schlossen wird? Glauben Sie wirklich, daß sich 
nach der Verabschiedung des Gesetzes die Berufs-
chancen von Akademikern verbessert haben wer-
den? 

Meine Damen und Herren, wir verbinden diese 
Debatte mit der ersten Lesung eines Gesetzes über 
befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftlichem 
Personal an Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen. Nach diesem Entwurf soll es künftig mög-
lich sein, Arbeitsverträge mit Wissenschaftlern an 
Hochschulen und staatlich dominierten hochschul- 
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freien Forschungseinrichtungen aus nahezu belie-
bigen Gründen zu befristen. Der Gesetzentwurf 
paßt nahtlos in die Wendepolitik. Er wird dazu füh-
ren, daß wissenschaftliche Mitarbeiter dauerhaft im 
Arbeitsrecht schlechter gestellt sind als andere Ar-
beitnehmer. Die Gewerkschaften haben ausgerech-
net, daß nach dem Entwurf die höchstmögliche Ver-
weildauer der wissenschaftlichen Mitarbeiter in im-
mer wieder neu befristeten Dienstverhältnissen bei 
18 Jahren liegt. Glauben Sie im Ernst, Frau Mini-
ster, daß sich die von Ihnen so heiß ersehnte Elite 
auf das Vabanquespiel einer solchen Hochschulkar-
riere einlassen wird? 

Und beinahe noch schlimmer als der inhaltliche 
Gehalt des Gesetzentwurfs ist die Art und Weise 
des Vorgehens der Bundesregierung. Weil Ihnen die 
Sonderregelung II Y des Bundesangestelltentarif-
vertrages, die für die Befristung einen sachlichen 
Grund erfordert, nicht paßt, bemühen Sie jetzt den 
Gesetzgeber. Dabei hat es ernsthafte Verhandlun-
gen mit den Gewerkschaften über diesen Tarifver-
trag überhaupt nicht gegeben. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie bewegen sich mit diesem Gesetzentwurf verfas-
sungsrechtlich auf sehr schwankendem Boden. Das 
sagen wir Ihnen rechtzeitig — Herr Kollege Häfele 
—, damit Sie nicht wieder kommen wie bei der 
Investitionshilfeabgabe und sagen, Sie hätten es 
nicht gewußt und nicht geahnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Gewerkschaften haben zu Recht darauf hin-
gewiesen, daß hier Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes 
und damit Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie 
berührt sind. Es ist schon ein ungeheuerlicher Vor-
gang, daß die Bundesregierung nach Belieben und 
ohne Skrupel einen gültigen Tarifvertrag durch die 
Mehrheit im Deutschen Bundestag aushebeln will. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn das Schule macht, meine Damen und Herren, 
dann brauchen die Gewerkschaften im öffentlichen 
Dienst mit Herrn Zimmermann in Zukunft gar 
nicht mehr zu verhandeln. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Jetzt gehen Sie 
aber zu weit! — Heiterkeit bei der CDU/ 

CSU — Lachen bei der SPD) 

Die Bundesregierung will mit dem Zeitvertrags-
gesetz eine schnellere Rotation der jungen Wissen-
schaftler an den Hochschulen und Forschungsein-
richtungen erreichen. Unter den Bedingungen des 
heutigen Arbeitsmarktes sei für viele junge Wissen-
schaftler die Alternative nicht Zeitvertrag oder 
Dauerstelle, sondern Zeitvertrag oder Arbeitslosig-
keit, behauptet Frau Wilms. Als ob man dieses Pro-
blem dadurch lösen könnte, daß man plötzlich ein 
Rotationssystem zur Tugend erklärt, dessen Effi-
zienz man sonst mit guten Gründen in Frage stellt, 
Diese Rotation schafft jedenfalls keine einzige zu-
sätzliche Stelle, und allein auf die Stellen kommt es 
an, wenn die Lage des wissenschaftlichen Nach-
wuchses nachhaltig verbessert werden soll. In Ihrer 
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Koalitions-

fraktionen — Drucksache 10/1820 — hat die Bun-
desregierung das auch freimütig zugegeben. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist sie eben!) 

Meine Damen und Herren, die Westdeutsche 
Rektorenkonferenz hat in der vergangenen Woche 
erneut gefordert, daß dem Hochschulbereich keine 
Stellen mehr entzogen werden, daß das Überlast-
programm finanziert wird und daß für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs zusätzliche Dauerstellen 
eingerichtet werden, die in den 90er Jahren bei sin-
kenden Studentenzahlen und wieder steigenden 
Pensionierungen von Hochschullehrern abgebaut 
werden können. Wer hindert eigentlich die Bundes-
regierung daran, statt dubioser Paragraphenschu-
sterei ihre gesamtstaatliche Verantwortung für das 
Bildungswesen wahrzunehmen? 

(Zurufe von der SPD: Ihre Unfähigkeit!) 

Wer hindert eigentlich den Bundeskanzler daran, 
sich bei seiner nächsten Besprechung mit den Mini-
sterpräsidenten im Dezember für die hochqualifi-
zierten Wissenschaftler auf Zeitvertragsstellen oder 
in der Arbeitslosigkeit einzusetzen, deren Förde-
rung als Elite ihm angeblich so sehr am Herzen 
liegt? Wer hindert ihn daran — so, wie das Helmut 
Schmidt 1977 getan hat —, mit den Ministerpräsi-
denten eine Vereinbarung darüber zu treffen, daß 
die Zukunftschancen der geburtenstarken Jahr-
gänge — und damit auch unsere Zukunft — auch 
mit zusätzlichen finanziellen Mitteln für die Hoch-
schulen gesichert werden müssen? Wer hindert Hel-
mut Kohl eigentlich daran, mit seinen Freunden 
von der Wirtschaft auch einmal darüber zu reden, 
daß man qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern 
aus gutem Grund auch berufliche Chancen in der 
Wirtschaft bieten muß? 

(Zuruf von der SPD: Er selbst!) 

Was soll eigentlich das Gerede darüber, wir müßten 
wieder Spitze werden oder wir seien auf Spitzenlei-
stungen angewiesen, wenn nicht einmal diejenigen, 
die bereits Spitze sind, einen Job bekommen? 

Meine Damen und Herren, die Westdeutsche 
Rektorenkonferenz hat recht, wenn sie erklärt, daß 
ohne die Erfüllung unabdingbarer Forderungen — 
ich zitierte — „politische Beschwörungen von Spit-
zenforschung und Elitebildung nur als widersprüch-
liche Leerformeln gewertet werden können". 

Frau Wilms, mit Ihren HRG-Plänen werden Sie 
die Zukunft der deutschen Hochschulen nicht si-
chern können. Hier hilft nur noch eine große politi-
sche Kraftanstrengung, die der Bildungspolitik den 
Stellenwert zurückgibt, der ihr für die Sicherung 
der Zukunftschancen der jungen Generation zu-
kommt. Da ist die Bundesregierung insgesamt ge-
fordert. Da ist der Bundeskanzler gefordert. Dabei 
— aber auch nur dabei — bieten wir Ihnen als 
Opposition unsere Unterstützung an. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Professor Wisniewski. 
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Frau Dr. WIsniewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die drei Beratungsge-
genstände des heutigen Abends — der Antrag der 
Koalitionsfraktionen auf Berichterstattung über die 
hochschulpolitischen Zielsetzungen der Bundesre-
gierung, der Bericht der Bundesregierung zur För-
derung der Drittmittelforschung im Rahmen der 
Grundlagenforschung und dazu der Beschluß des 
Ausschusses, vor allem aber der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung über befristete Arbeitsverträge 
mit wissenschaftlichem Personal an Hochschulen 
und Forschungsstätten — sind, lieber Herr Kuhl-
wein, wichtige Marksteine auf dem Weg zu einer 
neuen Wissenschaftspolitik. 

Was Sie eben gesagt haben und was auch in dem 
Antrag der SPD-Fraktion steht, der heute auch vor-
liegt, nimmt sich wie ein Relikt aus, das zum Glück 
aus vergangenen Zeiten stammt. In dem Antrag 
steht etwas von angeblichen Plänen der Bundesre-
gierung zur angeblich von ihr — wie es so schön 
heißt — „von Grund auf" angestrebten „Verände-
rung des in der Bundesrepublik Deutschland ge-
wachsenen Systems der staatlichen Hochschulen". 

Wer sagt — wie es in der Begründung eben dieses 
Antrages der SPD heißt —, Elite-Universitäten 
beinhalteten die Gefahr — ich zitiere jetzt wört-
lich — , „daß Forschung aus der gesellschaftlichen 
Verantwortung entlassen und lediglich bestimmten 
Wirtschaftsinteressen dienen soll", 

(Zuruf von der SPD: So ist es doch! — Zu-
ruf von der CDU/CSU: Sie haben j a keine 
Ahnung!) 

der befindet sich immer noch im klassenkämpferi-
schen Irrglauben der 60er und 70er Jahre, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 

selber nicht!) 

ein Irrglaube, der meinte und offenbar immer noch 
meint, daß die Hochschulen so etwas wie eine 
Schlüsselstellung innehaben für die Veränderung 
der gesamten Gesellschaft. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das war ein 
Traum, der ausgeträumt ist!) 

Wissenschaftspolitik heute muß den Mut haben, 
die Rolle der Wissenschaft in ihrer ebenso hervor-
ragenden wie begrenzten Stellung im Gesamt der 
gesellschaftlichen Kräfte und Institutionen neu zu 
bestimmen. Wenn nach Jahren einer teilweise fal-
schen Einschätzung die Leistungsfähigkeit unserer 
Hochschulen — denn es war doch die Hochschulpo-
litik der SPD, die die Hochschulen in die Situation 
gebracht hat, manchmal überhaupt nicht mehr lei-
stungsfähig zu sein — — 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

— Entschuldigung, diese Erfahrung können Sie 
nicht negieren. 

Wenn die Leistungsfähigkeit unserer Hoch-
schulen wiederhergestellt, gewährleistet und ver-
bessert werden soll, 

(Kuhlwein [SPD]: Müssen wir die Studen-
ten möglichst daraus entfernen!) 

— wir brauchen die Studenten nicht zu entfernen, 
im Gegenteil: wir mögen die Studenten sehr 
gerne —, 

(Kuhlwein [SPD]: Bloß nicht so viele!) 

ist es unter einem sachlich und nicht ideologisch 
begründeten Ansatz notwendig, in geduldiger und 
energischer Kleinarbeit das vorhandene Instru-
mentarium zu überprüfen und es gemäß den Aufga-
ben der wissenschaftlichen Einrichtungen zu ge-
stalten. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Ideologie ist 
immer, was andere machen!) 

Dies, nicht mehr, aber auch nicht weniger, wird im 
Antrag der CDU/CSU-FDP-Koalition gefordert. Der 
sehr detailliert erbetene Bericht der Bundesregie-
rung wird die Grundlage für die wissenschaftspoli-
tische Arbeit des Bundestages in den kommenden 
Jahren sein. 

(Kuhlwein [SPD]: Der Regierung, nicht des 
Bundestages!) 

Das Hochschulsystem der Bundesrepublik ist, an-
ders als das im Ausland zum Teil der Fall ist, im 
wesentlichen auf staatliche Hochschulen be-
schränkt. Die belebende Konkurrenz des Nebenein-
anders von staatlichen und privaten Hochschulen, 
wie sie etwa im amerikanischen Hochschulsystem 
vorhanden ist, fehlt bei uns fast völlig. 

(Zurufe von der SPD — Daweke [CDU/ 
CSU]: Außer bei Schily in Herdecke!) 

— Das sind kleine Anfänge. 

(Daweke [CDU/CSU]: Natürlich, aber posi

-

tive!) 

Insgesamt läßt sich — ich sage es noch einmal — 
diese wirklich wichtige Konkurrenz, die man im 
amerikanischen Universitätsleben allerorten ver-
spürt, leider nicht verzeichnen. 

(Frau Dr. Hickel [GRÜNE]: Die Spitze aus 
Amerika kommt jetzt!) 

Deswegen müssen die Bemühungen der Bundes-
regierung mit Nachdruck begrüßt werden, Möglich-
keiten für die zusätzliche Gewinnung von Drittmit-
teln für Forschungsvorhaben aus Stiftungen, For-
schungsförderungseinrichtungen, aber vor allem 
auch aus privaten Zuwendungen zu schaffen. 

Vizepräsident Wurbs: Frau Abgeordnete, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Profes-
sor Diederich? 

Frau Dr. WisnIewski (CDU/CSU): Bitte. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Frau Kollegin, wollen 
Sie, da Sie uns das amerikanische Beispiel vor Au-
gen halten, dies auch insoweit übernehmen, daß 
man in Zukunft bis zu 30 000 oder 40 000 DM pro 
Jahr für einen Universitätsplatz zu zahlen hat? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist denn das 
für eine Frage?) 

— Kann ich Ihnen sagen. 
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Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Wir wollen viel-
leicht im Januar — so hoffen wir — eine ganz 
grundsätzliche hochschulpolitische Debatte führen, 
wo wir diese Fragen gerne beantworten können. 
Nach dem augenblicklichen Stand wird ein solches 
Universitätssystem, wie es das amerikanische ist, 
überhaupt nicht angestrebt. Insofern ist die Frage 
irrelevant. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Warum denn 
das Beispiel?) 

Was im Moment angestrebt wird, ist, daß durch 
die Erleichterung der Drittmittelforschung mehr 
private Initiativen in die Universitäten kommen — 
Herr  Kollege, wenn Sie dies vielleicht noch als Zu-
satz zu Ihrer Antwort entgegennehmen wollen —, 
daß die Erweiterung und Verbesserung des priva-
ten Miteinanders, auch von Bürgern, die Interesse 
an Forschungseinrichtungen und deren Forschun-
gen haben, erreicht wird, um auf diese Weise den 
privaten Einfluß über die Drittmittel zu stärken. 
Dies ist, wenn Sie so wollen, ein deutsches Konzept 
und meines Erachtens ein ziemlich einmaliges Kon-
zept, 

(Kuhlwein [SPD]: Soll Herr Flick die Hoch

-

schule fördern?) 

dessen Wirksamkeit sich aber bereits überall dort 
in den Ländern abzuzeichnen beginnt, wo die Dritt-
mittelforschung in dieser Weise bereits ermöglicht 
wird. 

Vizepräsident Wurbs: Frau Abgeordnete, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kast-
ning? 

Frau Dr. Wisniewski (CDU/CSU): Ich glaube, jetzt 
wird es leider nicht möglich sein. Die Zeit läuft 
weg. 

(Kastning [SPD]: Sehr schade!) 

Die Drittmittel dienen nicht nur der finanziellen 
Besserstellung der Forschung und der Verbesse-
rung der Chancen für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs. Die Erleichterung und Flexibilisierung bei 
der Verwaltung von Drittmitteln ist auch eine ent-
scheidende Wendung zu mehr Freiheit in der Wis-
senschaft, aber auch zu mehr Anregung und Begeg-
nung zwischen dem, wie es so schön heißt, gesamt-
gesellschaftlichen Umfeld 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Freiheit für 
private Interessen!) 

und den einzelnen Forschungsstätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß sich der einzelne Bürger, wenn er will, direkt 
mit denen in Verbindung setzen kann, die For-
schungsvorhaben durchführen, und daß er versu-
chen kann, seine Anregungen und Anliegen durch 
die Bereitstellung von finanziellen Mitteln in ein 
Forschungsvorhaben einfließen zu lassen, ist eine 
wichtige Grundlage für mehr Lebendigkeit und 
mehr Wettbewerb innerhalb der wissenschaftlichen 
Einrichtungen, aber auch ein wichtiger Beitrag zur 
Heranführung der Bürger an die Hochschulen. Es 
ist zu wünschen, daß etwas von der Verbundenheit 
der Menschen mit ihren Hochschulen, wie sie etwa 

für Amerika typisch ist, auch bei uns in der Bundes-
republik entsteht. 

Aber nun zum Wichtigsten. Die Bundesregierung 
legt den Entwurf eines Gesetzes über befristete Ar-
beitsverträge für wissenschaftliches Personel vor, 
nachdem der durchaus ernste und in eingehenden 
Verhandlungen manifestierte Versuch fehlgeschla-
gen ist, 

(Zuruf von der SPD: Fehlgeschlagen wur

-

de!) 

mit den Tarifpartnern eine Lösung der anstehen-
den Probleme durch tarifvertragliche Regelungen 
zu erreichen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Stiefel

-

knecht für Ordinarien!) 

— Entschuldigung, aber dies können Sie nicht ernst 
meinen, Herr Kollege! 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß im Bereich der 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen zusätz-
lich zu den nach geltendem Recht bereits bestehen-
den Möglichkeiten eine Reihe von Tatbeständen 
neu eingeführt werden, auf die der Abschluß von 
Zeitverträgen mit wissenschaftlichen und künstleri-
schen Mitarbeitern, mit ärztlichem Personal und 
mit Lektoren gestützt werden kann. Die bisherigen 
arbeitsrechtlichen Regelungen haben sich als nicht 
wissenschaftsadäquat erwiesen. Die Vielfältigkeit 
und die mangelnde Kontinuität bei sich ändernden 
Forschungsprojekten bringen es mit sich, daß wis-
senschaftliche Mitarbeiter nicht ausschließlich oder 
sogar nicht einmal in erster Linie in Dauerstellun-
gen tätig sein können. Wird dies außer acht gelas-
sen, ergeben sich vielfache Hemmnisse für die For-
schung. 

Ob andererseits das Anliegen der Kontinuität be-
währter Mitarbeiter im Gesetzentwurf genügend 
berücksichtigt worden ist, wird sich in der Diskus-
sion zeigen. Fluktuation ist jedenfalls auch für die 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
unerläßlich. Wir müssen eine ausgewogene Alters-
struktur herstellen; sonst droht eine Erstarrung in 
den Universitäten, die nicht zu vertreten ist. 

Es ist der Bundesregierung und insbesondere 
Frau Minister Wilms ausdrücklich dafür zu danken, 
daß sie für die speziellen Anliegen der wissen-
schaftlichen Einrichtungen ein hohes Maß an Ver-
ständnis aufbringt, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das se
-

hen wir aber ganz anders!) 

und daß sie die im Hochschulurteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 1973 ausdrücklich formulierte 
Pflicht des Staates ernst nimmt, von Verfassungs 
wegen Vorkehrungen zu treffen, die die Funktions-
fähigkeit der wissenschaftlichen Einrichtungen ge-
währleisten. Die Fortentwicklung der weiterhin gül-
tigen Rechtsposition, nach der ein sachlicher Grund 
vorliegen muß, wenn der Bestandsschutz gemäß 
Kündigungsschutzgesetz ausgeschlossen sein soll, 
wie sie mit diesem Gesetzentwurf gemäß den be-
sonderen Bedürfnissen der Hochschulen und For-
schungseinrichtungen vorgenommen wird, ist eine 
wissenschaftspolitisch richtungweisende und für 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 101. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. November 1984 	7395 

Frau Dr. Wisniewski 
das Gedeihen der Wissenschaft in der Bundesrepu-
blik bedeutsame Tat. Sie wird nicht nur den Hoch-
schulen und anderen wissenschaftlichen Einrich-
tungen, sondern auch den Forschern „vor Ort" zu-
gute kommen. Sie wird auch Arbeitsplätze schaf-
fen, 

(Beifall bei der FDP) 

und sie wird jungen Wissenschaftlern Einstiegs-
möglichkeiten eröffnen. Das ist angesichts der we-
nig hoffnunggebenden Situation für die heutigen 
Absolventen der Hochschulen dringend notwendig. 

Das Gesetz dient eindeutig der Förderung junger 
Nachwuchskräfte, wenn die Zeit der Promotion 
nicht auf die Höchstgrenze der Beschäftigung von 
fünf bzw. acht Jahren angerechnet werden soll und 
wenn auch sonst Zeitverträge etwa der Anstellung 
als beamteter wissenschaftlicher Assistent vorge-
schaltet werden können. Damit kann Eignung oder 
Nichteignung für den Beruf des Wissenschaftlers 
besser erprobt werden, was bei den starren Qualifi-
kationsfristen, deren Herausforderung sich der 
Nachwuchswissenschaftler zu stellen hat, eine be-
grüßenswerte Hilfe darstellen muß. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Mit besonderem Nachdruck möchte ich darauf 
hinweisen, daß in diesem Gesetz meines Wissens 
zum erstenmal im Bereich der Wissenschaftspolitik 
die besonderen Belastungen berücksichtigt werden, 
denen sich Wissenschaftlerinnen gegenübersehen, 
wenn sie Kinder zu betreuen haben. Man kann die 
Regierung nur ermutigen, diesen Gesichtspunkt 
auch in anderen Gesetzen und Verordnungen inner-
halb des Hochschulbereichs wirksam werden zu 
lassen, weil gerade hier das zeitliche Zusammen-
treffen von Qualifikationsphase in der Wissen-
schaft und Familienphase für Frauen zu erhebli-
chen beruflichen Benachteiligungen führt. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Insgesamt darf festgestellt werden, daß sich zu-
sammen mit dem — wenn auch schüchternen — 
Anfang einer Revision des Hochschulzulassungs-
verfahrens im Bereich der medizinischen Fächer 
mit den heutigen Parlamentsvorlagen die Konturen 
einer Wissenschaftspolitik der Bundesregierung 
und der sie tragenden Koalitionsfraktionen abzu-
zeichnen beginnen, die für die in den vergangenen 
Jahrzehnten oft an der Bildungspolitik und den Bil-
dungspolitikern schier verzweifelnden Wissen-
schaftler ein Signal der Hoffnung sein dürften und 
die auch so verstanden und gewürdigt werden soll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich plädiere für die Annahme der Anträge der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP bzw. der 
Ausschußanträge, zumal die Anliegen des Antrags 
der SPD weitgehend im Koalitionsantrag aufge-
nommen worden sind. Ich denke, wir werden im 
Ausschuß über das Zeitvertragsgesetz eingehend, 
kontrovers, aber vielleicht auch zu einem gemeinsa-
men Schluß hinführend debattieren. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Professor Jannsen. 

(Zuruf von der FDP: Um Gottes willen!) 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich freue mich ja sehr über Ihre 
Jubelschreie, wenn ich hier auftrete, ich bin aller-
dings nicht hierhergekommen, um Ihnen Spaß und 
Freude zu verursachen, 

(Beckmann [FDP]: Das Haus hätte Besse

-

res verdient!) 

sondern darüber nachzudenken, was mit den Vorla-
gen, die hier zu behandeln sind, denn eigentlich 
zum Teil geschehen ist und was mit ihnen gesche-
hen soll. 

Ich denke, es ist notwendig — auch für Sie, Herr 
Probst —, einmal öffentlich darüber nachzudenken, 
was eigentlich an den deutschen Hochschulen ge-
schieht, und zur Kenntnis zu nehmen, was Leute, 
die sich mit dieser Problematik auseinandergesetzt 
haben, dazu zu sagen haben. Ich möchte noch ein-
mal auf den ersten Teil dieser verbundenen Debatte 
zurückkommen, auf das Gesetz über Zeitverträge 
für wissenschaftliches Personal an Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen. Ich denke an den 
Februar des letzten Jahres, als es die Koalition un-
geheuer eilig hatte, einen Antrag durchzubringen, 
der — wie wir inzwischen wissen — keinen anderen 
Zweck hatte, als in die anstehenden Verhandlungen 
zwischen den Tarifpartnern im Bereich dieses Teils 
des öffentlichen Dienstes einzugreifen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sand ins Ge

-

triebe!) 

Dieser Antrag ist inzwischen gegenstandslos ge-
worden. Er steht aber heute noch auf der Tagesord-
nung. Weder ich für meine Fraktion noch die SPD 
haben an der Abstimmung über den Bericht des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft teilge-
nommen. Es ist sehr deutlich zu erkennen, daß die-
ser Antrag die Funktion hatte, eine Drohung gegen-
über den Tarifpartnern auszusprechen. 

(Neuhausen [FDP]: Das stimmt doch 
nicht!) 

— Aber ich bitte Sie, in dem Bericht steht: Wenn 
keine tarifvertragliche Einigung im Sinne 

(Neuhausen [FDP]: Das ist nicht wahr!) 

der Arbeitgeber stattfindet, dann wird ein Gesetz 
notwendig. — Das ist die Entscheidungsgrundlage 
gewesen. 

(Neuhausen [FDP]: Nein!) 

Sie wissen, daß diese Form des Eingriffs in tarifli-
che Auseinandersetzungen politisch äußerst proble-
matisch und rechtlich fragwürdig ist. Darauf hat 
Herr Kuhlwein schon hingewiesen; ich werde mir 
das hier ersparen. Denn die Auseinandersetzung 
darüber, ob Sie damit in Verfassungsbestimmungen 
eingreifen oder nicht, wird wie immer wahrschein-
lich erst nachher geführt werden und nicht zu dem 
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Zeitpunkt, wo es notwendig wäre, also nicht vor-
her. 

Ich möchte dazu nur sagen, daß Herr Pfeifer im 
Bundesrat erklärt hat, dieser Entwurf behandle 
eine abgrenzbare arbeitsrechtliche Problematik. 
Der Entwurf ist aus zwei Teilen als Entwurf eines 
Artikelgesetzes zusammengefügt, nämlich aus ei-
nem Teil, der über das Hochschulrahmengesetz ge-
regelt werden soll, und einem Teil, der nur die For-
schungseinrichtungen betrifft. Das Hochschulrah-
mengesetz verlangt allerdings die Vorgabe eines 
Rahmens und kann nicht eine abschließende Voll-
regelung vorsehen. Das wird hiermit aber gemacht. 
Ich verweise dabei auf § 57 a. 

Politisch ist dieser Gesetzentwurf deswegen nicht 
akzeptabel, weil damit einerseits in die Tarifauto-
nomie eingegriffen wird und andererseits die seit 
1951 bestehende Regelungen zum Kündigungs-
schutz angegriffen werden. Denn wenn irgendein 
Drittmittelgeber ohne Einwirkung des Betroffenen 
seine Drittmittel zurückzieht oder nicht verlängert, 
obwohl das Projekt vielleicht noch nicht abge-
schlossen ist — aus welchen Gründen auch immer 
—, wird das für die betroffenen wissenschaftlichen 
Mitarbeiter fristlose Kündigung bedeuten. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht der Punkt! Das wissen Sie genau, 

Herr Jannsen!) 

— Ich werde die Punkte, die ich für richtig halte, die 
ich aus dieser Vorlage entnehme, darstellen. Ob sie, 
Herr Daweke, das für richtig halten oder nicht, in-
teressiert mich dabei überhaupt nicht. 

(Beifall des Abg. Krizsan [GRÜNE] — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das sollte Sie aber 
interessieren!) 

Das können wir vielleicht unter anderen Bedingun-
gen beraten, aber nicht hier, weil Sie j a eh nicht der 
Meinung sind, daß irgendeine der Äußerungen, die 
ich hier mache, von Relevanz ist. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich möchte aber die weitere wissenschaftspoliti-
sche Problematik, die hier diskutiert worden ist und 
hier angesprochen werden muß, noch etwas ver-
schärfen. Ich beziehe mich hier, was ich selten tue, 
auf Äußerungen des Deutschen Beamtenbundes, 
der erstens sagt: 

Insgesamt aber berücksichtigt der Entwurf zu-
wenig die Interessen der betroffenen Wissen-
schaftler. 

— diese Wissenschaftler sind wohl diejenigen, die 
den Wissenschaftsprozeß tragen — und zweitens 
ausführt: 

Dies würde langfristig zu einer Negativauslese 
des in Forschung und Lehre tätigen Personals 
führen. 

Das mag man immerhin bedenken, gerade auf den 
Bänken der Koalition. Denn der Gesetzentwurf 
wird j a mit der Behauptung eingebracht, er werde 
eine positive Leistungsentwicklung an den Hoch-
schulen einleiten. Die Existenzbedingungen der 

jungen Wissenschaftler im Hochschulbereich wer-
den aber erschwert. Soziale Sicherungen, die sie 
bislang noch haben, werden reduziert. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]; Sehr 
wahr!) 

Das bedeutet, daß der Versuch, in den Hochschulbe-
reich hineinzukommen, von ihnen möglicherweise 
sogar abgelehnt wird. Das ist der erste Punkt. 

Zweiter Punkt. Es bedeutet zugleich, daß diese 
Form der Beschäftigung zu immer schnellerer Um-
wälzung des wissenschaftlichen Personals führen 
wird. Was schnellere Umwälzung im Wissenschafts-
bereich bedeutet, können sich wahrscheinlich dieje-
nigen, die dort nicht gearbeitet haben, nicht recht 
ausmalen. Wissenschaft, besonders die Grundlagen-
forschung, setzt zweierlei voraus: Kontinuität und 
Muße. Arbeitsintensität, Forscherwille usw. sind als 
Selbstverständlichkeiten hinzuzudenken. 

(Austermann [CDU/CSU]: Nun lassen Sie 
es gut sein!) 

Ihre Vorstellungen sind die — das wird auch im 
Zusammenhang mit der HRG-Novelle sehr deut-
lich—: Kontinuität und Muße gibt es nur für Profes-
soren. Die anderen, die Nicht-Professoren, haben 
gefälligst diskontinuierlich zu sein und zu arbeiten 
und ohne Muße so schnell wie möglich das zu er-
schaffen, was wissenschaftliche Produktion heute 
bereitstellen soll. 

(Neuhausen [FDP]: Aber, Herr Jannsen, 
das glauben Sie doch selbst nicht!) 

— Herr Neuhausen, Sie werden sich wundern: Das 
glaube ich. Sie werden sehen, daß es so kommen 
wird. Ich kenne inzwischen die Wirklichkeit an den 
deutschen Hochschulen etwas. Ich habe selber 
meine Erfahrungen machen müssen. Ich weiß sel-
ber, wie schwierig und wie problematisch es ist, 
Drittmittel zu bekommen und dann noch Leute zu 
beschäftigen. 

Es geht nicht um mich persönlich. Ich war an 
einem naturwissenschaftlichen Fachbereich De-
kan. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war ein Feh

-

ler! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Das können Sie sich nicht vorstellen, aber das ist 
mir auch egal. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Austermann 
[CDU/CSU]: Magnifizenz!) 

— Sie haben sich getäuscht; es heißt „Spektabili-
tät". 

(Heiterkeit — Austermann [CDU/CSU]: 
Euer Merkwürden!) 

Der wissenschaftliche Nachwuchs wird auf diese 
Weise in eine Arbeits- und Produktionsform hinein-
gezwungen, die — gekoppelt mit der realtiv engen 
und kurzfristigen Vergabe von Drittmitteln — dazu 
führen wird, daß er sich eine Arbeitsweise ange-
wöhnen muß, die auf kurzfristigen Ausstoß gerich-
tet ist. Er muß ja in der Arbeitszeit, die er zur Verfü-
gung hat, mit der er rechnen kann — das sind in der 
Regel ein bis zwei Jahre —, seine gesamte wissen- 
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schaftliche Reputation erwerben, die es ihm gestat-
tet, sich auf andere Stellen zu bewerben, um noch 
eine Chance zu haben. 

Das ist der Punkt. Hier wird also gerade von den 
jungen Leuten her Wissenschaft in einer Form be-
trieben, die für diese jungen Leute jedenfalls keine 
langfristigen Perspektiven, keine längerfristige Pla-
nung und nicht den entsprechenden Umgang mit 
den Möglichkeiten eröffnet, die in der Wissenschaft 
gegeben sind. 

Frau Wisniewski hat in der Debatte am 29. Juni 
hier das Schreckensbild gemalt, daß es sich um die 
Produktion von Handlangern durch und für Herr-
schende handelt. Dem würde ich nicht zustimmen. 
Es handelt sich nicht um die Produktion von Hand-
langern für Herrschende — das wäre in diesem Zu-
sammenhang eine unzulässige Personalisierung —, 

sondern es handelt sich wirklich darum, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Es kommt schlim-
mer!) 

daß sich Menschen in einem Wissenschaftsbetrieb 
zu kurzfristig produzierenden Arbeitern entwickeln 
sollen, die keine Möglichkeiten mehr haben, an 
neuen Verfahren, an neuen Methoden zu arbeiten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schiefes Welt-
bild!) 

die schon gar keine Möglichkeit mehr haben, etwas 
zu vollziehen, was vor einigen Stunden durch die 
Äußerungen von Herrn Schmidbauer und Herrn 
Duve in die Debatte über Boden und Wasser einge-
führt wurde, nämlich die ganzheitliche Orientie-
rung der Wissenschaftler, die Orientierung auf eine 
ganzheitliche Naturbetrachtung, die es möglich 
macht, mehr zu sehen als nur den engen wissen-
schaftlichen Output. Sie werden weiterhin diese 
Wissenschaftler davon abhalten, die Möglichkeiten 
der Reflexion in bezug auf die sozialen und gesell-
schaftlichen Probleme ihrer Wissenschaft zu nut-
zen, weil sie sonst nicht mit einer wissenschaftli-
chen Perspektive rechnen können. 

Noch ein Wort zu dem, was hier immer als Grund 
für die Notwendigkeit solcher Novellierungen an 
die Wand gemalt wird, nämlich zu dem Leistungs-
verfall der deutschen Hochschulen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Steht auf dem 
Podium!) 

Ich weise darauf hin, daß 1968 im Marburger Mani-
fest der Hochschullehrer, die zwei oder drei Jahre 
später den „Bund Freiheit der Wissenschaft" ge-
gründet haben, vom Leistungsverfall die Rede ist 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

und daß fast mit denselben Worten 1983 Herr Kohl 
als Bundeskanzler vor der WRK der Wissenschaft 
Qualitätsverlust und Mittelmäßigkeit bescheinigt — 
und das trotz all der Entwicklungen im Hochschul-
bereich, die wir in diesen 15 Jahren erlebt haben, 
trotz all der problematischen Spitzenforschung im 
internationalen Bereich, die die Bundesregierung 
kennt und die wir jederzeit konstatieren können. 
Anders als früher wissen wir, daß diese Entwick-
lung in den letzten 15 bis 20 Jahren äußerst proble

-

matisch gewesen ist und daß viele Dinge, die dort 
erforscht und erarbeitet worden sind — ich nenne 
nur einmal die Arbeit an der Atomforschung und an 
der Gentechnologie —, sehr, sehr problematisch 
sind. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Bo-
roffka? 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Bitte sehr, Herr Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege, können Sie 
dem Hause erklären, wie viele Nobelpreisträger 
diese glanzvolle Universitätsentwicklung in 
Deutschland hervorgebracht hat? 

Dr.Jannsen (GRÜNE): Herr Boroffka, Sie wissen, 
daß Nobelpreise in der Regel erst mehr als 15 Jahre 
nach Abschluß der entsprechenden Arbeiten verlie-
hen werden. 

(Kuhlwein [SPD]: Willy Brandt und Hein

-

rich Böll hat er völlig vergessen! — Frau 
Dr. Hickel [GRÜNE]: Keine Preisträgerin! 

Das ist ein negatives Zeichen!) 
Ob es junge deutsche Wissenschaftler geben wird, 
die für Leistungen in den letzten 15 Jahren Nobel-
preise bekommen — außer dem einen, den es schon 
gibt —, das werden wir in den nächsten Jahren er-
fahren, und das können wir nicht schon jetzt wis-
sen. Außerdem ist das Kriterium Nobelpreis durch-
aus noch kein Kennzeichen dafür, daß die wissen-
schaftliche Leistungsfähigkeit verlorengegangen 
ist. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Das kann nur jemand fragen, der denkt, wissen-
schaftliche Leistung sei eine Einzelleistung. Wis-
senschaftliche Leistung ist schon seit Jahrzehnten 
im naturwissenschaftlichen, technikwissenschaftli-
chen und geisteswissenschaftlichen Bereich eine 
kooperative Leistung. Diese kooperative Leistung 
gilt es zu entwickeln. Sie darf nicht unterdrückt 
werden. Ein Wettbewerb zwischen einzelnen Indivi-
duen wird nicht dazu führen, daß kooperative Lei-
stungen eine höhere Entwicklung erfahren, als es 
zur Zeit der Fall ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD  — 
Dr.  Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Darun-

ter fällt auch die Gruppenpromotion, 
nicht?) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Professor Laermann. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist heute abend 
eine Professorenrunde! Nur Professoren! 
Nur vom Besten! — Dr. Probst [CDU/CSU]: 
Professor, kehren Sie zur Realität zurück!) 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Daweke, so 
ist es nun einmal, wenn man hier über Elite und Eli-
tehochschulen spricht, ist doch klar, wer dann 
spricht. — Frau Kollegin Hickel, ich hoffe nicht, daß 
Sie sich hier ausblenden wollen. 
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Wir haben heute abend in verbundener Debatte 

über drei Themen zu reden. Das ist einmal die Stel-
lung der Bundesregierung zu Eliteuniversitäten, 
zum anderen die Frage der Zeitverträge und 
schließlich die Frage der Drittmittelforschung. Las-
sen Sie mich versuchen, das in einen etwas anderen 
Zusammenhang zu bringen, als meine Vorredner 
das gemacht haben. Gleichwohl kann ich mir nicht 
die Bermerkung verkneifen, Herr Kollege Kuhl-
wein, daß Sie außer Polemik auch nicht viel zu bie-
ten hatten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich habe mich gefragt, wann Sie eigentlich zuletzt 
eine Hochschule von innen gesehen haben. Können 
Sie sich eigentlich vorstellen, wie ich mir vorkom-
me, wenn Sie davon sprechen, daß die wissenschaft-
lichen Angestellten und Mitarbeiter Kofferträger 
der Professoren seien, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unmöglich! — 
Neuhausen [FDP]: Was für ein Unsinn!) 

Objekte professoraler Willkür? 

(Kuhlwein [SPD]: Daß sie wieder dazu ge

-

macht werden sollen, habe ich gesagt! — 
Abg. Kastning [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich zunächst einmal die Position 
meiner Fraktion auch zur Frage der Elite kurz dar-
legen. 

(Kuhlwein [SPD]: Haben Sie überhaupt 
Abitur, Herr Laermann?) 

— Herr Kuhlwein, mit Schreien und mit Lautstärke 
hat man noch nie — — 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich darf Sie bitten, sich zu dieser späten Stunde mit 
den Äußerungen etwas zu zähmen. Wir sind in der 
letzten Runde. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Darf ich erst einmal et-
was sagen, etwas zur Sache ausführen, Herr Kolle-
ge, bevor Sie mit Fragen kommen? Ich stehe gleich 
gerne für Fragen zur Verfügung, wenn es die Zeit 
erlaubt, Herr Präsident. 

(Kuhlwein [SPD]: Wenn Sie so einen Mist 
erzählen, müssen Sie sich auch fragen las

-

sen!) 

Ich möchte Ihnen zunächst die Position meiner 
Fraktion zur Frage der Elite und der Hochbegabten 
kurz skizzieren. Wir halten die Begabten- und 
Hochbegabtenförderung für notwendig zur Ver-
wirklichung des Bürgerrechts auf Bildung. Sie ist 
ebenso unverzichtbar für uns wie die Breitenförde-
rung; denn erst aus der Breitenförderung werden 
wir die Begabten und die Eliten herausfinden kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist für und eine ständige Aufgabe — und nicht 
nur für uns, sondern wir sind der Auffassung, daß 
das für alle am Bildungs- und Ausbildungsprozeß 
Beteiligten eine ständige Aufgabe ist —, diese Eli-
ten und diese Hochbegabten zu fördern. Das hat 
unabhängig — das sage ich noch einmal ausdrück

-

lich — von der sozialen Herkunft und der sozialen 
Situation zu erfolgen. 

(Beifall bei der FDP — Kuhlwein [SPD]: 
Und hinterher werden sie rausgekippt!) 

— Nein, überhaupt nicht. 

Wir verstehen Eliten keinesfalls als Standeseli-
ten, sondern als eine Elite — Herr Kuhlwein, hören 
Sie gut zu —, die diese Bezeichnung auf eigene her-
ausragende Leistungen gründet. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Und die Fähigsten haben zum einen als Individuum 
einen Anspruch auf besondere Entwicklungsmög-
lichkeiten und besondere Förderung. Aber — ich 
füge dies ausdrücklich hinzu — sie haben auch eine 
Verpflichtung, diese ihre Fähigkeiten zum Wohle 
der Allgemeinheit und dieser Gesellschaft einzuset-
zen. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es! — Beifall 
bei der FDP) 

Deswegen sind wir verpflichtet, gerade die Befähig

-

testen zu fördern, und zwar, ich wiederhole es, ohne 
Rücksicht auf ihre soziale Herkunft und ihre so-
ziale Situation. Das ist unsere Position. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Begabten- und Leistungsförderung ist im 
Wettbewerb innerhalb der Hochschule wie auch 
der Hochschulen unterneinander zu verbessern. 
Dazu werden wir im Zusammenhang mit der Novel-
lierung des Hochschulrahmengesetzes sicher einige 
Vorschläge machen, wie wir die Voraussetzungen 
dafür schaffen, uns diesen Begabten wieder mehr 
und besser zuwenden zu können, als wir es bisher 
unter den großen Studentenzahlen tun konnten. 
Dabei füge ich auch hier ausdrückich hinzu: Wir 
sind nach wie vor für die Öffnung und das Offenhal-
ten der Hochschulen, weil wir aus der Breitenförde-
rung heraus diese Begabten finden und uns ihnen 
dann zuwenden müssen. 

(Kuhlwein [SPD]: Sind wir uns einig, daß 
es vor allem auf die Stellen ankommt?) 

Wenn Sie fragen, wie wir es eigentlich mit priva-
ten Hochschulen halten, dann muß ich Ihnen sagen: 
Genau deswegen, weil wir mehr Wettbewerb der 
Hochschulen und der Bildungseinrichtungen unter-
einander wollen, weil wir pädagogische und didakti-
sche Freiräume wollen, bejahen wir auch private 
Hochschulen, und wir bejahen Stiftungslehrstühle 
und Stiftungsinstitutionen. Und wir werden alles 
daran setzen, die notwendigen administrativen und 
fiskalischen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß dies sich entwickeln kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Abg. Dr. Diederich [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter! 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Nein, danke schön. 
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Vizepräsident Wurbs: Gilt das generell, Herr Abge-
ordneter? 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Das gilt jetzt generell, 
Herr Präsident. Ich habe noch ein paar Ausführun-
gen zum Thema zu machen. 

Ich meine, jede Hochschule sollte es sich als be-
sondere Ehre anrechnen und einen besonderen 
Ehrgeiz entwickeln, zur Elitehochschule zu werden. 
Das halte ich für eine vornehmste Aufgabe unserer 
Hochschulen. Ich sage das, damit auch dies mal klar 
ist. 

Eine Voraussetzung dafür ist allerdings auch — 
und das sage ich hier ganz nachdrücklich —, daß 
wir den Raum der privaten Stiftungen erweitern, 
daß wir ihre Möglichkeiten erhalten und verbes-
sern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Damit können wir den Raum der Freiheit der Wis-
senschaft erhalten und entscheidend verbessern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Außerdem müssen wir die notwendigen begleiten-
den Maßnahmen, auch die fiskalischen — siehe 
Körperschaftsteuerreform und dergleichen —, 
durchführen. Hier verweise ich auf die Große An-
frage zur Kulturpolitik und deren Beantwortung. 

Nun komme ich zu einem anderen Thema. In der 
Kürze der Zeit muß ich es etwas telegrammartig 
abhandeln. Es ist die Frage der Drittmittel. Ich habe 
den Eindruck: Hier weiß man überhaupt nicht, wo 
die Drittmittel eigentlich herkommen. Wollen Sie, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, einmal zur 
Kenntnis nehmen, daß der größte Teil der Drittmit-
tel aus öffentlichen Mitteln, von der öffentlichen 
Hand, aus den Ministerien, aus der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, aus den Stiftungen kommt 

(Kastning [SPD]: Der hat geträumt! — 
Kuhlwein [SPD]: Nicht zugehört!) 

und daß nur ein prozentual geringer Anteil aus der 
Industrie kommt. Dabei sage ich ausdrücklich: Ich 
bedaure das, und ich meine, es wäre gut, wenn aus 
der Industrie, aus der Wirtschaft mehr finanzielle 
Mittel auch in die Hochschulen kämen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Kuhlwein) 

— Ich gebe Ihnen zu, Herr Kuhlwein: unter einer 
Einschränkung — und darauf lege ich besonderen 
Wert —, nämlich daß darunter die originären Auf-
gaben der Hochschule in Forschung und Lehre 
nicht leiden und daß es nicht hingenommen werden 
kann, daß sich daraus Abhängigkeiten ergeben. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Kuhl-
wein [SPD]) 

Aber ich bin auch der Auffassung, daß es gerade 
im Sinn des forschenden Lehrens auch für diejeni-
gen, die wir auszubilden haben, eine wesentliche 
Hilfe ist, daß sie praxisorientiert und praxisbezogen 
und nicht auf den rosaroten Wolken der akademi-
schen Wissenschaft ausgebildet werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Damit wird über die Drittmittelforschung ein ent-
scheidender Beitrag zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses geleistet. Einen großen 
Teil des wissenschaftlichen Nachwuchses können 
wir nur über Drittmittel fördern, weil die Etats der 
Länder nämlich zu knapp bemessen sind. 

Im übrigen aber reden wir alle von Transfer und 
der Notwendigkeit, die Transfermechanismen zu 
verbessern. Ich wiederhole, was ich schon häufiger 
hier in anderem Zusammenhang gesagt habe: Wie 
kann man Transfer eigentlich besser fördern als 
über Köpfe? Transfer wird nicht über Datenträger, 
sondern über Personen, über Köpfe am wirkungs-
vollsten geleistet. Und hier werden wir über Dritt-
mittelförderung für die Studenten und den wissen-
schaftlichen Nachwuchs ganz Entscheidendes lei-
sten können, nämlich zum einen in Richtung auf 
die Förderung und zweitens in Richtung auf den 
Transfer. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich darf Ihnen versichern, Herr Kuhlwein: Es 
wird das Interesse eines jeden vernünftigen Hoch-
schulprofessors sein — und wer etwas anderes be-
hauptet, dem spreche ich die Berechtigung ab, sich 
Hochschulprofessor zu nennen —, 

(Lachen bei der SPD) 

seinen wissenschaftlichen Leistungsnachweis zu er-
bringen und damit sein Interesse zu bekunden, das, 
was er mit seinen Mitarbeitern erarbeitet hat, zu 
veröffentlichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deswegen kann ich es nicht akzeptieren, wenn Sie 
hier davon sprechen, daß die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter etwa über das Zeitvertragsgesetz sozu-
sagen wieder der professoralen Willkür ausgesetzt 
seien. 

(Kuhlwein [SPD]: Das werden sie aber!) 

Es ist hier festzustellen, daß sich diese Vor-
schläge nicht samt und sonders auf alle Stellen, 
sondern nur auf einen bestimmten Teil der Stellen 
beziehen. Ich stimme Ihnen zu — ich sage das hier 
ausdrücklich — , daß ein Teil der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter, des wissenschaftlichen Personals an 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen um der 
Kontinuität willen in Dauerstellungen beschäftigt 
sein muß. 

(Kuhlwein [SPD]: Aha!) 

Aber genau das steht auch im Gesetzentwurf. 

(Kuhlwein [SPD]: Nein!) 

Das wollen wir einmal festhalten. Hier gibt es keine 
schrankenlose Zulässigkeit von Zeitvertragsstellen. 

Es ist sicherlich notwendig, daß wir die verfas-
sungsrechtliche Situation prüfen. 

(Kastning [SPD]: Das sollte man vorher 
prüfen!) 

Auch die Frage, ob es sich hier um einen Eingriff in 
die Tarifautonomie handelt, wird zu prüfen sein. 
Aber ich bitte, hier zu bedenken, daß wir es im 
Bereich der Wissenschaft, im Bereich der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen mit einer be- 
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sonderen Situation zu tun haben: Mit einem solchen 
Zeitvertragsgesetz müssen wir den Aufgaben der 
Hochschulen, nämlich dem Bildungsauftrag der 
Hochschulen zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses entsprechen. Die Hochschulen müs-
sen in die Lage versetzt werden, eben diesem Auf-
trag gerecht zu werden, den wissenschaftlichen 
Nachwuchs auszubilden und zu fördern. Es geht 
nicht an, hier closed shops zu machen: die, die drin 
sind, bleiben drin, und die anderen stehen vor der 
Tür. Das war nie so, und das darf nie so sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kuhlwein [SPD]: Was machen Sie mit den 
ausgebildeten Vierzigjährigen? — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

— Dann gucken Sie sich einmal an — das sage ich 
auch an die Adresse von Herrn Jannsen —, wie die 
Situation da heute ist. Ich bin als Hochschullehrer 
daran interessiert, den wissenschaftlichen Nach-
wuchs zu fördern, weil ich mich in diesen Nach-
wuchskräften selbst wiederfinde. Das ist meine vor-
nehmste Aufgabe, die ich in der Hochschule wahr-
zunehmen habe. Wer etwas anderes behauptet, ist 
dort fehl am Platze. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kuhlwein [SPD]: Schon wieder die Hälfte 
der Professoren weg! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Aber hier ist auch die Frage zu stellen: Wie sieht 
das eigentlich mit der Rechtsprechung der Arbeits-
gerichte aus? Ist das, wie das hier vorgestellt wor-
den ist, zum Wohle des wissenschaftlichen Nach-
wuchses? 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig! Das ist 
die Frage!) 

Die kriegen nämlich keinen Vertrag mehr über vier 
Jahre, sondern hier wird ihre Zeit als studentische 
und wissenschaftliche Hilfskraft angerechnet, und 
dann sind sie nur zweieinhalb Jahre drin. Ich er-
fahre das ja, gucken Sie sich einmal an, wie das aus-
sieht. So werden heute nämlich die Verträge ge-
macht. Meinen Sie, daß wir damit dem wissen-
schaftlichen Nachwuchs dienen? Hier gilt es, klare 
und gesicherte Verhältnisse zu schaffen. Sonst kla-
gen sich nämlich die Schwachen, klagt sich die 
zweite und dritte Qualität ein. Denn die Guten ha-
ben immer eine Chance, ihre Rolle, ihre Position in 
ihrer beruflichen und wissenschaftlichen Fortent-
wicklung zu finden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Genau deswegen sind wir der Auffassung, daß es 
hier notwendig ist, eine solche Zeitvertragsregelung 
zu treffen, nicht aber, um sie zu Kofferträgern von 
Professoren zu machen. Das muß ich mit allem 
Nachdruck zurückweisen. Sie beleidigen mich da-
mit, Herr Kuhlwein, und deswegen weise ich das 
für alle meine Kollegen zurück. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang der Situation der Hochschulen möchte ich 
aber noch auf etwas anderes hinweisen. Wir sind  

für das Offenhalten der Hochschulen. Wir wissen, 
daß wir noch bis Mitte der 90er Jahre zunehmende 
Studentenzahlen zu erwarten haben. Hier geht es 
darum, wie wir die Situation des wissenschaftlichen 
Nachwuchses sichern können, damit uns die guten 
Leute, die exzellenten, die Elite, als wissenschaftli-
cher Nachwuchs erhalten bleiben. Denn wir haben 
etwa seit 1975 eine Stagnation im Stellenausbau 
festzustellen, und zwar sowohl im wissenschaftli-
chen Mittelbau als auch bei den Hochschullehrern, 
den Professoren selbst, die in relativ jungen Jahren 
berufen worden sind. Die Stellen sind bis Mitte/ 
Ende der 90er Jahre blockiert, der Nachwuchs hat 
keine Chance. Deswegen erkläre ich hier für meine 
Fraktion ausdrücklich, daß wir das Memorandum 
der Wissenschaftsorganisation in bezug auf den 
Fiebiger-Plan nachdrücklich unterstützen und uns 
dafür einsetzen, daß auch die Landesregierungen 
bereit sind — unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die Studentenzahlen noch einige Jahre lang 
steigen werden —, zusätzliche Zeitstellen für Pro-
fessoren zur Verfügung zu stellen und die alten 
Stellen kw zu stellen, damit wir einen fließenden 
Übergang aus der einen Hochschullehrer- und Wis-
senschaftlergeneration in die andere finden. Dies, 
meine ich, ist eine wichtige Angelegenheit zur Er-
haltung unseres wissenschaftlich-geistigen Potenti-
als. 

(Kuhlwein [SPD]: Helfen Sie mit, das dem 
Bundeskanzler zu sagen! Der müßte die In

-

itiative ergreifen!) 

— Ich denke, Herr Kuhlwein, Sie haben da erhebli-
che Aufgaben zu bewältigen, wenn Sie nämlich die 
Wissenschaftsminister und die Finanzminister der 
SPD-regierten Länder von der Notwendigkeit zu 
überzeugen haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Tun wir doch so, als ob das nur die Bundesregie-
rung anginge. Wollen wir die Dinge einmal klar 
beim Namen nennen. 

(Kuhlwein [SPD]: Kohl könnte dasselbe 
machen wir Helmut Schmidt 1977!) 

Lassen Sie mich vielleicht noch kurz ein Wort 
zum Hochschulrahmengesetz sagen, Herr Kuhl-
wein, das Sie so ausdrücklich und nachdrücklich 
angesprochen haben, obschon es heute gar nicht 
zur Debatte steht. Ich sage Ihnen: Hier geht es nicht 
um neue Strukturkonzepte. Unsere Position ist 
keine Totalrevision, Korrekturen aber dort, wo aus 
der Erfahrung heraus es sich als notwendig erwie-
sen hat 

(Zuruf von der SPD: Gucken Sie sich den 
Entwurf einmal an!) 

und im Sinne der Erfüllung der Aufgaben der Hoch-
schulen nach meiner Auffassung auch notwendig 
ist. Ich stimme mit Ihnen überein, daß es nicht gut 
wäre, erneut strukturelle Unruhen in die Hoch-
schullandschaft hineinzutragen. Das wollen wir 
nicht. 

(Zuruf von der SPD: Daran werden wir Sie 
erinnern!) 

Ich denke, nachdem wir viele Gespräche mit den 
Gruppen, auch mit Studenten, auch mit wissen- 
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schaftlichen Mitarbeitern, geführt haben, daß die 
Notwendigkeit erkannt worden ist, punktuelle Kor-
rekturen durchzuführen. Darüber werden wir uns 
zu verständigen haben. Sie werden sich dem stellen 
müssen. Darum kommen Sie nicht herum. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir sind auch der Auffassung, daß es bei einer 
Novellierung des Hochschulrahmengesetzes darauf 
ankommt, die Autonomie der wissenschaftlichen 
Einrichtungen zu stärken. Wir wollen sie nicht am 
Gängelband der Bundesregierung haben. Wir wol-
len sie aber auch nicht am Gängelband der Landes-
regierungen haben, ganz gleich, wer diesen Landes-
regierungen politisch vorsteht. 

(Beifall bei der FDP) 

Das müssen wir einmal ausdrücklich sagen. Mehr 
Verantwortung an die Hochschulen, mehr didakti-
sche Freiräume, mehr Gestaltungsfreiräume an den 
Hochschulen — das, meine ich, können wir errei-
chen, wenn wir erst einmal grundlegende Voraus-
setzungen für eine Korrektur in der Personalstruk-
tur im Bereich der Drittmittelforschung, im Bereich 
der Studienreformkommission — — 

(Kuhlwein [SPD]: Totalreform!) 

— Nein, nein, überhaupt nicht. Gucken Sie sich das 
einmal an. Befassen Sie sich einmal mit den Vor-
schlägen der Knopp-Kommission und gucken ein-
mal, wer an dieser Knopp-Kommission beteiligt 
war. 

(Zuruf von der SPD: Sehen Sie sich den 
Entwurf an!) 

und gucken Sie sich einmal an, wie die Position der 
SPD-regierten Landesregierungen ist. Wenn Sie 
hier nicht in bloßer Obstruktion machen wollen, 
dann werden Sie erkennen, daß auch aus den Wis-
senschaftsministerien dieser Häuser, dieser Regie-
rungen heraus die Notwendigkeit nicht verneint 
wird, 

(Zuruf von der SPD: Sehen Sie sich den 
Entwurf an!) 

punktuelle Korrekturen am Hochschulrahmenge-
setz zu machen und daß man bereit ist, dies auch zu 
tun. Lassen Sie die Obstruktion. Lassen Sie uns ver-
eint dem Ziel zuwenden, die Arbeitsfähigkeit und 
die Entwicklungsmöglichkeiten der Hochschulen zu 
verbessern, im Interesse unserer Gesellschaft und 
unseres Staates. 

Herr Präsident, ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Zum Punkt 12 der Tagesordnung schlägt der Älte-
stenrat vor, den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung auf Drucksache 10/2283 zu überweisen zur fe-
derführenden Beratung an den Ausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und den 
Ausschuß für Forschung und Technologie. Gibt es  

dazu andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Punkte 13 
und 14 der Tagesordnung. Ich rufe zuerst den Punkt 
13 der Tagesordnung zur Abstimmung auf. Wer der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft auf Drucksache 10/2159 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses ist angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Punkt 14 der Ta-
gesordnung auf. Hierzu liegt Ihnen auf Drucksache 
10/2381 ein Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP vor, der eine neue Fassung der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft zum Inhalt hat. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Der Änderungsantrag ist angenommen. 

Eine Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses auf Drucksache 10/1121 erübrigt 
sich damit. 

Meine Damen und Herren, der Punkt 15 der Ta-
gesordnung ist abgesetzt. 

Ich rufe deshalb den Punkt 16 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Än-
derung beamtenrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 10/1375 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2282 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Bernrath 
Regenspurger 
Dr. Hirsch 

(Erste Beratung 71. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind angenommen. 

Wir treten in die 

Dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
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wurfs eines Gesetzes zu dem Europäischen 
Übereinkommen vom 17. Oktober 1980 über 
die Gewährung ärztlicher Betreuung an  Per-
sonen bei vorübergehendem Aufenthalt 
— Drucksache 10/1484 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus

-

schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
— Drucksache 10/2270 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Egert 

(Erste Beratung 71. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18 entfällt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 27. Juni 1980 zur 
Gründung des Gemeinsamen Fonds für Roh-
stoffe 
— Drucksache 10/1535 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. — Der Ältesten-
rat schlägt vor, den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung auf Drucksache 10/1535 zu überweisen zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß und zur 
Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß, den 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit so-
wie zur Beratung gemäß § 96 unserer Geschäftsord-
nung an den Haushaltsausschuß. Gibt es dazu an-
dere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Fortschreibung des Bedarfsplans für Bun-
desfernstraßen 
— Drucksache 10/1756 — 

Wird das Wort gewünscht? — Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Antrag auf Drucksache 10/1756 an 
den Ausschuß für Verkehr zu überweisen. Gibt es 
dazu andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Beratung der Unterrichtung durch den Bun-
desrechungshof 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
1984 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 

(einschließlich der Bemerkungen zur Jahres-
rechnung des Bundes 1982) 
— Drucksache 10/2223 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. — Der Ältesten-
rat schlägt vor, die Vorlage auf Drucksache 10/2223 
an den Haushaltsausschuß zu überweisen. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der 
Fall. Dann ist die Überweisung beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 22 und die Zu-
satzpunkte 5 a und 5 b auf: 

Beratung der Sammelübersicht 53 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/2281 — 

Beratung der Sammelübersicht 54 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/2354 — 

Beratung der Sammelübersicht 55 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/2355 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses, die in den 
Sammelübersichten 53, 54 und 55 enthaltenen An-
träge anzunehmen, zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — Ent-
haltungen? — Die Beschlußempfehlungen des Peti-
tionsausschusses sind angenommen. 

Ich rufe den Tagesordungspunkt 23 auf: 

Beratung der Übersicht 10 des Rechnungs-
ausschusses (6. Ausschuß) über die dem 
Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsa-
chen vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 10/2272 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Rechtsaus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 10/2272, von einer 
Äußerung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in 
der vorgenannten Drucksache aufgeführten Streit-
sachen vor dem Bundesverfassungsgericht abzuse-
hen. Sind Sie damit einverstanden? — Es erhebt 
sich kein Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordungnungspunkte 24 und 25 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 06 40 
Tit. 681 05 — Eingliederungshilfen und Aus-
gleichsleistungen für ehemalige politische 
Häftlinge — im Haushaltsjahr 1984 
— Drucksachen 10/1957, 10/2193 — 
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Vizepräsident Wurbs 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Kühbacher 
Frau Seiler-Albring 
Kleinert (Marburg) 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 14 23 
Tit. 67101 

—Leistungen des Bundes nach dem Arbeits-
platzschutzgesetz 
— Drucksachen 10/1799, 10/2284 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Löher 
Dr. Weng 
Frau Traupe 
Kleinert (Marburg) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf den Drucksachen 10/2193 und 
10/2284, von der Unterrichtung durch den Bundes-
minister der Finanzen auf den Drucksachen 10/ 
1957 und 10/1799 Kenntnis zu nehmen. Erhebt sich 
hiergegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall; 
dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 26 der Tagesordnung auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 81/363/EWG ü ber 
Beihilfen für den Schiffbau 
— Drucksachen 10/1212 Nr. 5, 10/2253 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Ehrenberg 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft auf 
Drucksache 10/2253 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 zur Tagesordnung 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent

-

wurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
vom 21. März 1983 zu dem Protokoll zu dem 
Europäischen Abkommen zum Schutz von 
Fernsehsendungen 

— Drucksache 10/2228 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2352 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Götz 
Schmidt (München) 

(Erste Beratung 98. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Aus-
sprache gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe Art. 1 bis 
3, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz 
als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Stimm-
enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 zur verbundenen Ta-
gesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 

— Drucksache 10/2382 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kübler 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
auf Drucksache 10/2382 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenstimmen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung angelangt. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
heute, Freitag, den 16. November 1984, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 0.14 Uhr) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein **** 	 16. 11. 
Frau Dr. Adam-Schwaetzer 	15. 11. 
Dr. Ahrens *** 	 16. 11. 
Dr. Apel 	 16. 11. 
Dr. Barzel 	 16. 11. 
Biehle **** 	 16. 11. 
Borchert 	 16. 11. 
Brandt 	 15. 11. 
Büchner (Speyer) ** 	16. 11. 
Dr. Corterier **** 	 16. 11. 
Cronenberg (Arnsberg) 	16. 11. 
Francke (Hamburg) **** 	16. 11. 
Frau Fuchs (Köln) 	 16. 11. 
Gansel **** 	 16. 11. 
Hedrich 	 16. 11. 
Horn **** 	 16. 11. 
Dr. Hupka **** 	 16. 11. 
Ibrügger **** 	 16. 11. 
Jungmann **** 	 16. 11. 
Dr.-Ing. Kansy **** 	 16. 11. 
Kolbow **** 	 16. 11. 
Frau Krone-Appuhn **** 	16. 11. 
Kühbacher 	 16. 11. 
Dr. Kunz (Weiden) **** 	16. 11. 
Dr. Langner 	 16. 11. 
Lattmann 	 16. 11. 
Liedtke 	 16. 11. 
Müller (Düsseldorf) 	 16. 11. 
Petersen **** 	 16. 11.  

Dr. Pinger 	 15. 11. 
Porzner 	 16. 11. 
Rapp (Göppingen) 	 16. 11. 
Rawe 	 16. 11. 
Reents **** 	 16. 11. 
Ronneburger **** 	 16. 11. 
Sauer (Salzgitter) **** 	16. 11. 
Frau Schmidt (Nürnberg) 	16. 11. 
Schröer (Mülheim) 	 15. 11. 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 16. 11. 
Seehofer 	 16. 11. 
Frau Simonis **** 	 16. 11. 
Dr. Soell 	 16. 11. 
Dr. Spöri 	 16. 11. 
Dr. Sprung 	 16. 11. 
Dr. Stark (Nürtingen) 	16. 11. 
Graf Stauffenberg * 	 16. 11. 
Stücklen 	 16. 11. 
Voigt (Frankfurt) **** 	16. 11. 
Voigt (Sonthofen) 	 16. 11. 
Dr. von Wartenberg **** 	16. 11. 
Weiskirch (Olpe) 	 16. 11. 
Weiß **** 	 16. 11. 
Würtz **** 	 16. 11. 
Zierer ** 	 16. 11. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parla-
ments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

*** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
**** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 
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